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         Wir Deutschen sind mit unserer Geschichte überfordert. Wir reden oft über sie, aber
            wenn uns jemand genau zuhört, merkt er, dass wir uns dabei in Widersprüche verwickeln.
         

         Wir sagen, dass es wichtig ist, aus der Geschichte zu lernen. Noch schlimmer als ein
            Volk, das einmal einen Fehler macht, ist ein Volk, das diesen Fehler wiederholt. Wenn
            aber jemand sagt, er habe aus der Geschichte gelernt, und etwas anführt, das ihn an
            diese Geschichte erinnert, dann erklären wir ihm, dass man mit historischen Parallelen
            vorsichtig sein muss. Wir fangen an, in langen Sätzen zu sprechen und finden schnell
            Umstände und Voraussetzungen, die früher anders waren als heute, was uns zuverlässig
            zu dem Urteil führt, dass der Vergleich hinkt. Wir wehren uns also mit Tatsachen gegen
            den Vergleich, und wenn das nicht funktioniert, dann finden wir einen moralischen
            Grund. Schließlich haben es die millionenfachen Opfer unserer Vergangenheit nicht
            verdient, instrumentalisiert zu werden für einen mondänen Disput unserer Gegenwart.
            Ihr Leiden war singulär. Wer es vergleicht, relativiert es also und ein Relativierer
            möchte, insbesondere bei diesem Thema, niemand sein. Deshalb ist der Vergleich mit
            an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht nur falsch, sondern auch unzulässig
            und verwerflich.
         

         So weit sind wir Deutschen ganz zufrieden mit unserer Leistung. Unsere Vergangenheit
            steht würdevoll verpackt im Regal und hat mit unserer Gegenwart nichts zu tun, aber
            wir gedenken ihrer, und wenn wir das tun, dann sagt manchmal jemand: «Nie wieder!»
            Und wir nicken, denn wer wollte schon, dass etwas so Schlimmes wieder geschieht?
         

         Während wir nicken, sind wir mit uns im Reinen. Niemand widerspricht, niemand stört
            den feierlichen Moment. Es wäre unpassend, würde ausgerechnet jetzt jemand eine plumpe,
            naive, uninformierte Nachfrage stellen: «Nie wieder … was denn genau?»
         

         Wir könnten eine solche Frage leicht beantworten, indem wir aufzählen, was nicht wieder
            passieren soll, angefangen beim Jahr 1933. Unser so unschuldig daherkommendes Gegenüber
            käme gleich mit der nächsten Nachfrage, nämlich, woran man denn erkennen könne, dass
            so etwas wie 1933 wieder zu passieren drohe, wenn bei jeder Ähnlichkeit, die eine
            Wiederholung kennzeichnet, gleich gesagt wird: Eine Ähnlichkeit zu bemerken, ist das
            Ergebnis eines Vergleiches und ein Vergleich ist eine Relativierung, weil wir uns
            irgendwann darauf geeinigt haben, dass die Verbrechen des Nationalsozialismus singulär
            sind, also nicht vergleichbar. Und wer doch vergleicht, also relativiert, der steht
            auf der falschen Seite der Geschichte. Also, bitte schön: Wie soll das «wieder» aus
            «Nie wieder!» festgestellt werden?
         

         Eine sehr gute Frage.

         Doch weil wir so geduldig sind in der über Jahrzehnte gewachsenen Souveränität unseres
            Geschichtsverständnisses, hätten wir eine ruhig formulierte Antwort parat: Wir können
            unsere Rede von der Singularität der Jahre 1933 bis 1945 nicht durchhalten, wenn wir
            irgendetwas aus der Geschichte lernen wollen. Die Vergangenheit hat nur dann etwas
            mit der Gegenwart zu tun, wenn wir beide miteinander vergleichen. Und wer verhindern
            will, dass etwas Früheres noch einmal geschieht, der muss irgendwann in der Zukunft
            sagen, dass seine Zeit der damaligen ähnelt, und dass er fürchtet, diese dunkle Geschichte
            könne sich wiederholen, vielleicht nicht genau in der Form wie damals, aber in abgewandelter,
            strukturell ähnlicher Art. Wir würden dem Fragesteller mit sanften Worten sagen, dass
            es nicht schwer sei, einen Mittelweg zu gehen. Nämlich: Historische Vergleiche nur
            mit größter Vorsicht zu ziehen und peinlich genau darauf zu achten, dass ein so vernichtend
            wirkender Vergleich wie dieser nicht missbraucht wird, um politische Gegner zu beschädigen
            oder irgendwelchen banalen Fragen unserer Gegenwart ein moralisches Gewicht zu verleihen,
            das sie nicht haben. Und vielleicht würden wir, weil wir uns unserer Sache so sicher
            sind, dem Fragesteller noch einen Ratschlag mitgeben und ihm sagen, dass auch er doch
            nicht in einer Zeit leben wolle, in der in jeder kleinen Debatte mindestens ein Nazivergleich
            vorkommt. Denn: Wenn eines Tages ein politisches Phänomen aufträte, das wirkliche
            Parallelen aufweise zu dem, was früher war, und wir diese Parallelen genau benennen
            könnten, in aller Differenziertheit, und wir gerne jemandem sagen würden, dass es
            Zeit sei, etwas zu tun, dann würden wir doch nicht wollen, dass der historische Vergleich
            längst entwertet wurde durch einen inflationären Gebrauch.
         

         Aber der Fragesteller – dieser altkluge, selbstgefällige Strolch – würde uns ohne
            mit der Wimper zu zucken fragen, woran wir denn erkennen wollen, dass der Zeitpunkt
            gekommen ist, an dem der Vergleich nicht mehr hinkt, wenn wir jeden, der diesen Vergleich
            zieht, als jemanden abtun, der etwas nicht verstanden hat. Und ob es nicht sehr bequem
            ist, wenn scheinbar nie der Zeitpunkt kommt, an dem wir tatsächlich einer historischen
            Verantwortung gegenüberstehen, Gleiches und Ähnliches zu erkennen, weil in der Gegenwart
            niemand eine Armbinde mit einer Swastika trägt oder weil die Opfer andere wären oder
            weil niemand ein Vernichtungslager bauen will oder weil es keine Versailler Verträge
            gibt und keinen seltsamen kleinen Schnauzbart vor dem Mund einer hysterischen Person,
            die kreischende Reden hält. Was wäre, wenn eine historische Verantwortung nicht von
            Oberflächlichkeiten handelte, sondern vom menschlichen Kern, den es immer gab und
            geben wird: von den Mechanismen der Ausgrenzung, Unterwerfung und Aggression.
         

         Das wäre wahrscheinlich das Ende dieser Unterhaltung. Und jeder, der das Jahr 1933
            zum Vergleich mit 2033 heranzieht, müsste daran gemessen werden, was genau er vergleicht.
            Ein grundsätzliches Verbot aber, das Jahr 1933 anzuführen, wenn einhundert Jahre später
            antidemokratische, antiliberale und rechtsextreme Kräfte weltweit an Macht gewinnen,
            darf es nicht geben.
         

         Wer von der Nazikeule redet, muss schon nachweisen, dass sein Gegenüber vergleicht,
            was sich nicht ähnelt. Wer historische Parallelen sieht, und diese in der Absicht
            benennt, eine überlegte Warnung auszusprechen, der verhebt sich nicht, weil ein politischer
            Zusammenbruch im 21. Jahrhundert keine Lappalie wäre und weil kaum jemand leugnet,
            dass wir in Zeiten leben, in denen eine vorrevolutionäre Spannung herrscht. Wer immer
            das feststellt und auf Gefahren hinweist, ist kein Relativierer. Er wäre nur dann
            im Unrecht, wenn wir das «Nie wieder» aufgeben wollten und die Geschichte einfach
            nur Geschichte sein ließen. Das hätte allerdings seinen Preis. Wir würden den Gründungsmythos
            unserer Bundesrepublik opfern, der im gesamten Staatsaufbau davon handelt, ein autoritäres
            System zu verhindern, die Etablierung einer illiberalen Ordnung, in der Menschen in
            ihrer Würde angetastet werden, weil sie einer bestimmten Gruppe angehören.
         

         Wer will sagen, dass diese Möglichkeit in den heutigen Zeiten nicht besteht? Dass
            es nicht lohnt, sich gegen diese Gefahr politisch zu versichern, indem man in Gedanken
            durchspielt, wie es wäre, wenn die Sache ihren schlechtesten Ausgang nähme?
         

         Dieses Buch spielt im Jahr 2033. In diesem Jahr wird in Deutschland eine Bundestagswahl
            stattfinden und die AfD wird mit Abstand stärkste Kraft werden. Sie wird die Bundeskanzlerin
            stellen und die Bundesregierung anführen. Woher wir das wissen? Wir wissen es nicht.
            Aber wir stellen es uns vor als Gefahrenprophylaxe, um uns zu fragen, als was das
            Jahr 2033 in die Geschichte eingehen wird.
         

         Genau einhundert Jahre früher, im Schicksalsjahr 1933, nahm etwas sehr Großes seinen
            Anfang. Und wenn jemand das Jahr 1933 zu einem historischen Vergleich heranzieht,
            dann meistens in dem Gedanken an den Zivilisationsbruch und alles, was ihn seinerzeit
            ermöglichte. Wer 1933 anführt, holt also ein Monument hervor und wirft es scheppernd
            in die Waagschale. Kein Jahr unserer Gegenwart hat ein Gewicht wie 1933. Also passiert
            nichts. Die Waage steht still, eine Waagschale klebt am Boden, die andere baumelt
            federleicht in der Luft. Der Messversuch endet ohne Ergebnis. Der ganze Versuchsaufbau
            ist falsch.
         

         Wer etwas erfahren will, darf nicht alles wiegen, was im Jahr 1933 begann, sondern
            nur einen Teil davon, jenen nämlich, der wirklich verglichen werden soll.
         

         Wir wissen in unserer Gegenwart nicht, was in Zukunft passieren wird, die Menschen
            im Jahr 1933 wussten es auch nicht. Wir bemühen uns, ihnen zu unterstellen, dass sie
            es hätten wissen können. Wir brauchen diesen Nachweis, um sie zur Verantwortung zu
            ziehen für das, was sie entweder geschehen ließen oder aktiv betrieben. Wir schauen
            also zurück und denken alles mit, was danach kam. Das ist in diesem Denkexperiment
            ein Fehler. Wir wollen unsere Situation vergleichen. Und unsere Situation ist: Wir
            wissen nichts, wir ahnen und befürchten nur, was die nächsten Jahre bringen werden.
            Wir müssen uns vergleichen in dieser Unsicherheit und können uns nur spiegeln in Menschen,
            denen die gleiche Unsicherheit zu schaffen machte. Vergleichen wir doch einmal, was
            wirklich gleich wirkt: Unser tiefer Zwiespalt, ob wir es mit dem Sorgenmachen nicht
            doch übertreiben und alles schon nicht so schlimm kommen wird. Die Menschen im Jahr
            1933 waren in genau dem gleichen Zwiespalt gefangen. Wir haben also etwas gefunden,
            das ähnlich ist.
         

         Die Deutschen des Jahres 1933 hatten von den Boxheimer Dokumenten gehört. Das war
            ein Aktionsplan des Leiters der Rechtsabteilung der hessischen Nationalsozialisten,
            Werner Best, der überlegt hatte, wie die Nazis die Macht übernehmen könnten. Er hatte
            sich 1931 in einem Gasthaus namens «Boxheimer Hof» mit anderen hohen Nationalsozialisten
            getroffen und ihnen Pläne für mögliche Notverordnungen vorgelegt, mit denen die Partei
            nach einem möglichen Putsch durch Kommunisten ihre eigene Diktatur errichten könnte.
            Die Dokumente handelten von der Frage, was alles beschlagnahmt werden würde. Wie Nahrungsmittel
            rationiert würden. Wer die Polizeigewalt bekäme, nämlich die SA. Auf wen das politische Oberkommando im Gau überginge, nämlich – so ein Zufall –
            auf den Leiter der NSDAP-Rechtsabteilung, also auf Best. Wer zur Arbeit gezwungen werden würde. Und vor allem:
            Wer ins Konzentrationslager käme, nämlich alle politischen Gegner und Juden. Und wer
            alles erschossen werden sollte, nämlich jeder, der Widerstand leistet.
         

         Wir lesen solche Pläne mit dem heutigen Wissen, dass es genauso gekommen ist. Wir
            erheben uns über die Zeitgenossen von damals, wenn wir sie in Gedanken beknien, etwas
            zu tun, um diese Katastrophe zu verhindern. Die Menschen in der Weimarer Republik
            wussten nichts von einer Katastrophe, so wie wir nichts davon wissen. Ihre Zukunft
            war auf viele Weisen ungewiss. Und sie zeigten sich entsetzt über diesen Wahnsinn,
            den die Nazis planten. Es gab einen Aufschrei. Die Boxheimer Dokumente waren ein großer
            politischer Skandal im Jahre 1931. Hessens Innenminister Wilhelm Leuschner verlangte
            ein Strafverfahren gegen Best. Das Berliner Tageblatt schrieb: «Insofern ist der Entwurf ein Beweisstück für die latente Illegalität der
            Nationalsozialistischen Partei, die unter der Hülle der Legalitätsbeteuerungen weiterherrscht
            und insofern sollte er auch ein nützliches Anschauungsmaterial für den Reichsminister
            des Innern sein, wenn er wieder Klagen und Beschwerden von Herrn Hitler erhält und
            wenn Abgesandte der nationalsozialistischen Leitung um Audienzen bitten.»
         

         Von der NSDAP waren die Deutschen nämlich auch andere Töne gewöhnt. Hitler war regelmäßig außer
            sich über die Unterstellung, er plane einen Putsch. NSDAP-nahe Zeitungen vermuteten hinter den Boxheimer Dokumenten eine «plumpe Fälschung».
            Die NSDAP kündigte eine Verleumdungsklage gegen den hessischen Minister Leuschner an. Irgendwann
            gab Werner Best zu, das Dokument geschrieben zu haben, beteuerte aber, es sei eine
            «Privatarbeit» gewesen, die er mit anderen ranghohen NSDAP-Funktionären durchgesprochen habe. Da konnte man nicht mehr sagen, es sei eine Fälschung.
            Also sagte die Parteileitung, sie habe nichts von diesen Plänen gewusst. Rudolf Heß,
            der später den Titel «Stellvertreter des Führers» trug, sprach von einem «Dummejungenstreich».
            Das war natürlich eine unglaubliche Verharmlosung. Es herrschte ein Stimmengewirr,
            das uns in der Gegenwart bekannt vorkommen muss.
         

         Es erinnert an ähnliche Fälle, in denen Extremismus offenkundig wird, und in denen
            wir mit Entsetzen reagieren, bis plötzlich ein Wirrwarr einsetzt, ausgehend vonseiten
            einer einzelnen Partei zum Beispiel, die leugnet, relativiert, entschuldigt, zurückweist.
            Und, wenn jemand seine Sorge zum Ausdruck bringt, laut lacht über die Absurdität,
            einer so anständigen Partei wie ihr etwas so Abwegiges unterstellen zu wollen.
         

         Schon 1923, kurz vor dem ersten gescheiterten Putschversuch der Nationalsozialisten,
            hatte sich Hitler im Gespräch mit dem bayerischen Innenminister Franz Xaver Schweyer
            «feierlichst gegen den Verdacht verwahrt, irgendetwas gegen den Staat zu unternehmen.
            Hitler sei in größter Erregung aufgesprungen, habe sich in die Brust geworfen und
            aus freien Stücken erklärt: ‹Herr Minister, ich gebe Ihnen mein Ehrenwort, ich werde
            nie in meinem Leben einen Putsch machen.›» So beschreibt es ein preußischer Justizmitarbeiter
            namens Robert Kempner in einer Denkschrift im Jahr 1930. Der Putsch, den Hitler niemals
            machen wollte, kam im November 1923 und brachte ihm eine Haftstrafe ein. Hitler hatte
            gelogen.
         

         Im September 1930 machte er das nochmal. Da fand in Leipzig ein Gerichtsprozess statt,
            angeklagt waren Offiziere, die NSDAP-Kontakte hatten, und die Richter wollten klären, ob die NSDAP eine extremistische Partei war. Das war damals nicht allen klar. Also luden sie Hitler
            als Zeugen vor. Der war ganz pikiert. Er bestand darauf, nichts Unrechtes zu tun.
            Der Richter fragte ihn, ob er seine politischen Ziele «nur auf verfassungsmäßigem
            Wege» erreichen wolle. Hitler antwortete: «Jawohl.» Und Konrad Heiden, der für die
            NSDAP zuständige Korrespondent der liberalen Frankfurter Zeitung, erinnerte sich 1934 in seinem Buch Geburt des dritten Reiches: «Das war Hitlers berühmter Schwur auf die Legalität, der in der breiten Öffentlichkeit
            Verwunderung, in beträchtlichen Teilen der nationalsozialistischen Partei aber Bestürzung
            auslöste.» Die Nationalsozialisten fürchteten, dass ein zu schlaffer Kurs, wie Hitler
            ihn hier vorgab, bei der Bevölkerung nicht gut ankommen würde.
         

         Es war also eine Lage, die vollkommen verworren war. Hitler war ein verurteilter Revolutionär,
            der vor Gericht schwor, alle Gesetze zu achten, während in seiner Partei ein Geraune
            stattfand, weil der große Anführer zu weich auftrat. Die Menschen in der Weimarer
            Republik konnten das eine glauben oder das andere, oder sie konnten sagen, dass niemand
            genau wissen könne, wie es nun wirklich sei. Wenn sie ihre Sorgen beiseite wischen
            wollten, konnten sie sagen, dass es schon nicht so schlimm kommen werde, wenn dieser
            Herr Hitler und seine Nationalsozialisten einmal regierten, denn beim Regieren werde
            noch der spitzeste Zeitgenosse irgendwann rund.
         

         Wir werfen der damaligen Bevölkerung zu Recht vor, dass sie eine Diktatur zugelassen
            hat. Unsere Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus ist geprägt von dieser
            Schuldzuschreibung. Je mehr wir Verantwortung zuweisen, umso mehr mahnen wir sie auch
            an, für die Vergangenheit genauso wie für die Zukunft. Dass diese Schuldzuweisung
            eine Distanz schafft zwischen uns und denen, diesen traumatisierten, kriegsversehrten,
            verzweifelten Deutschen der Weimarer Republik, das finden wir gerade gut. Wir wollen
            mit diesen Leuten nichts gemeinsam haben. Und genau das macht uns blind für die Möglichkeit,
            dass es Gemeinsamkeiten gibt zwischen ihnen und uns, und dass jede mögliche Gemeinsamkeit
            mit den Deutschen des Jahres 1933 ganz besonders viel Aufmerksamkeit verdient, um
            sicherzustellen, dass wir ihre Fehler nicht wiederholen.
         

         Wenn wir etwas lernen wollen, helfen uns die Schuldzuschreibungen also für den Moment
            nicht weiter. Wir haben sie gebraucht, als die Täter und Mitwisser noch lebten und
            wir können sie uns für später aufheben, falls wir einem Geschichtsfälscher begegnen
            sollten.
         

         Die Frage an unsere Vorfahren lautet für den Moment nicht, ob sie es für klug hielten,
            einen Diktator zu ermöglichen, der Europa zerstört und die Schoah verantwortet. Die
            Frage lautet: Ob wir selbst in der damaligen Situation wirklich so klug und so anständig
            und so weitsichtig gewesen wären, wie wir es heute sind oder zu sein vorgeben. Oder
            ob wir töricht hätten sein können und leichtgläubig und dumm.
         

         Als damals ein Abgeordneter im Reichstag während einer Nazirede den Zwischenruf machte,
            die NSDAP wolle die Revolution, antwortete der NSDAP-Abgeordnete: «Haben Sie noch nie etwas von einer geistigen Revolution gehört?» Und
            man kann sich vorstellen, wie hämisch er dabei grinste. Es war ein ständiges Dementieren,
            Augenzwinkern und Andeuten. Und die Demokraten waren laufend damit beschäftigt, Belege
            zu sammeln, sie dem Publikum zu präsentieren, welches dann doch wieder annahm, es
            stünde Aussage gegen Aussage. Joseph Goebbels schrieb 1930 Sätze wie: «Niemand wird
            im Ernst etwas gegen eine republikanische Staatsform haben» oder «Wer von Euch würde
            nicht mit Freuden dieser Republik dienen», um dann fortzufahren mit «wäre sie ein
            Staat der nationalen Ehre und Würde, wäre sie nicht aus der Kapitulation, sondern
            aus dem Widerstand heraus geboren worden?» und mit diesen Einschränkungen und Andeutungen
            das Gesagte aufzulösen.
         

         Lügen und Halbwahrheiten waren ein Machtmittel, auch unter den einfachen Bürgern.
            Der Dresdner Literaturwissenschaftler Victor Klemperer, ein Christ jüdischer Herkunft,
            führte die ganze Nazizeit hindurch ein vielbeachtetes Tagebuch, das einem ein Gefühl
            gibt für die Alltagswelt damals. Für den 5. März 1933, den Tag der Reichstagswahl,
            notierte er Impressionen über sich und seine Frau Eva: «Am Sonntag wählte ich den
            Demokraten, Eva Zentrum. Abends gegen neun mit Blumenfelds bei Dembers. Ich hatte
            zum Scherz, weil ich auf Bayern hoffte, mein bayerisches Verdienstkreuz angesteckt.
            Dann der ungeheure Wahlsieg der Nationalsozialisten. Die Verdoppelung in Bayern. Dazwischen
            das Horst-Wessel-Lied. – Eine entrüstete Zurückweisung, loyalen Juden werde nichts
            Übles geschehen.»
         

         Es ist dieser letzte Satz, der einem die damalige Stimmung nahebringt. Die Entrüstung,
            wie man es wagen könne, der NSDAP zu unterstellen, sie wolle Juden etwas antun. Heute lachen wir dunkel über so viel
            Lack. Aber wir können uns in unserer Gegenwart vorstellen, wie das geklungen haben
            muss, wenn man Nazis auf ihre düsteren Pläne ansprach, auf die Boxheimer Dokumente
            zum Beispiel. Und wie sie bissig zurückfragten, ob man der liberalen Lügenpresse wirklich
            glauben wolle, die es seit Jahren darauf anlege, wahre Patrioten zu diffamieren! Ob
            nicht genau das zeige, wie verlogen die selbsternannten Demokraten seien, wenn sie
            die Opposition mit solchen Lügen niederstrecken wollten! Und dass man sich nicht wundern
            müsse, wenn der eine oder andere mal radikaler daherrede, wenn er als unbescholtener
            Bürger solchen Verleumdungen ausgesetzt sei!
         

         Wir können das viel besser empfinden als Menschen in den 2000er Jahren oder in den
            späteren Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts. Auf die hätten solche Gespräche fremd und
            realitätsfern gewirkt. Sie hätten vielleicht gelacht, wenn man ihnen solche Auseinandersetzungen
            geschildert hätte. Auf uns wirken sie vertraut. Die Situation erscheint uns plausibel.
            Das allein sagt viel aus.
         

         Die Menschen wussten, dass die NSDAP ein «Drittes Reich» errichten wollte, aber sie wussten nicht genau, was das bedeuten
            sollte. Wer die damaligen Deutschen im Rückblick verantwortlich machen will, sagt
            oft, sie hätten nur Adolf Hitlers Mein Kampf lesen müssen, dann hätten sie alles gewusst. Das ist schon richtig. Wer aber etwas
            anderes tun will, nämlich aus der Ähnlichkeit lernen, muss den Menschen der Weimarer
            Republik für einen Moment ihre Unschuld lassen. Nicht um sie zu entlasten, sondern
            um ihnen eine Erkenntnis zu entlocken. Wenn wir uns über sie erheben, erkennen wir
            uns nicht mehr in ihrer Verwirrung, in der sie ihre Fehler machten.
         

         Robert Kempner zum Beispiel war kein Naivling seiner Zeit. Er bemühte sich 1930 um
            ein Verbot der NSDAP. Kempner war später Ankläger bei den Nürnberger Prozessen. Sein Team hat 1947 das
            Protokoll der Wannsee-Konferenz vom Januar 1942 entdeckt, bei der Ministerialbürokraten
            die organisatorischen Fragen des Holocausts besprachen. Bereits 1930, also drei Jahre
            vor der Machtergreifung, sammelte Kempner viele Belege für die republikfeindlichen
            Bestrebungen der Nazis. Aber er schrieb 1930 in seiner Denkschrift auch über die unklare,
            verwirrende Lage: «Das staatspolitische Ziel der NSDAP hat bisher eine positiv scharfe und klare Formulierung noch nicht gefunden.»
         

         Das hatte Gründe. Die NSDAP hatte Angst, verboten zu werden. Kempner schrieb damals: «Deshalb scheint es der
            Parteileitung zurzeit mehr geraten zu sein, im Interesse der Vermeidung behördlicher
            Hindernisse sich vorläufig den Mantel der Gesetzlichkeit umzuhängen.»
         

         Die Ambivalenz war eine bewusst gewählte Strategie. Ein NSDAP-Landtagsabgeordneter sagte 1930: «Wir verstehen es trotz Republikschutzgesetz, immer
            an der Grenze des Erlaubten entlangzugehen. Wenn wir einen Minister einen Lump nennen
            wollen, so sagen wir es ihm schon durch die Blume.» Der spätere Luftwaffenchef Hermann
            Göring erklärte damals: «Wir bekämpfen diesen Staat und das heutige System, weil wir
            ihn ausrotten wollen mit Stumpf und Stiel, aber auf legalem Weg – für die langohrigen
            Kriminalbeamten! Wir hassen diesen Staat, so sagten wir ohne Republikschutzgesetz,
            unter dem Republikschutzgesetz sagen wir: Wir lieben ihn. Und jeder weiß doch, was
            wir meinen.»
         

         Wenn wir heute sagen, dass AfD-Mitglieder an einer Potsdamer Konferenz teilgenommen
            haben, von der es anfänglich hieß, dort sei über die Deportation von Deutschen mit
            Migrationshintergrund gesprochen worden; und dass ein Gericht diese Behauptung untersagt
            hat; und dass wieder andere aus der AfD solche verfassungsfeindlichen Vorschläge ausdrücklich
            ablehnen; und dass sogar einer, der dort teilgenommen hatte, von der Parteivorsitzenden
            als Mitarbeiter entlassen wurde; und dass diese Parteivorsitzende den Begriff der
            «Remigration», mit dem Rechtsextreme seit Jahren über ethnische Säuberungen sprechen,
            später selbst verwendet hat, um damit den radikalen Parteiflügel zu besänftigen; und
            dass sich später hohe Funktionäre mit einem österreichischen Extremisten getroffen
            haben, der den Begriff schon so verwendet hat, dass Staatsbürger einer bestimmte Ethnie
            aus dem Land vertrieben werden sollen; und dass sie Fotos mit diesem Extremisten gemacht
            haben und ihn für sein Konzept lobten und dabei trotzdem betonten, die Partei würde
            die Verfassung immer achten, weil doch alle wüssten, dass sie sich hoch und heilig
            zur Rechtsstaatlichkeit verpflichteten, obschon in ihren Reihen viele Menschen sind,
            die nachweislich an der Beseitigung unserer Verfassungsordnung arbeiten. Wenn wir
            das alles sagen, dann ist das eine Parallele zum Jahr 1933.
         

         Wer aus dieser Erkenntnis folgert, AfD-Politiker seien also die historischen Wiedergänger
            der Nationalsozialisten und arbeiteten an der Errichtung eines «Vierten Reichs», macht
            wieder etwas falsch. Wir reden nicht von 1945 oder 1939 oder 1941, sondern von 1933,
            von der Ungewissheit und Ambivalenz, die damals herrschten. Es ist, in diesem ganz
            engen Sinne, manches wie damals. Und weil es das ist, wissen wir nicht, wie es 2039
            oder 2045 sein wird. Warum nicht? Weil wir wie die Menschen im Jahr 1933 sind, in
            ihren Schuhen stehen und uns auf ihrem Horizont bewegen.
         

         Wir hätten uns gewünscht, dass die Menschen damals die Gefahr nicht abgetan hätten.
            Dass sie auch das unwahrscheinliche Szenario einer Katastrophe für möglich gehalten
            hätten. Dass niemand gesagt hätte, die Warner seien hysterisch und die Beschwichtiger
            seien Realisten. Dass sich die Menschen nicht hätten einwickeln lassen von den Widersprüchen
            und Verleugnungen. Dass sie in einem klaren Moment einmal gesagt hätten, dass sie
            sich nicht für dumm verkaufen lassen von einem verurteilten Putschisten mit Schnauzbart,
            der Hass predigt und in dessen Partei es offensichtlich Leute gibt, die von einem
            Verfassungsbruch träumen. Und dass sich die Menschen ihrer historischen Verantwortung
            bewusst gewesen wären, die gerade in den unübersichtlichen Zeiten gilt, in denen es
            darauf ankommt, dass Menschen sich nicht blenden lassen.
         

         Wenn wir etwas aus der Geschichte gelernt haben wollen, dürfen wir uns also nicht
            darauf ausruhen, dass unsere Gegenwart so nebulös und unübersichtlich und widersprüchlich
            ist. Das ist nämlich, was uns spätere Generationen vorwerfen werden, wenn sie im Schulunterricht
            lernen, wie naiv und dumm wir doch waren.
         

         Wer sich eine Zukunft ausmalt, in der eine rechtsextreme Partei zum ersten Mal seit
            1933 wieder regiert, muss die Unterschiede anerkennen. Deutschland ist ein befriedetes
            Land. Es gibt keine Massenarbeitslosigkeit, keine bittere Armut, keine vom Weltkrieg
            verrohte Generation, keine Mordlust, keine Kriegswut, keine zivile Bewaffnung. Es
            gibt keinen Nationalsozialismus, keinen Hitler, keine starken Kommunisten, keine Monarchisten.
            Es gibt niemanden, der Lager bauen will, niemanden, der öffentliche Hinrichtungen
            möchte, niemanden, der einen Weltkrieg anzetteln will.
         

         Was es gibt, sind sieben Prozent der AfD-Anhänger, die eine Diktatur befürworten.
            Das sind Zahlen aus der Mitte-Studie von 2025. Es geht um Anhänger einer Partei, die
            in ihrem Grundsatzprogramm den Satz stehen hat: «Der Islam gehört nicht zu Deutschland.
            In seiner Ausbreitung und in der Präsenz einer ständig wachsenden Zahl von Muslimen
            sieht die AfD eine große Gefahr für unseren Staat, unsere Gesellschaft und unsere
            Werteordnung.»
         

         Eine Partei also, die Anhänger einer bestimmten Religionsgruppe als Gefahr für unsere
            Gesellschaft sieht. Die damit sagt, dass unsere Gesellschaft nicht deren Gesellschaft
            ist, sonst könnte unsere Gesellschaft nicht von deren Präsenz bedroht sein, denn dann
            bestünde «unsere» Gesellschaft auch aus deutschen Muslimen. Die sagt, dass die Gefahr,
            die von diesen Muslimen ausgeht, allein durch ihre «Präsenz» besteht. Nicht, weil
            sie Islamisten sind oder Dschihadisten, sondern nur weil sie Muslime sind und sich
            in diesem Land aufhalten. Weil sie existieren. Wer diese Gefahr abwenden will, müsste
            also die Präsenz dieser deutschen Muslime beenden, dann wären Staat, Gesellschaft
            und Werteordnung gerettet. Wer hingegen zulässt, dass deutsche Muslime in Deutschland
            leben, Kinder kriegen und sich vermehren, der bringt das ganze Land in Gefahr. Und
            wer ein politisches Amt übernimmt und schwört, das deutsche Volk zu schützen, aber
            dann nichts tut gegen die Präsenz dieser Gefahr, der verrät das Volk, der ist also
            ein Volksverräter und muss eigentlich genauso bekämpft werden wie die Menschen, die
            er fälschlicherweise schont, weil er weich ist oder liberal oder woke.
         

         Es ist übrigens nicht nur die AfD. Rund vier Prozent aller Deutschen sagten das Gleiche
            wie sieben Prozent der AfD-Anhänger, nämlich: «Im nationalen Interesse ist unter bestimmten
            Umständen eine Diktatur die bessere Staatsform.» Wieder sind das Zahlen aus der Mitte-Studie
            von 2025. Und 26 Prozent aller Deutschen stimmten der Aussage zu: «Was Deutschland
            jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die die Volksgemeinschaft insgesamt
            verkörpert.»
         

         Wer dem zustimmt, will natürlich nicht notwendigerweise einen Diktator. Aber er hat
            schon eine Sehnsucht nach einer starken Partei, die diese Hakeleien beendet, die sich
            durchsetzt, Ordnung schafft und langwierige Aushandlungsprozesse einer liberalen Demokratie
            beendet. 26 Prozent der Deutschen haben also das ewige Gerede satt. Aber 100 Prozent
            der Deutschen wissen natürlich auch, was 1933 passiert ist.
         

         Wir dürfen uns ein Scheitern unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung im Jahr
            2033 deshalb nicht als gewaltsamen Akt vorstellen. Sondern leiser, sanfter, gewaltfreier.
            Wenn unsere Grundordnung scheitert, wird es schwierig sein, ein Urteil zu fällen,
            weil die Motive unklar sind, die Umstände einzigartig, die Lage unübersichtlich. Diese
            Klarheit werden erst Historiker haben, die eines Tages auf uns zurückschauen.
         

      
   
      
            Januar und Februar: Die Sekunde Null
            

         

         Für eine Sekunde ist alles still. Es ist der Moment am Wahlabend, an dem alle das
            Ergebnis hören, aber noch niemand Gelegenheit hatte, etwas darüber zu sagen. Also
            kurz nach Schließung der Wahllokale. Es ist 18 Uhr und 1 Sekunde. Die Sekunde Null.
         

         Wir wollen die Zeit in diesem unheilvollen Moment einmal anhalten und alles, was geschieht,
            wie in Zeitlupe betrachten. Menschen starren auf ihre Handys. Moderatoren stehen vor
            ihren Kameras, Politiker blicken auf ihre Leinwände. Dort sehen sie Balkendiagramme,
            Torten, Kurven. Die AfD hat bei der Bundestagswahl 36 Prozent erreicht und ist damit
            die stärkste Partei. Die Lämpchen an den Kameras leuchten rot, die Cursor blinken,
            die Handys vibrieren. Jetzt wissen es alle, jetzt muss jeder etwas sagen. Aber was
            sollen sie sagen?
         

         Es wurde schon so viel gesagt seit Gründung der AfD. So unendlich viel. Es wurde gewarnt
            vor den Radikalen und vor der Menschenfeindlichkeit und vor Rassismus und vor diesem
            und vor jenem, und schon diese Aufzählung erzeugt ein Gefühl von Dagewesenem, das
            man kaum noch hören kann, weil alles so oft probiert wurde, ohne eine Wirkung zu haben,
            wie ein viereckiger Satzbaustein, den man jahrelang durch ein rundes Ohr zu pressen
            versucht. Man merkt doch irgendwann: Er passt nicht durch.
         

         Alle diese Dinge wurden gesagt, um eine Angst zu erzeugen vor genau dieser Sekunde,
            die jetzt gekommen ist, einem Wahlergebnis von 36 Prozent für eine rechtsextreme Partei,
            das ihr ermöglichen könnte, den Bundeskanzler zu stellen und damit die Richtlinienkompetenz
            innerhalb der Regierung zu erlangen. Jetzt müsste jemand etwas ganz Neues sagen; etwas,
            das jemand für klug halten könnte; etwas, das noch nicht alle gehört haben: Dass alles
            schon nicht so schlimm kommen wird. Dass die Welt nicht so schnell untergeht. Dass
            die Angst, die alle haben, vielleicht unbegründet ist oder übertrieben oder politisch
            motiviert und falsch.
         

         Also sagt genau das irgendwer. Und weil es etwas ist, das in diesem Moment gerne gehört
            wird, weil es eine Sehnsucht der Menschen erfüllt, die gerade Angst haben, mögen es
            die Menschen, die diesem Redner zuhören, furchtbar gerne. Es erleichtert sie. Also
            sagen sie es auch, und dann sagen es auf einmal sehr viele, und immer wieder. Und
            alle, die es sagen, denen wird zugehört.
         

         Politiker erklären, dass sie das Ergebnis respektieren, weil es eine demokratische
            Entscheidung der Wähler ist, und die haben in einer Demokratie nun einmal das Sagen.
            Alle Politiker müssten in der Lage sein, miteinander zu reden. Solche Sätze sind befreiend,
            denn sie vermeiden den Konflikt, der hässlich wäre, unerträglich vielleicht, bürgerkriegsartig.
            Fachleute geben ihnen recht. Die Strategie der Ausgrenzung sei gescheitert. Sie glauben,
            dass nun in den Parteizentralen ein Umdenken einsetzen wird. Die Bürger, die nicht
            AfD gewählt haben, sind müde. Wie oft haben sie mit Nachbarn, Kollegen und Verwandten
            gestritten. Haben Faktenchecks und den Verfassungsschutz zitiert oder Zeitungsartikel
            oder Wissenschaftler oder jede andere Autorität, von der sie meinten, sie würde noch
            eine Wirkung haben. Sollen sie nun, da die Sekunde gekommen ist, das alles noch einmal
            sagen, obwohl sie wissen, dass es nichts geholfen hat? Sollen sie noch einmal anfangen
            mit dem historischen Datum, jenem Jahr einhundert Jahre in der Vergangenheit, das
            doch eine Mahnung sein müsste, ein moralisches Monument, ein Gewissensanker? Nicht
            schon wieder.
         

         Politik ist auch nicht alles, was ein Leben ausmacht, man kann in seiner Familie oder
            seinem Freundeskreis wunderschöne Stunden erleben, der größte Teil einer öffentlichen
            Misere verschwindet, wenn man ihn nicht mehr auf dem Handy verfolgt, sondern einfach
            die Haustür schließt und abschaltet. In einer Demokratie sind nicht immer alle beteiligt,
            es gibt immer Gruppen, die sich zurückziehen, weil sie enttäuscht sind und ihre Ruhe
            haben wollen. Lange waren Menschen mit einem extremistischen Weltbild in dieser Rolle,
            weil sie das Gefühl hatten, dass ihnen ohnehin niemand zuhören würde. Und manchmal
            sind es die Anständigen, die sich zurückziehen, weil es auch nichts zu bewirken scheint,
            wenn sie sich beteiligen.
         

         In der Elefantenrunde um 20.15 Uhr steht der Kanzlerkandidat der Union, Jens Spahn,
            und sagt, was zu sagen ist, als die Moderatorin ihm noch einmal etwas Düsteres entlocken
            will. «Frau Wellmer, ich stehe nicht hier, um den Menschen in Deutschland Angst zu
            machen, davon hatten wir im Wahlkampf genug. Wir wurden gewählt, um die Probleme zu
            lösen, und nicht um uns selbst Denkverbote und Kontaktverbote aufzuerlegen, die dieses
            Land blockieren. Und wofür wir sicherlich nicht gewählt wurden, ist, 36 Prozent der
            Deutschen politisch auszugrenzen und zu diffamieren. Das werde ich so morgen auch
            in den Gremien meiner Partei vertreten.»
         

         Die Kanzlerkandidatin der AfD, Alice Weidel, wird gefragt, ob sie das freut. Schließlich
            klingt Spahn nicht mehr wie jemand, der sie verteufelt. Weidel lacht. «Freuen? Ich
            würde mich nur über eines freuen: Wenn deutsche Politiker endlich wieder eine Politik
            für unser Land machen! Herr Spahns Partei, die CDU, hat den Karren in den Dreck gefahren, da freue ich mich doch nicht, wenn so jemand
            aufhört, mich als Nazi zu beleidigen. Da sage ich nur: Guten Morgen! Wir haben heute
            den klaren Regierungsauftrag erhalten. Aber wenn die CDU nicht bereit ist, sich zu bewegen, werden wir uns nicht verbiegen!»
         

         Über diesen Satz von Weidel redet in den kommenden Tagen ganz Deutschland. Manchen
            macht er Hoffnung, weil Weidel so abwertend und distanziert über Spahn sprach und
            nicht freundlich und sympathieheischend, weil sie eine Annäherung will. Eine Hoffnung
            macht sich breit, sie lautet: Eine Koalition zwischen AfD und Union könnte auch am
            Widerstand der AfD scheitern. Und die AfD könnte dann als regierungsfaul und feige
            gelten, wofür die Wähler sie bestrafen könnten, wenn nach langen, ergebnislosen Verhandlungen
            Neuwahlen ausgerufen würden. Dieser Widerstand der AfD ermuntert viele in der Union,
            es doch einmal zu versuchen mit Sondierungen. Es ist das Einzige, das noch nicht versucht
            wurde, und immerhin gibt es die Chance, dass der Versuch für die AfD schlecht ausgeht
            und nicht den Untergang der CDU besiegelt. Ein Untergang, der im anderen Fall, nämlich dem, dass man alles so macht
            wie man es bisher gemacht hat, recht wahrscheinlich wirkt.
         

         Politik ist auch die Kunst, das Unausweichliche zu tun. Aber man muss der Erste sein,
            der es verkündet. Man muss es als sein Eigenes verkaufen. Wer zögert oder noch einmal
            die Bedenken der vergangenen Jahre wiederholt, der verliert, weil er sich dann für
            alle sichtbar nicht aus freien Stücken in sein Schicksal fügt, sondern wie ein Leichtgewicht,
            das getrieben wird.
         

         Die Ersten, die eine Koalition mit der AfD ins Gespräch bringen, sind deshalb nicht
            die Hitzköpfigen. Es sind nicht die Gedankenlosen, Verantwortungslosen, sondern die
            kühlen Kalkulierer. Die gewieften Strategen. All jene, die nicht erkennen können,
            welche Alternative es noch gibt. Das Jahr 2033 ist nicht das Jahr 2026. Es sind die
            anderen, die Bedenkenträger, die Mahner, die nun als Hitzköpfe und Hysteriker gelten.
            Als welche, die seit Gründung der AfD eine falsche Strategie verfolgt haben und nun
            an dieser Strategie festhalten wollen, wie Unbelehrbare. Seit dem Wahlergebnis von
            2033 ist die Welt eben eine andere.
         

         Schon im Jahr 2029 war die AfD mit der Union gleichauf gewesen, es hätte zu einer
            Koalition kommen können. Wer damals sicher annahm, dass die Union so etwas tun würde,
            hatte aber etwas Entscheidendes vergessen: Die gesamte Führungsriege war noch die
            alte. Die Union hatte, um vom Amtsbonus zu profitieren, niemanden ausgetauscht, sondern
            war mit vielen Gesichtern angetreten, die seit 2025 an der Bundesregierung beteiligt
            waren. Diese Politiker hatten in der sogenannten Brandmauer-Debatte schon Dutzende
            Male gesagt, beteuert und hoch und heilig versprochen, niemals mit der AfD zu koalieren.
            Und genau diese Riege war nach der Wahl im Jahr 2029 zuständig gewesen für die Sondierungsgespräche.
            Hätten sie ihr Wort gebrochen und mit der AfD eine Koalition angestrebt, hätte das
            nicht nur ihre Partei der erwartbaren Kritik ausgesetzt, sondern sie hätten sich auch
            persönlich unmöglich gemacht und um ihre politische Existenz gebracht. Ihre einzige
            Möglichkeit, weiterzumachen, bestand im Jahre 2029 darin, eine Koalition jenseits
            der AfD zu suchen. Alles war besser als der Wortbruch, auch eine Koalition mit den
            Grünen, von denen erwartet wurde, dass sie der Union den Nimbus einer postkonservativen,
            nach links gerückten Volkspartei verschaffen würden, also genau das wahrmachten, was
            die AfD der Union vorwarf. Aber das Personal des Jahres 2029 ließ gar keine andere
            Möglichkeit zu, und so koalierten von 2029 an Union, SPD und Grüne in einer Kenia-Koalition, ein Name, der vier Jahre lang die hämische Unterstellung
            von AfD-Politikern ermöglichte, die Bundesregierung wolle aus Deutschland ein afrikanisches
            Land machen. Erst zur Bundestagswahl 2033 hatte die Union – unter dem Eindruck fallender
            Umfragewerte und einer immer stärker werdenden AfD – den Generationenwechsel eingeläutet.
            Jens Spahn war Kanzlerkandidat geworden und mit ihm trat eine Riege von Unionspolitikern
            an, die nicht moralisch urteilten über die Brandmauer-Strategie ihrer Vorgänger, sondern
            nüchtern feststellten, dass sie nicht funktioniert hatte. Wer nach der Wahl mit wem
            koalieren könnte, wurde deshalb im Wahlkampf nie beantwortet. Politiker der Union
            empfahlen den Wählern, ihnen 50 Prozent der Stimmen zukommen zu lassen, dann erübrige
            sich die Frage. Sei das Ergebnis anders, seien es wieder die Wähler, die entschieden,
            mit wem Mehrheiten möglich sind. So lautete die Sprachregelung. Tatsächlich lässt
            das Wahlergebnis des Jahres 2033 für die Union nur zwei Möglichkeiten zu: eine Koalition
            mit SPD, Grünen, FDP und Linkspartei, eine sogenannte Simbabwe-Ghana-Koalition. Oder es mit der AfD zu
            versuchen. Also entscheiden sie sich für die AfD.
         

         In den folgenden Tagen passieren aufsehenerregende Dinge. Eine Kommentatorin der ARD vergleicht eine Regierungsbeteiligung der AfD mit der Machtergreifung der NSDAP. Wörtlich sagt sie: «In diesem Wahlkampf war der Begriff des Patriotismus in aller
            Munde. Hoffentlich war damit ‹Verfassungspatriotismus› gemeint, denn das würde bedeuten,
            dass wir dem Geist unseres Grundgesetzes folgen und die geschichtliche Lehre aus dem
            Jahr 1933 respektieren, dass nie wieder eine rechtsextreme Partei Deutschland in den
            Abgrund führen darf!»
         

         Das macht viele Menschen sehr wütend. Sie zeigen die Journalistin wegen Volksverhetzung
            an, weil sie argumentieren, wer das Jahr 2033 mit dem Jahr 1933 vergleiche, beleidige
            die Wähler in einer freien Demokratie, die von ihrem Recht Gebrauch machten, eine
            legale Partei zu wählen – und relativiere damit die Nazi-Herrschaft. Die Staatsanwaltschaft
            nimmt, der Form halber, Ermittlungen auf, was begeisterte Reaktionen unter AfD-Anhängern
            findet. Andere werfen der Journalistin vor, dass sie doch wissen müsse, dass diese
            Sprache und solche Schubladen wie «rechtsextrem» in der Vergangenheit das genaue Gegenteil
            von dem bewirkt haben, was sie bewirken sollten, nämlich keine Schwächung, sondern
            eine Stärkung der AfD. Genau diese Art von Volkspädagogik sei es gewesen, die die
            AfD erst groß gemacht habe. In Zeitungen wird die «wehrhafte Demokratie» für gescheitert
            erklärt, weil sie in ihrer Repression ihre Gegner bestärkt und den liberalen Gedanken
            schwächt. Man kann den Liberalismus nicht verteidigen, wenn man selbst repressiv auftritt,
            heißt es. Das wirkt auf die Menschen in diesem Moment sehr überzeugend.
         

         Der Kommentar hat Folgen. In Rundfunkräten wird darüber gesprochen. Der Intendant
            einer ARD-Anstalt verspricht, solche Kommentare in Zukunft zu unterbinden. So will er das verloren
            gegangene Vertrauen in die Öffentlich-Rechtlichen zurückgewinnen. Auf die Journalisten
            im Land hat das eine nachhaltige Wirkung: Wer vor der AfD warnt, steht im Verdacht,
            in den vergangenen Jahren nichts verstanden zu haben. Er zieht den Zorn der AfD-Anhänger
            auf sich und die Zweifel der AfD-Kritiker, die glauben, man dürfe der AfD nun keine
            Steilvorlage liefern. Ein AfD-Abgeordneter macht sich im Internet darüber lustig,
            dass Menschen sich auf das Grundgesetz beziehen und damit für Toleranz werben: «Die
            Väter des Grundgesetzes haben Artikel 4 gewiss nicht für orientalische Muslime verfasst.
            Ich kann nur wiederholen: Das Grundgesetz ist nicht für den Islam gemacht.» Später
            kommt heraus, dass er diesen Satz so schon viele Jahre zuvor geäußert hatte. Es war
            gewissermaßen ein historisches Zitat.
         

         In den nächsten Tagen registriert die Bundespolizei unerwartet viele Ausreisen. Noch
            gibt es keine genauen Statistiken, aber Reporter führen Interviews in den Abflughallen
            großer Flughäfen, und es sind Deutsche mit syrischem und afghanischem Migrationshintergrund,
            die aus Deutschland fliehen, weil sie persönliche Nachteile befürchten in einem Land,
            das von Menschen regiert wird, von denen sie in der Vergangenheit als kriminelle Schmarotzer,
            Betrüger und Bedrohung bezeichnet wurden.
         

         Die AfD jubelt über diese Vertreibung. AfD-Abgeordnete wünschen «Gute Reise!», einer
            sagt: «Und die ganze Front der Deutschland-Hasser und National-Masochistischen, die
            kann gleich mitreisen!» Das Überraschende ist aber nicht der Ton der AfD-Politiker,
            sondern der der anderen. Sie zögern damit, empört zu sein. Manche sagen, eine freiwillige
            Rückkehr sei immer vorgesehen gewesen im deutschen Asylsystem, und ignorieren, dass
            die Betreffenden längst Staatsbürger sind oder eine unbefristete Aufenthaltsgenehmigung
            haben. Manche hoffen, dass nach der Abreise von Migranten weniger Menschen die AfD
            unterstützen werden. Sie haben das Gefühl, nicht unendlich solidarisch sein zu können,
            weil nun sie selbst bedroht sind und ihr demokratisches System. Sie wollen es nicht
            opfern für Syrer. Also schweigen sie. Es ist keine laute Stimmung in diesen Tagen,
            alles ist leise, sprachlos. Und der Widerstand ist viel geringer, als Menschen das
            früher vermutet hätten, weil niemand mehr an seine Wirkung glaubt. Die Menschen fügen
            sich. Sie grummeln. Sie geben fatalistische Sätze von sich. Reden über das Auswandern,
            aber das soll nur die Anspannung und den Druck reduzieren, keiner macht es wirklich.
            Wohin auch.
         

         Lehrer besprechen das Wahlergebnis in den Schulen, aber sie müssen aufpassen. Die
            AfD hat Meldeportale eingerichtet, in denen Schüler alle Lehrer denunzieren können,
            die von ihrem Neutralitätsgebot abweichen. Eigentlich dürfen Lehrer ihren Schülern
            demokratische Werte vermitteln, dazu gehören auch die Prinzipien der wehrhaften Demokratie,
            beispielsweise dass Extremisten gegenüber keine Neutralität herrschen darf, so wie
            damals in der Weimarer Republik. Ein Lehrer darf also Extremisten als solche benennen
            und vor ihnen warnen.
         

         Aber im Jahr 2033 hat sich die Stimmung in der Gesellschaft verändert. Mit einer AfD,
            die gerade 36 Prozent geholt hat, kann ein Lehrer nicht sagen, dass mehr als ein Drittel
            aller Eltern seiner Schüler falsche Überzeugungen haben. Er könnte schon, aber dann
            muss er mit den Konsequenzen leben.
         

         Mittlerweile sitzen auch in den Schulbehörden und Regierungspräsidien viele AfD-Vertreter.
            Die Lehrer zeigen den Schülern also die Balkendiagramme und sagen: «Die Regierung
            wurde abgewählt. Die Opposition hat die meisten Stimmen erhalten und deshalb den Regierungsauftrag.
            Jetzt finden Sondierungsgespräche unter den möglichen Koalitionspartnern statt. Das
            ist Demokratie. Kennt ihr weitere Beispiele von Regierungen, die in der Vergangenheit
            abgewählt wurden?» Ein Schüler meldet sich und sagt: «Merkel!»
         

         50 Schauspieler unterzeichnen einen offenen Brief, in dem sie warnen, was eine AfD-Regierung
            für das Land bedeuten könnte. Wie sehr ein Exportland wie Deutschland durch einen
            EU-Austritt bedroht wäre. Warum die deutsche Wirtschaft vom Euro immer profitiert habe.
            Was in einer überalterten und geburtenarmen Gesellschaft passiere, wenn keine Migranten
            mehr kommen. Viele Schauspieler haben bekannte Gesichter, sind bei den Deutschen beliebt.
            Aber der offene Brief wird entweder höhnisch verlacht oder mitleidig belächelt. Natürlich
            verändert er nichts.
         

         An den Universitäten kommen Ängste auf. Die AfD hatte angekündigt, auszumisten, wie
            sie es nannte, also alle Fachbereiche, die in der Vergangenheit mit progressiven Themen
            in Verbindung gebracht wurden, mit Kürzungen zu bestrafen. Als sich in Mannheim ein
            Germanistikprofessor, der über die Geschichte der feministischen Literatur forscht,
            öffentlich entsetzt über das Wahlergebnis äußert, wird an seinem Institut gefragt,
            ob das sein müsse. Ob es klug sei, die AfD auf sich aufmerksam zu machen, wenn die
            Geschichte doch bewiesen habe, dass solche öffentlichen Äußerungen ohnehin keinen
            Unterschied machen. Ob er wolle, dass mit den Kürzungen bei ihnen angefangen werde,
            und wem damit eigentlich geholfen sei. Der Germanistikprofessor sagt alle Interviewanfragen
            ab.
         

         Die Bundestagswahl liegt erst wenige Tage zurück, aber die Stimmung ist schlagartig
            eine andere. Das alles passiert, obwohl die AfD nicht regiert. Sie ist nur erfolgreich
            gewesen. Wie in einem Magnetfeld richten Menschen ihre Kompassnadel nach ihr aus.
            Was auch immer diese Situation geschaffen hat, man kann sicher sein, dass der Ursprung
            weit in der Vergangenheit liegt, und alles, was jetzt, 2033, geschieht, nur die Konsequenz
            daraus ist.
         

         Die AfD meldet eine Flut an Spenden und Aufnahmeanträgen. All die Jahre, in denen
            die Partei früher gewachsen war, hatten sich Menschen für sie entschieden, obwohl
            es ihnen schadete. Freunde und Verwandte hatten sich von ihnen abgewendet, sie hatten
            Kunden verloren. Es hatte Mut erfordert, in die AfD zu gehen, man musste etwas aushalten
            können.
         

         Heute ist es andersherum. Es erfordert Mut, sich gegen die AfD zu stellen. Wer eintritt,
            kann darauf hoffen, Vorteile zu haben, sobald die Partei regiert. Also wird sie überschüttet
            mit Mitgliedsanträgen. Und vielen in der AfD ist das gar nicht recht. Jahrelang haben
            sie sich beleidigen lassen von der Gesellschaft, nun möchten sie kein Hafen sein für
            Trittbrettfahrer, die auf ihren Vorteil hoffen. Die besonders Radikalen in der Partei
            fürchten außerdem eine Verwässerung, wenn lauter Normalbürger eintreten. Also verfügt
            die Partei einen sofortigen Aufnahmestopp. Auf die Mitgliedsbeiträge ist sie ohnehin
            nicht angewiesen. Dafür sorgen die Unternehmensspenden. Internationale Großkonzerne
            hatten in der Vergangenheit stets ihre Weltoffenheit betont und mehr oder minder deutlich
            gemacht, dass sie die AfD ablehnen. Nun fürchten sie die Rache. Also erklären etliche
            DAX-Konzerne, aus Respekt vor den deutschen Wählern, wie es in ihren Pressemitteilungen
            heißt, künftig auch der AfD hohe Summen zu spenden.
         

         Politisch interessierte Bürger sind sprachlos. Sie hätten nicht erwartet, dass eine
            Gesellschaft, in der eben noch alle vor der AfD warnten, so zahm, so gefügig sein
            könnte. Und natürlich gibt es ihn noch, den Widerspruch, er wird aber immer vager.
            Menschen sagen, sie hätten langsam genug von «dieser Politik». Oder fragen, ob man
            nicht ausnahmsweise über das Wetter reden könne. Auf Geburtstagseinladungen steht:
            «Bitte keine Politik!» Daneben ein Zwinkersmiley.
         

         Bestärkt wird diese Stimmung von AfD-Politikern. Es ist nicht so, dass die Partei
            ihre Strategie verändert. Es ist eher eine Frage von Angebot und Nachfrage auf dem
            Meinungsmarkt. Als gemäßigte AfD-Politiker sagen, dass eine Regierung unter ihrer
            Führung keineswegs radikale Experimente machen werde, sondern sich der Verantwortung
            für das Land bewusst sei, stürzen sich alle darauf. Es ist die erste Meldung in den
            Abendnachrichten, der Aufmacher auf Seite eins. Aus keinem anderen Grund als dem,
            dass alle sich danach sehnen, die Geschichte möge gut ausgehen. Wer hingegen hetzerische
            Zitate anderer AfD-Politiker anführt, die es genauso gibt, wird augenrollend gebeten,
            etwas aus dem Wahlkampf zu lernen, in dem genau das monatelang herauf und herunter
            diskutiert worden sei.
         

         In einem Podcast wird ein altgedienter Politiker der CDU gefragt, welche Versäumnisse es gegeben habe, und er antwortet mit einem Satz, der
            den Zuhörern wenig Hoffnung lässt, der von vielen aber als wahr erachtet wird: «Wir
            haben nichts getan, als man noch etwas hätte tun können, weil wir damals schon zweifelten,
            ob es eine Wirkung haben würde. Dabei wurden unsere Möglichkeiten immer kleiner, je
            länger wir gewartet haben. Heute gibt es kaum noch etwas, das wir tun können.»
         

         Im Wahlkampf hatte es einen Skandal gegeben, ein Strategiepapier eines stellvertretenden
            hessischen Landesvorsitzenden war an die Öffentlichkeit gekommen, in dem dieser weitreichende
            Maßnahmen ersonnen hatte für den Fall, dass die AfD an die Macht käme. Vertreter der
            politischen und gesellschaftlichen Elite sollten angeklagt werden. Die Politiker wegen
            Verletzung ihres Amtseides, jederzeit zum Wohle des deutschen Volkes zu agieren. Die
            Vertreter der gesellschaftlichen Eliten wegen Volksverhetzung, weil in der Lesart
            von AfD-Vertretern die Abwehr extremistischer Positionen ihrerseits als undemokratisch,
            also extremistisch eingestuft wird. Die «Demokratieschützer» sollten also genau das
            Schicksal erfahren, das sie vorher den Extremisten zuteilwerden ließen: Beobachtung
            durch den Verfassungsschutz, berufliche Nachteile für Beamte, gesellschaftliche Ächtung.
         

         Das Strategiepapier enthielt zahlreiche weitere Ideen, wie etwa eine Reform der Richterbestellung,
            in der Kriterien wie «politische Neutralität» eingeführt werden sollten, die in der
            Praxis bedeuteten, dass Richter nicht «irrigen» Ideen wie einer «wehrhaften Demokratie»
            oder einer «Verfolgung der demokratischen Opposition» anhängen dürften. Auch eine
            weitreichende Reform des Staatshaushalts kam vor. Nichtregierungsorganisationen, die
            staatliche Unterstützung erhalten wollten, sollten ihre «weltanschauliche Neutralität»
            beweisen. Wer Ziele verfolgte, die auf eine Teilhabe von Minderheiten, Homosexuellen,
            Frauen, Ausländern, Muslimen hinausliefen, sollte nicht weiter unterstützt werden,
            um den «Sumpf» des «tiefen linkswoken Staates» trockenzulegen, wie es in dem Papier
            hieß. Einen wirklichen Skandal verursachte der dritte Abschnitt des Papiers, der mit
            der Überschrift «Zuhause ist es doch am schönsten» versehen war. Darin wurden Maßnahmen
            beschrieben, die Deutsche mit Migrationshintergrund zur Auswanderung bestärken sollten.
            Neben einer geringen «Rückreiseprämie» waren Ideen aufgelistet, wie die Bundesrepublik
            zum Auswandern «ermuntern» könne. So wurde angekündigt, das Staatsangehörigkeitsgesetz
            zu verändern, sodass schon bei geringen Vergehen die deutsche Staatsangehörigkeit
            entzogen werden kann, wenn die Täter noch eine andere Staatsangehörigkeit haben. Verfassungsrechtliche
            Bedenken wurden in dem Strategiepapier selbst thematisiert. Sie wurden gar nicht geleugnet.
            Das Argument war ein anderes: «Von alles entscheidender Bedeutung ist die Geschwindigkeit
            der Aktion. Es dauert, bis die Gerichte etwas machen können. Bis dahin sind viele
            schon außer Landes gebracht. Und dann können wir uns immer noch weigern, Mehmet und
            Ayşe wieder reinzulassen. Schließlich gibt es in den Papieren oft Verwirrung bei der
            Schreibweise arabischer Namen!» In diesem Ton war das Papier verfasst, mit einem hämischen
            Witz, der davon lebte, dass AfD-Anhänger bissig lachten, weil der Vorschlag brutal
            war und hart und deshalb mutig.
         

         Natürlich war die Öffentlichkeit entsetzt, als das Papier bekannt wurde. Die Menschen
            schäumten. Der Verfassungsschutz gab einen seltenen Hinweis zur Tagespolitik, nämlich,
            dass die Vorschläge verfassungsfeindlich seien. Politiker aller Parteien sprachen
            von «Nazi-Methoden», von einem Plan zur «ethnischen Säuberung», verglichen die AfD
            mit der NSDAP. Selbst AfD-Politiker distanzierten sich, sprachen nicht von einem «Papier», sondern
            einem «Wisch», das irgendeine «verirrte Seele im Privaten» geschrieben habe. Sie verwiesen
            auf die Beschlusslage der Partei, die nichts dergleichen beinhaltete. Sie sagten,
            gut integrierte Menschen hätten von der AfD nie etwas zu befürchten gehabt. Der stellvertretende
            Landesvorsitzende, der das Papier geschrieben hatte, wurde zum Rücktritt gezwungen.
            Sein Abgeordnetenmandat im hessischen Landtag behielt er.
         

         Ein solcher Skandal, mitten im Wahlkampf, war für die AfD ein Schock gewesen. Sie
            verlor in den Umfragen. Zigtausende Demonstranten zogen durch deutsche Städte. Als
            die erste Aufregung vorüber war, fragten AfD-Politiker, warum ein drei Jahre altes
            Papier ausgerechnet jetzt öffentlich geworden sei, und ausgerechnet durch öffentlich-rechtliche
            Medien, denn die ARD hatte zuerst darüber berichtet. Sie höhnten, man suche nun wohl in allen Schubladen
            der Republik nach wirren Papieren, nur um der AfD zu schaden. Mit diesem Papier, das
            jeder Grundlage entbehre, habe sich das gesammelte Establishment «heftig blamiert»,
            hieß es. In TikTok-Videos stellten AfD-Anhänger ihre eigenen «Strategiepapiere» vor,
            mit vollkommen absurden Ideen, etwa einer Pflicht für alle Schüler, die Regenbogenfahne
            der LGBTQ-Community am Schulranzen zu tragen. «Na? Ist das jetzt die neue Linie der AfD, weil
            ich irgendein Geschreibsel in meiner Schublade liegen habe?», fragte ein AfD-naher
            Influencer in die Kamera. Bei den Bürgern kam an, dass es ein schlimmes Papier gebe;
            dass die Umstände, wie es an die Öffentlichkeit gekommen sei, aber auch nicht in Ordnung
            waren. Immer mehr Menschen fragten, was eigentlich so schlimm sei an der AfD. Bis
            zum Wahltag hatten sich die Umfrageergebnisse der AfD vollkommen erholt.
         

         Gefühlt ist das alles schon wieder eine Ewigkeit her. Es ist jetzt Ende Februar 2033,
            die Unionsparteien nehmen nach langen Diskussionen zum ersten Mal die Einladung der
            AfD-Führung zu einem Sondierungsgespräch an. Es gibt nur wenige Teilnehmer, die Kanzlerkandidaten,
            die Parteivorsitzenden, die Generalsekretäre und die Fraktionsvorsitzenden. Für beide
            Seiten ist es ein Sieg, wenn ein erstes Treffen in harmonischer Atmosphäre verläuft.
            Die Union kann zeigen, dass sie es nicht mit Wilden zu tun hat, die AfD kann sich
            staatstragend geben und so ihren Machtanspruch betonen. Es gibt keine gemeinsame Pressekonferenz,
            nur ein Foto von Alice Weidel und Jens Spahn, wie sie in entspannter Haltung und mit
            freundlich zugewandten Gesichtern die AfD-Bundesgeschäftsstelle verlassen und zu ihren
            Limousinen laufen. Das Bild geht um die Welt. Manche sagen, man dürfe sich nicht täuschen
            lassen. Dass Weidel nun so zahm wirke, sei Strategie. Also sagen andere, man müsse
            abwarten, wie es komme. Stimmen, die von einer Gewissensfrage sprechen, von einer
            Schicksalsstunde für die Bundesrepublik, von einem unaussprechlichen Tabubruch, werden
            als Ewiggestrige abgetan, die sich im Jahr geirrt hätten. So wie im Jahr 2026 könne
            man heute nicht mehr sprechen. Nicht in dieser Lage.
         

         So bricht das Tabu. So fällt die Gesellschaft. Nur wer in diesem Szenario etwas findet,
            das er unrealistisch nennen kann, könnte behaupten, dass es nicht genau so möglich
            wäre.
         

         In einer Talkshow wird ein AfD-Politiker gefragt, ob er rechtsextrem sei, und zum
            ersten Mal bejaht er. «Ich bin rechts, und das darf man auch sein, und extrem zu sein,
            das wurde in den letzten Jahren so oft als politische Waffe benutzt, dass ich es ab
            heute als Ehrenabzeichen tragen will: Ja, ich bin rechtsextrem! Diese ganze Verunglimpfung
            unserer Arbeit zeigt doch nur, dass wir dem Establishment gefährlich werden, also
            können wir stolz darauf sein!»
         

         Werden Menschen auf der Straße von Demoskopen gefragt, was an der AfD problematisch
            sei, antworten immer mehr: «weiß nicht/keine Angabe».
         

         Vielleicht hätte es jemand erklären sollen. Und zwar im Detail. Jahrelang hatte die
            Diskussion über die AfD davon gehandelt, Oberflächlichkeiten auszutauschen. Meist
            war es eine einzelne Äußerung, die besonders anschaulich sein sollte und an der verdeutlicht
            werden sollte, wie schlimm, wie verkommen die AfD sei. Es wurde darauf geachtet, das
            Publikum nicht zu überfordern. Schließlich las kein Normalbürger die mehrere hundert
            Seiten langen Einstufungsvermerke der Verfassungsschutzbehörden. Man wollte das Argument
            herunterbrechen. Also sagten Politiker zum Beispiel: «Nazi-Partei». Oder: «Die AfD
            will die Demokratie abschaffen.» Oder: «Die AfD ist eine menschenfeindliche Partei.»
            Die Überlegung war, dass man AfD-Politiker, die für schrille und plumpe Parolen bekannt
            waren, in ihrer Lautstärke und Form übertreffen musste, um diesen Teil des Publikums
            zu erreichen.
         

         Was, wenn das gar nicht stimmte? Schließlich hatten sich viele AfD-Anhänger auch durch
            hunderte Seiten von Thilo Sarrazins Buch Deutschland schafft sich ab und seine Folgebücher gearbeitet. Sie hatten komplizierte kriminologische Statistiken
            im Internet verbreitet, wenn sie ihrer Weltanschauung dienten. Hatten ein ganzes rechtsextremes
            Vorfeld mit akademischen Debatten finanziert und wahrgenommen, mit durchaus komplexen
            Gedanken. Vielleicht waren die schrillen Parolen nur Ausdruck ihrer Radikalität, nicht
            aber einer geistigen Plumpheit. Schon zur Zeit der Gründung waren die Ideen von AfD-Vertretern,
            die sich im Internet verbreiteten, nicht nur plumpe Ressentiments gewesen. Die Idee
            etwa, Muslime seien nicht mit der deutschen Gesellschaft kompatibel, wurde mit komplexen
            kulturtheoretischen Überlegungen untermauert. An der Gegenposition wurde jeweils mit
            großer Lautstärke gearbeitet und mit viel medialer Beachtung. Aber es wurde selten
            im Detail argumentiert. Es wurde kursorisch von Toleranz gesprochen. Es wurden keine
            Koransuren angeführt, wie die AfD-Seite Koransuren anführte. Manchmal wurden Zitatlisten
            verbreitet, mit dem Ziel, den rüden Ton und die empörenden Absichten zur Schau zu
            stellen, aber nur selten wurde Schritt für Schritt und nachvollziehbar erklärt, worin
            genau das systemische Problem dieser Weltanschauung liegen könnte.
         

         Oft wurden einprägsame Beispiele gesucht, die an historische Vorbilder anknüpfen,
            etwa Naziverherrlichung oder blanker Rassismus. Der offensichtliche Rassismus zeigte
            Wirkung, weil er nicht erklärt werden musste. Tiefergehende Debatten fanden nur an
            Universitäten statt oder in gelegentlichen Gastbeiträgen von Extremismusforschern,
            aber nicht im populären Mainstream. Es war, als wüssten die meisten Bürger auch nicht
            so genau, was rechtsextrem eigentlich heißt. Als wären sie gegenüber ihren Nachbarn,
            Kollegen und Freunden gar nicht richtig sprechfähig gewesen, um in immer neuen Variationen
            das Problem auf den Punkt zu bringen. Als hätte man also, viele Jahre in der Vergangenheit,
            eine Chance vertan, den Meinungsstreit zu führen und – wenn möglich – für sich zu
            gewinnen. Mit einer Frage, die sich viele Menschen wirklich stellen: Was ist eigentlich
            das Problem an der AfD?
         

         Es gibt zwei Dinge, die der AfD besonders häufig vorgeworfen werden, das eine ist
            ein Angriff auf die Menschenwürde, das andere ist eine Verachtung für das Demokratieprinzip.
            Auf beides gibt es einfache Antworten von AfD-Politikern. Der Verstoß gegen die Menschenwürde
            wird oft mit einzelnen Zitaten belegt. Hier sagt ein AfD-Politiker etwas gegen Syrer,
            dort sagt ein anderer etwas gegen Afghanen. Für sich sind diese Zitate oft schwach
            und die Urheber vielleicht nicht so wichtig. Also wird gefragt, ob man in Deutschland
            nicht einmal mehr sagen könne, was man denke, ohne gleich als Rechtsextremer bezeichnet
            zu werden, und jeder, mit dem man einmal einen Kaffee getrunken habe, gleich auch.
         

         Die andere Antwort von AfD-Politikern lautet, dass eine Partei wohl kaum gegen das
            Demokratieprinzip sein könne, wenn sie selbst – erstens – demokratisch verfasst sei
            und – zweitens – mehr Demokratie fordere statt weniger. Also etwa Volksentscheide
            statt Parlamentsabstimmungen. Die AfD-Anhänger haben diese Argumente parat, auch andere
            haben sie verbreitet.
         

         Unter denen, die eine rechtsextreme Politik ablehnen, gibt es solche Standard-Antworten
            nicht. Sie sind nicht textsicher. Sie haben oft nur eine diffuse Grundüberzeugung
            und beschäftigen sich in ihrem Alltag nicht damit, über extremistische Ideen nachzudenken.
            Das sollten sie aber spätestens dann tun, wenn ihre Gesellschaft dabei ist, sich nach
            diesen Ideen auszurichten.
         

         Mit dem Verstoß der AfD gegen die Menschenwürdegarantie ist es ganz einfach. Angenommen,
            die AfD würde Menschen mit roten Haaren ablehnen (was sie nicht tut). Es ist ein Beispiel,
            ein Gedankenspiel, um ein Prinzip zu verdeutlichen.
         

         Natürlich wäre nichts dabei, wenn ein einzelner AfD-Politiker mit einem Zitat bekannt
            würde, in dem es heißt: «Mit Rothaarigen habe ich schon aus rein ästhetischen Gründen
            ein Problem.» Dieses Zitat wäre nicht verfassungsfeindlich. Es wäre nicht schön für
            Rothaarige, das stimmt, und wahrscheinlich würde dieser Politiker von vielen Rothaarigen
            nicht mehr gewählt werden und auch nicht von jenen, die sich nur die Haare rot färben.
            Andere AfD-Politiker, die auf die Äußerung angesprochen werden, könnten sagen: «Das
            ist ein Einzelfall. Wir beschäftigen uns nicht mit Haarfarben. In unserem Programm
            steht das nicht.» Wenn sie gefragt werden, ob sie sich distanzieren wollen, sagen
            sie: «Du meine Güte, haben Sie keine anderen Probleme? Bitte wenden Sie sich an den
            Kollegen, der das gesagt hat.» Der Betreffende erlebt Empörung, also sagt er irgendwann:
            «Ich habe nur gesagt, was viele denken. Nicht jedem gefallen rote Haare, vielleicht
            darf man das noch sagen in einem freien Land. Aber wenn es Ihnen hilft: Ich habe eine
            Bekannte, die rote Haare hat, und die sagte mir, sie finde meine Aussage nicht schlimm,
            sondern ehrlich.»
         

         Dann passiert etwas Seltsames. Immer mehr AfD-Anhänger posten Memes mit Rothaarigen
            in den sozialen Netzwerken. Es sind mit Künstlicher Intelligenz erstellte Abwandlungen
            von Werbepostern. Auf den Originalen waren blonde, braunhaarige und schwarzhaarige
            Models zu sehen gewesen, die Werbung für Jeans und Shampoo machen. Jetzt sind alle
            auf den Bildern rothaarig. Die Texte dazu lauten so: «Wem’s gefällt …!» Und: «Aus
            Deutschland wird Rotland.» Ein Witzbold kommentiert, auf eine alte politische Phrase
            aus dem 20. Jahrhundert anspielend: «Lieber tot als rot!» Er bekommt 690 Herzchen.
         

         Schon wieder werden AfD-Politiker gefragt, was das solle, und die Gefragten können
            es nicht fassen, mit welchen Belanglosigkeiten sich die Öffentlichkeit beschäftigt.
            «Die Memes waren offensichtlich witzig gemeint. Alle haben gelacht, nur mal wieder
            jene nicht, die in ihrer Miesepetrigkeit jeden Tag moralische Vergehen konstruieren!»,
            kommentiert ein AfD-Abgeordneter. Die Linken sollten sich lieber mal überlegen, warum
            sie im Kalten Krieg gegen die Sowjetunion «Lieber rot als tot!» gerufen hätten, wer
            diesen Vaterlandsverrat auf dem Kerbholz habe, sollte wohl bei einer «lächerlichen
            Haarfarbendebatte» schweigen.
         

         An Fasching geht ein AfD-Politiker als hässlicher, rothaariger Mann. Auf X kursieren
            Studien, wonach die Rothaarigen genetisch bedingt aussterben, das löst bei AfD-Anhängern
            große Begeisterung aus. «Danke für nichts, und tschüss», kommentiert einer. «Kann
            man das irgendwie beschleunigen?», fragt ein anderer. Er bekommt viele Lach-Emojis.
            Ein Interessenverband der Rothaarigen gründet sich, auch viele Schwarzhaarige und
            Blonde sind dort Mitglied, weil sie rothaarige Freunde oder Verwandte haben. Und dieser
            Verband ruft auf, die AfD nicht mehr zu wählen, weil sie Menschen ausgrenze. Die AfD
            reagiert hart. Alice Weidel erklärt: «Entschuldigung, ich lasse mir in meinem Land,
            in dem die übergroße Mehrheit die wunderschönsten Haarfarben hat, nicht von einer
            kleinen, unbedeutenden und offensichtlich komplexbeladenen Minderheit erklären, welche
            Partei in diesem freien Land wählbar ist und welche nicht!»
         

         Unter AfD-Anhängern kursieren neuerdings Spitznamen für Rothaarige. Sie heißen «Füchse»,
            «Kupferköpfe», «Karotten», «Feuerköpfe», «Pumuckl». Auf dem nächsten Parteitag nimmt
            die AfD den folgenden Satz in ihr Programm auf: «Wir fordern ein Ende der politischen
            Diskriminierung der AfD durch Rothaarige.» Ein Redner, der die Aufnahme des Satzes
            befürwortet hatte, ruft ins Saalmikrofon: «Für die Rosthaarigen, wie ich sie mal nennen
            will, gelten die gleichen Regeln wie für alle: Wer Deutschland nicht liebt, soll Deutschland
            verlassen!»
         

         Der Verfassungsschutz stuft die Partei als Verdachtsfall ein. Der Verdacht lautet:
            Die AfD will Rothaarige diskriminieren. Es werden Aussagen von Parteimitgliedern gesammelt
            und als einmal eine solche Materialsammlung im Internet kursiert, picken die AfD-Anhänger
            sich einzelne Zitate raus. Zum Beispiel hatte ein Abgeordneter eine Grafik von einer
            Fuchsjagd in Großbritannien gepostet und geschrieben: «Sollte man hierzulande auch
            mal einführen!» Kurz vor Weihnachten postet ein AfD-Kreistagsmitglied ein Foto des
            Gesellschaftsspiels «Lotti Karotti» und schreibt: «Das kommt mir dieses Jahr nicht
            unter den Weihnachtsbaum!»
         

         AfD-Anhänger toben wegen der Materialsammlung des Verfassungsschutzes. Ob es jetzt
            schon verfassungsfeindlich sei, wenn man nicht «Lotti Karotti» spiele? Ob man jetzt
            schon Neonazi sei, wenn man die Fuchsjagd in Großbritannien gut finde? Natürlich sei
            es dem Betreffenden nicht darum gegangen, Jagd auf Rothaarige zu machen, sonst hätte
            er das gesagt. Es ging ihm um die Fuchsjagd, und an der sei, bitte schön, nichts Rechtsextremes.
         

         Man kann dieses Beispiel unendlich fortsetzen. Wer die Pointe versteht und die AfD
            verteidigt, wird einwenden, wie lächerlich und realitätsfern es ist, über Haarfarben
            zu schreiben, während die AfD versucht, Deutschland vor einer realen Bedrohung durch
            Migranten und Linke zu retten. Doch abgesehen von der Haarfarbe ist das Beispiel unsere
            Realität. Viele Phänomene unserer Zeit sind damit erzählt.
         

         Die AfD hat viele Rechtsextreme in ihren Reihen, die Menschen mit Migrationshintergrund
            in ihrer Menschenwürde angreifen. Das sind alles einzelne Zitate von Einzelpersonen.
            Aber man kann eine Sache nicht durch einen Zufall erklären, wenn sie wieder und wieder
            passiert.
         

         Wer einmal von «Taugenichtsen» schreibt und damit Migranten meint, ist noch kein Rechtsextremer.
            Wer einmal von «Messermännern» redet, davon, dass es zu viele «Kopftuchmädchen» gebe,
            wer einmal von «Schmarotzern» redet oder von «Gesocks», hat Vorurteile, aber das macht
            ihn noch nicht zum Staatsfeind.
         

         Erst wenn in einer Partei, die politische Macht will, in tausendfacher Wiederholung
            die immergleichen Mitglieder der Gesellschaft ausgegrenzt, beleidigt, kriminalisiert,
            verlacht und herabgewürdigt werden, entsteht ein Muster. Dann ist es nicht das eine
            Zitat, das sich AfD-Anhänger herauspicken, das jemanden zum Rechtsextremen macht,
            sondern die Masse der abertausenden, ähnlich lautenden Äußerungen, in denen eine Weltanschauung
            sichtbar wird.
         

         Wenn der AfD ein Etikett angehängt wird, auf dem etwas über Extremismus steht, handelt
            es sich also um ein Konzentrat. Man sammelt und bemerkt Übereinstimmungen zwischen
            vielen Mitgliedern. Je mehr von ihnen Ressentiments äußern, umso gerechter wird das
            Urteil über die Gesamtpartei. Genau das wird aber als ungerecht empfunden. Als Konstruktion.
            Die Betreffenden argumentieren, man könne sich doch nicht alles Dümmliche, was überall
            gesagt werde, zusammensuchen und daraus eine Weltanschauung basteln, die in Wahrheit
            gar nicht vorhanden sei.
         

         Das ist das Argument der AfD. Es lebt von einem Missverständnis. Wäre die AfD eine
            Partei, die für alle sichtbar in ihrem Grundsatzprogramm ausführt, dass sie Muslime
            diskriminieren, Migranten vertreiben und Linke inhaftieren will, würde nicht über
            Einstufungen des Verfassungsschutzes diskutiert und auch nicht über ein Verbot einzelner
            Landesverbände, sondern dann wäre die AfD aller Wahrscheinlichkeit nach schon verboten.
            Sie wäre klar verfassungswidrig, weil das Grundgesetz allen Menschen ihre Würde und
            ihre Rechte garantiert, egal welcher Religion sie angehören oder aus welchem Land
            ihre Eltern stammen.
         

         Der Zustand der AfD ist ein anderer: Sie ist in einem Zwischenstadium. Sie wird als
            Partei eingeschätzt, in der viele Menschen starke Ressentiments haben gegen Muslime,
            Migranten und Linke und in der eine Stimmung herrscht, in der viele Muslime und Migranten
            nicht als richtige Deutsche empfunden werden. Das bedeutet nicht, dass die AfD-Mitglieder
            schon so weit sind, jemandem, weil er Muslim ist, die deutsche Staatsangehörigkeit
            abzuerkennen. Denn wenn das so wäre, wären die Tage der AfD gezählt.
         

         Ein Zwischenstadium ist etwas anderes. Es bedeutet, dass in der Partei ein Gefühl
            herrscht, dass ein Muslim kein «richtiger», kein «echter» Deutscher ist. Gleiches
            gilt für jemanden, der aus einem anderen Land eingewandert ist und die deutsche Staatsangehörigkeit
            hat. Wer sagt, dieser sei kein «richtiger» Deutscher, vertritt einen ethnischen Volksbegriff.
            Er macht die Zugehörigkeit zum deutschen Volk also davon abhängig, ob die Vorfahren
            von jemandem auch schon Deutsche waren. Das ist rechtsextrem und verfassungswidrig.
            Das Grundgesetz erlaubt es nicht. Wer nun sagt, dass selbst mancher Deutsch-Türke
            von sich sage, er sei in Wahrheit Türke, weil in seinen Adern türkisches Blut fließe,
            dem muss man recht geben: Es gibt auch Deutsch-Türken mit einem rechtsextremen ethnischen
            Volksbegriff, der mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist. Und wenn diese Deutsch-Türken
            eine Partei gründen würden, die ihren Volksbegriff verbreitet, würde sie aller Wahrscheinlichkeit
            nach vom Verfassungsschutz beobachtet werden. Wer nun sagt, man dürfe doch wohl einen
            Unterschied darin sehen, dass Familie Müller seit 500 Jahren im Badischen wohnt und
            Familie Al Numan erst vor zehn Jahren einen Asylantrag gestellt hat und mittlerweile
            eingebürgert ist, dem würde man auch recht geben. Die eine Familie ist alteingesessen,
            die andere erst seit Kurzem in Deutschland. Darüber lässt sich viel sagen. Es gibt
            möglicherweise kulturelle, religiöse, soziale Unterschiede zwischen beiden Familien.
            Familie Müller könnte sagen: «Wir können die Al Numans nicht ausstehen, das sind schreckliche
            Nachbarn.» Die Al Numans könnten sagen: «Da waren uns selbst unsere Nachbarn in Damaskus
            lieber als die Familie Müller, und die in Damaskus waren Henker des Regimes.» Das
            sind Gespräche in der Gesellschaft, sie können so oder so verlaufen. Der Kontext einer
            politischen Partei aber ist ein anderer. Parteien gestalten den Rechtsrahmen in Deutschland.
            Sie streben Abgeordnetenmandate in der Legislative an. Sie wollen das Land nach ihren
            Vorstellungen verändern. Sie wollen, dass der Staat so handelt wie sie denken. Und
            wenn sie denken, dass Menschen ungleich sind, ist der Staat, der nach ihrem Vorbild
            handelt, kein liberaler Rechtsstaat mehr, also keine Bundesrepublik.
         

         Niemand muss Rothaarige mögen, niemand muss neben einem Rothaarigen wohnen, niemand
            muss rothaarige Freunde haben. Das ist im Alltagsleben legitim. Erst wenn ein staatliches
            Handeln davon abgeleitet wird, beginnen die Probleme. Eine Partei, die offen gegen
            Rothaarige hetzt, bedroht den Staat in seiner wichtigsten Funktion: die Gleichheit
            aller Staatsbürger vor dem Gesetz zu sichern. Wer Rothaarige nicht mag, sollte also
            keine Partei gründen und erwarten, dass er dort seine Gefühle ausleben kann. Lieber
            könnte er einen Stammtisch gründen und sich dort mit Gleichgesinnten treffen. Oder
            eine Telegram-Gruppe, in der steht, wie blöd Menschen sind, die Rothaarige wunderschön
            finden.
         

         Die AfD ist eine Partei und sie ist keine Partei. Manchmal wird sie von ihren Mitgliedern
            wie ein Stammtisch behandelt. Da kann man Menschen treffen, die genauso empfinden
            wie man selbst. Da wird man bestätigt. Da erhält man eine Identität, in der man sich
            anderen überlegen fühlen kann. Da kann man mit anderen lästern. Da kann man zusammen
            lachen.
         

         Und plötzlich wird dieses Gemeinschaftserlebnis kriminalisiert. Werden Zitate aus
            dem Zusammenhang gerissen und herausgestellt. Wird eine Messlatte von staatspolitischer
            Verantwortung herangezogen für etwas, das ein Mitglied aus einem emotionalen Bedürfnis
            heraus tut. Das empfinden die Mitglieder als ungerecht. Es greift sie in ihrer Identität
            an. Es verdirbt den Spaß. Es unterstellt, Menschen würden etwas aus Rassismus tun,
            wenn das Motiv ein anderes ist, etwa ein Gemeinschaftsgefühl unter Menschen, die eine
            bestimmte Gruppe nicht mögen. Solche privaten Zwecke erklären die Entgeisterung, mit
            der AfD-Mitglieder auf ihre Beobachtung reagieren. Sie verstehen nicht, warum das,
            was sie in ihrem Privatleben sagen, auf einmal gesammelt und verallgemeinert wird.
            Sie verstehen nicht, dass sie in einer Partei aktiv sind und nicht in einem Sportverein
            oder einem Freundeskreis. Sie bewegen sich in der falschen Kategorie. Sie sind im
            falschen Film.
         

         Der Staat kann nur das Allgemeine betrachten. Wenn Parteimitglieder systematisch Migranten
            ausgrenzen, ist das nicht deren Privatsache. Parteien diskutieren nicht ihre Befindlichkeiten,
            sondern staatliches Handeln. Wer die Materialsammlungen des Verfassungsschutzes in
            diesem Bewusstsein liest, wird nicht mehr sagen können, dass einzelne Äußerungen für
            sich genommen keinen Extremismus belegen. Dafür sind es zu viele. Wer tausendfach
            sagt, dass Rothaarige kriminell, verschlagen, unangenehm, ungebildet, gewalttätig
            und verlogen seien, könnte auch nicht ein einzelnes Zitat heranziehen und behaupten,
            es sei harmlos. Man würde ihm nicht glauben.
         

         In der Realität geht es nicht um Haarfarben, sondern um Ethnien. Wer Vorfahren aus
            dem Ausland hat, über den sagen AfD-Politiker alles Schlechte. Und wer Menschen aufgrund
            ihrer Abstammung pauschal herabwürdigt, handelt gegen die Verfassung. Die garantiert
            nämlich, dass jeder Mensch danach beurteilt wird, was er tut, und nicht, was Leute
            tun, die so aussehen wie er oder die gleiche Religion haben.
         

         Am 4. August 2022 schreibt der damalige AfD-Abgeordnete Eugen Schmidt auf Telegram
            etwas über Grundschulen, an denen viele Migranten lernen: «Sie werden zu Keimzellen
            für Kriminalität und Islamismus.» Der Bundestagsabgeordnete Jan Wenzel Schmidt schreibt
            am 18. Juni 2024 auf Facebook: «Die Masseneinwanderung machte aus Deutschland ein
            Land des Messerterrors.» Am 9. Juli 2023 erscheint ein Interview mit der AfD-Vorsitzenden
            Alice Weidel bei Compact TV, sie sagt: «Messerkriminalität zum Beispiel. Es ist in unserer Kultur völlig unbekannt.
            Das gab es nicht. Das Phänomen gibt es bei uns nicht. Das gibt es in den Kulturkreisen
            in Afrika und im Nahen Osten, um es mal ganz klar zu sagen.» Die AfD-Bundestagsabgeordnete
            Christina Baum sagt im Oktober 2023 bei Compact TV: «Wir haben durch diese Massenmigration diese Menschen jetzt hier bei uns, auf unseren
            Straßen, in unseren Häusern. Und für mich war immer klar, dass das zu Konflikten führen
            wird, eines Tages. Es sind einfach verschiedene Kulturen, es sind verschiedene Religionen,
            die aufeinandertreffen. Und das kann auf die Dauer meiner Meinung nach nicht gut gehen.»
            Der sächsische AfD-Abgeordnete Alexander Wiesner schreibt am 5. Juli 2023 auf X: «Diese
            Menschen, diese Kulturkreise sind mit einer westlichen Demokratie nicht vereinbar
            und in unsere Gesellschaft auch nach Jahrzehnten nicht integrierbar. Deswegen Remigration
            jetzt!»
         

         Der AfD-Bundestagsabgeordnete Karsten Hilse sagt am 17. Juni 2023 in Pulsnitz: «Sie
            kommen nur her, um sich in die soziale Hängematte zu legen, und ab und zu zücken sie
            ein Messer und stechen irgendjemanden von uns ab.» Der bayerische AfD-Landesvorsitzende
            Stephan Protschka sagt am 22. Februar 2023: «Das sind Fachkräfte, die wissen, wie
            man vom Arbeitsamt, vom Sozialamt Geld bekommt. Aber die wissen nicht, wie ein Hammer
            oder Fäustling ausschaut, schon gar nicht, wie der Schraubenzieher oder wie Arbeit
            ausschaut.» Die AfD-Fraktion in Aichach-Friedberg postet ein Bild von Schwarzen, die
            ihren deutschen Pass zeigen, mit der Überschrift: «Wir sind Deutsche.» Darunter posten
            sie ein Foto von Löwen mit der Überschrift: «Und wir sind Vegetarier.» In der nordrhein-westfälischen
            Stadt Paderborn gab es 2025 einen AfD-Bürgermeisterkandidaten namens Marvin Weber,
            der über Migranten sagte, sie seien «Sozialtouristen», «Intensivtäter», «Scheinasylanten»,
            «Messerjongleure», «Dealer», «Antänzer». Das damalige schleswig-holsteinische Vorstandsmitglied
            der AfD-Jugend Thomas Herrig schrieb am 27. Juni 2022: «Es ist eine schwarzafrikanische
            Invasion Europas, was wir in diesen Zeiten erleben.» Der damalige Europaabgeordnete
            Maximilian Krah schrieb am 15. September 2023 auf X: «Es ist eine Invasion.» Der frühere
            Bundestagsabgeordnete Siegbert Droese schrieb am 12. September 2023: «D-Day unserer
            Tage. Es ist eine Invasion und das Tag für Tag und Nacht für Nacht.» Am 9. September
            2022 schrieb das damalige Mitglied im bayerischen Landesvorstand Erhard Brucker auf
            Facebook: «In Ansbach war es wieder mal soweit … ein Messermoslem verbreitete im Auftrag
            der Religion des Friedens seinen Missionsauftrag.»
         

         Es sind hunderte, tausende solcher Zitate öffentlich bekannt. Sie stehen im Einklang
            mit der AfD-Programmatik. Das heißt: Sie stehen so nicht wörtlich im Programm. Aber
            sie entspringen der Logik eines Programms, das sich gegen bestimmte Gruppen richtet.
            Sie verbalisieren diese Logik besonders unverblümt. Und: Sie werden innerhalb der
            Partei nicht kritisiert, sondern verteidigt. Viele sind vage, sprunghaft, ungenau.
            Sie sagen, dass manche Migranten kriminell seien, was stimmt. Und dann kommt ein Sprung.
            Dann sagen sie, dass alle «muslimischen Invasoren» wegsollten. Genau das ist die Leerstelle
            in der Argumentation, an der sich AfD-Mitglieder mit stramm rechten Überzeugungen,
            mit denen sie für öffentliche Ordnung eintreten, wandeln zu Extremisten, die unsere
            Verfassungsordnung bedrohen.
         

         AfD-Vertreter springen ständig zwischen beiden Polen hin und her. Treffen sie einen
            fleißigen Handwerker mit Vornamen Mohammed, sagen sie, ihre Politik richte sich gegen
            die kriminellen Taugenichtse, die es unbestreitbar auch gebe. Begeht ein Jugendlicher
            mit Vornamen Mohammed eine Straftat, sagen sie, das sei Ausdruck seiner Herkunft,
            seiner Religion, seiner Kultur, die mit der deutschen nicht vereinbar sei, weshalb
            alle Menschen dieser Sorte in Deutschland nicht willkommen seien. Wer das als rassistische,
            islamfeindliche und kulturchauvinistische Position kritisiert, wird hingewiesen auf
            die Straftaten, die andere Menschen mit Vornamen Mohammed begehen. Wer darauf sagt,
            es gebe auch fleißige Handwerker, die mit Vornamen Mohammed heißen, bekommt gesagt:
            Die hätten natürlich nichts zu befürchten, das habe man doch gesagt. Die Politik richte
            sich gegen die kriminellen Taugenichtse, die es unbestreitbar gebe. So dreht sich
            das Argument im Kreis. Und während jeder Umdrehung sickert das Vorurteil tiefer ein,
            dass jemand, der Mohammed heißt, eigentlich nichts Gutes im Schilde führen kann.
         

         Wer der AfD etwas nachweisen will, muss dem Publikum also etwas zumuten. Es wird nie
            das eine Zitat geben, an dem eine extremistische Weltanschauung sichtbar wird. Denn
            immer dann, wenn jemand ein solches Zitat geäußert hat, wurde er aus der Partei entfernt.
            2018 schrieb jemand in einem Chat der Parteijugend: «Das einzigste Ticket, das ich
            einem Flüchtling geben würde, wäre ein Expresszug nach Auschwitz-Birkenau.» Danach
            war er weg. Er hatte einen Fehler gemacht. So funktioniert der Extremismus in der
            AfD nicht. Er muss ambivalent bleiben. Er muss springen zwischen einer harmlosen Feststellung
            und einer zweideutigen Konsequenz. Er muss schwer angreifbar sein oder leicht zu verteidigen.
            Die AfD floriert nur in diesem Schwebezustand. Die Lust, die es bedeutet, AfD-Mitglied
            zu sein, besteht nicht darin, Mordfantasien gegenüber Flüchtlingen zu verwirklichen.
            Sondern in etwas viel Egozentrischerem: Seine Ressentiments zu artikulieren und damit
            durchzukommen. Sein Innerstes zu offenbaren und bestätigt zu werden. Zu provozieren,
            aber jeden Angriff abwehren zu können. Unbesiegbar zu sein.
         

         So gesehen wollen AfD-Mitglieder etwas von der Gesellschaft, mit der sie streiten.
            Sie wollen das Winseln derer hören, die immer neue Zitate herantragen, um ihren Extremismus
            zu belegen. Und dann wollen sie das in jedem dieser Zitate enthaltene Körnchen Zweideutigkeit
            benutzen, um den Angriff abzuwehren. Die Denkarbeit innerhalb der AfD wird darauf
            verwendet, solche Zitate zu konstruieren. Eindeutige Sätze hingegen, die nicht geeignet
            sind, um in der Öffentlichkeit zu bestehen, werden verworfen.
         

         Eine Gesellschaft, die sich weigert, an diesem Theater mitzuwirken, wäre für AfD-Mitglieder
            ein unangenehmer Widerpart. Wer stattdessen in Reaktion auf knallige Aussagen von
            AfD-Politikern das eigene, vermeintlich knallige Zitat aus dem AfD-Kosmos anführt,
            spielt mit. Das Spiel, das die AfD hier spielt, ist indes nicht plump. Es handelt
            nicht von den Provokationen, die in den Raum geworfen werden, sondern von den Emotionen
            und feinen Hierarchieunterschieden, die daraus entstehen. Auch das AfD-Publikum lauscht
            einer komplexen Aufführung, in der versucht wird, eine offensichtlich unmoralische
            Andeutung zu machen und die gesellschaftliche Ächtung, die darauf folgen soll, erfolgreich
            abzuwehren. Diesem Publikum sind komplexe Gedanken zumutbar. Mehr noch: Wer die Strategie
            dieses Publikums entlarvt, lässt ihm kaum Argumentationsraum.
         

         Das ist also eine Möglichkeit. Was sollte ein AfD-Politiker sagen, wenn man ihm vorhält,
            dass er gerade eine legitime Aussage über Ausländerkriminalität gemacht und dann,
            im zweiten Teil seines Satzes, eine verallgemeinernde Bestrafung aller Migranten gefordert
            habe? Wenn man das einfach nur feststellen würde. Es wäre keine knallige Parole, keine
            bissige Frage. Trotzdem hätte dieser AfD-Politiker zwei Probleme. Erstens: Er ist
            um den Genuss gebracht, seine Provokation erfolgreich zu verteidigen. Zweitens. Er
            muss einräumen, dass nicht alle Migranten kriminell sind, weil er sonst nicht mehr
            zweideutig ist. Er wäre dann einfach nur ein Ausländerfeind. Sein Spiel wäre aus.
            Also erschöpft sich das Gespräch in Folgendem: Er hat eine legitime Äußerung über
            Ausländerkriminalität gemacht, die aller Wahrscheinlichkeit nach so auch schon von
            Unionspolitikern getätigt wurde. Und er hat einen argumentativen Fehler eingeräumt
            und sich korrigiert. Er geht ohne Triumphgefühl aus dem Gespräch und sein Auftritt
            wäre binnen Tagen vergessen. Alles, was dafür nötig war, ist der Mut und die Fertigkeit,
            genau und im Detail über seine Aussage zu sprechen.
         

         Es geht nicht immer nur um Migranten. Die AfD ist in Teilen eine antidemokratische
            Partei, und wer das sagt, wird von AfD-Politikern ausgelacht, weil die AfD selbst
            Wahlen durchführt, an Wahlen teilnimmt und noch keiner ihrer Vertreter jemals gesagt
            hat, dass sie in Zukunft etwas anderes einführen wolle als einen durch Wahlen herbeigeführten
            Regierungswechsel. Das Demokratieprinzip wird von der AfD auf ganz andere Weise angegriffen,
            die wieder kaschiert ist, übertüncht, verharmlost. Es geht darum, dass die AfD systematisch
            die Legitimität anderer Parteien in Frage stellt, also den Wählerwillen nicht respektiert.
            Und dass sie systematisch Zweifel an der Rechtsgültigkeit von Wahlen sät, um diesen
            Eindruck zu verstärken. Und wieder sind die einzelnen Zitate von AfD-Politikern so
            konstruiert, dass sie legitim scheinen. Jeder darf Parteien kritisieren. Jeder darf
            auch sagen, dass Parteien die Interessen des deutschen Volkes verraten. Jeder darf
            vermuten oder unken, dass Wahlfälschungen möglich sind oder vorkommen oder zu oft
            vorkommen. Jeder darf sagen, dass die anderen Parteien alle gleich sind und einen
            Block bilden oder ein Kartell oder dass sie sich bereichern oder dass sie Deutschland
            zerstören wollen. Irgendwann aber wird in der Aufreihung dieser Beschimpfungen ein
            Muster deutlich und eine Weltanschauung, in der Konkurrenzparteien keine Berechtigung
            haben. Dann ist ein autoritäres Denken entlarvt, das im Kern antidemokratisch ist.
         

         Manchmal hilft ein Zitat aus der Vergangenheit, um zu merken, wer wessen Wiedergänger
            ist. Als das Bundesverfassungsgericht 1952 die Sozialistische Reichspartei verbot,
            hieß es im Urteil: «Die anderen Parteien, von Hitler ständig als ‹Systemparteien›
            verächtlich gemacht, werden heute mit der gleichen Beharrlichkeit als ‹Lizenzparteien›
            und ‹Monopolparteien› bezeichnet, die Regierung als ‹Lizenzregime› herabgesetzt; statt
            ‹Erfüllungspolitiker› heißt es heute ‹Erschöpfungspolitiker›, statt ‹Plutokraten›
            ‹Lumpokraten›, statt ‹Novemberverbrecher› ‹Landesverräter›.»
         

         Bei der AfD ist es nicht anders. Ihre Vertreter sprechen von den «Blockparteien»,
            den «Kartellparteien», von einer «Kartellparteienherrschaft», betrieben von «Volksverrätern».
            Der thüringische Landesvorsitzende Björn Höcke äußerte am 31. August 2024 die Hoffnung,
            dass «das Kartellparteiensystem der Bundesrepublik Deutschland implodiert und dass
            endlich etwas entsteht, was eine wirkliche Demokratie ist». Der bayerische Abgeordnete
            Rene Dierkes geht davon aus, dass es sich beim «Altparteienkartell» um eine einzige
            «Einheitspartei» handelt, wie er am 24. September 2024 auf X schrieb. Andere sprechen
            von einer «Einheitsfront». Solche Wörter werden von AfD-Anhängern zehntausendfach
            verwendet. Sie sprechen anderen Parteien und ihren Volksvertretern ab, rechtschaffen,
            gleichberechtigt und selbstbestimmt zu sein.
         

         Die demokratische Bundesrepublik kann auch in Frage stellen, wer sagt, dass sie von
            fremden Mächten gesteuert sei oder gar nicht existiere. Im November 2023 teilte das
            nordrhein-westfälische AfD-Landesvorstandsmitglied Uwe Detert ein Video, in dem es
            hieß: «Das Deutsche Reich ist da – Es ist nie untergegangen – Es war in kein Kriegsgeschehen
            verwickelt – Es gehört uns.» Der schon erwähnte Paderborner AfD-Politiker Marvin Weber
            nannte die Bundesrepublik am 21. August 2022 ein «gebrochenes Experiment der Siegermächte».
            Der Bundestagsabgeordnete René Springer nannte die Bundesregierung im Sommer 2022
            eine «Vasallenregierung». Im September 2022 fragte der Berliner Abgeordnete Harald
            Laatsch auf X: «Wann wird endlich untersucht, wie deutsche Politiker von US-Oligarchen bestochen werden, um dieses Land hinzurichten?»
         

         Solche Schilderungen haben in den Jahren vor 2033 kaum eine Rolle gespielt. Sie wurden
            als zu komplex erachtet. Als zu wenig griffig. Das Gerede über die AfD war deshalb
            voller Lücken. Die AfD wurde als Nazipartei beschimpft, obwohl sie das nicht war.
            Sie wurde «undemokratisch» genannt, aber es wurde nicht erklärt, was das meinte, und
            warum der Vorwurf von AfD-Seite kaum zu leugnen ist, wenn ihre Vertreter – wie Hitler –
            ständig von «Systemparteien» reden.
         

         Manchmal wurde eine besonders radikale Äußerung als Extremismus ausgelegt, obwohl
            sie das nicht war. Wer radikal sprach, wollte etwas Grundsätzliches verändern. Das
            konnte gut oder schlecht sein, jedenfalls war es in der Demokratie nicht verboten,
            auch einmal an einen Rundumschlag zu denken. Es war also erlaubt – juristisch, moralisch
            und politisch. Nur wer die Verfassungsordnung beseitigen will, ist ein Extremist.
            Wenn die AfD-Vorsitzende Alice Weidel sagte, sie wolle alle Windräder in Deutschland
            niederreißen, war das eine energiepolitische Verantwortungslosigkeit, ein volkswirtschaftlicher
            Wahnsinn, ein kindischer Trotz, eine bürgerfeindliche Politik, aber es war natürlich
            kein Extremismus.
         

         Es gab auch einen psychologischen Fehler, den ungenaue AfD-Kritiker begingen. Man
            könnte die Ursache mit dem Falschparker vergleichen, dessen Auto abgeschleppt wurde
            und der nun an der Servicetheke des Abschleppdienstbüros steht, um einen völlig überteuerten
            Betrag zu bezahlen, damit sein Auto freikommt. Der Falschparker steht dort und bebt
            innerlich. Er weiß natürlich, dass er falsch geparkt hat, er kennt die Straßenverkehrsordnung.
            Er weiß auch, dass der Abschleppdienst die Gebühr erheben darf, aber trotzdem fühlt
            er diesen Zorn, auf sich selbst, seinen Fehler und die Situation. Dann sagt der Abschleppfahrer
            plötzlich, am Kotflügel sei eine Schramme, aber die habe nicht er zu verantworten,
            die sei dort schon gewesen. Tatsächlich hat der Kotflügel eine tiefe Schramme. Die
            war vorher aber nicht da. Der Falschparker hört die Ausflucht, die Lüge des Abschleppfahrers,
            und was tut er?
         

         Natürlich. Er explodiert. Er brüllt. Er ist kaum zu halten. Er reagiert viel stärker
            als jeder andere, der zufällig eine Schramme an seinem Auto sieht. Die Schuld hat
            einen Druck erzeugt und nun gibt es eine Gelegenheit, ein Ventil, sich von ihm zu
            befreien. Nicht er, der Falschparker, sondern der Abschleppfahrer ist der wahre Verbrecher!
            Zumindest ist das eigene Unrecht aufgewogen im Vergleich mit der lügenhaften Dreistigkeit
            dieses Abschleppfahrers!
         

         Im AfD-Milieu ist die Dynamik exakt gleich. Wird ein Extremismusvorwurf erhoben, der
            gut begründet ist, gibt es ein großes Grummeln. Derjenige, der den Vorwurf erhoben
            hat, wird als linker Spinner, als voreingenommener Demagoge, als lächerliche Witzfigur
            bezeichnet. Er wird gefragt, wer ihn bezahle. Und ob er im «Dritten Reich» gerne als
            Blockwart gearbeitet hätte. Das aber ist die harmlose Variante. Der wirkliche Zorn
            bricht los, wenn sich im Extremismusvorwurf eine Ungenauigkeit eingeschlichen hat.
            Wenn der beschuldigte AfD-Politiker also in einem Detail zu Unrecht belangt werden
            soll. Dann entlädt sich jene Energie, die nur in Seelen erklärbar ist, auf denen schon
            lange eine Schuld gelastet hat. Nur deshalb ist diese Energie so beißend und ätzend
            und so persönlich.
         

         Jemand, der aus heiterem Himmel des Extremismus verdächtigt wird, würde sich laut
            wundern und um Genauigkeit bitten. Wer aber belastet ist, wer schon lange diesen Makel
            mit sich herumträgt, nur der explodiert, weil sich ihm die Chance einer Reinwaschung
            bietet. Die Zerstörung der anderen Person relativiert die eigene Schuld oder bietet
            sogar die Gelegenheit zu fragen, ob das, was der andere getan hat, nicht viel schlimmer
            sei, als was einem selbst angelastet wurde. In menschlicher Energie gemessen macht
            das den Unterschied zwischen einem Knalleffekt und einer Kernfusion.
         

         Wer jemanden an einen Pranger stellt, hat also eine große Verantwortung. Er muss gerecht
            bleiben. Und er darf sich nicht wundern, welches Echo er hört, wenn ein Vorwurf ungenau
            ist oder falsch. So eskalieren manchmal die Debatten, wenn der Rechtsextreme rechtsextrem
            genannt wird für etwas, das für sich genommen nicht rechtsextrem war. Oder wenn dem
            Rechtsextremen, der tatsächlich rechtsextrem ist, unterstellt wird, ein Nazi zu sein,
            obwohl er das nicht ist. Er ist vielleicht ein antiliberaler Demokratieverächter.
            Aber deshalb kann er trotzdem den Holocaust verurteilen und diesen wahnsinnigen Weltkrieg
            auch. Also wird er auf den Nazivorwurf nicht mit einer sympathieheischenden Offenbarung
            seines Antinazismus reagieren. Sondern mit einem galligen Frontalangriff auf die ach
            so dummdreiste, nichtsnutzige Person, die diesen falschen Vorwurf erhoben hat. Warum?
            Weil er hofft, mit diesem Triumph auch alle anderen Makel beseitigen zu können.
         

         Jedes Mal, wenn das passiert, verlieren alle, die zuhören, ein bisschen ihre Achtung
            vor demokratischen Normen. Sie hören, wie hohl sie hinter der Fassade sind. Wie ungerecht
            und beliebig es in der liberalen Demokratie zugeht. Und sie sehen, wie leer die Pose
            derer sein kann, die sagen, sie würden für die Demokratie einstehen.
         

         All das ist verheerend. Aber im Jahr 2033 ist es zu spät, über präzise, lückenlose
            Kritik nachzudenken. Die Prozesse der gesellschaftlichen Umwälzung sind zu weit fortgeschritten,
            und die rhetorischen Werkzeuge sind abgenutzt und stumpf geworden nach so vielen Jahren
            des falschen Gebrauchs. Eine Gesellschaft ist selten klüger als die einzelnen Menschen,
            aus denen sie besteht. Und es kann eine allgemeine Verwirrung geben, auch wenn in
            einer Gesellschaft viele Einzelne sind, die das Geflecht durchschauen. Im Jahr 2033
            hat sich die deutsche Gesellschaft in meterlange Argumentationsstränge eingewickelt,
            aus denen sie sich kaum befreien kann. Sie müsste alles mühsam rückabwickeln. Wieder
            lernen, dass ein Bürger, der sich über Politik äußert, eine Verantwortung hat. Dass
            der moralische Einwand nichts Lächerliches ist und auch nichts Schwaches. Dass ein
            Staat nur dann nicht tyrannisch wird, wenn die, die ihn steuern, große Skrupel haben
            und eine Balance ansteuern, in der jeder zu seinem Recht kommt. Und dass jeder Staat,
            in dem das Anstreben dieser Balance verlacht wird, weil es wie das Geheule von politischen
            Verlierern klingt in einer neuen Zeit, immer sein Gleichgewicht verliert und Menschen
            verletzt.
         

         Auf Phoenix gibt es eine Sondersendung über die Sondierungsverhandlungen zwischen
            Union und AfD. Jemand hat einen frühen Entwurf eines Koalitionsvertrages durchgestochen;
            es handelt sich um ein Papier, mit dem die AfD in die Verhandlungen gehen will. Es
            ist nur etwas, das Vertreter eines Bundesfachausschusses der AfD zusammengeschrieben
            haben, es ist nicht verbindlich und wurde noch nicht verhandelt. Aber es enthält zwei
            Vorschläge, die so nur im Jahr 2033 denkbar sind. Im ersten Kapitel fordert die AfD
            eine Entschuldigung von der Union. Eine Koalition soll nur dann zustande kommen, wenn
            die Union einräumt, im Jahr 2015 rechtswidrig die Grenzen «geöffnet» und gegen die
            Interessen des deutschen Volkes gehandelt zu haben. Die Entschuldigung soll an das
            deutsche Volk gerichtet sein und nach dem Wortlaut des Papiers all jene rehabilitieren,
            die jahrelangen Diffamierungen ausgesetzt waren, «nur» weil sie die Rechtmäßigkeit
            einer gesteuerten Migrationspolitik eingefordert hatten. Der Kanzlerkandidat der Union,
            Spahn, soll die Entschuldigung in einer Fernsehansprache überbringen, erst dann werde
            die AfD einer Koalition zustimmen.
         

         Das ist eine Ungeheuerlichkeit für die Union. Natürlich gibt es Proteste. Die Ersten
            fordern, die Verhandlungen mit sofortiger Wirkung zu beenden. Die Sondersendung auf
            Phoenix handelt von der Frage, was das Kalkül der AfD-Führung gewesen sein könnte,
            einen solchen Passus in ihr Verhandlungspapier aufzunehmen, und ob es sich um eine
            gezielte Intrige von Rechtsextremen innerhalb der AfD handele, die eine Regierung
            mit der Union ablehnen, oder ob auch die AfD-Führung mit solchen Forderungen alle
            weiteren Verhandlungen sabotieren wolle, um möglichst gesichtswahrend in Neuwahlen
            zu gehen: mit dem Argument nämlich, es sei die Union gewesen, die Koalitionsverhandlungen
            abgebrochen habe, bevor diese begonnen hätten. In einer Pressemitteilung erklärt der
            AfD-Bundesvorstand, das Papier sei nicht für die Öffentlichkeit bestimmt gewesen,
            es handele sich lediglich um einen Vorschlagsentwurf des Bundesfachausschusses. Kurz:
            Es gibt eine große Aufregung über eine knallige Forderung, etwas, das mehr mit einem
            politischen Theater zu tun hat als mit tatsächlicher Politik.
         

         Und während diese Sondersendung läuft und die Republik sich empört, postet ein Journalist
            eine Randbemerkung auf X: Er hat in dem Vorschlagspapier weitergelesen, bis zu der
            Stelle, an der es um Remigration geht. Jahrelang hatte die AfD beteuert, einen verfassungskonformen
            Remigrationsbegriff zu verwenden. Also ein Wort zu verwenden, das für Rechtsextreme
            immer eine Chiffre für ethnische Säuberungen war, es aber so zu meinen, dass man auch
            «Abschiebungen» hätte sagen können, also als Synonym für ein rechtsstaatliches Verfahren.
            In diesem Papier aber geht die AfD plötzlich weiter. Sie schlägt vor, sämtliche Einbürgerungen
            der vergangenen 20 Jahre zu «überprüfen». Der Vorschlag versteckt sich hinter bürokratischen
            Formeln. Die Frist, innerhalb derer die Staatsbürgerschaft entzogen werden kann, soll
            in Paragraph 35 des Staatsangehörigkeitsgesetzes von 10 auf 20 Jahre erhöht werden.
            Es werden plötzlich allerlei politische Parteien aus typischen Herkunftsländern zu
            terroristischen Organisationen erklärt. Wer dort Mitglied war, soll ausgebürgert werden.
            Genauso jeder, der sich der «Feindschaft zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung»
            schuldig gemacht hat, also durch konkrete Handlungen im Alltag gezeigt hat, dass er
            offenbar diese Gesinnung besitzt.
         

         Auch etliche migrantische Organisationen sollen zu verfassungsfeindlichen Organisationen
            erklärt werden, wodurch jemand, der dort aktiv war, zum Verfassungsfeind erklärt werden
            kann. So zumindest stellt die AfD es sich vor, auch wenn manche sagen, solche Gedankenspiele
            seien rechtswidrig. Der Gesetzentwurf lautet: «Ein Deutscher, der neben der deutschen
            Staatsangehörigkeit eine weitere Staatsangehörigkeit besitzt, verliert die deutsche
            Staatsangehörigkeit, wenn er sich in der in Absatz 2 bezeichneten Weise feindlich
            gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung betätigt». Dieser Absatz 2 enthält
            abenteuerliche Bedingungen, Menschen sollen schon für das Beten in einer Moschee,
            in der nachweislich auch Islamisten gepredigt haben, in den Verdacht geraten, Verfassungsfeinde
            zu sein. Wer im Asylverfahren bei seiner Fluchtroute gelogen hat, um nicht nach der
            Dublin-Verordnung in das EU-Land abgeschoben zu werden, das er zuerst betreten hat, soll auch die Staatsbürgerschaft
            verlieren. Es handele sich um eine «Wurzel-Täuschung», heißt es im AfD-Papier, ohne
            die auch die spätere Einbürgerung nicht möglich gewesen wäre. Ihre Fluchtroute haben
            fast alle Flüchtlinge verschleiert, sonst wären sie nicht im Land. So wühlen sich
            AfD-Vertreter durch Paragrafen und Behördenabläufe, immer auf der Suche nach Möglichkeiten,
            etwas zu konstruieren. Für die Öffentlichkeit sind die Diskussionen deshalb gleich
            sehr kompliziert. Es geht um einen Absatz 2 in einer Novelle des Staatsangehörigkeitsgesetzes,
            die in einem Entwurf des Koalitionsvertrages eines AfD-Bundesfachausschusses steht.
            Den Menschen wird nicht klar, was das bedeutet.
         

         Die AfD plant bundesweite Tribunale für Eingebürgerte, in denen sie sich für ihren
            Lebenswandel, ihre Fluchtroute und mögliche «Lügen» vor ihrer Einbürgerung rechtfertigen
            sollen. Sie bedroht Millionen von Menschen mit dem Entzug der Staatsbürgerschaft,
            also genau das, von dem sie jahrelang angegeben hatte, es nicht zu wollen. Sie plant
            die «Reconquista», wie Rechtsextreme das jahrelang genannt haben in Anlehnung an die
            Vertreibung von Muslimen in Spanien im 8. Jahrhundert. Wer «Reconquista» gesagt hatte,
            hatte auch immer «Remigration» gesagt, es waren dieselben Leute.
         

         Der Journalist schreibt all das auf X, aber kaum jemand nimmt Notiz. Die Menschen
            lesen, dass es wieder um die Remigrationsdebatte geht, und sie können es nicht mehr
            hören. Schließlich hat die AfD jahrelang erklärt, sie würde nichts Unrechtes tun.
            Ein Verfassungsjurist kommentiert: «Das kann die AfD ja fordern, aber es wird niemals
            umgesetzt werden können. #Bundesverfassungsgericht.» Ein CDU-Politiker wird von jemandem getaggt, und er antwortet: «Wollen wir nicht erst einmal
            verhandeln, bevor wir alles zerreden?»
         

         So geht der Post unter. Die einen können es nicht mehr hören, die anderen halten es
            für unrealistisch, die dritten mahnen zur Geduld. Wer warnt, dringt nicht mehr durch.
         

      
   
      
            März und April:Das «Rhythm 0»-Experiment 
            

         

         Jeden Tag passiert etwas Haarsträubendes. Während AfD und Union verhandeln, dringen
            Details an die Öffentlichkeit. Ein Streitpunkt ist die Sicherheitspolitik, die Union
            möchte weiter aufrüsten. Russische Truppen besetzen seit mehreren Jahren Teile des
            Baltikums, vor allem die Region um die Grenzstadt Narva in Estland. Russische Drohnen
            kreisen über anderen Teilen des Landes. Chairman Donald Trump, der seit der Wahl von
            JD Vance zum Präsidenten einen neuen Titel trug, hatte den Europäern gedroht, alle amerikanischen
            Truppen aus Europa abzuziehen, wenn sie die Verletzung des NATO-Bündnisgebietes mit einem Angriff auf Russland beantworten. Die deutsche Brigade
            war daraufhin aus Litauen abgezogen. Die Situation ist verfahren. Russland rückt vor,
            aber immer nur wenige Kilometer. Westeuropäische Länder glauben, je länger sie mit
            dem Kriegseintritt warten, umso besser können sie vorbereitet sein. Sie hoffen auf
            eine Verhandlungslösung, die Amerikas Beistand garantiert, doch die Botschaften aus
            Washington schwanken von einem Extrem ins andere, mal deutet die Regierung einen Nuklearschlag
            an, mal sagt sie, Russland dürfe nicht erobern, was es noch nie besessen hat, das
            verortet das Ende der Einflusszone in den Grenzen des Einflussgebiets des alten Sowjetreichs,
            also mitten in Deutschland. Deshalb will die Union aufrüsten.
         

         Große Aufregung entsteht, als bekannt wird, wie AfD-Politiker darüber reden. Ein Verhandler
            soll gesagt haben, er werde lieber von Putin regiert als von «globalistischen Marionetten»,
            ein anderer schlug vor, keine Truppen mehr in Ostdeutschland zu stationieren, um den
            Frieden nicht durch «sinnlose Provokationen» zu gefährden. Die Empörung, die das hervorruft,
            ist ein Beispiel dafür, wie turbulent und atemlos die Nachrichtenlage ist und wie
            schwer es dem Publikum fällt, einen Überblick zu bewahren. Es geht um Krieg und Frieden,
            um tiefe Einschnitte in die alte Ordnung. Wer morgens die Nachrichten hört, ist schnell
            überlastet mit Emotionen und der Geschwindigkeit immer neuer Hiobsbotschaften. Vieles,
            was passiert, ist grotesk, aber man hat sich an den Irrsinn gewöhnt, deshalb fällt
            es kaum mehr auf. Um zu verstehen, warum das alles möglich wurde, lohnt es aber, die
            kleinen Dinge im Detail anzuschauen. Zwei unbedeutsam scheinende Vorkommnisse zum
            Beispiel, von denen niemand sagt, dass sie eine Überraschung seien.
         

         Erstens: Die AfD besteht in den Sondierungsgesprächen darauf, die soziale Grundsicherung
            zu reformieren. Bedürftige sollen nur noch sechs Monate lang Geld ohne Gegenleistung
            bekommen, danach sollen sie zu «Bürgerarbeit» gezwungen werden, also die Straße kehren
            oder im Pflegeheim helfen. Sie sollen dafür kein Bargeld mehr erhalten, sondern eine
            Geldkarte, mit der sie nur in ausgewählten Geschäften einkaufen dürfen, zum Beispiel
            im Supermarkt. Das sind Ideen, die ursprünglich entstanden waren, um den deutschen
            Sozialstaat für Migranten weniger interessant zu machen. Nun sollen auch Deutsche
            so behandelt werden. Das ist nichts Neues, die AfD will das zu diesem Zeitpunkt seit
            mehr als zehn Jahren, deshalb macht es keine Schlagzeilen. Die Erkenntnis entsteht
            aus dem zweiten Vorkommnis, einem Phänomen, das, für sich genommen, auch keine Meldung
            wert wäre.
         

         Ein Mann aus Paderborn, der Grundsicherung erhält, fährt morgens seinen Computer hoch
            und scannt die Nachrichtenlage. Er ist seit vielen Jahren arbeitslos und hat mehrere
            Profile in sozialen Netzwerken und schmückt diese mit Deutschlandfahnen und AfD-Parolen.
            Er trinkt seinen Kaffee und wartet auf eine Gelegenheit, sich an einer Diskussion
            zu beteiligen. Politik ist sein Hobby, ein anregender Zeitvertreib, manchmal geht
            er zu AfD-Bürgerabenden und diskutiert auch dort. Er liest, was die SPD-Politikerin Annika Klose über die Grundsicherungspläne der AfD schreibt. Nämlich:
            «Das betrifft alle: Wer zulässt, dass sozial Schwache wie Bittsteller und Zwangsarbeiter
            behandelt werden, hat den sozialen Frieden in diesem Land auf dem Gewissen!»
         

         Der Mann schnauft. Er hasst diese linken Sozialdemokraten. Also klickt er auf «Kommentieren»
            und schreibt: «Wenn jemand den Frieden in diesem Land auf dem Gewissen hat, dann sind
            es Leute wie Sie, die mit Zensur und Lügen jede demokratische Opposition seit Jahren
            unterdrücken!»
         

         In keiner möglichen Welt, in der ein Mensch seinen Verstand benutzt, ergibt dieses
            Verhalten einen Sinn. Das ist das Phänomen. Dieser kleine Moment. Die AfD will den
            Sozialstaat abbauen und Menschen, denen das schadet, unterstützen sie dabei. Es ist
            ein Paradoxon. Man kann es in vielen Bereichen beobachten, Homosexuelle unterstützen
            die Familienpolitik der AfD, die Heterosexuelle bevorzugt. Migranten unterstützen
            die Migrationspolitik der AfD, die Migration verhindern will. Deutsche unterstützen
            die unterwürfige Russlandpolitik der AfD, obwohl Russland ihr Deutschland bedroht.
            Und eben dieses: Grundsicherungsempfänger unterstützen die Sozialpolitik der AfD,
            obwohl die AfD ihre Grundsicherung einschränken will.
         

         Dieser Widerspruch wurde immer beobachtet, aber er wurde nie erklärt. Die AfD-Anhänger
            wurden dumm genannt, weil sie gegen ihre eigenen Interessen handeln. Es wurde sogar
            gesagt, sie hätten es verdient, Nachteile zu erleiden, wenn sie schon so leichtsinnig
            seien, die AfD zu wählen.
         

         Und weil Politik für die meisten Menschen ein Raum der rationalen Gründe ist, haben
            sie aufgegeben, das Phänomen für sich zu erklären. Sie sagen Sätze wie: «Die ganze
            Welt ist verrückt geworden.» Oder sie schreiben brüllende Kommentare unter solche,
            wie der Grundsicherungsempfänger aus Paderborn sie verfasst. Sie schreiben: «Wie kann
            man so dumm sein!!!!!» Andere werden ganz still und fühlen sich zunehmend fremd in
            dieser Gesellschaft.
         

         Es gibt aber eine Erklärung. Sie ist, in ihren Grundzügen, schon deshalb richtig,
            weil sie die einzig verbliebene Möglichkeit darstellt: Wenn rationale Gründe das Phänomen
            nicht erfassen können, dann müssen es irrationale Affekte sein. Dann müssen Menschen
            durch Emotionen und Instinkte und sinnliche Bedürfnisse geleitet sein. Dann müssen
            diese Affekte so stark sein, dass die Menschen bereit sind, objektive Nachteile in
            Kauf zu nehmen, um ihren Affekt auszuleben. So befremdlich, wie es klingt, ist das
            nicht, wenn man überlegt, wie Menschen handeln, die verliebt sind, oder wütend, oder
            so beseelt von der Sehnsucht danach, rechtschaffene Menschen zu sein, dass sie ihr
            letztes Geld an eine Wohltätigkeitsorganisation oder eine religiöse Sekte spenden.
         

         Was vielen die Analyse solcher Phänomene in der Politik erschwert, ist der Umstand,
            dass emotionale Motive von Wählern kaschiert werden. Sie werden aktiv geleugnet. Es
            werden rationale Argumente konstruiert, um nicht zugeben zu müssen, wie das politische
            Engagement emotionale Bedürfnisse befriedigt. Das macht das Sektenmitglied nicht anders.
            Es sagt nicht: «Ich spende mein letztes Geld, weil die Sekte mir ein Gefühl von Gemeinschaft
            vermittelt, das ich in meiner Kindheit schmerzlich vermisst habe.» Sondern: «Ich spende
            mein letztes Geld, weil der Anführer mir geraten hat, meine Seelenposition zu verbessern,
            damit ich in der Endphase der Apokalypse von Gott gerettet werde. Das hilft mir und
            ich freue mich darüber, diese Chance zu bekommen.»
         

         So verschwindet alles in einem Nebel aus Gründen, für den man Menschen sehr gut kennen
            muss, um ihn zu lichten. Schließlich muss man solchen Menschen unterstellen, aus Gründen
            zu handeln, die sie selbst leugnen.
         

         Das unterscheidet sich nicht von anderen Weltanschauungen. Einem Arbeitersohn aus
            Nordrhein-Westfalen zu unterstellen, die Partei nur deshalb zu wählen, weil schon
            der Vater und Großvater Sozialdemokraten waren, kann in einer wütenden Diskussion
            enden. Der Arbeitersohn beansprucht möglicherweise, einen eigenen Willen zu haben
            und die SPD wegen der Verbesserung des Mindestlohns zu unterstützen. Es ergibt wenig Sinn, mit
            dem Arbeitersohn über seine wahren Motive zu diskutieren, weil es nie eine Möglichkeit
            geben wird, seine oder eine andere Theorie über seine Gründe zu beweisen. Nur in einer
            Situation ist es geboten, alternative Theorien zu entwickeln: Wenn die nordrhein-westfälische
            SPD eine Kürzung des Mindestlohns fordern würde und der Arbeitersohn sie trotzdem noch
            unterstützt. Dann sind die rationalen Gründe, die der Arbeitersohn für seine Wahlentscheidung
            genannt hat, als falsch entlarvt.
         

         Für hunderttausende AfD-Anhänger war im Jahr 2026 ein solcher Moment gekommen. Sie
            hatten jahrelang behauptet, die Partei zu wählen, weil sie die Migrationspolitik von
            Union, SPD, Grünen, FDP und allen anderen für gescheitert hielten. Sie sagten, die exorbitant hohe Zahl an
            Asylanträgen sei der Grund. Das war eine plausible Rationalisierung ihres Verhaltens.
            Man konnte annehmen, die Wähler wären zufrieden, wenn ihre Forderung erfüllt würde.
            Die große Koalition verfügte 2025, kurz nach ihrer Regierungsübernahme, weitreichende
            Grenzkontrollen und Zurückweisungen. Das Schleusernetz kollabierte, zufällig hatte
            sich auch die Sicherheitslage in Syrien und Afghanistan beruhigt, den Hauptherkunftsländern,
            was einen großen Unterschied machte. Also kamen immer weniger Asylantragsteller. Das
            ging so weit, dass im Dezember 2025 nur noch 6531 Asylanträge gestellt wurden in ganz
            Deutschland. Eine sehr kleine Zahl. Im ganzen Jahr hatte es eine Halbierung der Asylzahlen
            im Vorjahresvergleich gegeben, Tendenz weiter sinkend. Das war, gemessen an den angeblichen
            Motiven der AfD-Anhänger, ein großer Erfolg von Union und SPD gewesen. Sie hatten getan, was gefordert wurde. Die Wähler hätten, weil es ihnen
            angeblich um die kluge Gestaltung ihres Gemeinwesens ging, sagen können: Das gefällt
            mir.
         

         Sie taten das Gegenteil. Die Zustimmung zur AfD stieg im Winter 2025 auf 25 Prozent.
            AfD-Anhänger sagten jetzt, die Zahl der Asylanträge sei nicht das Entscheidende. Es
            ginge darum, die Menschen, die schon da seien, loszuwerden. Wer diese Rationalisierung
            nachvollziehen wollte, musste annehmen, dass die Regierung nun eine Abschiebeoffensive
            beginnen würde, um AfD-Wähler zu gewinnen, oder aber einen Schritt zurücktreten und
            die Ereignisse seiner Zeit einmal mit dem Blick eines Historikers betrachten.
         

         Nehmen wir an, das Jahr 2033 ist ein guter Zeitpunkt, um das Phänomen einmal von allen
            Seiten zu betrachten. Die AfD ist jetzt 20 Jahre alt. Die ganze Welt wurde in diesem
            Zeitraum politisch umgewälzt. Es sind revolutionäre Zeiten. Historiker suchen nach
            Namen, versuchen sich an einem Resümee, erklären Zusammenhänge. Erstmals entsteht
            eine Theorie der Gegenwart, die alles erklärt, was uns unerklärlich vorkommt. Mit
            dieser Theorie ist es möglich, auf viele Fragen der Vergangenheit eine Antwort zu
            geben, etwa jene, warum das Verhalten von AfD-Wählern oft widersprüchlich war. Aber
            auch, welchen falschen Rationalisierungen andere Parteien jahrelang nachgejagt sind,
            um dem Phänomen mit ihren Mitteln beizukommen. Wie sich herausstellen wird, waren
            ihre Mittel die falschen. Sie hätten anders reden, anders denken, anders handeln müssen.
            Ihnen fehlte der Überblick, der große Bogen.
         

         In einem Hörsaal der Berliner Humboldt-Universität, fernab des politischen Trubels,
            der die Bundesrepublik in diesen Tagen erschüttert, steht ein Professor und hält eine
            Vorlesung. Er stellt die These eines Artikels vor, den er für eine renommierte Fachzeitschrift
            geschrieben hat und in dem er dafür eintritt, die Epoche zu benennen, in der er lebt.
            Sie soll heißen: «Postliberale Verdunkelung». Und das Besondere ist nicht dieser Name,
            sondern wann diese Epoche seiner Meinung nach beginnt, nämlich nicht im Jahre 2013,
            als die AfD gegründet wurde, sondern 1995. Damals beginnt eine Revolution, die mit
            der politischen Lage nichts zu tun hat, es ist der Beginn des Internetzeitalters in
            Deutschland.
         

         Vorher wurden politische Debatten auf vier Weisen geführt. Entweder man traf sich
            oder man schrieb sich Briefe oder man schrieb ein Fax oder man telefonierte. Alle
            Formen der Auseinandersetzung waren streng reglementiert. Bei einem Treffen zum Beispiel
            war meistens jemand anwesend, der die Veranstaltung leitete und das Wort erteilte
            oder entzog. Die Menschen kamen nicht maskiert zu solchen Treffen, man wusste also,
            wer sie waren. Ein Teilnehmer, der unflätig wurde, verstieß gegen gesellschaftliche
            Konventionen. Er wurde des Raumes verwiesen. Es war nicht geduldet, ständig dazwischenzurufen,
            etwa dass derjenige, der gerade einen Vortrag hielt, eigentlich ein ganz misslungenes
            Exemplar von einem Menschen war. Es war auch nicht geduldet zu lügen. Sicher, es gab
            einen Graubereich und es konnte viel Unsinn erzählt werden. Wer aber ständig und bewusst
            und nachgewiesenermaßen Dinge sagte, die nicht die Wahrheit waren, wurde bei weiteren
            Treffen nicht mehr eingeladen.
         

         Nicht alle waren gleich. Jemand, der sich besonders hervorgetan hatte in Debatten,
            erlebte einen gesellschaftlichen Aufstieg. Er wurde von Gleichgesinnten zu immer größeren
            Anlässen vorgeschickt, bekam Ämter, wenn es um Parteien ging, oder wurde zum Wortführer
            einer Gruppe. Wer das erste Mal bei einer Veranstaltung hereinschneite, konnte nicht
            für sich beanspruchen, sofort an das Podium zu treten und eine abendfüllende Rede
            zu halten. Er musste sich erst beweisen.
         

         Auf der ganz großen Bühne gab es Medien. Dort arbeiteten Journalisten, die machten
            dasselbe beruflich. Sie moderierten Diskussionen und verbreiteten sie über Papier
            und Funk. Das gab ihnen eine Machtposition, weil sie manche Fragen stellen und andere
            Fragen weglassen konnten. Sie konnten die Reichweite, die sie hatten, auch nutzen,
            um ihre eigene Meinung zu sagen, in Kommentaren, die als solche gekennzeichnet waren.
            Sie konnten Vorwürfe machen und Kritiker mit Sendezeit adeln. Diese Macht war für
            das Publikum nur erträglich, solange die Journalisten dabei rechtschaffen blieben.
            Sie durften ihre Position nicht ausnutzen. In einer Nachricht durfte nicht etwas weggelassen
            werden, nur weil der Journalist anderer Meinung war. In einem Interview durfte eine
            kritische Frage nicht unterschlagen werden, nur weil der Journalist den Interviewten
            mochte.
         

         Manche Journalisten waren Boten. Sie verlasen im Fernsehen, was passiert war, oder
            schrieben auf, was auf Pressekonferenzen gesagt wurde. Andere aber sollten mehr leisten,
            kritisch hinterfragen, Vorwürfen nachgehen, etwas herausfinden, Debatten anstoßen,
            recherchieren. Sie sollten ihre Macht nutzen, um ihrem Publikum zu Erkenntnis zu verhelfen.
            Solche Journalisten waren nicht neutral, sondern kritisch, aber sie mussten dabei
            fair bleiben. Und weil das ein weiter Begriff ist, konnte man darüber streiten, was
            das heißt. Die Leser hatten, je nach politischer Überzeugung, eine natürliche Vorliebe
            für bestimmte Journalisten und für andere nicht. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung
            war ein bürgerlich-konservatives, wirtschaftsliberales Medium. Der Spiegel war eine
            linksliberale Zeitschrift. Die Zeit war eine sozialliberale Wochenzeitung. Die Tageszeitung
            taz war eine linksalternative Zeitung. Das waren keine Geheimnisse, das war das Grundwissen
            jedes Medienkonsumenten. Jemand, der konservativ war, regte sich fürchterlich darüber
            auf, was der Spiegel über Helmut Kohl schrieb, aber er fiel nicht vom Glauben ab oder
            begann an eine Verschwörung der gesamten Medienöffentlichkeit zu glauben. Ihm war
            völlig klar, dass der Spiegel eine linksliberale Zeitschrift war. Und wem der Spiegel
            nicht gefiel, der las eben die Frankfurter Allgemeine. Man wusste jeweils, woran man
            war.
         

         Diese Struktur erzwang etwas ganz Entscheidendes: Es gab keinen namenlosen Mob. Es
            gab Journalisten, deren Namen bekannt war, die stellten ihre Fragen und berichteten
            die Antworten. Logen sie, wurden sie gefeuert, zeigten sie Tendenz, mussten sie sich
            der Kritik stellen, behielten sie Recht, stiegen sie im Ansehen. Sie mussten sich
            verantworten. Und die Frage, was das bedeutet, wurde immer wieder neu verhandelt.
         

         Jedes Detail dieser alten Zeit ist wichtig, um zu verstehen, was später entgleiste.

         Den Journalisten standen Debattenführer gegenüber. Sie repräsentierten viele Menschen,
            wurden aber vorgeschickt, weil nicht 500 von den einen mit 500 von den anderen in
            einem Raum diskutieren konnten. Auch sie mussten sich verantworten. Sagten sie auf
            dieselbe Frage an einem Tag das eine, am nächsten Tag aber das andere, waren sie unglaubwürdig
            und schlechte Repräsentanten für ihre Gruppe. Ihre Unterstützer wandten sich dann
            von ihnen ab und schickten jemand anderen. Und während sie in der Öffentlichkeit standen
            und diskutierten, merkten alle, wie gut das eine Argument funktionierte und wie aussichtslos
            das andere war. Das erzwang einen rationalen Diskurs darüber, was klug war und was
            nicht. Der Fokus auf bestimmte Stellvertreter, die verantwortlich waren, hob das Niveau
            schon allein deshalb, weil Fehler nicht wiederholt wurden.
         

         Worauf all diese Schilderungen der alten Gesellschaft hinauslaufen, ist dieses: Niemand
            wäre in der internetlosen Welt auf die Idee gekommen, hunderte politisch verfeindete
            Menschen in einen Saal einzuladen, ihnen zu erlauben, sich zu vermummen, jedem ein
            Mikrofon zu geben, keine Moderation zuzulassen und dann eine politische Debatte zu
            beginnen.
         

         Das ist aber genau das, was seither passiert.

         Es gab früher nicht mehr Anstand oder mehr demokratische Reife oder eine höhere Debattenkultur.
            Es gab nur diese zwei Dinge: Repräsentation und Verantwortlichkeit.
         

         Beides gibt es nicht mehr. Die Menschen sind nicht mehr auf Repräsentanten angewiesen,
            sie können sich selbst zu Wort melden und innerhalb kürzester Zeit ihre Forderungen
            demokratisch legitimieren, indem viele andere Menschen ihre Wortmeldung liken oder
            herzen oder däumeln. Diejenigen, die sich noch Repräsentanten nennen, haben also eine
            schwache Position, wenn sie erklären, eine Sache nicht durchsetzen zu können. Dann
            gibt es immer einen aus ihrer Gruppe, der sich aufschwingt und das Gegenteil behauptet.
            Und plötzlich hat dieser Jemand fünftausend Unterstützer. Für jemanden von außen,
            der mit dem Repräsentanten verhandeln will, ist das eine schwierige Sache. Es ist
            unklar, wie viel der Repräsentant durchsetzen kann. Der Repräsentant muss während
            der Verhandlungen öfters zugeben, dass er nicht weiß, ob er das Verhandelte durchsetzen
            kann. Möglicherweise muss er erst einen Mitgliederentscheid abhalten.
         

         Grundprinzipien der alten Gesellschaft erodieren. Die Meinungsführerschaft von Repräsentanten,
            das Delegieren von Verantwortung, die Möglichkeit von Zugeständnissen und die Verantwortlichkeit
            der handelnden Personen. Wenn jeder ein Wortführer sein kann, kann eine Gruppe nicht
            mehr als Kollektiv handeln, dann kann jederzeit jemand aufstehen und zum Wortführer
            einer subversiven Unterströmung werden. Dann entsteht ein Mob. Der Mob unterscheidet
            sich von der demokratischen Gruppe dadurch, dass keiner die Verantwortung trägt, mal
            ruft einer was, mal wirft einer einen Stein, dann beschwichtigt wieder einer und eine
            zurechenbare, verantwortliche Diskussion wird unmöglich.
         

         Wer verstehen will, wie es dazu kam, muss zurück ins Jahr 1995. Damals fingen Normalbürger
            an, sich mit krächzenden Modems über die Telefonleitungen ins Internet einzuwählen,
            das World Wide Web. Mit der Zeit entstanden die ersten Nachrichtenseiten, die ersten
            E-Mails wurden versendet, die ersten Kommentare unter Blogs geschrieben, die ersten
            Chaträume besucht. Schnell merkten alle: Im Internet kommuniziert man anders. Alles
            ist informell und direkt, man schreibt nicht wie in einem Brief an eine Behörde, sondern
            wie auf einer Postkarte an Freunde. Die Menschen hatten das Bedürfnis, das Geschriebene
            möglichst locker wirken zu lassen und emotional, deshalb schrieben sie in Kleinbuchstaben
            und dachten sich Smileys aus Textzeichen aus. In den ersten Chaträumen wurde ein weiteres
            Phänomen entdeckt: das anonyme Kommunizieren.
         

         Die allerersten Internetnutzer, die dort chatteten, waren keine Normalbürger. Es waren
            Technikinteressierte und Hacker. Sie unterhielten sich darüber, wie man Telefonsignale
            so manipulieren konnte, dass die Telekom sie nicht als kostenpflichtig erkannte und
            keine Gebühren berechnete. Sie tauschten raubkopierte Versionen von Microsoft-Software
            aus. Sie erfanden eine eigene Sprache aus Abkürzungen. Das Entscheidende aber war:
            Sie beleidigten sich unentwegt gegenseitig. Sie boten sich virenverseuchte Programme
            an. Sie versuchten, auf den Computer des anderen zuzugreifen. Sie taten, was man eigentlich
            nicht tut, weil niemand sie bestrafen konnte. Die Chaträume waren ein asozialer Ort.
            Sie waren das, was passiert, wenn Menschen anonym und von allen moralischen Konventionen
            entgrenzt aufeinandertreffen.
         

         Im Jahr 1974 trat die Performance-Künstlerin Marina Abramović in Neapel auf. Ihr Kunstwerk
            hieß «Rhythm 0» und bestand darin, dass sie regungslos in einem Raum stand, daneben
            ein Tisch mit 72 Objekten: Rosen, Wein, Trauben, Nägel, Scheren, Metallteile und eine
            Pistole mit einer Patrone. Daneben stand auf einem Schild, dass auch sie, Abramović,
            nur ein Objekt sei und dass man mit ihr machen könne, was man wolle, und sie die gesamte
            Verantwortung übernehmen werde für alles, was passiere, diese Vereinbarung gelte für
            die kommenden sechs Stunden.
         

         Menschen kamen und fassten sie an, bewegten ihre Arme, küssten sie. Irgendwann begannen
            sie, Abramović herumzutragen, legten sie auf einen Tisch, ketteten sie fest, platzierten
            ein Messer zwischen ihren Beinen. Sie schnitten ihr mit Rasierklingen in den Hals
            und leckten ihr Blut. Sie drückten Rosendornen in ihren Körper. Sie bemalten ihr Gesicht,
            befummelten sie, zerschnitten ihre Kleidung, bis sie nackt war, und einer steckte
            die Patrone in die Pistole und gab sie ihr in die Hand, richtete sie auf ihren Kopf
            und legte ihren Finger auf den Abzug. In diesem Moment schritt der Galerist ein.
         

         Das Experiment zeigte, wie Menschen reagieren, wenn sie die Erlaubnis bekommen, alles
            zu tun, was ihnen in den Sinn kommt, ohne eine Konsequenz fürchten zu müssen. Und
            innerhalb kürzester Zeit verwandelten sich harmlose Besucher einer Kunstausstellung
            in Täter, die sich in fiebriger Ekstase immer neue Tabubrüche ausdachten, mit denen
            sie einen wehrlosen Menschen misshandeln konnten. Das war entlarvend für das Publikum
            und die gesamte Gesellschaft. Menschen bilden einen Mob, sobald jemand die soziale
            Kontrolle entfernt. Ein Zettel mit einer Erlaubnis, wie Abramović ihn geschrieben
            hatte, sicherte den Menschen juristische Immunität zu. Sie konnten nicht bestraft
            werden. Aber das hätte nicht bedeuten müssen, dass sie auch ihre moralischen Überzeugungen
            aufgeben. Wer von «Rhythm 0» heute hört, denkt sicher, er sei anders und es wäre ihm
            niemals in den Sinn gekommen, Abramović etwas anzutun. Das mag für viele stimmen.
            Das Experiment zeigte aber, dass es genug Menschen gibt, deren Triebe mühsam unterdrückt
            werden von einer Gesellschaft, die schwere Strafen androht für solche Entgleisungen.
            Wir sind also nicht so zivilisiert, wie wir denken. Der Frieden zerbricht, wenn man
            nur leicht daran rüttelt.
         

         Der Effekt, den das anonyme Internet auf Menschen hatte, war kein anderer. Sie beleidigten
            nicht nur, sie wurden kriminell, tauschten Raubkopien von Filmen und Musik. Anfang
            der 2000er Jahre war es normal, dass Studenten beinahe ihre gesamte Mediensammlung
            zusammengeklaut hatten. Das Internet machte es möglich, denn kaum jemand konnte erwischt
            werden. Diese soziale Entgrenzung war ein Effekt des Internets, aber es hatte noch
            einen anderen, politischeren Nutzen.
         

         Das Internet war subversiv. Wer in einem arabischen Unrechtsstaat lebte und sich mit
            anderen zu einer Demonstration treffen wollte, musste nicht mehr am Telefon sprechen,
            das abgehört wurde, oder zu einem Treffpunkt kommen, der beschattet wurde, oder eine
            große Rede auf einer Tribüne halten, von der er verhaftet werden konnte – er konnte
            alles anonym und geschützt im Internet machen. Dort konnte er die Demonstration ankündigen,
            und wenn sie stattfand, konnte er Bilder davon verbreiten, und wenn Polizisten prügelten,
            konnte er anderen beweisen, dass sie das taten, und deren Zorn entfachen. Das Internet
            schützte also vor Repression und schuf Transparenz. Das leistete es für den demokratischen
            Dissidenten in einem Unrechtsregime, aber genauso für den Dschihadisten, den Extremisten,
            den Anarchisten.
         

         Die Möglichkeiten des Internets, eine Petition zu unterstützen, ein Wahlprogramm zu
            lesen, eine Bürgerversammlung anzukündigen, konnte man auch für andere Dinge nutzen:
            einen Terroranschlag planen, ein extremistisches Pamphlet verbreiten, eine Privatadresse
            eines Regierungsmitglieds veröffentlichen. Das Internet hatte also keine moralische
            Qualität, es war einfach dezentral, anonym und deshalb unkontrollierbar. Es schwächte
            alle, die Macht hatten, die Demokraten und die Diktatoren gleichermaßen, weil sie
            umgangen werden konnten. Es zerstörte Institutionen, schuf aber keine neuen. Deshalb
            folgte auf den Arabischen Frühling kein demokratischer Sommer. Sondern nur Chaos und
            dann, als die Internetknotenpunkte alle besetzt waren, die VPN-Server blockiert und die IP-Adressen der Regimegegner notiert: eine neue Autokratie.
         

         Die Suchmaschinen veränderten viel. Sie sollten die Menschen klüger machen, eben weil
            fast alles, das von jemandem gewusst wird, in wenigen Sekunden erreichbar ist. Das
            war aber nicht der Effekt. Bevor es Suchmaschinen gab, war ein Mensch, der viel wusste,
            geachtet in der Gesellschaft. Es gab Sendungen im Fernsehen, in denen gestaunt wurde,
            wenn jemand redete, als hätte er das Lexikon auswendig gelernt. Das war, seit es die
            Suchmaschinen gab, nur noch eine Kuriosität. Jeder, der ab 2007 ein Smartphone besaß,
            konnte alles wissen, also war der, der es ohne Smartphone wusste, jemand, der einen
            tollen Trick beherrschte. Er hatte eben kein Smartphone. Also wurde er weniger bewundert
            und vor allem weniger gefragt.
         

         Der Wissende, der Experte, war aber nie eine wandelnde Suchmaschine gewesen. Er konnte
            etwas, das dem Suchalgorithmus fehlte: Er konnte die Lüge von der Wahrheit unterscheiden.
            Er konnte die Wahrheit gewichten und erklären, warum fünf richtige, wahllos zusammengeklaubte
            Feststellungen trotzdem zu einem falschen Urteil führen können, wenn sie in ihrer
            Verhältnismäßigkeit missverstanden werden. Er war ein Mensch, keine Maschine, also
            jemand mit einem Gewissen, weshalb er nicht dem Terroristen erklärte, wie er eine
            Bombe bauen konnte, und dem Extremisten nicht half, sein Manifest zu schreiben. Er
            war in der Gesellschaft verortet und wenn er viel wusste, dann hatte er einen guten
            Beruf, und wenn er den hatte, lebte er ein bürgerliches Leben, in dem es nicht darum
            ging, die Verhältnisse auf den Kopf zu stellen, sondern darum, verantwortliche Entscheidungen
            zu treffen. Es war also etwas grundsätzlich anderes, ob man einen Experten fragte
            oder eine Suchmaschine. Bloß fragten alle den Menschen nun immer seltener. Und wenn
            jemand anderes einen Experten fragte, googelten sie, warum es auch eine andere Deutung
            geben konnte, und posaunten diese heraus, mithilfe des Internets, das alle Kanäle,
            in denen Unsinn bislang herausgefiltert wurde, umging. Der Experte war dann ständig
            damit beschäftigt, wirre Falschaussagen zu überprüfen, und wenn er einmal nicht innerhalb
            der Aufmerksamkeitsspanne eines Laien die gesamte Belegkette für eine Tatsache herleiten
            konnte, wirkte er schwach und nicht so glaubwürdig und dann stand einfach Aussage
            gegen Aussage.
         

         Wer Experten widersprach, erlebte natürlich eine ungeheure Selbstermächtigung. Er
            konnte sich laben an dem Gefühl, einen hochdekorierten Fachmann bezwungen und einem
            angesehenen Professor öffentlich widersprochen zu haben und dafür beklatscht worden
            zu sein. Er schien ebenbürtig. Wenn ihm viele Menschen folgten, um an seiner Hybris
            teilzuhaben, konnte er sich überlegen fühlen. Es kämpften zwei Gruppen miteinander,
            die eigentlich nichts gemeinsam hatten, die erkenntnisorientierte Wissensgesellschaft
            und das Bildungsbürgertum auf der einen Seite und irgendwelche Menschen, die einem
            Dominanzgefühl hinterherjagten, auf der anderen.
         

         Das war eine neue Sorte von Problem, das die alte Gesellschaft nicht kannte. Früher
            schon hatte man bei Publikumsdiskussionen erlebt, dass Menschen an die Saalmikrofone
            traten, weil sie – für alle erkennbar – den großen Auftritt liebten. Solche Eitelkeiten
            wurden wegmoderiert, weil sie störten, und dafür war der Moderator da. Ein Moderator
            wurde kritisiert, wenn er nicht die Qualität der Diskussion durch striktes Einschreiten
            sicherte. Selbst wenn es einmal nicht gelang, den Redefluss zu stoppen, wurde vom
            Moderator eine augenzwinkernde Bemerkung gemacht, wodurch der eitle Redner an Ansehen
            und Relevanz verlor. Der Normbruch wurde eingeordnet. Das Publikum wusste, dass der
            fünfminütige eitle Monolog, dem es gerade lauschen musste, nicht wirklich zählt. Es
            wurde die Regel etabliert, dass es sich gehört, uneitel zur Sache zu sprechen.
         

         In der neuen Gesellschaft gibt es das nicht, also muss der Experte einen Raum betreten,
            in dem Menschen ihre Komplexe und Sehnsüchte ausleben, ohne dass es ihnen darum geht,
            die beste pharmazeutische Lösung für eine weltweit grassierende Atemwegserkrankung
            zu finden oder die klügsten, mit der Verfassung und europäischen Verträgen vereinbaren
            Ansätze zur Steuerung von Migrationsströmen oder die volkswirtschaftlich sinnvollste
            Reaktion auf eine europäische Schuldenkrise. Sie sind in einem Raum mit Störern.
         

         Das beste Beispiel dafür ist eine Weltanschauung, die nichts mit vorpolitischen Intuitionen
            zu tun hat, für die man kein bestimmtes Menschenbild benötigt und die in ihrem Kern
            keinerlei moralischen oder politischen Gehalt hat: die Flat Earth Theory. Das ist
            die Behauptung, dass die Erde keine Kugel, sondern eine Scheibe ist. Menschen vertreten
            diese Haltung mit großer Leidenschaft, sie nennen sich Flat Earthers, sie füllen Internetseiten,
            Videos und Podcasts mit ihren Ideen, sie erklären, warum eine flache Erde keinen Widerspruch
            zu dem darstellt, was wir in unserem Alltag beobachten. Wer die Theorie nicht kennt,
            hat zu wenig Zeit im Internet verbracht, denn dort begegnet man ihr ständig, und das
            allein ist erklärungsbedürftig.
         

         Als die Theorie aufkam, war der Ärger, den sie verursachte, ein wichtiger Grund, warum
            sie sich verbreitete. Menschen nahmen fälschlicherweise an, es ginge den Vertretern
            der Theorie darum, ein rationales, astrophysikalisch konsistentes Erklärungsmodell
            für unseren Planeten vorzuschlagen. Also konterten die Menschen mit unzähligen Gegenargumenten.
            Sie zeigten Fotos der runden Erde und von Menschen, die die Welt umsegelt hatten,
            ohne an einer Seite ins Weltall zu fallen. Sie verwiesen auf den Angriff auf Pearl
            Harbour, der stattfand, ohne dass japanische Kampfflugzeuge über Asien, Europa, den
            Atlantik, die Vereinigten Staaten und dann über den Pazifik bis Hawaii geflogen waren.
            Sie hatten den kürzeren, direkten Weg genommen, eben weil die Erde eine runde Kugel
            ist. Solcher Widerspruch erzeugte Aufmerksamkeit und weil das Internet keine Moderation
            kennt und weil es die Experten entwertet, stand die eine Aussage gegen die andere.
            Eine Debatte war entstanden.
         

         Vertreter der Flat Earth Theory waren keine Clowns, die sich einen Scherz erlaubten.
            Sie wussten, was sie taten. Sie hatten erkannt, dass die Internetöffentlichkeit manipulierbar
            war, und sie nutzten diesen Fehler aus. Das hatte immer eine sadistische Komponente.
            Die Flat Earther erfreuten sich nicht am Dadaismus ihrer Haltung, so wie es Vertreter
            der Religion «Großer Grüner Arkelanfall» tun. Das waren Anhänger des Science-Fiction-Autors
            Douglas Adams, die die Theorie vertraten, das gesamte Universum sei von einem Wesen
            namens «Großer Grüner Arkelanfall» herausgeniest worden, weshalb der Glaube ihnen
            gebiete, in ständiger Angst vor der Ankunft des «großen weißen Taschentuchs» zu leben,
            durch den das Universum mit einem Wisch verschwinden würde. Das war ein augenzwinkernder
            Spaß, eine Lüge, die nur die Leser von Per Anhalter durch die Galaxis kannten.
         

         Die Leute, die sagten, die Erde sei eine Scheibe, logen anders. Sie labten sich an
            der Verzweiflung und Hilflosigkeit ihrer Gegner, die es auch nach Jahren des Argumentierens
            nicht geschafft hatten, sie von ihrer Idee abzubringen. So erniedrigten sie jeden,
            der es besser wusste. Sie waren vielleicht in ihrem eigenen Leben nicht diejenigen
            gewesen, die habilitierten Wissenschaftlern Paroli bieten konnten. Auf einmal aber
            konnten sie es, mit einem einfachen Trick: Sie mussten nur Unsinn behaupten und immer
            neuen Unsinn und darauf beharren, dass der Unsinn wahr sei, komme, was wolle.
         

         Das Beispiel der Flat Earthers ist auch deshalb lehrreich, weil keine vermeintlich
            guten, politischen Absichten dahintersteckten. Niemand, der sagt, die Erde sei flach,
            tut dies, um das deutsche Volk vor der Vernichtung zu retten oder um eine korrupte
            Politikerklasse zu verjagen, die angeblich ihre Untertanen in eine Diktatur führen
            will.
         

         So liegt der Effekt, um den es geht, offen zutage: Wer eine emotionale Not empfindet,
            kann in das Internet gehen und eine Sachdebatte sabotieren. Weil sich die Menschen
            so lustig aufregen. Weil er so viel Aufmerksamkeit und Lob von Komplizen bekommt.
            Weil ihm langweilig ist. Weil er streiten will und sich die Menschen im Internet abstrakt
            anfühlen, man bei denen also kein schlechtes Gewissen haben muss, wenn man sie herabsetzt
            und beleidigt.
         

         Die Gegenprobe zu diesem Phänomen ist das Gerichtsverfahren. Wird jemand, der im Internet
            andere mit Beleidigungen, Morddrohungen und Gewaltaufrufen bombardiert, vor ein Gericht
            zitiert, ändert sich sein Verhalten schlagartig. Aus dem Troll wird ein Mensch, der
            bedauert. Der das alles nicht so gemeint haben will. Der offensichtlich fähig ist,
            Empathie zu zeigen, und Selbstkontrolle und Einsicht in moralische Gründe. Er war
            im Moment der Tat ein anderer, lautet die Erklärung, es war eine andere Situation,
            eine andere Stimmung. Es war im Internet.
         

         Der gesamte politische Diskurs der Bundesrepublik ist seit dem Jahr 1995 in ein «Rhythm 0»-Experiment
            geschlittert. Am Anfang waren die Auswirkungen ein Nischenphänomen. Wer in das Internet
            wollte, brauchte einen großen Computer und eine Telefonleitung, die er blockieren
            konnte und für deren Nutzung er pro Minute bezahlen musste. Er brauchte eine Internetseite
            oder einen Blog, und das kostete auch Geld und Zeit. Politische Auswirkungen hatte
            das nicht. Mit der Zeit aber wurde das Angebot immer niedrigschwelliger. Bis irgendwann
            zwei Dinge passierten: Um das Jahr 2008 herum kam das Smartphone nach Deutschland.
            Um das Jahr 2010 herum wurden soziale Netzwerke wie Facebook ein Ort, an dem auch
            Erwachsene sich tummelten, und nicht nur Studenten und Schüler. In diesem Jahr kam
            das Wort des «Wutbürgers» auf.
         

         Das war ein Mensch, der sich aufschwang, es besser zu wissen als die alten Autoritäten,
            und der eine seltsame Unbeirrbarkeit zeigte, wenn er mit Fakten konfrontiert wurde.
            Der Wutbürger hatte durchaus recht mit manchem, das Besondere war, mit welcher Vehemenz
            und Energie er seine Meinung vortrug und wie zuständig er sich fühlte. So konnte es
            den Wutbürger in den Wahnsinn treiben, wenn staatliche Stellen einen Bahnhof in Stuttgart
            planten, der im Jahr 2021 fertig werden sollte und sehr teuer war.
         

         Das Bürgerliche am Wutbürger war nur seine Vergangenheit. Der Archetyp war ein pensionierter
            Ingenieur oder leitender Beamter, der über Sachkenntnisse aus einer langen Karriere
            verfügte und diese in Leserbriefen, Manifesten, Appellen, Petitionen und Versammlungen
            mit einer großen, immer weiter ausufernden Empörung verband. Es war, als wäre die
            fachliche, nüchterne Kompetenz eine düstere Verbindung eingegangen mit tiefsitzenden
            Gefühlen von Unsichtbarkeit, Kränkung und Neid. Der Wutbürger war also das Urbild
            des irrational gewordenen Sachbearbeiters, eines zornigen Homo faber.
         

         Just zu der Zeit, in der das Internet Einzug hielt in das Leben der meisten Menschen;
            in der soziale Netzwerke ihre Inhalte mit der größtmöglichen Intensität emotionalisierten;
            in der – internetbedingt – mäßigende Moderatoren entfielen und gesellschaftliche Konventionen,
            die zur Sachlichkeit mahnten, auch; in der jeder, der emotional auf ein Thema reagierte,
            von Algorithmen mit dem immergleichen Trigger konfrontiert wurde, damit er wieder
            darauf klickte und noch eine Stunde länger online blieb; haargenau zu dieser Zeit
            verloren also grundsolide deutsche Bürger ihre sachliche Contenance und begannen,
            sehr, sehr emotional zu werden. Was das bedeutete, war mehr als ein Nischenphänomen:
            In der neuen Gesellschaft schien es Mechanismen zu geben, die eine solche Aufwallung
            provozierten und herbeiführten.
         

         Diese Mechanismen wurden aber nicht verstanden. Deshalb wurde daran gearbeitet, die
            Wutbürger mit sachlichen Argumenten zu widerlegen. Was sie behaupteten, wurde Faktenchecks
            unterzogen. Es hieß, man müsse diese Menschen argumentativ stellen, also im Rahmen
            einer rationalen Sachdebatte, die an Wahrheitsfindung interessiert ist, einen Sieg
            erringen – weil das interessierte Publikum nach allen Maßstäben politischer Auseinandersetzung
            sehen müsste, wer die plausibleren Gründe anführt. Teile des Bildungsbürgertums gingen
            an einen affektiven Politikstil verloren und die übriggebliebenen Kopfmenschen reagierten
            darauf mit einem Festklammern an ihren Werten. Je irrationaler der Diskurs wurde,
            umso mehr flüchtete dieser Teil des Bürgertums so sehr in die Rationalität, dass ihr
            politisches Argument irgendwann nur noch darin bestand, dass 99 Prozent aller Wissenschaftler
            ihnen recht geben, gemeint waren wahlweise Klimatologen, Virologen, Migrationsforscher
            oder Politikwissenschaftler mit Schwerpunkt Russland. Das schien zu jener Zeit der
            richtige Weg. Es war genau das, was Menschen getan hatten, denen jemand gesagt hatte,
            die Erde sei eine Scheibe. Aber was sollten sie sonst tun, als die Welt ihre Besinnung
            verlor, als an dem festzuhalten, was – nach allen Maßstäben der abendländischen Aufklärung –
            das Richtige ist?
         

         So vergingen die Jahre. Das Internet wurde immer wichtiger. Ein zweiter, interessanter
            Effekt war zu beobachten. Die Menschen waren viel vernetzter als früher. Selbst alte
            Schulfreunde fanden sich wieder über die sozialen Netzwerke. Und gab es eine aktuelle
            Nachrichtenlage, war diese nur einen Klick entfernt, inklusive Handyvideos vom Ort
            des Geschehens. Man konnte mit Menschen aus der ganzen Welt chatten, kostenlos und
            zu jeder Stunde. Das bedeutete einen Zuwachs an menschlicher Nähe, wer eine Fernbeziehung
            führte, kommunizierte mehrmals am Tag, wer Single war, konnte über Datingplattformen
            fündig werden, wer einfach nur einem Bekannten Hallo sagen wollte, hatte unzählige
            Wege, das zu tun, mit Bild, ohne Bild, Handy, Mail, Snap, Emoji, Like.
         

         Diese technisch vermittelte Nähe ersetzte oftmals die reale Nähe eines persönlichen
            Treffens. Der Videoanruf der Verwandtschaft, die kurze Voicenachricht, all das erzeugte
            Gemeinschaft und manche fanden das schön und praktisch, andere beschwerten sich, wie
            steril und kühl es sich anfühlte. Das war eine mehr oder minder interessante Zeitgeistdebatte.
            Es konnte Auswirkungen auf Freundschaften haben oder auf Beziehungen, aber dann mussten
            Menschen in Freundschaften und Beziehungen eben schauen, wie sie damit umgehen. Sie
            konnten sich ja öfter in echt treffen, wenn sie wollten.
         

         In der Politik aber machte es einen Unterschied, den niemand heilen oder umkehren
            konnte. Menschen, die ein politisches Streitgespräch führen, und dabei nicht dem mäßigenden
            Druck einer persönlichen Begegnung ausgesetzt sind, in dem eine Beleidigung auch in
            einem Platzverweis oder einer Schlägerei enden kann; in dem es Umstehende gibt, die
            das eigene Verhalten beurteilen; in dem alles nach den Regeln der alten Gesellschaft
            eingeübt ist, die höfliche Begrüßung, das Gewaltverbot, das abwechselnde Sprechen,
            das Einschreiten anderer bei Entgleisungen, die Entschuldigung und Zurücknahme bei
            Fehlern; Menschen, die all das nicht haben, sondern in einem digitalen Raum miteinander
            reden, anonym, in unterschiedlichen Sprechsituationen, der eine in der U-Bahn, genervt,
            auf dem Weg nach Hause, der andere entspannt auf dem Wohnzimmersofa; solche Menschen
            haben eine exorbitant gestiegene Wahrscheinlichkeit von Missverständnissen, gegenseitigen
            Verletzungen, Maßlosigkeiten und verwenden eine Technik, die keinerlei Barriere bietet
            für Affekte.
         

         Wer etwas fühlt, hat nicht die Zeit bis zum Postbriefkasten, um sich zu überlegen,
            ob er den Brief wirklich so abschicken will. Und wer sich am Abend in einen Überlegenheitsrausch
            hineinfantasiert, hat nicht bis zum Morgen, um eine Nacht darüber zu schlafen. Der
            Austausch ist sofort, in der Sekunde, ungefiltert, in den Raum eines Menschen gebrüllt,
            der sich gerade in einer völlig anderen Situation und Umgebung befindet.
         

         Es war so leicht, Zwietracht zu säen in solchen Räumen, dass gegnerische Mächte ganze
            Trollarmeen beschäftigten. Das waren Mitarbeiter, die Fremdsprachen konnten, über
            ein weit verzweigtes Netzwerk von Profilen in sozialen Netzwerken giftige Debatten
            beförderten, Stimmungen zugunsten destabilisierender Kräfte manipulierten und Falschmeldungen
            verbreiteten, die besonders anheizend wirkten. Hätte sich in den 90er Jahren jemand
            mit starkem russischem Akzent und windigen Theorien an einer politischen Debatte beteiligt,
            er wäre ziemlich schnell hinauskomplimentiert worden. Dafür musste es keine speziell
            geschulten Moderatoren geben, die russische Propagandisten erkannten, die Zuhörer
            selbst hätten gefragt, was das solle. Sie hätten eine Abwehrreaktion gezeigt. Solche
            Mechanismen gab es in der neuen Gesellschaft nicht mehr.
         

         Natürlich bemerkten die Menschen, wie sich ihre Debattenkultur veränderte. Also gab
            es Aufrufe in Foren, höflich zu bleiben. Es gab Vorgaben an die Betreiber von sozialen
            Netzwerken, die schlimmsten Beleidigungen und Morddrohungen zu löschen. Es gab den
            Versuch, Bots und Trollprofile zu entfernen. Was es nicht gab, war eine Idee, wie
            man diese Emotionalisierung von Politik verhindern konnte. Manche versuchten es mit
            positiven Emotionen. Die Empathie mit den Opfern von Hassreden konnte auch mobilisierend
            wirken. Und das stimmte, es funktionierte. Wie sich aber herausstellte, waren von
            allen Gefühlen, die es gibt, der Hass und das Ressentiment stärker und ansteckender.
         

         Dieses Phänomen dürfte ein Grund gewesen sein, warum die AfD auf dem Land immer erfolgreicher
            war als in der Stadt. Wie auch immer das Internet sich auf uns auswirkt: Auf dem Land
            war das verstärkt. Dort ist man ohnehin schneller isoliert; hat weniger Erfahrung
            mit gesellschaftlichen Randgruppen; weniger direkten Austausch als der Stadtbewohner,
            der trotz aller Digitalisierung weiterhin jeden Tag in der U-Bahn fährt und auf der
            Straße nicht ein paar Dutzend, sondern viele Hundert Menschen jedweder Couleur trifft.
            Dorfbewohner werden einwenden, dass auf dem Land die Gemeinschaft stärker ist, aber
            es ist eine homogene Gemeinschaft der immergleichen Menschen, ob Tennistraining am
            Mittwochabend oder Schulfest am Samstagvormittag. Das ist schön, ändert aber nichts
            an dem Effekt, um den es geht: Auf dem Land ist man weniger dem Anderen, dem Fremden
            ausgesetzt.
         

         Bis zu diesem Zeitpunkt hatte das Internet ziemlich viel Schaden angerichtet. Missen
            wollte es trotzdem niemand mehr, die Vorteile schienen zu überwiegen. Vorteile für
            Arbeitswelt und Privatleben, für die generelle Bequemlichkeit des Alltags. Selbst
            in der Politik behaupteten manche, Bürger könnten sich nun besser informieren, weil
            sie eine Ortsvereinssitzung auch im Livestream verfolgen könnten, wenn sie wegen kranker
            Kinder zuhause bleiben müssten.
         

         Wer so redete, wurde mit den Jahren immer stiller. Von einer Shitstorm-Republik war
            die Rede. Es wurden Gesetze verschärft, die Hassreden verboten. Politiker zeigten
            Bürger an, die ihnen drohten oder sie beleidigten. Staatsanwaltschaften veranlassten
            Hausdurchsuchungen bei Leuten, die in politischen Diskussionen düstere Kommentare
            hinterlassen hatten. In den Vereinigten Staaten wurde ein Mann zum Präsidenten gewählt,
            der über keinerlei Sachkenntnisse verfügte und dessen einziges Talent darin bestand,
            eine emotionale Dramaturgie einzuhalten, durch die er Aufmerksamkeit binden konnte.
            Er sagte, was nötig war, um das emotionalisierte Publikum zu interessieren, ganz gleich,
            ob das bedeutete, hasserfüllt und aggressiv zu sprechen, weil das ein unerhörter Tabubruch
            war, oder freundlich und versöhnlich, weil das eine überraschende Wende in der aufgeheizten
            Situation darstellte. Und wenn er keines von beidem tat, redete er ununterbrochen
            in einem diffusen Gedankenstrom, der manche glauben ließ, er habe den Verstand verloren.
            Wahrscheinlicher war, dass sein Gehirn ausprobierte, womit er die Aufmerksamkeit des
            Publikums als Nächstes fesseln konnte.
         

         Manche fragten fassungslos, wie ein solches Exemplar von einem Politiker entstanden
            sein konnte, und manchmal wurde auf das boulevardeske Vorleben des Präsidenten verwiesen,
            der schon seit Jahrzehnten in einer inszenierten Glamourwelt aus vergoldeten Penthouse-Wohnungen
            und vollbusigen osteuropäischen Models lebte. Seine Lehrjahre aber hatte der Präsident
            anders zugebracht: in einer Fernsehsendung namens «The Apprentice», in der er so tat,
            als wäre er reich und einflussreich und ein großer Konzernlenker. Dort hatte er das
            Timing gelernt, sich vor der Kamera als imposante Figur zu bewegen. Und mit zwei Geräten:
            seinem Smartphone, auf dem er provokante Beiträge auf Twitter schrieb und ausprobierte,
            welche davon verfingen und welche nicht. Und mit seinem Festnetztelefon, mit dem er
            unentwegt Journalisten anrief und Radiomoderatoren und sich anbot für steile, provokante,
            sensationelle, schamlose Interviews.
         

         Manche sagten, der Präsident habe erst seine Partei und dann das Weiße Haus erobert.
            Das war eine Verkehrung. Hätte es ihn nicht gegeben, wäre es ein anderer gewesen.
            Es war die Gesellschaft, die für einen Mann wie ihn empfänglich war; die andere Kandidaten
            ablehnte, die nicht wie er waren. Warum? Weil sie deren Wortmeldungen, die unbestreitbar
            kluge, richtige Vorschläge waren, als Gemeinschaft nicht mehr verarbeiten konnte.
            Sie klickten nicht. Sie gingen nicht viral. Sie hatten keine Screentime. Wenn jemand
            lobte, dieser habe jenes, der andere dieses Kluge gesagt, das eine sinnvolle Reform
            darstelle, zuckten andere mit den Schultern. Sie hatten es nicht gesehen. Gemeinsam
            konnte nur über einen gesprochen werden: Donald Trump. Den hatten alle gesehen. Der
            war das Thema. Für oder gegen den konnte man gemeinsam sein.
         

         Unser Berliner Professor erklärt all das, diesen großen Bogen seiner Theorie, und
            im Hörsaal vor ihm gibt es in diesem Moment eine Zwischenfrage. Eine Studentin meldet
            sich, weil sie in alten Publikationen gelesen hat, dass Anfang der 2020er Jahre auch
            alternative Deutungen zu Donald Trump kursierten. Etwa, dass dieser eine unkonventionelle
            Art hatte, Verhandlungen zu führen, die am Ende aber doch zu rationalen und nachweislich
            positiven Ergebnissen geführt habe. Als Beispiel erwähnt die Studentin die europäische
            Aufrüstung, die schon lange als strategisch notwendig erkannt war, aber nur gelang,
            weil Donald Trump wiederholt offenließ, ob er die Beistandspflichten der NATO erfüllen würde. So waren die europäischen NATO-Länder gezwungen, ihre Rüstungsausgaben zu erhöhen, was zu einer Stärkung der militärischen
            Allianz führte.
         

         Ein weiteres Beispiel waren die Zölle, die Donald Trump scheinbar nach Gusto und mit
            großem politischem Aplomb einführte, erhöhte oder erließ. Das war keine chaotische
            Machopolitik auf der Weltbühne, sondern ein perfider, rationaler Plan, um die auf
            Steuersenkungen fixierten amerikanischen Wähler zu täuschen. Dass Donald Trump die
            Mehreinnahmen für Steuersenkungen für Reiche ausgab, musste nicht bedeuten, dass er
            irrational oder chaotisch vorging.
         

         Solche Postrationalisierungen gab es in den 2020er Jahren oft. Auch sie waren eine
            Parallele zur Weimarer Republik der 1930er Jahre. Damals wollten gebildete Deutsche
            annehmen, die Ausführungen des NSDAP-Vorsitzenden Adolf Hitler hätten einen tieferen Sinn und verfolgten – trotz ihrer
            Plumpheit – ein akzeptables Ziel, etwa eine Reform der Versailler Verträge oder ein
            Befreiungsschlag in der verfahrenen politischen Lage in Deutschland oder ein Gewinn
            an Souveränität für Deutschland.
         

         Der Berliner Professor, den wir uns vorstellen, weil er unsere Gegenwart in einen
            historischen Kontext einordnet, kennt solche Argumente. Er hält sie für einen Trugschluss,
            für die hilflose Suche rationaler Menschen nach einem Sinn, wo keiner ist. Fast so,
            als würde das Publikum für den irrational argumentierenden Politiker die Verschleierungsarbeit
            erledigen, der auf Nachfragen, ob er vielleicht dieses oder jenes bewirken wolle mit
            seinen plumpen Parolen, nur sagen muss: «Ja, das auch.» Und schon gilt er als begnadeter
            Populist, der Stimmungen in der Bevölkerung zu steuern weiß und dabei ein legitimes,
            klar umrissenes Ziel verfolgt.
         

         Im Falle Donald Trumps hatten Beobachter immer wieder angenommen, einen tieferen Sinn
            erkennen zu können, während Menschen, die Trump persönlich kannten wie die amerikanischen
            Journalisten Maggie Haberman von der New York Times und der Trump-Biograph Michael
            Wolff, der ihn und seinen langjährigen engen Freund Jeffrey Epstein sehr gut kannte,
            immer wieder insistierten, dass Trump keiner Strategie folge. Dass das einzige Kriterium
            für sein Handeln darin bestand, in den Schlagzeilen vorzukommen, und dass er, wenn
            jemand anderes ihm die Schlagzeilen zu entreißen drohte, mit etwas noch Sensationellerem
            aufwartete. Dass diese selbstverliebte Methode nicht einmal als Nebeneffekt ein rationales
            Ziel verfolgte, zeigte sich mit den Jahren, über die unser Geschichtsprofessor einen
            guten Überblick hat.
         

         Wäre es Trump darum gegangen, die NATO zu stärken, hätte er in seine Überlegungen miteinbeziehen müssen, dass sein unentwegter
            Zweifel an den Beistandspflichten der NATO die Allianz so stark geschwächt hat wie noch nie seit ihrem Bestehen. Dann hätte
            er nicht die militärische Invasion und Eroberung eines anderen NATO-Staates, nämlich Grönlands, wiederholt ankündigen und die Erstellung eines Kriegsplans
            beim Pentagon in Auftrag geben dürfen. Wie Trump tatsächlich arbeitete, war im Jahr
            2026 deutlich geworden. Der amerikanische Kongress hatte ein Gesetz verabschiedet,
            laut dem die Regierung die Ermittlungsakten im Fall Jeffrey Epstein veröffentlichen
            müsse, und zwar bis zum 19. Dezember 2025. Epstein hatte über Jahre minderjährige
            Mädchen sexuell ausgebeutet. Donald Trump und er waren in dieser Zeit beste Freunde
            gewesen. Die amerikanische Regierung veröffentlichte am 19. Dezember einen kleinen
            Teil der Ermittlungsakten, zum Teil mit Schwärzungen dort, wo Trump erwähnt war. In
            den Wochen darauf folgten weitere Aktenteile, aber immer nur Bruchstücke. Just als
            nach der üblichen Weihnachtspause im öffentlichen Diskurs wieder die Frage aufgekommen
            wäre, wo die Akten bleiben, zu deren Veröffentlichung die Regierung gesetzlich gezwungen
            ist, ließ Trump in der Nacht vom 2. auf den 3. Januar 2026 den venezolanischen Präsidenten
            Nicolás Maduro mitsamt dessen Ehefrau entführen. Das löste große Diskussionen aus
            und zog alle Aufmerksamkeit auf sich. Danach begann Trump, über eine militärische
            Eroberung Grönlands zu diskutieren, was in der NATO die Debatte nötig machte, ob EU-Länder aufgrund der in den Verträgen sowohl der NATO als auch der EU festgelegten Beistandspflichten gegenüber Dänemark, zu dessen Territorium Grönland
            gehört, in diesem Fall den Vereinigten Staaten den Krieg erklären müssten.
         

         Über Ermittlungsakten sprach in diesen Tagen folglich niemand. Dann eskalierten Mitarbeiter
            der amerikanischen Einwanderungsbehörde ICE ihre Razzien und Schikanen von Bürgern in Minneapolis im Staat Missouri auf der Suche
            nach ausreisepflichtigen Ausländern. Zwei amerikanische Staatsbürger wurden erschossen.
            Es gab Demonstrationen und Empörung. Die Razzien in Minneapolis waren eine Show, willkürlich
            hatte Trump seine paramilitärischen Einheiten dorthin beordert, in einen besonders
            von der Demokratischen Partei geprägten Teil des Landes. Er hatte angedroht, als Nächstes
            in Philadelphia gegen Ausländer vorzugehen, einer weiteren demokratisch regierten
            Stadt.
         

         Wer nach all dem noch über Epstein-Akten sprach, wirkte wie jemand, der ein sehr altes,
            überholtes und, verglichen mit Völkerrechtsverletzungen, einem möglichen Zerbrechen
            der NATO und dem Tod unschuldiger Menschen eher nachrangiges Thema ansprach. Man konnte das
            abtun. Es war politisch nicht mehr relevant. Das Insistieren auf der Veröffentlichung
            der Epstein-Akten hatte erkennbar nicht funktioniert. Schließlich waren nun Monate
            vergangen und Trump war nicht beschädigt worden.
         

         «An diesem Beispiel sehen Sie, was ich mit Verdunkelung meine», sagt der Professor
            zu seinen Berliner Studenten. «Es ist eine Zeit der Gegenaufklärung, der Irrationalisierung,
            der unaufgelösten Widersprüchlichkeit im politischen Diskurs. Was nun fehlt, ist eine
            Antwort auf die Frage, warum ich von einer postliberalen Verdunkelung spreche.» Und damit beginnt er den zweiten Teil seiner Vorlesung.
         

         Wenn das Internet die Menschen einsamer macht und emotionaler und weniger auf das
            Allgemeine fokussiert und mehr auf sich und ihr geschöntes Profilbild und ihre Vorlieben
            in allen Bereichen, dann bestärkt das die Krise der liberalen Ordnung, über die in
            den 2020er Jahren viele klagen, ohne sich bewusst zu sein, was sie stört.
         

         Es entsteht damals ein Gefühl von Unfreiheit. Der Staat, so scheint es, setzt immer
            engere Schranken, und das meint nicht die Steuerpolitik oder das Wahlrecht, sondern
            Alltagsfragen. Wie man den Müll trennen soll. Wie Männer und Frauen miteinander sprechen
            dürfen. Was man sagen darf und was nicht. Wann eine Haltung als tugendhaft und legitim
            und wann als rassistisch und bösartig gilt. Es werden Gesetze verschärft, die das
            Sprechen regeln, und die Menschen fühlen sich durch ein Heizungsgesetz bedroht, nicht
            weil es den technischen Vorgang des Heizens reguliert, sondern weil es einen moralischen
            Anspruch, das Klima nicht zu schädigen, mit staatlicher Autorität im Alltagsleben
            der Menschen durchsetzen will. Sie fühlen sich vom Staat bis in ihre Heizungskeller
            verfolgt.
         

         Was die Menschen eigentlich stört, ist ein Symptom jeder liberalen Gesellschaft. Sie
            befreit ihre Bürger und dann engt sie diese wieder ein.
         

         Wer als Frau in eine erzkonservative Familie geboren wird, die für Frauen nur die
            Mutterrolle vorsieht, wird von der liberalen Gesellschaft beschützt und kann stattdessen
            ein kinderloses Leben in einer lesbischen Beziehung mit einer Muslimin in Berlin-Mitte
            führen. Die liberale Gesellschaft ist in einer ständigen Suchbewegung nach Menschen,
            die noch nicht zu ihrem Recht gekommen sind, weil Tradition, Sitte und Moral ihres
            Milieus sie daran hindern. Wer sagt, etwas gehöre sich nicht oder widerspreche einem
            göttlichen Plan oder sei gegen die guten Sitten, der hat im Liberalismus einen verlässlichen
            Gegner. Der Liberalismus heißt nicht alles gut, aber er ermöglicht, was nicht die
            Freiheiten anderer einschränkt.
         

         In dieser Bewegung bekämpft die liberale Gesellschaft alle sinnstiftenden Milieus.
            Die Eltern haben nicht mehr so viel zu sagen, was ihre Kinder tun sollen, und die
            Kirchen sollen nicht darüber bestimmen, wie lange eine Ehe dauern muss oder was eine
            Frau mit ihrem Körper macht. Und nur weil es früher mal so war, wie die Tradition
            es wollte, muss es heute niemand mehr tun. Diese Entwertung alter Institutionen bedeutet
            nicht, dass der liberale Staat keine Kirchen, keine Familien, keine Traditionen möchte.
            Er schränkt nur ihre Autorität ein. Er gibt ihnen ein geringeres Gewicht. Was wirklich
            erlaubt ist und was nicht, das soll allein der Staat bestimmen mit seinen Gesetzen,
            und nicht ein normatives Milieu. Das Motto lautet: Alles ist erlaubt, was nicht verboten
            ist.
         

         So geht auch das Gute verloren. Ein vulgärer, plumper Mann, der sich früher aus Furcht
            vor der sozialen Kontrolle durch seine Familie und Kollegen nicht getraut hätte, einer
            Politikerin eine sexuelle Fantasie zu schildern, kann sich heute frei fühlen, alles
            zu tun, was er will. Die einzige Instanz, die ihn legitimerweise hindern kann, ist
            das Gesetz. Er muss also nur fragen, ob es verboten ist und wie er es formulieren
            muss, damit es hinreichend ambivalent ist, um noch von der Meinungsfreiheit gedeckt
            zu sein. Und wenn er es schafft, Zweideutigkeiten aneinander zu reihen, die seine
            Absicht offensichtlich werden lassen, aber keine Straftat beinhalten, stellt er den
            liberalen Staat vor ein großes Problem: Der Staat kann nicht verbieten, was einfach
            nur ungezogen, geschmacklos und widerlich ist.
         

         So entsteht ein Vakuum. Vieles, was früher durch Ansprache, soziale Ächtung, familiäre
            Strafe, Erziehung, moralische Autorität unterbunden wurde, ist nun nicht mehr geregelt.
            Es gibt aber das dringende Bedürfnis der Bürger, dass unmoralisches Verhalten weiterhin
            unterbunden wird. Also wird der liberale Staat angerufen. Er soll auch das unbedachte
            Wort, die ungehörige Berührung, das vorurteilsbeladene Sprechen, das fahrlässige Heizen,
            den zügellosen Konsum, das ungesunde Essen, das Verursachen eines unangenehmen Gefühls
            sanktionieren. Die Unterschiede zwischen Legalität und Moralität verschwimmen dadurch.
            Der Staat soll nicht mehr nur die äußersten Grenzen menschlichen Handelns erzwingen,
            sondern zunehmend auch die gute, kluge, sinnvolle Tat herbeiführen, wie ein Pädagoge,
            ein Elternteil, ein Fußballtrainer, ein Pfarrer, also jene Institutionen, deren Autorität
            nun fehlt.
         

         Die Internetmenschen des neuen Zeitalters sind immer Opfer und Täter dieser Entwicklung
            zugleich. Selbst jene, die sich besonders über linke Moralität beschweren, fordern
            ihrerseits, dass der Staat mit einer rigorosen Leitkultur eine homogene Gesellschaft
            erzwingt, eine autoritäre Fantasie, die weit über die Grenzen einer schieren Gesetzgebung
            hinausgeht.
         

         Die befreiten Bewohner einer liberalen Welt neigen also dazu, kleine Tyrannen zu sein.
            Sie sind es so gewöhnt, dass niemand sie einschränken darf, dass sie sogar einverstanden
            wären, andere mit gesetzlichen Mitteln davon abzuhalten, ihr Leben in irgendeiner
            Weise zu beeinträchtigen. Der Meinungsforscher Thomas Petersen vom Allensbach-Institut
            beobachtet, dass die Deutschen über Freiheit schon immer als die Freiheit all jener
            nachgedacht haben, die genauso denken wie sie selbst. «Viele haben überhaupt kein
            Problem mit einer Meinungspolizei», sagt er in dieser Zeit in einem Artikel der Frankfurter
            Allgemeinen Sonntagszeitung. Die Grundlage eines so harschen Urteils sind Befragungen,
            in denen den Menschen ungehörige Meinungen vorgelegt werden, die frauenfeindlich sind
            oder ausländerfeindlich oder gegen Ostdeutsche gerichtet. Dann bekommen die Befragten
            die Möglichkeit, den Aussagen zuzustimmen oder sie zu verurteilen oder, und das ist
            das Besondere: ihr gesetzliches Verbot zu fordern.
         

         Eine Aussage wie «Ab einem bestimmten Alter sollten Krankenkassen teure Operationen
            nicht mehr bezahlen» wollen damals 40 Prozent der Deutschen gesetzlich verbieten lassen.
            Es geht also nicht nur um Empörung, sondern sie wollen jeden bestraft sehen, der das
            öffentlich sagt. Sie wollen eine verfassungswidrige Einschränkung der Meinungsfreiheit,
            weil sie vielleicht selbst alt sind und eine Operation brauchen oder jemanden kennen,
            der alt ist. Ebenso viele Menschen wollen, dass die Aussage «Frauen gehören an den
            Herd» staatlich verfolgt wird. Es gibt in diesen Jahren also eine autoritäre Tendenz
            in der Gesellschaft und man kann annehmen, dass sie zunimmt, je weniger ihre Vorstellungen
            von vorpolitischen Institutionen wie der Familie oder der Tradition durchgesetzt werden
            können.
         

         Die gleichen Menschen zeigen sich aber irritiert, wenn der Staat sie bedrängt. Sie
            nennen ihn dann übergriffig und moralisiert und entwerten auch ihn. Und wenn dann
            andere Menschen etwas tun, das sie stört, sind sie in einem Dilemma. Sie haben keine
            vorpolitische Moral zur Hand, weil die vom Liberalismus entwertet wurde. Und sie haben
            genauso wenig den liberalen Staat zur Hand, über den sie ständig Schlechtes sagen,
            weil er ihnen so falsch und diktatorisch vorkommt. Also müssen sie sich nach neuen
            Autoritäten umschauen, die ihnen versprechen, rigorose Maßnahmen gegen alle Abweichler
            einzuleiten, die auch außerhalb der liberalen Staatsordnung liegen können, Hauptsache,
            das Unwohlsein hört auf. Die Internetmenschen sind also in einem zerstörerischen Kreislauf
            gefangen, der den liberalen Staat entwertet. Als erlösende Alternative erscheinen
            autokratische, illiberale Gesellschaftsmodelle, die das Problem, das der Einzelne
            hat, auflösen.
         

         Der Rechtsphilosoph Ernst-Wolfgang Böckenförde hat sich mit diesem Phänomen einmal
            auf andere Weise beschäftigt. Er dachte über den gottlosen, liberalen Staat nach,
            der die Kirche entwertet und dann keinen Ersatz findet, um die Bürger moralisch und
            ohne gesetzlichen Zwang zu binden. Er schrieb den berühmten Satz: «Der freiheitliche,
            säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.»
            Das ist das Böckenförde-Diktum.
         

         Das Internet hat seinen Beitrag geleistet, Böckenfördes These wahrzumachen. Es entwertete –
            subversiv, wie es ist – die moralischen und staatlichen Autoritäten; es bestärkte
            den Einzelnen in seinem Drang, nur sich zu sehen; es bot sich als Vehikel für all
            jene an, die ihren Überdruss mit der liberalen Ordnung kultivieren wollten; es verhinderte
            rationale Diskurse, weil es sie einer ständigen Konkurrenz aussetzte mit verführerisch
            emotionalen, aufwühlenden und sensationellen Inhalten; es beförderte nicht nur den
            Zerfall, sondern vernetzte auch noch die Anhänger jener Kräfte, die den Untergang
            der liberalen Bundesrepublik beklatschten, weil sie meinten, in einer Diktatur zu
            leben.
         

         Es ist in der Zusammenfassung also kein Zufall, dass in dem Moment, in dem die psychologischen
            Effekte des Internets in der gesellschaftlichen Masse ankommen, weltweit politische
            Bewegungen an Zustimmung gewinnen, die der liberalen Ordnung den Kampf ansagen, mit
            dem Argument, diese sei in Wahrheit ein diktatorisches System. Das ist der Grund,
            warum es einen weltweiten Aufschwung antiliberaler Kräfte gibt, die den Bürgern eine
            Befreiung von einer korrupten, übergriffigen Elite versprechen, um den Willen des
            wahren Volkes zu verwirklichen. Der Grund kann nicht Angela Merkels fehlender Konservativismus
            sein oder ein Bahnhof in Stuttgart in Verbindung mit einem Buch von Thilo Sarrazin
            oder eine um sich greifende Hybris in der Parteizentrale der Grünen. Solche nationalen
            Phänomene können ein Ausdruck des Zeitgeistes sein, sie können den Lauf der Dinge
            je nach Land verlangsamen oder beschleunigen, aber sie sind nicht die Ursache einer
            weltweit relativ synchron verlaufenden Entwicklung.
         

         Der Berliner Professor, der von der Zukunft zurückschaut auf die 2020er Jahre und
            sie in die Geschichte einordnet, ist wieder am Ende eines gedanklichen Bogens angelangt.
            Er sagt: «Das große Paradoxon der rechtspopulistischen Parteien der 20er Jahre ist
            die Freiheitsrhetorik.»
         

         Der Liberale spricht über Freiheit und meint einen Gedanken, ein verallgemeinertes
            Konzept von Ansprüchen, die jeder Bürger geltend machen kann. Alles, was gefordert
            wird, gilt für alle gleichermaßen. Der Rechtspopulist sagt «Freiheit» und meint das
            Abstellen eines Gefühls, das Bürger im liberalen Staat haben, wenn sie diesen als
            übergriffig und pädagogisch empfinden. Der Rechtspopulist verspricht, die Ursache
            für dieses Gefühl zu bekämpfen, damit es wieder wird, wie es einmal war. Und wenn
            der liberale Staat die Ursache für das unbehagliche Gefühl ist, dann ist er es, der
            abgestellt werden muss.
         

         Der Widerspruch, den es bedeutet, Freiheit zu fordern und liberale Werte abzuschaffen,
            kann so aufgelöst werden. Eine autoritäre, postliberale Ordnung kann einem weißen,
            christlichen Deutschen sehr wohl das Gefühl geben, von Bevormundung befreit zu sein.
            Der Preis, den alle anderen dafür zahlen, in einem Unrechtsstaat zu leben, ist ein
            rationaler Widerspruch, aber er schlägt sich nicht in einer unangenehmen Emotion nieder.
            Und selbst wenn es dazu kommt, dass der weiße, christliche Deutsche in eine Benachteiligung
            rutscht, etwa, weil er Sozialleistungen entzogen bekommt, weil die diktierende Mehrheit
            der Deutschen keine Lust hat, verarmte «Minderleister» zu subventionieren, hat er
            keine Handhabe mehr. Er lebt dann nicht mehr in einem Rechtsstaat, sondern in einem
            Maßnahmenstaat. Sein Protest ist politisch nicht mehr relevant.
         

         Der Rechtspopulist vergisst nämlich, etwas zu erwähnen, wenn er von Freiheit spricht.
            Er sagt zwar, dass es wieder werden solle wie früher, und die Menschen verstehen,
            dass er ihnen das Gefühl der Ungebundenheit zurückgeben will und sie endlich wieder
            sagen können, was sie denken, ohne von irgendwem eingeschränkt zu werden. Diesen Zustand
            kann der Rechtspopulist aber nur herbeiführen, wenn er die liberale Ordnung bekämpft
            samt ihren Eliten und Institutionen. Das ist der Unterschied zwischen einer Zeitreise
            und der Wirklichkeit: In einem Science-Fiction-Film könnte man in das Jahr 1956 reisen
            und dort ein Leben führen, wie es sich mancher AfD-Anhänger erträumt, ohne Frauenrechte,
            Homosexuellenrechte und in einer von Tradition und Sitte geprägten, konservativen
            und ethnisch weitgehend homogenen Gemeinschaft.
         

         Im Jahr 1956 war Deutschland keine Diktatur, sondern ein freiheitlicher, demokratischer
            Staat. Es ist also ein anderer Sehnsuchtsort als der Traum, im Jahr 1936 zu leben,
            was den Betreffenden sofort als Verfassungsfeind und Nazi entlarven würde.
         

         Der den 50er Jahren zugeneigte Rechtspopulist ist aber genauso in Erklärungsnot: Es
            gibt keine Zeitmaschinen. Wer in das Jahr 1956 zurück will, muss massive Repression
            anwenden, um das zu erreichen. Er muss die ethnische Homogenität gewaltsam wiederherstellen,
            die Deutschland einmal hatte, also alle Migranten und ihre Nachfahren, die seit den
            60er Jahren als Gastarbeiter oder Asylbewerber kamen, deportieren. Er könnte dafür
            einen Euphemismus finden, zum Beispiel das Wort «Remigration». Er könnte diesen großen
            Traum manchmal andeuten, es in der alltäglichen Politik aber dabei belassen, dass
            seine Partei mindestens Schritte in diese Richtung gehen wird. So verhindert er, verboten
            zu werden. Er muss die Weiterentwicklung gesellschaftlicher Normen rückgängig machen,
            also Organisationen entrechten, die für die Emanzipation der Frau werben oder gegen
            Rassismus oder für Homosexuellenrechte. Er muss Politiker beseitigen, die für einen
            modernen, inklusiven, liberalen Staat stehen, weil sie die neue Ordnung bedrohen.
            Er müsste das gesamte Land ethnisch, kulturell und politisch säubern. Dann wäre es
            endlich wieder sein Deutschland. Und mit diesem Traum vor Augen, müsste er eine Zeit
            lang die Brutalität und Gewissenlosigkeit erdulden, die im Land herrscht, bevor es
            wieder zu seiner Blüte findet. Er hätte also eine innere Rechtfertigung für Gräueltaten
            und dafür, alle Bedenkenträger zu verlachen, weil sie – nachgewiesenermaßen – für
            eine alte Ordnung stehen, die als diktatorisch und autoritär empfunden wurde.
         

         «Das ist es, was ich mit Paradoxon meine», sagt der Professor. «Ein Freiheitspolitiker
            kann sich als wüster Tyrann entpuppen, und wenn er das erst ist, ist es zu spät.»
            Dann wird jeder, der protestiert, als Vertreter der alten, liberalen Elite bekämpft.
            Die Menschen hätten den Plan dieses Politikers einige Jahre früher durchschauen müssen –
            bevor er an die Macht kommt.
         

      
   
      
            Mai und Juni: Dieses besondere Gefühl, rechts zu sein
            

         

         Die Handys im ganzen Land vibrieren und piepsen. Es ist eine Eilmeldung: AfD und Union
            haben sich überraschend schnell auf einen Koalitionsvertrag geeinigt.
         

         Die piepsenden Handys kündigen eine Pressekonferenz an. Sie soll in 15 Minuten stattfinden
            und auf allen Plattformen live übertragen werden. Also öffnen viele Menschen ihre
            Video-Apps, um zu schauen, auf welchem Kanal sie die Neuigkeit erfahren können. Dort
            geht aber gerade ein ganz anderes Video viral, das Unerhörtes enthält. Die frühere
            Bundestagspräsidentin Julia Klöckner ist auf TikTok live gegangen. Sie läuft durch
            den Bundestag, hält mit einer Hand ihr Handy und presst die andere Hand auf den Mund.
            Sie sagt nichts. Sie weint.
         

         Man braucht nicht mehr, als das Video einer weinenden Julia Klöckner zu kennen, um
            zu verstehen, wie sich die politische Öffentlichkeit verändert und warum die AfD darin
            erfolgreich ist. Und welche Veränderung der parteipolitischen Kommunikation stattfinden
            muss, um in dieser neuen Welt gegen die AfD zu bestehen.
         

         Natürlich versteht jeder, dass Klöckner nicht hätte live gehen müssen, sie hätte ihre
            Tränen verstecken und sie verstohlen mit einem Taschentuch wegwischen können, bevor
            jemand etwas bemerkt hätte. Dass sie ihr Handy in der Hand hält und das filmt, ist
            also eine bewusste Entscheidung, eine Inszenierung. Die Tränen aber, das merken alle
            Zuschauer schnell, sind echt. Klöckner weint wirklich. Sie geht die Flure auf und
            ab, vorbei an Menschen, die sich nach ihr umdrehen, versucht zu sprechen, kommt ins
            Stocken, bricht ab, hält wieder die Hand vor den Mund, legt das Handy einen Moment
            hin, während sie ein Taschentuch aus der Handtasche holt und die Zuschauer nur die
            Decke des Flurs sehen, dann greift sie wieder das wackelnde Handy und blickt fragend
            in die Kamera.
         

         70.000 Menschen schauen schon zu und es werden immer mehr. Manche schreiben Fragen
            in den Chat, witzeln herum: «So geht’s mir auch, wenn ich dran denke, dass erst Montag
            ist», schreibt einer. Langsam spricht sich herum, worum es geht. Auch Klöckner hat
            die Eilmeldung bekommen. «Die ist wohl nicht so der AfD-Fan», schreibt einer. Immer
            mehr Menschen schicken kleine Herzchen, manche posten linksradikale Parolen «Alerta!
            Alterta! Antifascista!», andere schreiben ganz ernst: «Liebe Frau Klöckner, mir geht
            es wie Ihnen, bitte bleiben Sie stark, wir brauchen Sie noch!»
         

         Nach einer gefühlten Ewigkeit beginnt Klöckner zu sprechen. «Hallo, ihr Lieben da
            draußen», sagt sie, wischt sich die verlaufene Wimperntusche aus dem Gesicht und lacht
            verlegen. «Danke für euer Mitgefühl!» Dann beantwortet sie einige Fragen aus dem Chat,
            warum sie eine Koalition mit der AfD ablehnt, und es sind die üblichen Gründe, die
            CDU-Politiker ihrer Generation schon immer angeführt haben, deshalb hört niemand genau
            zu. Die Menschen schauen sich das der Emotion wegen an. AfD-Anhänger schreiben hämische
            Kommentare: «Heul doch!» Oder: «Nicht doch, nicht doch, so schlimm wird es schon nicht,
            wenn du endlich vorm Volksgerichtshof stehst, du Volksverräterin!» Viele andere schreiben
            im Chat, dass ihnen auch gerade die Tränen kommen. «Obwohl ich Sie definitiv nicht
            gewählt habe!», schreibt einer. Menschen posten das Video auf ihren Profilen, um ein
            Zeichen zu setzen, wie beweinenswert die Zeiten sind. Nach zwei Tagen wurde es 20 Millionen
            Mal angesehen. Klöckner verbringt die nächsten Tage damit, Interviews zu geben. Wer
            über die Koalition nachdenkt und den Widerstand, den das verursacht, bezieht sich
            auf sie. Jeder Deutsche, der über Politik spricht, hat das Video gesehen. Klöckner
            wird für einen Moment zur wichtigsten Politikerin des Landes, weil es ihr gelungen
            ist, die Aufmerksamkeit zu binden. Alle hören ihr zu, auch ihren Sachargumenten. Klöckners
            Video ist ein Beispiel für die neue Medienlandschaft des Jahres 2033. Es wird mehr
            über Klöckner gesprochen als über die Pressekonferenz von Alice Weidel und Jens Spahn,
            die stattfindet, während Klöckner weint.
         

         Zuerst redet Spahn. Er beginnt mit einer Rechtfertigung: «Meine Damen und Herren,
            ich kann mir als Politiker die Realitäten nicht aussuchen, mit denen ich von den Bürgern
            konfrontiert werde, ich kann nur das Beste daraus machen. Das ist uns mit diesem Koalitionsvertrag
            gelungen.» Weidel sagt: «Es gibt in meiner Partei Menschen, die zu Recht wenig von
            der Union halten. Sie hat unser Land heruntergewirtschaftet, die Grenzen geöffnet,
            unsere Souveränität nach Brüssel verscherbelt und uns gegen Russland in Stellung gebracht.
            Aber wie ich schon im Wahlkampf gesagt habe: Wenn eine Partei nicht 50 Prozent der
            Stimmen erreicht, kann sie auch nicht 100 Prozent ihrer Forderungen durchsetzen. Deshalb
            ist das, was wir heute hier verkünden, ein guter Kompromiss und ich verspreche meinen
            Freunden im ganzen Land: Es ist erst der Anfang!» Sie lächelt. Spahn nicht.
         

         Beide verkünden eine «Abschiebeoffensive». Die AfD hatte nächtelang dafür gestritten,
            von einer «Remigrationsoffensive» zu sprechen, aber die Union hatte das strikt abgelehnt.
         

         AfD und Union können gemeinsam viel verändern. Die Union hat bei der Bundestagswahl
            31 Prozent erreicht; zusammen mit der AfD haben sie eine Zweidrittelmehrheit. Wo das
            Grundgesetz stört, kann es geändert werden, aber viele Veränderungen gehen per einfachem
            Gesetz. Die Koalition möchte dauerhafte Grenzkontrollen einführen. Wer einreisen will,
            soll wieder seinen Ausweis zeigen. Um nicht gegen das Schengener Abkommen zu verstoßen,
            soll weiter mit einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch Migranten argumentiert
            werden. Die Bundespolizei soll das Recht erhalten, Menschen in unbefristeten Ausreisearrest
            zu nehmen. Der subsidiäre Schutz wird abgeschafft, das heißt, die Bundesrepublik stört
            es nicht, wenn jemandem schwerer Schaden in seinem Heimatland droht, sie schiebt trotzdem
            ab. Sämtliche Asylverfahren sollen außerhalb der Europäischen Union durchgeführt werden,
            nämlich in Albanien, das dafür Geld erhalten soll. Straftäter, die zwei Staatsbürgerschaften
            haben, sollen ihre deutsche verlieren. Es sollen Abschiebezentren geschaffen werden,
            in denen Menschen unbegrenzt inhaftiert bleiben, bis ihre Ausreise möglich wird. Eine
            neugeschaffene Abschiebepolizei soll gegründet werden, die AFA, das steht für Asyl-, Fahndungs- und Abschiebegruppe. Sie soll der Bundespolizei
            unterstellt werden und die Länder bei den Abschiebungen unterstützen. Im öffentlichen
            Raum soll es eine flächendeckende Videoüberwachung geben mit automatisierter Gesichtserkennung.
         

         Alle Moscheen und Kulturvereine mit Verbindungen zu ausländischen Regierungen oder
            extremistischen Netzwerken sollen verboten werden. Frauen dürfen sich in der Öffentlichkeit
            nicht mehr voll verschleiern. Die Koalition plant, wieder Atomkraftwerke zu bauen
            und tritt aus dem Pariser Klimaabkommen aus. Alle Gas- und Ölheizungen werden wieder
            erlaubt. Der Verfassungsschutz soll grundlegend reformiert werden. Es soll einen neuen
            Straftatbestand der Steuergeldverschwendung geben. In der Sozialhilfe gilt künftig
            der Grundsatz: «Wer nicht arbeitet, soll nicht essen.» Außenpolitisch will Deutschland
            alle Sanktionen gegen Russland aufheben, um in eine bessere Verhandlungsposition zu
            kommen. Dafür bleibt Deutschland Mitglied der NATO. Das Selbstbestimmungsgesetz wird reformiert, Menschen können ihren Geschlechtseintrag
            im Personenregister künftig nicht mehr ohne Vorlage zweier psychiatrischer Gutachten
            ändern. In der Hochschulpolitik sollen Diplom und Magister wieder eingeführt werden,
            Bachelor und Master werden abgeschafft. Sämtliche Unterhaltungssendungen im öffentlich-rechtlichen
            Rundfunk werden abgeschafft. Es soll ein Verbot von «Haltungsjournalismus» in Nachrichtensendungen
            gelten. Wer 300.000 Unterschriften sammelt, soll einen Volksentscheid nach Schweizer
            Vorbild erzwingen können. Das Ergebnis dieses Volksentscheids hat dann Gesetzeskraft.
            Auch die Verfassung kann so geändert werden, mit einer Zweidrittelmehrheit der abgegebenen
            Stimmen. Die Erbschaftssteuer wird abgeschafft. Der Staat zahlt künftig für jedes
            Kind 100 Euro im Monat in einen ETF-Sparplan, der am 18. Geburtstag ausgezahlt wird.
         

         Es gibt auch einige symbolische Entscheidungen. Die deutsche Leitkultur soll Verfassungsrang
            erhalten. Die Koalition bekennt sich zum Rechtsstaat. Die Ehe zwischen Mann und Frau
            soll als «Keimzelle der Gesellschaft» anerkannt werden. Deutschland will in der Außenpolitik
            als «ehrlicher Makler» zwischen Ost und West auftreten. Deutschland lehnt jede Haftung
            für die Schulden anderer Euro-Staaten ab.
         

         Nachdem Weidel die wichtigsten Reformen erläutert hat, erklärt sie: «Ich will sagen,
            dass das auch für mich persönlich heute ein historischer Tag ist. 20 Jahre lang wurden
            wir als AfD-Mitglieder verfolgt, unterdrückt und in die Nazi-Ecke gestellt. Damit
            ist es jetzt ein für alle Mal vorbei! Die Wähler haben entschieden! In Deutschland
            haben endlich wieder die Deutschen das Sagen!»
         

         Spahn sagt auch etwas. «Wochenlange, harte Verhandlungen liegen hinter uns. Es ist
            keine Liebeshochzeit, die wir heute feiern, sondern ein Bündnis aus Verantwortung
            für das Land. Wir haben der AfD viel abverlangt, in gegenseitigem Respekt, und sind
            mit dem Ergebnis zufrieden. Dieses Programm wird Deutschland in vielen Bereichen voranbringen
            und in anderen Stabilität garantieren. Dafür stehen wir als konservative Union, vielen
            Dank.» Er gibt Weidel die Hand. Der Entwurf des Koalitionsvertrages muss nun in den
            Gremien der Partei abgestimmt werden.
         

         Kurz nach der Pressekonferenz wird eine Kabinettsliste in Umlauf gebracht. Alice Weidel
            soll Bundeskanzlerin werden. Kanzleramtsminister wird Bernd Baumann, der frühere Parlamentarische
            Geschäftsführer der AfD. Der Kanzlerkandidat der Union, Jens Spahn, wird Finanzminister.
            Der frühere sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer übernimmt das Verteidigungsressort.
            Innenminister wird Philipp Amthor, Außenminister wird Johannes Winkel, beide von der
            CDU. Die AfD besetzt mit Stephan Brandner das Justizministerium und mit Tino Chrupalla
            das Wirtschaftsministerium, der AfD-Politiker Michael Espendiller ist außerdem als
            Digitalminister vorgesehen, der die Bürokratie abbauen soll. Gesundheitsminister wird
            Martin Sichert von der AfD, Familienministerin wird die AfD-Politikerin Beatrix von
            Storch.
         

         Viele der Namen führen zu Diskussionen. Journalisten erfahren, dass die CDU-Politiker Winkel und Amthor sich lange geweigert hatten, einer AfD-geführten Bundesregierung
            anzugehören, aber dann von Spahn überzeugt wurden. Spahn soll gefragt haben, wer lieber
            am Kabinettstisch mit AfD-Politikern sitzen solle, eine Riege gemäßigter Unionsleute,
            die über genug Erfahrung verfügen, um das Schlimmste zu verhindern? Oder CDU-Hinterbänkler, die daran scheitern? Winkel und Amthor konnten also Teil einer AfD-Regierung
            werden, ohne sich dafür schämen zu müssen. Gerade ihre Distanz qualifizierte sie dafür.
            Sie stimmten zu.
         

         Beobachter bemerken, dass die Ressortverteilung einem Muster folgt. Die AfD besetzt
            Schlüsselressorts, um eine politische Wende herbeizuführen, das Innenministerium,
            das Wirtschaftsministerium, das Familienministerium. Die Union hingegen wählt Ministerien,
            in denen sie Stabilität garantieren kann. Der Verteidigungsminister sichert die Westbindung.
            Der Außenminister die Bündnisfähigkeit. Der Finanzminister und Vizekanzler garantiert,
            dass nichts finanziert wird, das zu weit geht. Die AfD will schnelle Veränderungen,
            die Union will das Schlimmste verhindern.
         

         Das Programm wirkt auf viele Bürger nicht so verheerend, wie sie erwartet haben. Jahrelang
            wurde über eine AfD-Regierung geredet, als würde sie eine nationalsozialistische Diktatur
            bedeuten, nun sehen viele das Positive. Die Regierung bekennt sich zum Rechtsstaat.
            Ein Austritt aus EU oder NATO wurde verhindert. Der Euro bleibt Währung. Den ganzen Wahlkampf über hatten AfD-Gegner
            gesagt, Deutschland werde untergehen, wenn die AfD regiert, weil die Volkswirtschaft
            ohne den Euro und den europäischen Binnenmarkt kollabiert. Finanzinstitute hatten
            Prognosen veröffentlicht, die ein jahrelanges Negativwachstum aufwiesen. Nun passiert
            das alles nicht. Das ist erleichternd für viele. Es ist nicht das Vierte Reich.
         

         Eine schärfere Migrationspolitik scheint vielen Bürgern notwendig, weil der Zustrom
            aus Afrika und arabischen Staaten nicht aufhört. Die AfD akzeptiert Positionen, die
            am rechten Flügel der Union noch akzeptabel sind. Das führt zu einem Aufatmen in der
            Öffentlichkeit, weil so extremistische Maximalforderungen verhindert werden. Es soll
            keine ethnischen Säuberungen geben in Deutschland. Intern weisen AfD-Verhandler ihre
            Parteifreunde darauf hin, dass ein Koalitionsvertrag noch kein Gesetzentwurf ist.
            Und dass man viele Details später nachschärfen könne. Sie sagen auch: «Es ist schwer
            in eine Koalition zu gehen, aber noch schwerer, sie zu verlassen.» Sie sagen das mit
            einem Augenzwinkern. Ihre Parteifreunde verstehen schnell. Sie haben in jahrelangen
            Machtkämpfen innerhalb ihrer Partei gelernt, wie man jemanden in eine Situation lockt,
            die er nicht kontrollieren kann. Also wird eine Parole ausgegeben in der AfD: Es sei
            eine historische Chance zu regieren, weshalb sich die für hitzköpfige Bemerkungen
            bekannten Parteifreunde für den Moment zügeln sollten. Die Legislaturperiode sei lang
            genug, um alles zu sagen, was man sagen wolle.
         

         Die Liberalkonservativen in der Union werden auch beruhigt. Ihre Sorge lautet, eine
            unbefristete Inhaftierung in Abschiebehaft, die Abschaffung des subsidiären Schutzes,
            pauschale Moscheeverbote, flächendeckende Gesichtserkennung, die Arbeitspflicht für
            Bürgergeldempfänger, das Haltungsverbot im Journalismus und andere Pläne seien nicht
            mit dem Grundgesetz vereinbar. Nicht einmal im Ansatz. Eine Aufhebung durch das Bundesverfassungsgericht
            sei eine Formalität. Gewiefte Verhandler der Union raten ihnen, das nicht zu laut
            zu sagen.
         

         Sie erwarten sofortige Klagen gegen die Maßnahmen. Und schnelle einstweilige Verfügungen
            der Gerichte. Aber: Mit der Einigung zeigt die Union ihren politischen Willen, hart
            zu sein. Wenn die Gerichte die Reformen stoppen, ist es die AfD, die sich erklären
            muss. Wenn die Gerichte sie zulassen, sind sie verfassungskonform und dürfen so durchgeführt
            werden. Sich in den Koalitionsverhandlungen zu verkämpfen, finden Unionspolitiker
            also nicht nötig. Das Kalkül lautet: Wenn die AfD sich blamieren will mit undurchführbaren
            Plänen, warum muss die Union sie davon abhalten? CDU-Funktionäre zischen Bedenkenträgern zu, man sei nicht mehr im Jahr 2015, das müssten
            jetzt alle kapieren.
         

         Noch ist der Koalitionsvertrag nicht beschlossen. Bei der CDU muss ein Kleiner Parteitag zustimmen, der aus dem Bundesvorstand, Vertretern von
            Vereinigungen wie der Jungen Union oder der Frauen-Union und Delegierten der Landesverbände
            besteht.
         

         In den Tagesthemen wird Julia Klöckner interviewt, die seit ihrem Auftritt im «Tränenpalast»,
            wie manche das Reichstagsgebäude neuerdings scherzhaft nennen, eine kleine Berühmtheit
            geworden ist, eine Galionsfigur all jener, die eine Regierungsbeteiligung der Union
            kritisch sehen. Klöckner warnt. Sie sagt, die Pläne seien eine Schande. «Ich bin nicht
            in die CDU eingetreten, damit wir uns als Feigenblatt für Extremisten hergeben und sie in einer
            Regierung mühsam davon abhalten, die Menschenwürde mit Füßen zu treten!», sagt Klöckner,
            sichtlich aufgebracht. Sie verkündet ein Ultimatum. Alice Weidel solle bis zum morgigen
            Mittwoch, 12 Uhr, schwören, dass sie die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
            akzeptieren wird, wenn das ihre verfassungswidrigen Pläne kippt. Wenn nicht, will
            Klöckner ihre Anhänger aufrufen, gegen den Koalitionsvertrag zu stimmen. Nach diesem
            Auftritt wird Klöckner mit Lob überschüttet. Die Menschen posten erhobene Emoji-Fäuste
            und finden ihren Auftritt «stark». Klöckner bindet wieder die Aufmerksamkeit. Ihr
            Ultimatum ähnelt der Logik einer Vorabendserie, es ist ein Cliffhanger. Das Ultimatum
            hat keine realpolitische Relevanz, aber es ist frech und spannt einen Bogen in die
            Zukunft. Wer wissen will, was als Nächstes passiert, muss dranbleiben. Früher wäre
            das als unseriöse Schaufensterpolitik abgetan worden. Es in Erwägung zu ziehen, hätte
            jeden als plumpen, offenbar nicht ernst zu nehmenden Zeitgenossen entlarvt. Wer das
            im Jahr 2033 immer noch belächelt, muss erst zeigen, dass es anders geht. Der Zeitgeist
            hat sich vollkommen absehbar entwickelt.
         

         In Schleswig-Holstein, im Saarland und in Rheinland-Pfalz erklären Delegierte, mit
            Nein stimmen zu wollen. Während Klöckners Unterhaltungswert immer mehr Menschen begeistert,
            wirkt Spahn in Interviews hölzern und unnahbar. Spahn und Klöckner sind miteinander
            befreundet, aber sie repräsentieren gegensätzliche Politikertypen. Der Klöcknersche
            Ansatz ist besser geeignet, in der emotionalisierten Medienlandschaft des Jahres 2033
            zu bestehen.
         

         Manche fragen sich, ob die Union mit Klöckner als Kanzlerkandidatin besser abgeschnitten
            hätte. Das ist, kurz nach der Wahl, eine nutzlose Überlegung. Die Union hätte es sich
            schon viele Jahre zuvor überlegen müssen, welchen Politikertypus sie den Wählern anbietet.
            Entscheidend wäre gewesen, die emotionale Ausgangslage der Wähler zu verstehen.
         

         Demoskopen hatten AfD-Anhänger immer an ihrem Pessimismus erkannt. An ihrer Überzeugung,
            dass sich die Welt zum Schlechteren wenden wird. Psychologen hatten erklärt, dass
            AfD-Anhänger über bestimmte Persönlichkeitsmerkmale verfügen, sie sind emotional instabiler
            als andere und haben einen gesteigerten Ordnungssinn. Letzteres haben sie mit Wählern
            der Union gemeinsam, auch die mögen Ordnung. Wichtiger als die schiere Zahl an Migranten
            war ihnen beispielsweise, dass alle Asylverfahren korrekt abliefen. Und auch, dass
            die Migranten sich ordentlich benahmen, wie es die gesetzlichen und kulturellen Regeln
            vorsehen. In anderen Bereichen unterschieden sich die Wähler von AfD und Union stark.
            Wer CDU wählte, war emotional sehr stabil. Wenn jemand hysterisch von einer Klimakatastrophe
            sprach, die Milliarden Menschen in den Tod treiben werde, sagten sie nicht, das sei
            eine linke Spinnerei. Sie vertraten die Meinung, dass Entscheidungen ohne Maß und
            Mitte auch nicht helfen. Wer könnte noch Klimaschutz betreiben, wenn die Volkswirtschaft
            durch zu strenge Vorgaben in die Krise schlittert? Dann würden Ressourcen fehlen für
            eine technische Wende, argumentierten sie.
         

         Die Leute von der AfD sprachen völlig anders. Sie sagten, die angebliche drohende
            Apokalypse sei eine irrwitzige Erfindung linksradikaler Kinder, in deren Milieu es
            vor Antisemiten und Staatsfeinden nur so wimmele. Die eigentliche Gefahr gehe von
            der Umvolkung aus, also dem Untergang des deutschen Volkes durch muslimische Invasoren.
         

         AfD-Anhänger waren durchaus offen dafür, dass die Welt bald untergehen könnte. Sie
            wollten den Linken nur nicht ihren Weltuntergang glauben, sie hatten ihren eigenen,
            während Union-Wähler in ihrer Besonnenheit gar nicht davon ausgingen, dass das Ende
            der Welt nahte.
         

         Psychologen können diesen Unterschied erklären, AfD-Anhänger sind nicht kühl oder
            abgebrüht, sondern neurotizistischer in ihrer Persönlichkeit, also labiler und reizbarer.
            Und nicht nur ein bisschen. Der Unterschied sticht bei Untersuchungen sofort ins Auge.
            Es ist ihr deutlichstes Erkennungsmerkmal.
         

         Wer verstehen will, warum das so ist, muss überlegen, wie die Partei entstanden ist
            und zu welcher Zeit. Welche Menschen sie angezogen hat und welche nicht. Man muss
            sich daran erinnern, was der Berliner Professor seinen Studenten über die Entstehung
            des Internets gesagt hat. Und wie das Internet eine emotionale Intensität herstellt
            und Menschen bestärkt in den Gefühlen, die sie schon haben, weil Internetkonzerne
            mehr Geld verdienen, je länger die Bürger vor ihren Bildschirmen sitzen. Das Internet
            der 2010er Jahre war für alle Menschen gleich. Wer emotional stabil war, konnte dort
            kluge Artikel lesen, warum hysterische Prophezeiungen sich wieder einmal nicht bewahrheitet
            haben. Nervöse, unruhige Seelen aber konnten dort etwas anderes lesen: Dass der Niedergang
            einer einst stolzen Nation drohte. Dass es gut nachvollziehbare Belege gab, warum
            die Geschichte kein gutes Ende nehmen würde. Früher hätte ein solcher Mensch in der
            Ortsvereinssitzung der CDU jemanden neben sich sitzen gehabt, der ihm gut zuredete. Und selbst der Fachmann,
            der bei einem Vortrag vor ungünstigen Entwicklungen warnte, kannte Gründe, warum eine
            panische Reaktion nicht zum gewünschten Ergebnis führen würde. Solche beruhigenden
            Kontakte gab es im Internet nicht mehr. Die Technik ermöglichte eine höhere emotionale
            Intensität, als die mündliche Rede, der Aufsatz oder die Radiosendung je erreicht
            hätten. Das Kriterium ist nicht, was jemandem guttut, sondern, was diesen Menschen
            in Wallung versetzt, was sein Trigger ist. Der Ängstliche bekommt also Angst.
         

         So gab es durch das Internet einen Teil der Bevölkerung, der in seinen instabilen
            Gefühlen bestärkt war, aber weiterhin die Parteien wählte, die er kannte. Da war es
            nur eine Frage der Zeit, bis jemand einen Weg finden würde, von dieser Gruppe zu profitieren:
            ökonomisch und politisch. Zuerst waren es die Internetkonzerne, deren Algorithmen
            die Nutzungsdauer und damit die Werbeeinnahmen ihrer Plattformen verbesserten, auch
            mit politischen Themen. Dann gab es Phänomene wie das Buch von Thilo Sarrazin, Deutschland schafft sich ab, ein großer Bestseller, dem fälschlicherweise nachgesagt wird, er habe eine Stimmung
            geschaffen. Richtiger ist: Sarrazin erkannte die Windrichtung und setzte seine Segel.
            Und irgendwann gab es eine politische Partei, die AfD, deren Mitglieder sich größtenteils
            im Internet zusammengefunden hatten, die über das Internet alle ihre Parteitätigkeiten
            organisierten und die den Großteil ihrer politischen Haltung aus Informationen bezogen,
            die ihnen das Internet zuspielte.
         

         Diese neue Partei erlebte einen Aufstieg, wie ihn die Bundesrepublik noch nicht gesehen
            hatte. Es war ein unerklärlicher Sog. Die emotional labilen und ordnungsliebenden
            Menschen, die es überall in der Gesellschaft gab, reagierten auf die AfD wie Eisenspäne
            auf einen Magneten, den man in ihre Umgebung gebracht hatte. Sie richteten sich neu
            aus. Sie lösten sich aus ihrer alten Umgebung und strebten dem Magneten zu. Und wenn
            sie den Magneten berührt hatten, wurden sie selbst magnetisch und zogen andere an.
            Man könnte den Fehler machen, dem Magneten eine geniale politische Kommunikation zu
            unterstellen, aber die hatte die AfD nicht. Es waren andere, unsichtbare Kräfte am
            Werk, die im Rückblick viel weniger geheimnisvoll waren, als sie einem damals vorkamen.
         

         Menschen wählen Politiker, die ihnen ähnlich sind. Sie wählen, wenn sie Angst haben,
            niemanden, der ihnen sagt, dass er hoffnungsfroh in die Zukunft schaut. Denn dem kann
            man nicht trauen, wenn er das Problem, das die Angst verursacht, in seiner Bedrohlichkeit
            gar nicht ernst nimmt. Nähme er es ernst, hätte er auch Angst und würde nicht fröhlich
            von rosigen Zeiten sprechen.
         

         Angst ist nicht rational. Wer als Kind von einem Hund gebissen wurde und seither Schweißausbrüche
            bekommt, wenn ein Hund an seinem Bein schnüffelt, wird keinem Hundehalter vertrauen,
            der sagt: «Keine Angst, der tut nichts.» Oder: «Das machen Hunde immer, wenn sie jemanden
            kennenlernen wollen, das ist keine aggressive Geste, sondern nach allem, was die verhaltensbiologische
            Forschung gezeigt hat, eine freundliche Begrüßung.» Man würde jemandem vertrauen,
            der sagt, dass er das gut versteht und den Hund von einem wegzieht. Das ist jemand,
            von dem man sich verstanden fühlt. Bei dem man sich bedanken würde. Jemand, den man
            für normal halten würde.
         

         Als der Pessimismus von AfD-Anhängern über Umfragen bekannt wurde, reagierten Parteien
            wie SPD und Grüne mit Kampagnen, die Optimismus und Tatkraft betonten. Die Grünen plakatierten
            vor der Bundestagswahl 2025 deutschlandweit das Wort «Zuversicht». Auch der SPD-Bundeskanzler Olaf Scholz verwendete dieses Wort oft, die SPD versprach eine «bessere Zukunft». Der Wähler konnte also verstehen, dass diese Leute
            von der SPD mutig waren und nicht an den Untergang glaubten. Wer das für positive Eigenschaften
            hält, ist kein AfD-Anhänger. Für AfD-Anhänger musste das klingen, als wären Sozialdemokraten
            naiv und tollkühn oder komplett weltfremd, und so jemandem wollten sie das Land nicht
            anvertrauen, jetzt, wo doch alle sehen konnten, wie nah die Gesellschaft einem Untergang
            war. Wer meinte, SPD und Grüne würden die in der Gesellschaft kursierende Verdrossenheit aufnehmen und
            darauf mit mutiger Entschlossenheit reagieren, die Probleme anzupacken, irrte sich
            also. SPD und Grüne signalisierten den Verdrossenen, dass diese sich irrten. Sie schufen eine
            Distanz zwischen sich und AfD-Anhängern. Wenn die Kampagne funktionierte, dann aus
            einem anderen Grund. Sie signalisierten ihren eigenen Anhängern, die für neue Erfahrungen
            offen sind und glauben, dass die Zukunft gut werden kann: Wir sind wie ihr. Vertraut
            uns.
         

         Das Volk ist nicht starr, schon gar nicht in den Emotionen. Es gibt Menschen, die
            waren in Zeiten des volkwirtschaftlichen Aufschwungs unheimlich optimistisch und sind
            es in Zeiten steigender Energiepreise und schwindender Exportmärkte nicht mehr. Es
            gibt Menschen, die glauben beim besten Willen nicht an den großen Untergang, aber
            wenn ihnen dann jemand erzählt, dass demnächst der gesamte Euro-Raum kollabieren könnte,
            weil einige der größten Volkswirtschaften der Welt in die Zahlungsunfähigkeit rutschen;
            oder dass sich eine Atemwegserkrankung mit rasender Geschwindigkeit auf der ganzen
            Welt verbreitet und schätzungsweise mehrere Millionen Tote verursachen wird, weshalb
            Regierungen weltweit nun zu freiheitsbeschränkenden Maßnahmen greifen, wie es sie
            außerhalb von Diktaturen noch nicht gegeben hat; oder sagt, dass eine Atommacht ein
            Land in Osteuropa angreift und danach Dinge vorhat, die ganz Westeuropa in einen Dritten
            Weltkrieg zwingen: Wem so etwas erzählt wird, der kann in seinem Optimismus leicht
            erschüttert werden.
         

         Es kamen also mehrere Ursachen zusammen: Das Internet befeuerte die Ängstlichen und
            machte sie erreichbar für andere Ängstliche. Die Ängstlichen saßen nicht mehr unter
            lauter Besonnenen bei echten Treffen, sondern verbrachten ihre Tage mit Gleichgesinnten
            im Chatraum. Die politische Wirklichkeit machte Ängste zu etwas, das sich nicht abtun
            ließ. Selbst ganz kühle Charaktere mussten zugeben: Ja, die Welt konnte wirklich untergehen.
            Wenigstens ein Stück weit. Dann gelang es einer Partei, die Ängstlichen anzusprechen,
            sie zu einer Gruppe zu formen und ihnen etwas Verführerisches anzubieten: Wer mitmacht,
            bekommt ein Werkzeug, um sich gegen die Menschen zu wehren, die einem immer erzählen
            wollen, man fühle falsch und irre sich. Die sagen, man sei Rassist, wenn man Angst
            vor jungen männlichen Migranten hat. Die sagen, man sei dumm, wenn man aus einer ernsten,
            tiefempfundenen Sorge Russland besänftigen, Deutschland vor Schuldenbergen schützen,
            die Grenzen schließen und die Kinder vor Geschlechtsumwandlungen bewahren will.
         

         Das Werkzeug war: Wer bei der AfD mitmacht, kann seinen Kritikern etwas zurückgeben,
            das genauso funktioniert wie die Behauptung, die Erde sei eine Scheibe. Er kann einfach
            sagen: Nicht er, die anderen sind die Dummen. Sollen sie es ihm doch beweisen! Sollen
            sie sich versuchen an weitschweifenden Erklärungen, Bezugnahmen auf Studien, Warnungen
            vor Extremismus, geheucheltem Verständnis für Sorgen und arroganten Zurechtweisungen.
            Das AfD-Mitglied kann einfach auf seiner Haltung beharren und damit den gesamten Diskurs
            zum Stillstand bringen. Es kann sich rächen an denen, die seine Gefühle entwertet
            und verlacht haben. Es kann Dominanz ausüben. Es kann genießen, dass alle großen Experten
            auf einmal über ihn nachdenken. Und all das funktioniert nur, weil seine Meinung eine
            emotionale Wucht hat, weil sie sich klickt, kommentiert wird, weil sie Zorn auf sich
            zieht und viral geht.
         

         In der alten Gesellschaft wäre die Wortmeldung eines AfD-Charakters bei einer kommunalen
            Podiumsdiskussion in einer Stadthalle als originelle Einzelmeinung übergangen worden.
            In der neuen Zeit steht dieser Charakter im Zentrum, im Rampenlicht der großen Internetplattformen.
         

         Immer mehr Menschen entschieden sich für diese Seite der Macht. Nicht nur die Wahlergebnisse
            der AfD, auch das Potenzial der Partei wuchs stetig. Immer mehr Menschen konnten sich
            vorstellen, AfD zu wählen, auch wenn sie es damals noch nicht taten. Und wer sich
            einmal für die Partei entschieden hatte, konnte entweder in ihrem Milieu bleiben,
            dann erlebte er Wertschätzung und Stärke gegenüber anderen. Oder er konnte sich von
            Extremismuswarnungen beeindrucken lassen, seinen Irrtum eingestehen und in die übrige
            Gesellschaft zurückkehren wie ein Dummkopf, der seine Jugend bereut. Dann wäre er
            in einer schwachen Position gewesen, unter Menschen, die ihn für seine Fehleinschätzung
            kritisieren, die von ihm wissen wollen, wie er so töricht sein konnte, und die ihn
            emotional nicht verstehen. Viele Menschen bleiben sich lange treu, sie entscheiden
            sich in der Jugend für eine Partei und es kann Jahrzehnte dauern, bis sie sich mühsam
            von ihr lösen und doch einmal eine andere Partei wählen, unter Schmerzen. Solche Bindungen
            sind anfangs lose, aber dann gehört die Partei zur eigenen Identität und wer sie verrät,
            verrät sich selbst. Es ist also ungleich leichter, sich für die AfD zu entscheiden,
            als sich von ihr zu lösen.
         

         Diese Erkenntnis sollte große Auswirkungen auf die Strategie anderer Parteien haben.
            Die müssten versuchen, potenzielle AfD-Anhänger an sich zu binden, bevor diese sich
            für das AfD-Milieu entscheiden. Sie müssten die Mechanismen nutzen, mit denen die
            AfD es schafft, aus emotionaler Ähnlichkeit ein Vertrauensverhältnis zu entwickeln.
            Das ist, für sich genommen, nämlich ein unideologischer Vorgang. Er funktioniert bei
            der Linken auf die gleiche Weise. Etwa, wenn Heidi Reichinnek Videos produziert, in
            denen sie Menschen aus der Seele spricht, witzig ist, authentisch, ehrlich emotional,
            um ihnen dann eine linksradikale Politik anzubieten. Die Nähe, die entsteht, ist unabhängig
            von der Weltanschauung. Sie ist nur ein Vehikel und keine abschüssige Bahn. Man könnte
            sie auch nutzen, um Waschmittel zu verkaufen, was Influencer und Prominente auf exakt
            diese Weise tun.
         

         In der Politik galten Internetvideos lange als Spielerei, genauso wie das Fernsehen
            unterschätzt wurde, als es neu war. Mit der Zeit merkten Politiker aber, dass ein
            Abgeordneter, der oft in Talkshows sitzt, eine solche Unterstützung und Anhängerschaft
            in der Bevölkerung besitzt, dass er für ein Ministeramt in Frage kommt. So war es
            bei dem späteren SPD-Gesundheitsminister Karl Lauterbach. Die Menschen kannten ihn, vertrauten ihm, er
            war viele Abende in ihrem Wohnzimmer gewesen. Das war sein Pfund. Er hatte schon Jahre
            vorher seinen Posten als gesundheitspolitischer Sprecher seiner Fraktion verloren.
            Er war – aus sich heraus – also kein Favorit für ein Ministeramt. Die Talkshows machten
            es möglich.
         

         AfD und Linkspartei sind auch in den Wohnzimmern der Menschen. Aber mehr noch. Sie
            sind auf den Handys. Die Menschen tragen sie also immer bei sich, in ihrer Hosentasche.
            Besonders für Jüngere ist das Handy der Ort, wo emotionale Nähe entsteht, zu Freunden,
            Partnern, Familienmitgliedern, aber auch zu Wildfremden. Das gesamte Internet lebt
            von der direkten Ansprache, dem Ich-sagen, der Befindlichkeit und Empathie. Die Hälfte
            der unter 24 Jahre alten Deutschen wählte im Jahre 2025 deshalb Linkspartei oder AfD.
            Von denen werden sie nicht belehrt oder altklug beraten, sondern deren Vertreter kommen
            ihnen ganz nahe.
         

         Wenn ein Bundeskanzler im Wahlkampf auf einem Marktplatz in Solingen steht, kann er
            mit der Frau, die gerade aus dem Supermarkt kommt, nicht reden wie mit einem Abteilungsleiter
            im Kanzleramt. Wer das versteht, muss auch einsehen, dass ein Bundeskanzler auf TikTok
            nicht dozieren kann, wie er die Probleme im Land lösen will, warum die Lage sehr komplex
            ist und was die Fakten sind. Das ist deplatziert. Und es sagt nichts aus über die
            Fähigkeit des Publikums, komplexe Inhalte aufzunehmen. Die Frau, die gerade aus dem
            Supermarkt kommt, ist vielleicht promovierte Wirtschaftsingenieurin. Sie ist durchaus
            in der Lage, einem komplexen Vortrag über verfassungsrechtliche Hürden in der Migrationspolitik
            zu folgen. Sie hat in dieser Situation auf dem Marktplatz aber allenfalls die Muße,
            sich anzuhören, wie der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland zu ihr sagt:
            «Das sieht aber schwer aus. Dürfen wir beim Tragen helfen?» Dieser winzige Moment
            trüge eine Botschaft: Der Kanzler kennt mein Problem. Er will mir helfen.
         

         Von der AfD bekommen Menschen jeden Tag solche Botschaften, vor allem über das Internet.
            Sie lauten: Die AfD kennt meine Probleme. Sie fühlt wie ich. Sie wird dafür von anderen
            angegriffen, aber ich bin auf ihrer Seite, weil diese Leute mich genauso angreifen
            würden. Sie will etwas gegen meine Angst tun, und ich finde nicht alle ihre Pläne
            gut, aber ich vertraue der AfD, dass sie die Dinge zumindest in die richtige Richtung
            bewegen wird.
         

         Jens Spahn ist im Juni 2033 kurz davor, Vizekanzler zu werden. Er hat mehr Erfahrung
            als die meisten in seiner Partei. Er war mal jüngster Abgeordneter seiner Fraktion
            gewesen in einer Zeit, als der Vorsitzende noch Volker Kauder hieß und ihn bat, in
            der Generaldebatte einem Bundeskanzler namens Gerhard Schröder die Leviten zu lesen.
            So lange ist Spahn schon im Bundestag. Er ist ein Politiker der alten Schule. Wenn
            etwas Überraschendes passiert, schweigt er lieber, damit es später nicht heißen kann,
            er habe etwas Falsches gesagt. Niemand, der ihn nicht gut kennt, weiß, was er fühlt.
            In Interviews hat Jens Spahn schon über Emotionen gesprochen, etwa über seinen Kinderwunsch.
            Das ist eine Methode, mit der Politiker in früherer Zeit Nähe zum Publikum aufgebaut
            haben, hier ein kleiner Einblick in Privates in einem Gespräch mit einer Zeitschrift,
            dort eine launige Bemerkung. Das war alles. Und weil es nicht mehr gab, hatte das
            im Publikum trotzdem eine Wirkung. Es regte die Fantasie an. Wenn alle Menschen auf
            Distanz bleiben, wirken selbst kleine Gesten wie eine Annäherung.
         

         In den 2030er Jahren sind die Deutschen ganz andere Formen der Nähe gewöhnt. Influencer
            nehmen ihre Videos beim Schminken im Badezimmer auf. Andere filmen sich, während ihr
            Partner die Beziehung beendet oder kurz bevor sie an Krebs sterben im Krankenhaus.
            Alle sind immer und überall dabei. Wer in dieser Welt von seinem Kinderwunsch berichten
            will, sagt das nicht in einer Boulevardzeitschrift, sondern filmt sich, während er
            seine Adoptionspapiere zusammensucht oder im Kinderheim auf den Moment wartet, in
            dem ihm das Baby überreicht wird. Das ist die mediale Konkurrenz, der auch Politiker
            ausgesetzt sind.
         

         Es ist Juni, kurz vor dem Kleinen Parteitag der CDU, der über den Koalitionsvertrag mit der AfD entscheidet. Spahn wird im Fernsehen
            befragt, wie er den Widerstand in seiner Partei überwinden will. Er sagt: «Es gab
            in den vergangenen Tagen viele Telefonate in meiner Partei. Ich werde Ihnen natürlich
            nicht sagen mit wem und worüber. Aber lassen Sie mich Ihnen versichern, dass auch
            die Parteifreunde verstehen, in welcher Lage wir uns als CDU befinden und warum dieser Koalitionsvertrag für uns eine Chance ist, die Probleme
            der Menschen im Land zu lösen und uns den Wählern durch gute Regierungsarbeit als
            seriösere Alternative zu empfehlen.»
         

         In der alten Welt wäre das eine gute Antwort gewesen. Spahn hat keine Angriffsfläche
            geboten. Hätte er gesagt, mit wem und worüber er gesprochen hatte, wären als Nächstes
            diese Menschen von Journalisten befragt worden, was die Debatte unnötig verlängert
            und die Unruhe vergrößert hätte. Spahn hingegen sagte, die Debatte sei eigentlich
            beendet, was Parteimitglieder, die das im Fernsehen sahen, glauben mussten, wenn sie
            keine anderen Informationsquellen hatten wie etwa ein soziales Netzwerk, in dem Tausende
            Mitglieder rund um die Uhr ihre andauernde Unzufriedenheit artikulieren. Spahn hatte
            geantwortet wie ein Politiker der Fernsehgeneration.
         

         Einen Tag später geht Julia Klöckner auf TikTok live. Sie sagt: «Ihr Lieben da draußen
            vor euren Handys. Ich sitze hier gerade mit Hendrik Wüst zusammen im Café Einstein.
            Wir haben uns über die Lage unterhalten, das war ein privates, vertrauliches Gespräch,
            wie das üblich ist im politischen Berlin. Aber wisst ihr was? Ich hol euch jetzt einfach
            mal dazu, der Hendrik ist einverstanden. – Hendrik, sag mir doch gerade nochmal, was
            du eben über den Koalitionsvertrag gesagt hast!» Wüst sagt: «Also … erstmal Hallo
            an euch alle! Ich habe gesagt, dass ich glaube, dass wir nichts überstürzen sollten.»
            Klöckner: «Da habt ihr es, meine Lieben. In der Ruhe liegt die Kraft! Und jetzt wünsche
            ich uns allen einen wunderschönen Tag, macht das Beste draus!»
         

         Zuschauer kommentieren Sätze wie: «Danke, liebe Frau Klöckner, das wünsche ich Ihnen
            auch!»
         

         Das ist die emotionale Nähe.

         Und sie kommentieren: «Haha, wie geil, einfach mal so mitten im Gespräch live gegangen!»

         Das ist der Unterhaltungswert, die Frische.

         Und was ist mit dem Inhalt, der politischen Substanz?

         Später am Tag veröffentlicht Klöckner ein detailliertes Positionspapier mit ihren
            Kritikpunkten am Koalitionsvertrag. Es wird von vielen Zeitungen zitiert. Der Name
            Klöckner ist über ihre emotionalen Auftritte zu einer Marke geworden, alle kennen
            sie, beziehen sich auf sie, manche finden ihre Videos peinlich, gefühlig, voyeuristisch,
            impertinent, platt, oberflächlich und kumpelig. Aber wer das sagt, müsste auch die
            Wahlplakate kritisieren, deren Floskeln oft nicht mehr erreichen sollen als eine Sichtbarkeit
            von Personen und Logos. Oder er müsste Fernsehduelle kritisieren, in denen Sachargumente
            oft untergehen und stattdessen ein «Gesamteindruck» überwiegt, wer «stark» gewirkt
            hat oder «schwach». Wer zu viel auf den Boden geschaut hat, oder weit aufgerissene
            Augen hatte, oder eine schlechte Frisur, oder sich das Wort abschneiden ließ. Oder
            er müsste Zeitungsinterviews kritisieren, weil die Journalisten oft kritische Fragen
            stellen, um die Spannung zu erhöhen, auch wenn bei manchen Themen kritische Fragen
            gar nicht angebracht sind und man auch ein ausgeruhtes Fachgespräch führen könnte.
            All das kann man kritisieren, aber deshalb sind Wahlplakate, Fernsehduelle und Interviews
            nicht verzichtbar, sondern ein Pflichtprogramm. Eine Partei braucht Kandidaten, die
            diese Formen beherrschen.
         

         Der Kleine Parteitag der CDU findet statt. Es gibt chaotische Szenen. Delegierte brüllen und halten sich am Saalmikrofon
            fest, während Ordner es ihnen entziehen wollen. Der Versammlungsleiter fleht. Mehrfach
            tritt Spahn ans Mikrofon und weist seine Parteifreunde darauf hin, dass alles das,
            was sie gerade veranstalten, von Fernsehkameras gefilmt wird und es der Partei nicht
            nutzen wird in Zukunft. Irgendwann tritt Klöckner an das Mikrofon. Da wird es ganz
            still. Man würde schon gerne wissen, was ausgerechnet Klöckner nun sagt, nach allem,
            was sie in den Tagen zuvor gesagt hatte. «Ihr Lieben, ich sag’s mal so: Manchmal ist
            weniger auch mehr!»
         

         Es gibt Gelächter, Applaus, aber auch höhnische Kommentare und Pfiffe. Klöckner wird
            in ihrer Partei vorgeworfen, den politischen Prozess beschädigt, die Koalitionsbildung
            gestört und den Vorsitzenden in Verruf gebracht zu haben. Ihre Videos werden verlacht,
            Politik sei doch keine Groschenoper, heißt es. Aber Klöckners Worte wirken. Die Stimmung
            wird ruhiger. Alle schauen auf sie. Und wer im Zentrum steht, der kann das Thema wechseln.
            Kann Menschen beeinflussen. So jemand muss Vertrauen durch das Spiegeln von Gefühlen
            gewinnen können und mit strategischer Vernunft trotzdem ein Ziel verfolgen. Klöckner
            geht wieder auf ihren Platz. Bei der Abstimmung gibt es eine hauchdünne Mehrheit für
            den Koalitionsvertrag.
         

         Das ist das Rezept für eine politische Kommunikation, die in einem AfD-Umfeld bestehen
            kann. Erster Schritt: die Gefühle finden, über die AfD-Politiker eine emotionale Nähe
            erzeugen. Bisher wird das von der Forschung so beantwortet: Sehnsucht nach Ordnung,
            Furcht vor Niedergang. Zweiter Schritt: Jemanden sprechen lassen, der diese Gefühle
            authentisch spiegelt. Der sie empfindet und davon erzählen kann. Ohne ein aufgesetztes,
            paternalistisches Auf-den-Kopf-tätscheln, sondern als Ausdruck einer ehrlichen Haltung.
            Dritter Schritt: Die Anhänger mitnehmen in diese Debatte. Ein Wir-Gefühl erzeugen.
            Ihnen zeigen, dass wir kritisiert werden für das, was wir empfinden. Vierter Schritt:
            Den Leuten etwas anbieten, das ihren emotionalen Mangel beseitigt. Wenn der Mangel
            darin besteht, sich nicht stark zu fühlen, dann bedeutet das nicht eine Gesetzesinitiative,
            die eine Verbesserung der ökonomischen oder sozialen Stellung verspricht. Sondern:
            gemeinsam stark zu sein. Einen Angriff gemeinsam abwehren und das zusammen feiern.
            Miteinander lachen. Wenn der Mangel darin besteht, dass jemand Angst vor Unordnung
            hat, dann nicht Ordnung versprechen. Sondern: Gemeinsam ordentlich sein. Ekel über
            Unordnung äußern und eine Gemeinschaft anbieten, in der Ordnung herrscht. Fünfter
            Schritt: ein Politikangebot machen, das genauso funktioniert wie die Parteiprogramme
            der vergangenen Jahrzehnte. Natürlich wäre das eine Politik im Sinne jener Gruppen,
            deren Interessen man vertritt. Und natürlich ist ein langwieriges Aushandeln nötig,
            bis Mehrheiten für bestimmte Positionen gesichert sind. Aber dieses rationale Politikmachen
            ist nicht erklärungsbedürftig. Es ist das Übliche. Es folgt den gleichen Regeln, die
            immer galten, auch in der neuen Welt.
         

         Es ist also eine Schrittabfolge, ein Tanz. Man eröffnet mit Gefühlen und plötzlich
            kommt die harte Politik. Wer das erste Mal darüber nachdenkt, wird fragen, in welchem
            Verhältnis diese beiden Kategorien stehen. Ob künftig also alles, was wir fühlen,
            in ein politisches Handeln übertragen werden soll. Ob die politische Mitte, um der
            AfD beizukommen, genauso werden soll wie die AfD, womit wenig gewonnen wäre für die
            Demokratie im Ganzen. Es gibt also ein Unbehagen, das ausgelöst wird, wenn jemand
            diese Dinge vorschlägt. Und eigentlich ist das nichts Neues. Es ist dasselbe Unbehagen,
            das empfunden wird, wenn jemand sagt, dass eine Politikerin in einer Talkshow auf
            ihre Haare und ihr Make-Up achten sollte. Es ist die Enthüllung, dass ein Politiker
            einen Berater hat, der ihm sagt, welche Krawattenfarbe er im Kanzlerduell tragen soll.
            Es ist die Fähigkeit eines Politikers, beim Besuch einer Industrieanlage etwas zu
            sagen, das Industriearbeitern gefällt, und beim Besuch eine Kindertagesstätte etwas,
            das Eltern gefällt. Und so heruntergebrochen wird langsam deutlich, dass das Internet
            und die neue Kommunikationswelt unseren politischen Alltag nicht wirklich verändert,
            sondern ihn nur erweitert haben um eine neue Kategorie, in der genauso Mikromanipulationen
            stattfinden und geworben wird um Nähe und Vertrauen und Anerkennung.
         

         Und genauso wie der Politiker, der im Fernsehen erzählt hat, dass er in bescheidenen
            Verhältnisse aufgewachsen ist und gelernt hat, was es bedeutet, wenn die Butter eine
            Mark und 50 Pfennig kostet, ist auch der Politiker, der auf TikTok ehrliche Emotionen
            spiegelt und seine Community mitnimmt in den politischen Streit. Und genauso haben
            beide gemeinsam, dass sie in ihrer Politik nicht auf Butterpreisdebatten festgelegt
            sind. Sie haben Vertrauen erworben, weil sie Werte teilen. Und dieses Vertrauen können
            sie auch nutzen, um zu sagen, dass die Butter leider teurer wird, aber die Bundesregierung
            eine kluge Standortpolitik macht, damit Menschen in bescheidenen Verhältnissen künftig
            mehr Geld im Portemonnaie haben. Wir wissen also, dass vertrauensbildende Maßnahmen
            nicht auf eine spezifische Politik festlegen. Wir müssen diese Selbstverständlichkeit
            nur, wenn es um das Internet geht, neu lernen.
         

         Die Bürger sind keine emotionalen Aufziehpuppen. Wer aufgrund einer Näheerfahrung
            den Weg zu einer Partei gefunden hat, ist in Programmdebatten nicht übermannt von
            einem Überschwang an Gefühlen. Sondern ganz nüchtern. Weil jetzt Politik gemacht wird.
            Er vertraut den handelnden Personen, weil er gespürt hat, dass sie ihm ähneln. Er
            teilt die gleichen Werte mit den übrigen Anhängern der Partei. Aber er beteiligt sich
            genauso an einer Diskussion darüber, wie die empfundenen Missstände nun sachgerecht
            beseitigt werden können. Der über die Emotionen der neuen Medienwelt gefundene Anhänger
            ist nicht auf eine radikalstmögliche Lösung festgelegt. Er benötigt auch keine besonders
            plump kommunizierbare Lösung, weil er angeblich so ein Gefühlsmensch ist.
         

         Eine gefühlsbetonte Kommunikation landet nicht im Populismus. Es gibt eine Freiheit,
            die eigenen Gefühle zu deuten. Man kann sie als Begründung für eine gemäßigte, bürgerliche
            Politik heranziehen. Wer für eine Sehnsucht nach Ordnung steht, kann sagen: Eine rechtsextremistische
            Machtübernahme ist auch in Zeiten unkontrollierter Massenmigration eine furchtbar
            unordentliche Angelegenheit. Und kann ausmalen, was das bedeutet. Oder: Ein populistisches
            Gesetz, das gegen die Verfassung verstößt, wird nur Chaos verursachen. Das ist etwas
            grundsätzlich anderes, als zu sagen: Eine rechtsextremistische Machtübernahme führt
            zu unmenschlichen Zuständen. Oder: Ein verfassungswidriges Gesetz ist ein Skandal.
         

         Für Menschen, deren Schmerz darin besteht, dass die Welt ein kalter, rücksichtsloser
            Ort ist, weil sie empathische, moralisch integre Menschen sind, wäre die Unmenschlichkeit
            ein wichtiger Hinweis, der ihre Gefolgschaft sichert. Aber das sind nicht die Menschen,
            deren Not die AfD ausnutzt, um sie zu einer extremistischen Politik zu bekehren. Das
            Verlangen der AfD-Anhänger lautet: Unordnung und allgemeiner Niedergang. Sie waren
            auf alle möglichen Parteien verteilt, bevor das Internet aufkam, und haben sich dann
            gesammelt, bis sie in der AfD eine neue Heimat finden konnten. Also muss eine Kommunikation,
            die diese Bindung an den Rechtsextremismus auflösen will, auch diese emotionale Not
            lindern. Und dann, wenn die Gefolgschaft besteht, mit den guten, alten Mitteln der
            rationalen Politik einen Programmparteitag abhalten, für den es keine anderen Vorgaben
            geben muss als jene, die seit Jahrzehnten existieren.
         

         Wer dieser Argumentation folgt, muss ein großes Versäumnis feststellen. Eine Partei
            wie die AfD wird gegründet und eilt von Erfolg zu Erfolg. Sie verspricht, etwas gegen
            Migration, Islamisierung, Schuldenkrise, Werteverfall, Kriegstreiberei und Korruption
            der Eliten zu tun. Die Anhänger sind sichtlich begeistert, alle anderen aber reagieren
            mit Unverständnis. Sie sagen, dass die Eliten gar nicht korrupt seien, das zeige der
            Korruptionsindex. Oder dass Migration auch gute Seiten habe, und dass dort, wo viele
            Ausländer leben, die Angst vor Ausländern viel geringer sei. Sie rechnen vor, dass
            die Schuldenkrise Deutschland nicht in den Untergang treiben wird. Und dass Experten
            dies sagen und das. Wenn sie hören, dass AfD-Anhänger Angst haben, erklären sie ihnen,
            dass sie keine Angst haben müssen. Oder sie suchen rationale Widersprüche in den AfD-Vorschlägen
            und führen diese vor. Sie reden mit keinem Wort über das tatsächliche Bedürfnis der
            AfD-Anhänger. Schlimmer noch: Sie belehren sie, dass ihre emotionale Not ein Makel
            sei, der auf falschen Grundlagen beruhe und moralisch verwerflich sei.
         

         Einmal gab es einen solchen Fall, der für sich genommen nicht der Rede wert ist, aber
            das Problem gut erklärt. Es war im Jahr 2026, als die AfD in Thüringen versuchte,
            ihren Landesvorsitzenden Björn Höcke zum Ministerpräsidenten wählen zu lassen, weil
            dem amtierenden CDU-Ministerpräsidenten Mario Voigt der Doktorgrad aberkannt worden war nach einer Plagiatsaffäre.
            Der Antrag war eine Provokation, er sollte zeigen, für wie beschädigt die AfD den
            Ministerpräsidenten hielt, und dass Björn Höcke ihn zwingen konnte, sich einer Abstimmung
            zu stellen.
         

         Der CDU-Fraktionsvorsitzende Andreas Bühl hielt eine Rede. Ihr Höhepunkt entstammte einer
            rationalen Denkschule, in der sich ein Politiker blamiert, wenn er widersprüchlich
            ist; also etwas sagt, das er nicht durchhalten kann. Das gilt als schwache Position,
            weil sie in der Regierungslogik nicht in ein staatliches Handeln übersetzbar ist.
            Der Staat und seine Gesetze sind immer rational und in sich konsistent. Wer dafür
            nicht geeignet ist, weil er sich selbst widerspricht, der ist nicht regierungsfähig
            und damit nicht wählbar. So zumindest denkt es jemand, der Politik als einen Wettbewerb
            sieht, in dem Menschen darüber diskutieren, wie sie am besten die Probleme im Land
            lösen können.
         

         Bühl hatte bei Höcke etwas gefunden, das ihn widersprüchlich erscheinen ließ. Als
            Ministerpräsident hätte Höcke nämlich einen Amtseid leisten müssen. Also sagte Bühl:
            «Welchen Amtseid würden Sie eigentlich ablegen wollen, Herr Höcke, wenn Sie sich heute
            zur Wahl zum Ministerpräsidenten aufstellen lassen? Sie haben noch vor wenigen Wochen
            hier erklärt, Deutschland sei nicht Ihr Land. Sie haben gesagt, es lohne sich nicht,
            dieses Land zu verteidigen. Das sind Ihre Worte.»
         

         Das war, rational betrachtet, ein guter Punkt. Emotional betrachtet war es eine Pedanterie,
            mehr nicht. Es war die Freude, beim anderen einen Fehler gefunden zu haben und dieses
            nun öffentlich zu benennen. Und selbst diese Freude konnte nur empfinden, wer für
            komplizierte, verfassungsrechtliche Pointen zu haben war. Sollte es AfD-Anhänger überzeugen,
            so versprach dieses Herumreiten auf einer Formalität nichts von der Stärke, die Höckes
            Position hatte. Wer sich mit Höcke identifiziert, weil dieser ausspricht, was man
            selbst empfindet, und mit ihm fiebert, weil Höcke dafür bekämpft wird, dass er so
            ist wie man selbst, und jeder Triumph von Höcke der eigene ist, für den war das Argument
            einer rationalen Widersprüchlichkeit vollkommen unerheblich. Niemand war auf die Idee
            gekommen, Höcke zu unterstützen, weil er sachkundiger wirkte als ein Mario Voigt oder
            Andreas Bühl. Also konnte seine mangelnde Eignung, ein widerspruchsfreies staatliches
            Handeln zu organisieren, auch niemanden schockieren. Diese Logik griff bei der AfD
            noch nie.
         

         Trotzdem wurde dieser Teil der Rede von CDU-Anhängern als Highlight verbreitet, und er reiht sich ein in viele andere Beispiele,
            in denen die AfD angeblich entzaubert oder vorgeführt wurde. Meist handeln sie von
            Widersprüchen oder Faktenfindungen, die keinerlei emotionale Substanz haben.
         

         Für AfD-Ohren war ein ganz anderer Teil von Bühls Rede schmerzhaft. Er ritt darauf
            herum, dass Höcke scheitern werde mit seinem Antrag; dass er keine Mehrheit habe;
            dass ihn jüngst die Parteiführung zurückgepfiffen habe, nachdem seine Fraktion den
            österreichischen Rechtsextremen Martin Sellner zu einem Besuch empfangen hatte. «Was
            also von Höcke bleibt, ist das bekannte Bild: große Worthülsen, leere Inszenierung
            und zum Schluss keine Mehrheit, weder in diesem Hohen Haus noch in diesem Land und
            augenscheinlich noch nicht mal in Ihrer Partei.» Das musste nicht nur Höcke, sondern
            auch seinen Anhängern wehtun, weil es das Versprechen angriff, das diese Landtagssitzung
            versprach, nämlich gemeinsam einen Gegner zu erniedrigen und Dominanz auszuüben. So
            steht dieser kleine Moment stellvertretend für ein großes Missverständnis, wie sehr
            irrationale Motive in der politischen Kommunikation übersehen werden.
         

         Wer das verinnerlicht, hört Reden von AfD-Politikern mit ganz anderen Ohren. Dann
            ist plötzlich sehr klar, warum AfD-Politiker versprechen, dass niemand für das, was
            er empfindet, verurteilt werden soll. Dann ist es keine unbeantwortete Frage mehr,
            warum die Anhänger applaudieren, wenn ein AfD-Politiker sagt, dass der Verfassungsschutz
            die Partei verfolgt, nur weil ihre Mitglieder dasselbe denken, was ihre Anhänger auch
            glauben. Warum sie immer «unsere AfD» sagen, und die Gemeinschaft und Identität von
            Anhängern und Partei betonen.
         

         Sehen wir uns dazu Ausschnitte einer Rede an, die der baden-württembergische Spitzenkandidat
            Markus Frohnmaier beim Politischen Aschermittwoch des bayerischen Landesverbandes
            im Februar 2026 gehalten hat. Es war keine Rede, die bundesweit für Aufsehen sorgte,
            sondern eine von vielen. Sie entsprach dem Durchschnitt und enthielt die typischen
            Bausteine.
         

         Frohnmaier sagte: «Meine Damen und Herren, ich habe persönlich ein Riesenanliegen.
            Wir wollen dafür kämpfen, dass man in Bayern, in Baden-Württemberg, ja in ganz Deutschland
            endlich wieder sagen kann, was man denkt; endlich wieder sagen kann, was man fühlt.
            Es kann doch nicht wahr sein, dass über 60 Prozent der Deutschen Angst haben zu sagen,
            was sie denken. Angst haben zu sagen, was sie fühlen. Ja, vor Konsequenzen am Arbeitsplatz,
            im Verein, im familiären Umfeld. Ich will heute ein Versprechen abgeben: Wenn wir
            in Verantwortung sind, wenn wir regieren, dann machen wir Deutschland wieder zu einem
            Land der freien Rede. Dann könnt ihr euren schicken blauen Bademantel endlich wieder
            dahin hängen, wo er hingehört, ins Badezimmer und nicht parat legen für die Haustür
            morgens um sechs, wenn jemand die Türe eintritt, weil ihr es gewagt habt, die Regierungsparteien
            zu kritisieren. Meine Damen und Herren: Schluss damit! Sorgen wir dafür, dass die
            Strafverfolgungsbehörden sich endlich wieder der echten Probleme annehmen, nämlich
            der Verfolgung von Islamismus, Extremismus, Messerstechereien. Sorgen wir dafür, dass
            wir wieder frei und gut leben können.»
         

         Was Frohnmaier verspricht, ist nichts Politisches, sondern etwas zutiefst Innerliches.
            Man muss es einmal im Vokabular der AfD-Anhänger selbst sagen, das uns an diesem Punkt
            schon viel verständlicher geworden ist. Frohnmaier verspricht, dass die Menschen,
            die AfD-Anhänger geworden sind, sich nicht mehr fremd fühlen müssen in ihrem Land.
            Fremd, weil ihre Gefühle, ihr Pessimismus, ihre Angst, ihre Ordnungsliebe verlacht,
            ignoriert und für falsch erklärt werden. Weil Medienhäuser Faktenchecks machen, um
            nachzuweisen, dass ihre Gefühle deplatziert sind und unbegründet. Weil Behörden sie
            zu Extremisten erklären, wenn sie sich den Politikern anschließen, die genauso fühlen
            wie sie. Weil es offenbar keinen Platz gibt für sie in all den anderen Parteien, und
            das obwohl die anderen Parteien auch ihre Interessen vertreten und sie sogar einverstanden
            sind mit manchem, was die anderen Parteien vorhaben. Aber es gibt keinen Platz für
            Menschen, die so fühlen wie sie. Und wer beklagen will, dass Menschen überhaupt eine
            Sehnsucht danach empfinden, in ihren Ängsten ernst genommen und anerkannt zu werden,
            der kann das tun. Er kann Rationalität anmahnen und Weisheit. Das ändert aber nichts
            daran, dass die bestehende Internetkultur die emotionale Identifikation anbietet wie
            ein kostenloses Suchtmittel, das jeden fesselt, der nach Anerkennung sucht. Also beinahe
            jeden von uns.
         

         Andere Politiker, die nicht in der AfD sind, könnten bei AfD-Wählern genauso andocken.
            Sie müssten dafür nicht in einer neurechten Tradition stehen, deren Ursprünge bis
            zu antidemokratischen, antiliberalen Denkern der Konservativen Revolution in der Weimarer
            Republik reichen. Es könnte jemand von den Grünen sein, der bereit ist, Empathie für
            ordnungsliebende, ängstliche Pessimisten zu haben. Jemand wie Cem Özdemir etwa, dem
            es als Ultra-Realpolitiker seiner linken Partei gelungen ist, die Landtagswahl im
            ländlichen, konservativen Baden-Württemberg zu gewinnen. Özdemir hatte in einem Gastbeitrag
            in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung einmal beschrieben, wie seine Tochter von Migranten
            begafft und sexualisiert werde. Und dass sie nicht gerne davon erzähle, weil sie Angst
            habe, dass Rechtsradikale daraus Kapital schlagen. Das war eine für Grünen-Politiker
            ungewöhnliche emotionale Botschaft: Wem Migration Angst machte, den würde der Migrantensohn
            Özdemir nicht verurteilen. Er würde sagen, dass es seiner Tochter genauso gehe.
         

         Wer versteht, dass AfD-Anhänger irrationale Motive haben, versteht auf einmal sehr
            viel. Zum Beispiel, warum sie im persönlichen Gespräch bereit sind, politisch abzurüsten,
            sobald man sie menschlich ernst nimmt. Ein AfD-Anhänger würde über syrische Flüchtlinge
            im Internet schreiben, dass Deutschland keinen Bedarf hat an «vergewaltigenden, kriminellen
            Schmarotzern», weshalb er fordert, dass kein einziger von ihnen nach Deutschland kommt
            und alle, die schon da sind, wieder verschwinden sollen. Und dann, bei der direkten
            Begegnung mit einem syrischen Flüchtling, würde er plötzlich sagen, dieser bestimmte
            Flüchtling sei nicht gemeint, er integriere sich gut, spreche Deutsch und habe eine
            Arbeit. Das wird der AfD oft als Zurückrudern ausgelegt, als Taktieren. Es ist aber
            konsequent, wenn man unterstellt, dass das vorurteilsbeladene Bild des syrischen Flüchtlings
            eine innere Funktion hat. Es ermöglicht, Aggressionen auszuleben, die alle Menschen
            haben, wenn sie sich in Gemeinschaften einordnen. Es bietet die Möglichkeit, eine
            emotionale Sehnsucht zu artikulieren, die von Ordnung und Sicherheit handelt. Es schafft
            über die Zustimmung anderer das wohlige Gefühl, nicht allein zu sein. Und weil die
            Sichtbarkeit wächst, je provokanter eine Äußerung ist, erntet man umso mehr Reaktionen
            und umso wohliger fühlt man sich. Gibt es dazu noch eine Ablehnung der anderen, schafft
            das eine Gemeinschaft. So wird doch nur bestätigt, wie fremd sich weite Teile der
            Gesellschaft geworden sind. Die Äußerung ist auch nicht einfach so dahingesagt. Sie
            ist so gemeint. Der, der sie sagt, würde wirklich wollen, dass kein einziger syrischer
            Flüchtling mehr nach Deutschland kommt. Womit seine gesamte politische Haltung aber
            nichts zu tun hat, ist der Flüchtling selbst.
         

         Es kostet den AfD-Anhänger nichts, jeden beliebigen Flüchtling, der ihm begegnet,
            zur Ausnahme zu erklären, auf die alle feindseligen Äußerungen nicht zutreffen. Es
            geht nicht um den Flüchtling, sondern um seine eigene Befindlichkeit, die des AfD-Anhängers.
            Es wäre sogar störend, mit der emotionalen Härte konfrontiert zu sein, welche die
            eigene Äußerung bedeutet. Deshalb existiert die Fremdenfeindlichkeit meistens nur
            im Abstrakten und nicht in der Begegnung. Ein syrischer Flüchtling, der AfD-Anhänger
            in ihren Gefühlen bestätigt, könnte in der AfD sogar Kreisvorsitzender werden. Es
            gab schon einen afrikanischen Migranten, der nur gebrochen Deutsch sprach und es bei
            der AfD bis in einen Landesvorstand geschafft hat. Warum nicht? Er bestätigte die
            Anhänger darin, so zu sein, wie sie sind. Er fühlte wie sie. Das funktionierte für
            alle Seiten.
         

         Irrationale Motive erklären also, warum AfD-Anhängern ihre Widersprüchlichkeit nichts
            ausmacht.
         

         Sie tönen jahrelang, andere Parteien würden sich an diesem Staat bereichern, aber
            wenn AfD-Abgeordnete in Sachsen-Anhalt anfangen, ihren Verwandten gegenseitig lukrative
            Jobs zuzuschanzen, schweigen sie. Sie sagen, der Extremismusvorwurf gegen die Partei
            sei eine Lüge, womit sie einräumen, dass Extremismus ein Problem wäre, aber wenn dann
            unzweifelhafte Fälle von Extremismus bekannt werden, interessiert es sie nicht. Sie
            empören sich, wie tendenziös große Medien seien, weshalb sie sich alternativen Medien
            zuwenden, deren vorrangiges Merkmal darin besteht, besonders tendenziös zu sein. Sie
            begründen ihre politische Haltung jahrelang mit den hohen Zuzugszahlen von Asylbewerbern,
            aber als diese um 50 Prozent fallen im Jahr 2025, da ist das für sie plötzlich kein
            Thema mehr. Sie behaupten, sie seien konservativ, können aber nichts benennen, das
            sie am bestehenden System bewahren wollen. Sie nennen sich Patrioten, sagen aber,
            es gebe nichts an diesem Land, das es wert sei, verteidigt zu werden, sollte die Bundesrepublik
            einmal angegriffen werden. Sie sagen, dass sie deutsche Interessen in den Mittelpunkt
            stellen wollen, aber wenn Fachleute sagen, dass AfD-Vorschläge der deutschen Exportwirtschaft
            schaden, löst das bei ihnen nichts aus.
         

         Die irrationalen Motive erklären noch mehr. Viele AfD-Anhänger haben kein geschlossen
            rechtsextremes Weltbild. Sie werden von Demoskopen gefragt, ob sie etwas gegen Ausländer
            haben, und sie sagen, dass dem nicht so ist. Das ist bemerkenswert, weil Ausländer
            von der AfD unentwegt als Bedrohung und Last oder als kulturell minderwertig bezeichnet
            werden. Wer also nichts gegen Ausländer hat, müsste es als unerträglichen Widerspruch
            empfinden, eine solche Partei zu unterstützen. Aber das gilt nur, wenn es ihm um Politik
            geht. Also um die Ethik der Stadt, eine rationale Auseinandersetzung über die allgemeinen
            Regeln der Gesellschaft. Geht es um die Befriedigung emotionaler Bedürfnisse, um Identität
            und Angstbefreiung, dann ist das ganze Gerede über Politik nur ein Werkzeug. Dann
            ist Politik das, was man tun muss, um das schöne Gefühl, von der AfD verstanden zu
            werden, behalten zu können.
         

         Wer diese Irrationalität nur als Problem begreift, der übersieht, welche Lösung sich
            in ihr verbirgt. Wenn die Bedürfnisse nicht an das Politische gekoppelt sind, sondern
            Politik nur der Raum ist, in dem Menschen ihre Ängste und ihre Identität ausleben,
            dann müssen sie nicht rechtsextrem sein. Sie könnten auch andere Parteien wählen,
            solange diese ihnen bieten, was die AfD bietet. Und deren Angebot funktioniert ja
            gerade nicht über bestimmte Positionen, sondern über das Verächtlichmachen von Gegnern,
            das Schwärmen von Ordnung, das Gemeinschaftsgefühl, mit seinen Sorgen nicht allein
            zu sein. Wenn das Internet ermöglicht, solche Menschen anzusprechen und zu sammeln,
            und es den Parteien der demokratischen Mitte nicht gelingt, ihnen ein Angebot zu machen,
            dann liegt nichts Geheimnisvolles oder Genialisches im Aufstieg der AfD, sondern sie
            füllt eine Marktlücke. Wenn das, was sie anbietet, aber nur vordergründig politisch
            ist, können andere Parteien ein Gegenangebot machen, das die Motive aufnimmt, ohne
            die Politik zu kopieren. Sie können AfD-Anhänger gewinnen und halten, ohne rechtsextrem
            zu sein. Und sie können die Partei ganz anders angreifen als mit den mahnenden Worten
            des Verfassungsschützers oder der kopftätschelnden Art des hyperrationalen Politikers,
            für den zum Beispiel Bundeskanzlerin Angela Merkel steht, die Quantenchemikerin, die
            von den AfD-Anhängern so gehasst wurde wie kaum jemand sonst. Wer empathisch auf AfD-Anhänger
            zugeht, würde das Politische gar nicht besprechen, sondern das Menschliche.
         

         Er würde sagen: «Die AfD ist keine Gemeinschaft. Die AfD hat keine Angst. Die AfD
            will keine Ordnung. Die AfD macht keinen Spaß. Die AfD ist schwach. Die AfD-Politiker
            sind nicht wie du.»
         

         Solche Sätze greifen an, was die AfD bietet. Wer eine Begründung wollte, könnte sie
            bekommen. Die AfD ist ein Intrigantenstadl. Politiker schmähen einander in vertraulichen
            Gesprächen, sammeln kompromittierende Informationen übereinander, benutzen einander.
            Sie reden schlecht über ihre Wähler, sagen, dass die auch einen Besenstiel wählen
            würden, wenn die Partei einen Besenstiel aufstellen würde. Sie ändern ihre Position,
            wenn sie merken, dass die Basis ihre Position ändert, was man als gute, demokratische
            Tradition sehen könnte, wenn man ein rationaler Politikertypus ist, aber in einer
            Partei, die auf authentischer, emotionaler Ähnlichkeit basiert, ist das ein Problem.
         

         Genauso, wenn öfter besprochen würde, dass AfD-Politiker viel weniger Angst haben,
            als sie vorgeben. Jeder weiß, dass die AfD-Vorsitzende Alice Weidel eine Frau aus
            Sri Lanka geheiratet hat und nicht-weiße Kinder mit ihr großzieht. Oder dass der baden-württembergische
            Landesvorsitzende Markus Frohnmaier als rumänisches Waisenkind zur Welt kam und von
            deutschen Eltern adoptiert wurde, weshalb er für manche in der Partei kein richtiger
            Deutscher ist, weil sie einen ethnischen Volksbegriff vertreten. Und dass er eine
            Russin geheiratet hat, die dort zur koreanischen Minderheit gehörte, weshalb auch
            Frohnmaier Kinder mit Migrationshintergrund hat. Kinder also, die von AfD-Eltern in
            deutschen Schulklassen als Überfremdungsproblem gesehen würden. Kinder, für deren
            Anerkennung als vollwertige Staatsbürger und wertvolle, angesehene, respektierte Mitglieder
            der Gesellschaft alle Parteien der politischen Mitte in Deutschland kämpfen – aber
            nicht die AfD. Darin einen rationalen Widerspruch zu sehen, verfehlt den Punkt.
         

         Wenn Weidel und Frohnmaier behaupten würden, dass ihnen unwohl ist, wenn sie in der
            Fußgängerzone viele Migranten sehen, würden sie ihre Anhänger anlügen. Natürlich empfinden
            Weidel und Frohnmaier kein Störgefühl, wenn sie Menschen sehen, die aus Sri Lanka
            oder Korea oder Russland stammen könnten. Wer das Gespräch auf diesen Umstand lenkt,
            stört die Identifikation der Wähler mit den beiden. Weidel und Frohnmaier würden alles
            tun, um ein Gespräch über dieses Thema zu vermeiden, weil besorgte Bürger dann annehmen
            müssten, dass diese beiden AfD-Politiker nicht so ticken wie sie selbst.
         

         Wer AfD wählt, weil sie Ordnung verspricht, den würde es verunsichern, wenn er erführe,
            wie viel Unordnung und Instabilität AfD-Politiker in Kauf nehmen. Nicht: Wie viel
            Instabilität sie verursachen. Das ist eine rationale Diskussion einer politischen
            Folgenabschätzung für ein politikwissenschaftliches Kolloquium. Sondern: Wie wenig
            es AfD-Politiker kümmert, wenn ein Euro-Austritt die schlimmste Disruption der deutschen
            Volkswirtschaft seit dem Zweiten Weltkrieg verursachen würde. Wie bereitwillig sie
            sinngemäß von einer «Gesundungskur» sprechen. Und wie wenig Angst ihnen das macht.
            Dann würde deutlich, wie fremd sie ihren Anhängern in Wahrheit sind.
         

         Anders als ihr Ruf verspricht die AfD eine unterhaltsame Veranstaltung zu sein. Wer
            drinnen ist, lacht viel. Die AfD bedeutet eine Befreiung von moralischen Normen. Was
            früher für die 68er das rechte Spießertum war, ist heute für AfD-Anhänger das linke
            Moralaposteltum. Sie tun und lassen, was sie wollen. Sie amüsieren sich köstlich.
            Wer das angreifen will, muss auf die Schattenseiten hinweisen, die es hat. Nicht:
            die Schattenseiten für die Opfer des AfD-Humors, wie Menschen mit Migrationshintergrund.
            Sondern die Schattenseiten für alle, die mitlachen, weil es nicht früher oder später,
            sondern jetzt schon sie sind, über die genauso gesprochen wird im AfD-Milieu. Die
            Partei ist ein menschlicher Abgrund. Natürlich werden auch die Schwächen einzelner
            Parteimitglieder von ihrem Umfeld in der AfD ausführlich besprochen. Das ist dann
            nicht mehr lustig für den Betreffenden. Das macht keinen Spaß. Wer das anführen wollte,
            dürfte aus den geheimen Chatgruppen von AfD-Politikern also nicht die rassistischen
            Witze über Fußballnationalspieler mit Migrationshintergrund herauslösen. Sondern müsste
            zeigen, wie über normale Mitglieder gelacht wird.
         

         Wenn es Stärke ist, die AfD-Mitglieder suchen, könnte man ihre Partei für schwach
            erklären, weil sie in ihrer Radikalität nichts bewirken kann, denn sie wird ohne Koalitionspartner
            nicht regieren. Aber das wäre wieder ein rationaler, besserwisserischer Einwand. Als
            ginge es dem Großteil der AfD-Wähler darum, das Parteiprogramm – so wie es geschrieben
            steht – zu verwirklichen. Schwäche wäre in diesem Fall etwas anderes: die Unfähigkeit,
            Ärger zu verursachen. Die fehlende Kraft, jemanden zu verletzen. Die Stille, nachdem
            ein AfD-Politiker etwas ganz Unerhörtes in einen Raum gerufen hat und es niemanden
            interessiert. Das würde viele emotionale Versprechen der Partei brechen. Jede Lust
            ginge verloren. Das ganze Flair wäre weg. Und wenn es dieser Mechanismus des Provozierens
            und der Aufregung ist, der die Partei so weit vorantreibt, dann könnte auch niemand
            sagen, dass rechtsextreme Positionen normalisiert werden, wenn nicht alle gleich über
            denjenigen herfallen, der eine rechtsextreme Position geäußert hat. Sondern dann kann
            in der Verweigerung des Treibstoffs der eigentliche Widerstand liegen. Aber nur, wenn
            das nicht bedeutet, still zu erdulden, sondern dort zu widersprechen, wo die Partei
            emotional verwurzelt ist.
         

         Die Gesellschaft hat also ein Mittel der Gegenwehr, aber um es anzuwenden, ist etwas
            Übung erforderlich. Wer so über Migration sprechen will, dass er AfD-Anhänger gewinnt,
            ohne in den Rechtsextremismus abzurutschen, der müsste sich einen anderen Argumentationsstil
            angewöhnen.
         

         Er müsste sagen: «Wir brauchen Migrationsgesetze, die tatsächlich durchgesetzt werden
            und in denen jeder, der versucht, sie zu umgehen, bestraft wird.» Das wäre keine Aussage
            darüber, wie sehr ein Migrationsgesetz darauf ausgelegt ist, Menschen abzuschrecken
            oder abzuschieben. Es könnte auch ein sehr liberales Migrationsgesetz sein. Das ist
            eine politische Diskussion. Hier würde es nur um die Ordnung gehen. Wer vor der Grenze
            seinen Pass wegwirft, um ein falsches Herkunftsland zu behaupten; oder wer seine Fluchtroute
            verbirgt, weil nach den geltenden Regeln sonst eine Abschiebung in ein anderes EU-Land droht, der versucht, sich durch Täuschung einen Vorteil zu verschaffen: Der
            müsste – im Rahmen aller geltenden Gesetze – dafür belangt werden können. Wer Gesetze
            ernst nimmt, müsste darüber empört sein, wenn das nicht geschieht.
         

         Er müsste sagen: «Ich bin manchmal irritiert über manche Kulturen.» Oder: «Ich würde
            nicht so leben wollen, wie in manchen Kulturen gelebt wird.» Wer so spricht, hat meist
            eine lange Argumentationsreihe im Kopf, in welchem Vorhof der Hölle solche Sätze enden.
            Aber was, wenn man nur diesen Satz sagen und nur das, was er aussagt, meinen würde?
            Dann wäre er für die allermeisten Menschen wahr. Selbst der Toleranzbegriff der liberalen
            Gesellschaft kommt ohne diese Ablehnung nicht aus. Etwas zu tolerieren, bedeutet nicht,
            es gutzuheißen. Sondern es abzulehnen, aber das Recht anzuerkennen, dass der andere
            so sein darf. Wer allen applaudiert, ist nicht tolerant, sondern hat entweder keine
            Werte, oder hat sich abgewöhnt, authentisch über seine Werte zu sprechen. Das ist
            kein Problem in einer rationalen, liberalen Kultur, in der Inklusion das Ziel ist.
            Es rächt sich aber, wenn eine politische Kultur mehr und mehr darauf angewiesen ist,
            Emotionen zu spiegeln, um Nähe und Vertrauen zu schaffen. In dieser Kultur steht Authentizität
            über allem. Und wer das zulässt, kann andere Sätze sagen, wie: «Ich war erst unsicher,
            aber dann war der Tag der Offenen Tür in der Moschee wirklich toll.» Oder: «Als ich
            gehört habe, dass Hunderttausende Menschen nach Deutschland kommen, war ich ziemlich
            wütend. Das klang, als würde Deutschland überrannt. Aber auch wenn im AfD-Lager immer
            über Straftaten und Terrorangriffe geredet wird, ist meine Alltagserfahrung ganz anders.
            Die Migranten, die ich kenne, sind ordentliche Leute. Das gehört zur Wahrheit auch
            dazu.»
         

         Das ist nur für rationale Ohren ein Widerspruch zur AfD-Ideologie. Es kostet den,
            der es sagt, in Wahrheit kein Vertrauen bei AfD-Anhängern. Es gibt welche, die genauso
            reden über Migranten, mit denen sie befreundet sind. Sie können das bei Kaffee und
            Kuchen auf dem Parteitag so sagen, ohne dafür angegriffen zu werden. Das würde sich
            erst ändern, wenn sie anderen das Gefühl absprechen wollten, Angst zu haben. Oder
            dieses Gefühl abwerten würden. Das ist der Grund, warum AfD-Anhänger so oft darüber
            sprechen, dass sie nicht sagen dürften, was sie denken. Und dass sie nicht in eine
            Ecke gestellt werden wollen. Es geht immer mehr um sie als um die äußerlichen Probleme,
            die zur Projektionsfläche gemacht werden.
         

         Man könnte als Politiker über Hiobsbotschaften sagen: «Das ist schlimm, wo soll das
            enden?» Oder: «Ich bin wütend.» Und nicht: «Lassen Sie uns Ruhe bewahren und nicht
            gleich zu voreiligen Schlüssen springen.» Wer so redet, ist von der Sorge getrieben,
            eine schlecht begründete Position einzunehmen, die nicht in staatliches Handeln überführbar
            ist. Diese Sorge ist nur dann berechtigt, wenn man ein Publikum hat, das einen guten
            Verwalter sucht. Das Problem, vor dem die Gesellschaft aber steht, geht viel tiefer.
            Politiker der demokratischen Mitte haben die menschliche Verbindung verloren. Sie
            müssen sie erst wieder herstellen, und dann kann man unter denen, die Erfolg haben,
            einen suchen, der gemeinsame Werte in kluge Regierungsarbeit überführt. Der AfD-Anhänger
            sucht keine Verwalter, sondern geistige Geschwister, politische Freunde, Wahlverwandte.
         

         Bevor es Mikrofone und Lautsprecher gab, waren Politiker im Vorteil, die mit knarzender
            Stimme vor einer großen Menschenmenge sprechen konnten, ohne im Geraune unterzugehen.
            Als es dann Mikrofone gab, sprachen viele Politiker der Weimarer Republik immer noch
            im alten Brüllton. Es war so üblich. Sie hatten die Zeitenwende nicht verstanden.
            Dasselbe geschah, als es üblich wurde, Reden im Radio zu hören und Auftritte im Fernsehen
            zu sehen, und es ist gar kein anderer Ausgang der Geschichte denkbar, als dass kurze,
            emotionale Videoschnipsel, in denen eine unmittelbare, authentische emotionale Nähe
            zwischen Bürgern und Politikern aufgebaut wird, das neue Leitmedium sein werden, mit
            dem Politiker aller Parteien sich anfreunden müssen. Und die Frage des Jahres 2026
            wäre im Rückblick nur gewesen, ob dieser Lernprozess schnell genug geht, damit im
            Jahr 2033 keine revolutionären Zustände entstehen können.
         

         Je länger die demokratische Mitte zögert, eine emotionale Nähe zu den Bürgern zu entwickeln,
            umso mehr empfinden die Bürger eine Kluft zwischen sich und den vermeintlich Mächtigen.
            Und umso leichter ist es, von einer abgehobenen Politikerkaste zu sprechen, die ihren
            Vorteil zum Schaden des deutschen Volkes sucht und von der es nur eine Erlösung zu
            geben scheint, eine Alternative, die augenscheinlich ihrer Skandale nicht in allem
            perfekt ist, aber die einem ganz nah kommt und die einen versteht. Solche Gedankenwege
            von AfD-Anhängern ignoriert zu haben, war im Rückblick des Jahres 2033 der eigentliche
            Fehler der alten Politikergeneration.
         

      
   
      
            Juli und August: Ein Sog, den alle spüren
            

         

         Als Alice Weidel im Juli 2033 zur Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland gewählt
            wird, sind viele Menschen erleichtert. Weidel ist nicht so, wie sie dachten. Sie ist
            eine Staatsfrau. In einem Video, das von der AfD verbreitet wird, verspricht sie,
            die «Bundeskanzlerin aller Deutschen» zu sein. Sie lobt den Koalitionsvertrag und
            spricht von einem Aufbruch, der nun das Land erfassen wird. All jene, die über Jahre
            vor diesem Tag gewarnt haben, wirken mit einem Mal hysterisch. Warum Weidel nicht
            so angriffslustig ist, wie befürchtet, erklären sich viele mit dem Gewicht des Amtes,
            das nun auf ihr lastet. Vielleicht wird es sie formen. Es ist eine Hoffnung, die bereitwillig
            angenommen wird vom Publikum, und wie es dann kommt, werde man schon sehen. Wenigstens
            ein Tag, der nicht von dramatischen, angsteinflößenden Nachrichten bestimmt ist. So
            ist die Stimmung an diesem Tag und nicht anders, weil es hilft, in dieser Stimmung
            zu sein. Ihre Gründe können sich die Menschen nämlich aussuchen.
         

         Die übrigen Szenen, die sich an diesem Tag im Bundestag abspielen, helfen nicht, weil
            sie an das erinnern, was das Land seit 20 Jahren durchmacht. Es sind die immergleichen
            Warnungen vor Extremismus. Deshalb werden sie ignoriert.
         

         Viele SPD-Abgeordnete tragen an diesem Tag das Emblem von Otto Wels am Revers, der am 23. März
            1933 die letzte freie Rede im Weimarer Reichstag gehalten hatte und der die Ablehnung
            der Sozialdemokraten zum Ermächtigungsgesetz mit dem Satz begründete: «Freiheit und
            Leben kann man uns nehmen, die Ehre nicht.» Grüne sitzen mit versteinerten Gesichtern
            im Plenum. Abgeordnete der Linken tragen Antifa-Abzeichen, werden dafür von der Bundestagspräsidentin
            ermahnt und schließlich, weil sie sich weigern, die Abzeichen abzulegen, des Saales
            verwiesen. Abgeordnete der Union wirken konzentriert, aber auch einsilbig. Einer sagt,
            es sei vielleicht kein Freudentag, aber in der Politik gehe es auch nicht um Freude,
            sondern um stabile Verhältnisse.
         

         Auch eine Randnotiz wird an diesem Tag übersehen oder von Moderatoren nur beiläufig
            erwähnt, in manchen Zeitungsartikeln steht sie im hinteren Teil des Textes. Es hatte –
            in letzter Sekunde – eine Änderung im Personaltableau der Koalition gegeben. Der AfD-Politiker
            Kay Gottschalk war überraschend zum Staatssekretär im Finanzministerium von Jens Spahn
            berufen worden. Das war etwas Seltsames, weil die Staatssekretäre, die dem Minister
            zuarbeiten, üblicherweise von ihm selbst bestellt werden und naturgemäß aus seiner
            eigenen Partei stammen. Der Personalie war ein langer Streit vorweggegangen, der in
            der Öffentlichkeit nicht bekannt wurde. Die AfD hatte schon länger einen Staatssekretärsposten
            im Finanzministerium gefordert. Sie hatte unterstellt, dort könnten Tricks angewandt
            werden, um die Vorhaben von AfD-geführten Ministerien zu blockieren oder zu verlangsamen.
         

         Wenige Tage vor der Kanzlerwahl war dieser Streit eskaliert. Weidel hatte Spahn ein
            Ultimatum gesetzt, einem Staatssekretärsposten für die AfD zuzustimmen. Am gleichen
            Abend hatte sie in einer Talkshow gesagt, wenn etwas schiefgehe in der Koalition,
            habe die AfD keine Angst vor Neuwahlen. Die Bürger würden dann schon wissen, an wem
            es gescheitert sei. Als Spahn das Ultimatum verstreichen ließ, rief Weidel bei Bundespräsidentin
            Annegret Kramp-Karrenbauer an. Sie informierte darüber, dass wegen schwerwiegender
            Differenzen wohl keine Mehrheit für ihre Kanzlerwahl zustande kommen würde. Nicht,
            weil die Union sich verweigere. Sondern weil die AfD einer Koalition nicht zustimmen
            werde, in der es keine Einigung über das Personaltableau gebe. Kramp-Karrenbauer hatte
            daraufhin Spahn angerufen und um eine Erklärung gebeten. Spahn wirkte erschrocken,
            aber auch verärgert. Er sagte, er werde das klären, rief Weidel an und sagte ihr in
            blaffendem Ton, dass er ihren Staatssekretär akzeptieren werde. Dann legte er grußlos
            auf.
         

         Was blieb ihm anderes übrig? Die Union hatte sich in eine schwierige Lage manövriert.
            Sie hatte alle verprellt, die entsetzt waren von der Idee, mit der AfD zu koalieren.
            Nun konnte sie nicht auch noch jene verprellen, die ihr Heil darin sahen, mit der
            AfD erfolgreich und seriös zu regieren, oder darin, der Bevölkerung zu zeigen, wie
            unfähig die AfD war, sie also zu entzaubern. Beides ging nur, wenn eine Koalition
            tatsächlich zustande kam. Eine Neuwahl konnte sich die Union nicht leisten, ihre Umfragewerte
            waren seit Beginn der Koalitionsverhandlungen um acht Prozentpunkte gesunken. Es durfte
            nur niemand erfahren, wie erpressbar sich die Union gemacht hatte. Das würde sie nur
            weiter dem Gespött all derer aussetzen, die ihr ohnehin Vorwürfe machten.
         

         Also rief Spahn nach ein paar Minuten wieder bei Weidel an. Er entschuldigte sich
            für sein grußloses Auflegen und vereinbarte, dass die Personalentscheidung über Kay
            Gottschalk von beiden Parteien in einer gemeinsamen Erklärung verkündet würde. Mit
            dem ausdrücklichen Zusatz, dass der «künftige Bundesminister der Finanzen, Jens Spahn,
            mit dieser Personalentscheidung ein Zeichen des gegenseitigen Vertrauens innerhalb
            der Koalition setzen will». So wurde für Spahn das Schlimmste verhindert. Einerseits.
            Andererseits willigte er ein in den ersten Akt seiner eigenen Erpressung.
         

         Weidel war mit diesem Manöver auch ein Risiko eingegangen, aber das war viel kleiner
            gewesen als es von außen wirkte. Bei einer harten Verweigerung der Union hätte sie
            jederzeit auf ihre Forderung verzichten können, Spahn hätte dann sicher seinen Weg
            zu einer Einigung zurückgefunden. Weidels Partei hatte seit dem Beginn der Koalitionsverhandlungen
            um fünf Prozentpunkte zugelegt. Im Falle von Neuwahlen hätte sie in die Nähe einer
            absoluten Mehrheit kommen können. Noch etwas anderes, sehr Menschliches, spielte eine
            Rolle: Weidel hatte sich über die Jahre, in denen Flügelkämpfe die AfD erschütterten,
            eine sehr harte, erpresserische Haltung zugelegt. Sie hatte sich angewöhnt, Menschen
            nicht zu bitten, sondern zu zwingen. Nicht zu vertrauen, sondern zu kontrollieren.
            Das war etwas, das Unionspolitiker nicht kannten, waren sie doch bisher Koalitionen
            gewöhnt, in denen trotz aller Differenzen Vertrauen und Kollegialität herrschten.
            Ihr Geschäftsmodell ging davon aus, dass Menschen ein Mindestmaß an Vertrauenswürdigkeit
            unterstellt werden kann – oder dass Menschen, wenn sie klug sind, merken, dass es
            auch ihnen hilft, vertrauenswürdig zu sein. Diese Prämisse war erprobt. Generationen
            von Politikern hatten sich daran gehalten. Nun können sie sich nicht vorstellen, dass
            es bei dieser Partei anders sein würde, was auch daran liegt, dass sie die AfD nicht
            kennen. Jeder Kontakt, jedes Gespräch wäre jahrelang hart bestraft worden und hätte
            sie zu politisch Aussätzigen gemacht. Was sie über die AfD wissen, wissen sie nur
            aus der Zeitung und aus öffentlichen Reden. Sie verlassen eine politische Quarantäne,
            in der sie über alles informiert wurden, es aber selbst nie spürten, schmeckten, anfassten.
            Sie tragen die Verantwortung für eine Annäherung, auf die sie – von allen – am wenigsten
            vorbereitet sind.
         

         Als die Bundespräsidentin schließlich der neuen Bundeskanzlerin Weidel die Ernennungsurkunde
            überreicht und wenig später auch die Kabinettsmitglieder vereidigt, strahlt Weidel
            in die Kameras. Spahn lächelt verkniffen.
         

         Die Wochen vergehen. Die Koalition arbeitet in einem ungewöhnlich hohen Tempo, wie
            man es von Bundesregierungen bisher nicht gewöhnt war. Das hat einen unvermeidlichen
            Grund: Ihre Interessen sind gleich. Die Union will sich über diese Arbeit profilieren,
            die AfD will bei ihren Anhängern möglichst schnell ein Gefühl von Veränderung erzeugen.
            Die einen wollen ihre Existenz retten, die anderen das Land umkrempeln. Es ist auch
            kein Jahr, in dem die Bürger eine ausgefeilte, bis in die letzte Verwaltungsvorschrift
            durchdachte Politik erwarten. Der Feinschliff kann warten. Es geht um die Lufthoheit.
            Jeden Tag werden also mehrere Vorhaben verkündet, manche groß, andere ganz klein.
         

         Die Koalition trifft Personalentscheidungen. Behördenleiter werden ausgetauscht. Sie
            plant, das Verbreiten von Falschnachrichten zu verbieten, und will im Grundgesetz
            ein Bekenntnis zur deutschen Leitkultur verankern. In der Öffentlichkeit wird viel
            darüber gesprochen, das Grundgesetz soll einen Artikel 20b bekommen. Er soll lauten:
            «Die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich zu der aus ihrer Geschichte gewachsenen
            deutschen Leitkultur, die auf der prägenden Rolle des Christentums, der deutschen
            Sprache, der tradierten Werte von Fleiß, Eigenverantwortung, Familienorientierung
            und Heimatverbundenheit sowie der Bewahrung der nationalen Bräuche und Gebräuche beruht.
            Die Leitkultur ist ein Maßstab und eine Orientierung für die Integration von Zugewanderten
            und das Zusammenleben in Deutschland; sie ist von allen, die dauerhaft in Deutschland
            leben wollen, zu respektieren und anzuerkennen.» Bei dieser Gelegenheit einer Grundgesetzänderung
            will die Koalition auch Volksentscheide einführen.
         

         Ein Aufschrei geht durch das Land. Nicht wegen der Volksentscheide, sondern wegen
            der Leitkultur. Viele sehen Freiheitsrechte beschränkt, schließlich darf ein Deutscher
            auch Muslim sein oder Jude oder Buddhist, und wenn im Grundgesetz steht, dass sich
            das Land zur christlichen Tradition bekennt, klingt das, als wäre es nicht erlaubt,
            etwas anderes zu sein. Die Opposition spricht von einem «Angriff auf die Verfassungswerte»,
            es passiere genau das, was immer befürchtet worden sei, die AfD drangsaliere die freiheitliche
            Ordnung. Die AfD verteidigt sich. «Deutschland war und ist ein christliches Land,
            und wird es dank uns auch bis in alle Ewigkeit bleiben!», ruft die AfD-Politikerin
            Beatrix von Storch in ein Fernsehmikrofon, als sie in ihrem Ministerium darauf angesprochen
            wird.
         

         Tagelang beherrscht das Thema alle Schlagzeilen, es gibt Demonstrationen, bis sich
            irgendwann herumspricht, dass auch ein zweiter Absatz geplant ist, den die Union hineinverhandelt
            hat. Er lautet: «Die in diesem Grundgesetz gewährleisteten Grundrechte, insbesondere
            die Menschenwürde, die Freiheit des Glaubens und des religiösen und weltanschaulichen
            Bekenntnisses, die Meinungsfreiheit, die allgemeine Handlungsfreiheit sowie die Gleichheit
            vor dem Gesetz, werden durch diesen Artikel weder eingeschränkt noch in ihrer Auslegung
            zu Lasten Einzelner oder von Minderheiten verändert. Sie bilden die verbindliche Grundlage
            für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung; im Zweifel sind sie vorrangig gegenüber
            diesem Artikel zu beachten.» Dieser Absatz hebt alle Wirkungen auf. Der Verfassungsrang
            für die Leitkultur ist nichts weiter als eine Schaufensterpolitik für AfD-Anhänger.
         

         Dem Publikum fehlt der Überblick. Drei Dinge sind passiert, während über dieses Spektakel
            diskutiert wurde: Die Koalition hat Volksentscheide im Grundgesetz verankert und das
            «Verbreiten von Falschnachrichten» in den Katalog der Staatsschutzdelikte aufgenommen,
            was kaum jemanden interessiert, weil der Kampf gegen Falschnachrichten nicht klingt,
            als wäre er ein Sieg für die AfD. Und sie hat den Generalbundesanwalt ausgetauscht
            und durch den früheren Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Hans-Georg
            Maaßen, ersetzt. Das erzeugt Gelächter und Gegrummel in Fachkreisen, weil Maaßen als
            vollkommen inkompetent gilt für diese Position. Aber die meisten Menschen haben schon
            damit gerechnet, dass die AfD einige Personalentscheidungen treffen würde, die nicht
            jedem gefallen. Der Bundesrat hätte sich weigern können, den neuen Generalbundesanwalt
            zu bestätigen, die Bundespräsidentin hätte die Ernennung verzögern können, aber das
            tun sie nicht. Es hat in den Jahren zuvor auch nicht geholfen, der AfD zu verweigern,
            was anderen zusteht. Also lassen sie die Regierung gewähren. Bis alle merken, was
            diese kleinen Entscheidungen in Summe und im Zusammenspiel bewirken, dauert es. Der
            Groschen fällt zu spät. Das wird oft vergessen, wenn Menschen überlegen, wie es wäre,
            wenn ihr Land in den Autoritarismus abgleitet: dass revolutionäre Zeiten nicht so
            übersichtlich sind wie eine gepflegte Mindestlohndebatte oder ein kleiner Sommerskandal,
            der von allen Seiten beleuchtet werden kann. Widerstand aber kann es nur geben, wenn
            auch alle mitbekommen, was passiert und warum. Wer Widerstand verhindern will, muss
            dafür sorgen, dass alle erst hinterher merken, welche Rechte sie verloren haben.
         

         Justizminister Brandner weist Generalbundesanwalt Maaßen an, gegen große Medienhäuser
            zu ermitteln, weil diese bewusst Falschnachrichten verbreiten und damit «in undemokratischer
            Weise versuchen, das Volk zu verhetzen», wie er sagt. Sie seien «die eigentlichen
            Verfassungsfeinde», nicht die AfD. Es wird eine Ermittlungsgruppe eingesetzt, die
            Artikel durchforstet. In regelmäßigen Abständen tritt Maaßen vor die Presse, um die
            Öffentlichkeit über den Stand der Ermittlungen zu informieren. Und tatsächlich: Die
            Ermittler finden Fehler in Zeitungsartikeln. Von Hunderten, wenn nicht Tausenden Fehlern
            allein in den vergangenen zehn Jahren ist die Rede. Manche Fehler sind tatsächlich
            haarsträubend. Niemand kann sie verteidigen. Es gibt sie. Ihre geringe Zahl wird vermischt
            mit der großen Zahl kleiner Nichtigkeiten, wodurch das Problem immer weiter wächst,
            je länger darüber gesprochen wird.
         

         Maaßen sagt, alles bisher Gefundene sei nur die «Spitze des Eisberges» und kündigt
            weitere Nachforschungen an. Die Opposition verlacht die «Ermittlungen» und sagt, dass
            sie nichts weiter seien als «Brandners kleine Justizshow». Aber völlig abtun können
            sie die Ergebnisse nicht, Fehler sind Fehler und hätten nicht passieren dürfen. Der
            Generalbundesanwalt beantragt Hausdurchsuchungen in Redaktionen, die Ermittlungsrichter
            des Bundesgerichtshofs genehmigen diese, es ist alles legal, das neue Gesetz ist das
            neue Gesetz. Die Beamten machen Zufallsfunde, sie entdecken Regierungsdokumente, die
            der staatlichen Geheimhaltung unterliegen, sie sind als «VS-NFD» – «Verschlusssache – Nur für den Dienstgebrauch» eingestuft und als «VS – vertraulich». Solche Dokumente werden Journalisten bisweilen von Whistleblowern
            zugespielt. Maaßen tobt in seiner Pressekonferenz, er spricht von «Landesverrat» und
            kündigt an, «diesen Sumpf der Lügenpresse» trockenzulegen. Sein rüder Ton wäre früher
            als unangemessen für das Amt des Generalbundesanwalts empfunden worden, aber das zu
            sagen, ist in diesen Tagen nur ein müder Versuch, Maaßen etwas entgegenzusetzen. Solche
            Sätze klingen, als wären sie Anfang der 2020er Jahre geäußert worden, vor der großen
            gesellschaftlichen Wende, in der sich nun das ganze Land befindet.
         

         Tausende Aktenordner werden aus Redaktionen abtransportiert und beim Generalbundesanwalt
            eingelagert. Ein Redakteur, bei dem zwei Geheimdokumente gefunden wurden, wird verhaftet
            und bald wieder freigelassen. Verlage beteuern, sich in ihrer Unabhängigkeit nicht
            erschüttern zu lassen, aber der ganze Popanz hat einen psychologischen Effekt. Wenn
            Journalisten im Regierungsviertel anrufen, um sich bei Beamten und Politikern nach
            den Plänen der Regierung zu erkundigen, schweigen alle. Niemand will sich dem Risiko
            aussetzen, bei der nächsten Hausdurchsuchung als Quelle eines Artikels oder als Übergeber
            eines vertraulichen Dokuments enttarnt zu werden. Medien erfahren immer weniger, was
            hinter den Kulissen passiert, und ihre Reputation wird durch immer häufigere Pressekonferenzen
            Maaßens ramponiert. Die Menschen wissen, dass Maaßen nicht neutral ist, aber sie erkennen
            an, dass Fehler auch Fehler sind.
         

         Wenn Journalisten in diesen Tagen etwas erfahren, zögern sie, es zu veröffentlichen,
            weil der kleinste Fehler weitreichende Folgen haben kann, bis zu seiner Verurteilung
            wegen Gefährdung der staatlichen Ordnung durch das Verbreiten von Falschnachrichten.
            Dann droht Gefängnis. Andere haben private Probleme, bei ihnen finden neuerdings Steuerprüfungen
            statt, die Ermittler haben Zufallsfunde gemacht und dabei Hinweise gefunden, dass
            es Unstimmigkeiten in den Steuererklärungen gab, und nun müssen die Redakteure den
            Finanzbehörden in kürzester Zeit alles erklären, obwohl ihre persönlichen Akten nach
            Hausdurchsuchungen beim Generalbundesanwalt eingelagert sind. Das wird als bewusste
            Sabotage der freien Medien bezeichnet, ändert aber nichts an der lähmenden Wirkung
            solcher Verfahren. Als ein Gericht in einem Fall die Ermittlungen gegen eine einzelne
            Zeitung stoppt, weil kein Anfangsverdacht gegeben sei, wird das als Sieg für die Pressefreiheit
            bejubelt. Maaßen aber hat insgesamt 26 Verfahren laufen. Und vor dem Hintergrund des
            neuen Straftatbestandes sind nicht alle unbegründet.
         

         Die Ermittlungsverfahren sind ein gutes Beispiel. Die Deutschen sind überrascht, dass
            ihre Normalität viel fragiler war als sie dachten.
         

         Die Koalition hat auch Steuerverschwendung zum Straftatbestand erhoben. Das hatten
            viele Wähler als Symbolpolitik der AfD verstanden, die immer behauptet hatte, der
            Staat sei verschwenderisch. Unter AfD-Anhängern war das ungeheuer populär, weil sie
            seit langem das Gefühl hatten, der Staat sei von Linken kontrolliert, die das Steuergeld
            für die Förderung von Anti-Rassismus-Vereinen und Gender-Lehrgängen für Mitarbeiter
            ausgäben. Die AfD hatte einen solche Straftatbestand schon seit vielen Jahren gefordert,
            ohne dass die Öffentlichkeit davon Notiz genommen hatte, weil es immer um weit größere
            Fragen ging, etwa den Verbleib der Bundesrepublik in der NATO. Den NATO-Austritt hatte die Union verhindert. Das mit der Steuerverschwendung nicht.
         

         Der neue Straftatbestand verändert viel, Behördenleiter haften persönlich. Also passen
            sie sich an, setzen Arbeitsgruppen ein, die Verschwendung aufdecken sollen und entscheiden
            im Zweifelsfall gegen eine Ausgabe, wenn sie glauben, dass diese politisch angreifbar
            wäre, etwa weil AfD-Politiker sich in der Vergangenheit kritisch dazu geäußert haben.
            Die AfD kann sich nicht aussuchen, was Verschwendung ist, aber sie kann Fälle öffentlich
            machen und damit Ermittlungen auslösen. Verschärft wird dieser Effekt, weil sich immer
            mehr AfD-Beamte in den Behörden tummeln. Das hat nicht nur mit der Popularität der
            Partei zu tun, sondern damit, dass es der AfD gelungen ist, eine Mehrheit im Bundespersonalausschuss
            zu organisieren, der über Ausnahmen in Beamtenlaufbahnen entscheidet. Für obskure
            Gremien wie den Bundespersonalausschuss hatte sich bislang niemand interessiert, nun
            zeigt sich, dass Regierungsmacht und eine gesellschaftliche Stimmung ausreichen, um
            weite Teile des Staates umzukrempeln. Es sind nicht immer Gesetzesänderungen nötig.
         

         Im Personaltableau der neuen Regierung darf die AfD den Präsidenten des Bundesrechnungshofs
            bestimmen, der Vorsitzender des Bundespersonalausschusses ist. Wirtschaftsminister
            Chrupalla entsendet zusätzlich den mittlerweile AfD-treuen Leiter der Zentralabteilung
            des Bundesamtes für Wirtschaft- und Außenkontrolle in das Gremium. Digitalminister
            Espendiller entsendet den Leiter seiner eigenen Zentralabteilung. Aus dem von der
            CDU kontrollierten Bundesinnenministerium kommt ein weiteres Mitglied sowie vier weitere
            Mitglieder, die von Beamtengewerkschaften vorgeschlagen werden. Die AfD ist im Jahr
            2033 nun schon viele Jahre die unangefochtene Arbeiterpartei in Deutschland und hat
            im Gewerkschaftsmilieu an vielen Stellen die alten SPD-Funktionäre abgelöst. So gelingt es der AfD, zwei weitere Gefolgsleute im Gremium
            zu platzieren. Damit hat sie fünf, das ist die Mehrheit.
         

         Ein Ungleichgewicht wird deutlich. Während AfD-Mitglieder mit diebischer Freude und
            geballter Energie daran arbeiten, immer neue Wege für einen Machtzuwachs zu finden,
            sind Vertreter der alten Gesellschaft entmutigt und desillusioniert über den Erfolg
            der Rechtspopulisten. Sie wollen das Schlimmste verhindern, sehen aber auch, dass
            es ihnen kaum jemand dankt, wenn sie darüber ihre Karriere verlieren. Es gibt kein
            Ziel, auf das es sich hinzuarbeiten lohnt, keine Hoffnung, dass die Umstände bald
            wieder grundsätzlich anders werden könnten. So ist eine Seite im Nachteil, während
            die andere vor Energie nur so strotzt. Das mit dem Bundespersonalausschuss hatte niemand
            auf dem Schirm, es ist auch keine große Sache, sondern nur ein Beispiel von vielen.
         

         Der Präsident des Bundesrechnungshofs, ein AfD-Mann der ersten Stunde, eröffnet mit
            einem hintersinnigen Lächeln die nächste Sitzung des Bundespersonalausschusses. Es
            gibt Anträge aus AfD-geführten Ministerien, junge Aktivisten mit rechtsextremer Vergangenheit
            in führende Beamtenpositionen zu befördern. Die Stellen, die ihnen zugedacht sind,
            wären eigentlich an jene Fachbeamte gefallen, die sich durch jahrzehntelangen Dienst
            und einen guten Leumund dafür empfohlen hatten. Das ist jetzt anders. Mit fünf zu
            drei Stimmen genehmigt der Bundespersonalausschuss jede einzelne Entscheidung. Der
            CDU-Vertreter und die beiden Gewerkschaftsvertreter, die nicht von der AfD sind, können
            wenig tun. Das ist eine Folge der gesellschaftlichen Stimmung, die sich gedreht hat.
            Die Mechanismen, nach denen ein solcher Skandal bearbeitet werden müsste, funktionieren
            nicht mehr. Schließlich ist es unerhört, Extremisten in hohe Beamtenpositionen zu
            hieven. Aber was sollen CDU und CSU tun?
         

         Eine Debatte darüber beginnen, die Struktur des Bundespersonalausschusses zu verändern,
            weil ihnen die neuen Mehrheitsverhältnisse nicht passen? Wer sollte dem Publikum erklären,
            dass ein AfD-Minister nicht diejenigen Beamten ernennen darf, die er möchte, wenn
            das Publikum doch immer dachte, es sei ohnehin so, weil es in der freien Wirtschaft
            so ist, und die Menschen doch gerade eine Sehnsucht zeigen nach Politikern, die durchregieren,
            autoritär sind und den Regierungsladen aufmischen? Wo soll die Empörung herkommen,
            die es bräuchte, um der AfD Grenzen zu setzen?
         

         Es ist also nicht nur das Ungleichgewicht in der Motivation. Es fehlt auch die Aufsicht
            durch eine informierte und interessierte Zivilgesellschaft. Von der hören junge Menschen
            im Jahr 2033 bisweilen, aber sie verstehen nicht, was der Unterschied zu ihrer Gegenwart
            sein soll. Früher gab es Zeitungen auf Papier, heute informieren sie sich über TikTok-Videos,
            warum soll das eine dem anderen überlegen sein?
         

         Die neuen Spitzenbeamten in Behörden und Ministerien fallen auf. Jeder weiß, dass
            sie durch den Bundespersonalausschuss bestimmt und wegen ihrer ideologischen AfD-Nähe
            ausgewählt wurden. Sie haben wenig Kompetenz für die Aufgaben, mit denen sie betraut
            werden, aber sie können melden, wenn ihnen etwas auffällt. Zum Beispiel, wenn ein
            Behördenleiter eine haushalterische Entscheidung trifft, die als Steuerverschwendung
            angesehen werden könnte. Oder wenn jemand etwas in die Welt setzt, das als bewusstes
            Verbreiten von Falschinformationen gedeutet werden könnte. Die Folge sind Ermittlungsverfahren,
            Dienstaufsichtsbeschwerden und ein Klima der Einschüchterung.
         

         Von diesen Dingen erfährt die Öffentlichkeit kaum etwas. Wer sich aus den Behörden
            an die Presse wenden will, riskiert, im Rahmen eines der Ermittlungsverfahren gegen
            große Medienhäuser abgehört und entdeckt zu werden. Mit wenigen Personalentscheidungen,
            einem für Laien harmlos klingenden Gesetz gegen Falschnachrichten und einem aktiveren
            Vorgehen gegen Steuerverschwendung hat die AfD binnen weniger Monate eine atmosphärische
            Wende in der Gesellschaft erreicht.
         

         Es gibt unzählige Klagen gegen die Regierung. Sie werden bearbeitet. Manchmal erlässt
            ein Gericht eine einstweilige Verfügung, dann tobt die AfD. Fotos der Richter werden
            in den sozialen Medien verbreitet, sie werden als Volksverräter und Angehörige einer
            linken Mischpoke verunglimpft. In Fällen, in denen ein Urteil abgewartet wird, werden
            bis ins Jahr 2035 Gerichtstermine anberaumt. Bis dahin wird viel passieren.
         

         In der Union macht sich eine gewisse Unruhe breit. Die Regierungsarbeit verläuft nicht
            ganz so, wie es sich manche vorgestellt haben. Es gibt Appelle, wachsamer zu werden
            bei vermeintlich bürokratischen Kleinigkeiten, um ungewollte Zustände wie diesen zu
            verhindern. An einen Koalitionsbruch aber denkt niemand. Sollten CDU-Minister die Regierung verlassen, würde Weidel geschäftsführende Kanzlerin bleiben.
            Die Sorge lautet, dass alles, was gegenwärtig kritisiert wird, nichts wäre im Vergleich
            zu dem, was die Regierung dann vollbringen könnte. Und wer auch immer solche Dinge
            überlegt, wird am nächsten Tag von der nächsten Schlagzeile überrascht, die ihn taumeln
            lässt.
         

         Das Geschehen entwickelt einen Sog. Wer dagegen ankämpft, wird irgendwann müde und
            gibt auf. Wer nichts tut, wird hineingezogen. Und wer mit dem Strom schwimmt, bewegt
            sich schneller nach vorne als jemals zuvor.
         

         Was in den neuen Abschiebezentren passiert, interessiert immer weniger Menschen, auch
            weil die Medien nun unkritischer berichten. Intendanten der öffentlich-rechtlichen
            Medienanstalten müssen sich überlegen, wie ihre Häuser die Legislaturperiode überleben.
            Es sind weitreichende Einschnitte geplant. Das Angebot soll auf eine «Grundversorgung»
            zurechtgestutzt werden. Im Wirrwarr der politischen Geschehnisse ist aber unklar,
            wann. Ein virales Video, ein Skandal, ein Ermittlungsergebnis der Bundesanwaltschaft
            könnte das Thema aufs Tableau bringen. Also ducken die Intendanten sich weg, in der
            Hoffnung, die Regierung könnte zerbrechen, bevor es zu den Kürzungen kommt. Investigative
            Sendungen werden aus dem Programm genommen, um dafür die Nachrichtenangebote zu retten.
         

         Einmal werden Videos aus einem Abschiebezentrum gezeigt, aber nicht, um die Zustände
            zu kritisieren, sondern um den Deutschen zu zeigen, wie verroht und gewaltbereit Migranten
            seien. Das Video zeigt Ausschreitungen in einem Abschiebezentrum in Sachsen-Anhalt,
            Hundertschaften der Bundespolizei werden mit Steinen und Möbelstücken beworfen. Das
            Video ist überschrieben mit dem Satz: «Remigration jetzt, Papierkram später!»
         

         Es zeigt zerstörte Innenräume des Abschiebezentrums, um die Gewaltkultur anzuprangern,
            aber das Publikum sieht bei dieser Gelegenheit, wie es in solchen Zentren mittlerweile
            zugeht. Menschen schlafen auf Fluren, eingewickelt in Rettungsfolie, weil Decken und
            Matratzen fehlen. Sie verrichten ihre Notdurft in Eimer, weil die Toiletten verstopft
            sind, sie waren nicht für Tausende Menschen ausgelegt. Es stinkt fürchterlich, in
            der Not bekommen Flüchtlinge Schaufeln, um auf dem Grundstück des Geländes tiefe Löcher
            zu graben und die Eimer dort zu entleeren. Die Duschen sind verschmutzt und schimmelig,
            was gefilmt wird, um zu zeigen, wie undankbar und verroht die Menschen in Abschiebehaft
            mit den Gebäuden umgehen. Der Kameramann ist aus dem Off mit hämischen Kommentaren
            zu hören, er sagt: «Und hier sehen wir den Wellnessbereich von Klein-Kabul, der süße
            Duft des Orients zieht einem in die Nase.»
         

         Das Propagandavideo hat nicht die erhoffte Wirkung. Es schockiert fast jeden, der
            es sieht, selbst eingefleischte AfD-Anhänger trauen sich kaum, solche Zustände zu
            verteidigen und die offensichtliche Unmenschlichkeit, die unter den Verantwortlichen
            herrscht. Schon nach wenigen Stunden wird es von der AfD wieder gelöscht und die Plattformen
            entfernen seither alle Screenshots und Kopien, mit dem Argument, es handele sich um
            Urheberrechtsverletzungen. Die meisten Deutschen bekommen davon nichts mit, aber Innenminister
            Amthor ist sichtlich irritiert. Er fordert Aufklärung, droht mit Konsequenzen. Die
            private Betreiberfirma des Aufnahmezentrums verteidigt sich mit dem Hinweis auf knappe
            Ressourcen und eine enorm hohe Zahl an Insassen. Es gebe keine bösen Absichten, nur
            unvorhergesehene Probleme. Die Migranten seien oft nicht kooperativ. Aber was solle
            man tun? Sie einfach freilassen, damit sie untertauchen?
         

         Die Bundesregierung verschleiert den Skandal, und das ist nicht schwer, weil sich
            die Aufmerksamkeit der Menschen ohne freie Medien lenken lässt. Ein Team des Roten
            Kreuzes wird in ein Aufnahmezentrum bei Hamburg eingeladen und hat kleinere Beanstandungen,
            kann aber nicht bestätigen, dass die Menschenwürde bedroht ist. Das Rote Kreuz betont,
            nur dieses eine Zentrum bei Hamburg gesehen zu haben und die Zustände in anderen nicht
            zu kennen. Trotzdem ist es eine Neuigkeit, die positiv klingt. Was fehlt, sind Bilder.
            Also reist die Bundeskanzlerin im Hubschrauber an und verteilt Stofftiere. «Wir sind
            keine Unmenschen, das unterscheidet uns ja gerade von den Kriminellen, die nun abgeschoben
            werden», sagt Weidel.
         

         Und schon steht wieder ein Eindruck gegen den anderen. Das reicht. Manche Bürger empören
            sich über das ursprüngliche Video aus Sachsen-Anhalt, andere verweisen auf das Rote
            Kreuz, und weil dieser Widerspruch nicht aufzulösen ist, verstummt irgendwann die
            Debatte und endet ohne Ergebnis. Viele geben an, nicht zu wissen, was in den Zentren
            passiert. Sie fühlen sich auch nicht verantwortlich dafür, weil es offensichtlich
            nichts gibt, das sie tun können. In einem Abschiebezentrum in Bayern werden zwei Insassen
            erschossen. Sie sollen Beamte bedroht haben. In Thüringen stirbt ein Kind an Unterernährung,
            aber die private Betreiberfirma verteidigt sich, das Kind habe an einer Vorerkrankung
            gelitten, über die nichts bekannt war. Die Frage, warum kranke Kinder nicht behandelt
            werden, bleibt unbeantwortet, und es gibt niemanden mehr, der eine Antwort einfordern
            kann.
         

         Es gibt in dieser Zeit keinen Raum mehr, in dem gesprochen werden kann, um zu einer
            sachlichen Lösung zu kommen. Wer in einem Netzwerk anmahnt, die Menschenrechte müssten
            eingehalten werden, dem werden Tatortfotos von Menschen gezeigt, die von Migranten
            ermordet wurden. Dann wird geraten, bei Menschenrechten auch an die eigenen Landsleute
            zu denken, bevor man den Rest der Welt mit seinen Idealen beglückt. Und schon verstummen
            die Kritiker wieder.
         

         Sachlichkeit anzumahnen, war schon im Jahr 2026 schwer gewesen, weil es wie ein Angriff
            auf die neuen Mehrheitsverhältnisse wirkt, die in diesem Chaos entstehen. Wenn der
            rationale Diskurs der Zivilgesellschaft verstummt, regiert der Mob. Wer das Phänomen
            durchschaut, weiß, dass im Jahr 2033 daran nichts mehr zu ändern ist. Allen bleibt
            nur festzustellen, dass es ein Defekt in der politischen Kultur war, von dem alles
            ausging, und man das Problem zu lange in den Symptomen dieses Defekts gesehen hatte –
            im Gefühl des Vertrauensverlustes, im Gefühl mangelnder Repräsentation, im Gefühl,
            von fremden Mächten beherrscht zu werden – anstatt zu begreifen, dass ein funktionierender
            politischer Diskurs, in dem ein Moderator eine Sachlichkeit erzwingt, niemals solche
            Symptome zeigen würde.
         

         Wer in diesen Tagen auf eine Entzauberung der AfD hofft, wünscht sich in Wahrheit
            den alten Diskurs zurück, mit seinen funktionierenden Mechanismen der Verantwortlichkeit
            und Rationalität. Er glaubt, wenn die AfD es nur wild genug treiben würde, müsste
            jeder Wähler aufwachen wie aus einem Sekundenschlaf und mit einem Mal wieder seine
            normalen Funktionen ausüben und sagen, dass vieles, was passiere, nicht in seinem
            Sinne sei. Diese Hoffnung lebt davon, dass ein irrational motivierter Wähler, der
            in seinen Gefühlen von Angst, Pessimismus und Minderwertigkeit ganz bei sich ist,
            ein Störgefühl haben könnte, wenn die Republik um ihn herum zugrunde geht; dass ein
            solcher Wähler also einen Antrieb haben müsste, seinen Irrtum einzugestehen, wenn
            eine AfD-Regierung die Menschenrechte anderer verletzt oder die Unabhängigkeit der
            Justiz angreift oder freie und gleiche Wahlen verhöhnt.
         

         Die Hoffnung auf Entzauberung lebt also von einer Prämisse, die überprüfbar ist.

         Man kann überlegen, ob es in der Vergangenheit schon Fälle gab, in denen Menschen
            auf diese Weise aufgewacht sind und auf einmal sagten, das gehe ihnen zu weit. Tatsächlich
            gab es die. Aber immer nur dann, wenn diese Menschen selbst betroffen waren. Selbst
            frühere Spitzenfunktionäre, die mit großem Aplomb austraten aus der Partei, taten
            dies erst, als die Extremisten sie persönlich angriffen und ihre politische Zukunft
            zerstörten. Vorher verteidigten sie die Partei in ihrer Unentschiedenheit zwischen
            legalen und illegalen Zielen. Mitglieder und Wähler hingegen, die von einem Skandal
            oder einer Äußerung nicht betroffen waren, ließen sich über die Jahre nicht beirren.
            Sie standen fest zur Partei, machten allenfalls eine kurze Pause, in der die AfD in
            den Umfragen um wenige Prozentpunkte absackte, um sich innerhalb von Wochen wieder
            zu erholen.
         

         Wer auf Entzauberung hofft, muss also annehmen, dass die AfD, wenn sie regiert, alle
            Deutschen zu Betroffenen macht, weil ihre Politik alle betrifft. Anders ist ein Aufwachen
            nicht mit den Erfahrungen aus der Vergangenheit zu vereinbaren. In der Logik einer
            allgemeinen Betroffenheit könnten alle Menschen auf einmal zu den Bernd Luckes, Frauke
            Petrys und Jörg Meuthens gehören, die sich empört und erbost von der AfD abgewendet
            haben. Genau da liegt der Irrtum der Entzauberungstheorie.
         

         Was die Bundesregierung entscheidet, gilt für alle Bürger, aber deshalb sind nicht
            alle gleichermaßen davon betroffen. Die AfD kultiviert seit ihrer Gründung eindeutige
            Feindbilder, und wer sie unterstützt, kann annehmen, dass nur diese Feinde das Nachsehen
            haben werden, nicht die Unterstützer selbst. Dieses Kalkül wird in den ersten Monaten
            dieser AfD-Regierung nicht enttäuscht. Es gäbe auch gar keinen Grund oder Nutzen für
            die AfD, ihr Geschäftsmodell auf diese Weise zu gefährden. Sie bekämpft ihre Feinde.
            Es gibt keinen Grund, aus einer übergeordneten Moral heraus, den eigenen Freunden
            etwas abzuverlangen. Was zählt ist, was der Partei hilft.
         

         Es sind eigentlich die Anhänger der Entzauberungstheorie, die sich fragen müssen,
            ob sie träumen. Was treibt sie? Sind sie heimlich motiviert von Rachegefühlen? Sollen
            die Deutschen, die seit Jahren nicht auf sie hören, einmal sehen, was sie davon haben?
            Glauben sie an den einen erlösenden Moment, in dem alles wieder sein kann, wie es
            früher war? Halten sie heimlich an der Überzeugung fest, die Wähler seien im Innersten
            rational motiviert und würden erwachen, wenn der Schock groß genug wäre? Gehören sie
            möglicherweise selbst zu den Verzauberten, weil sie an wundersame Effekte glauben,
            die so seit Gründung der AfD nie eingetreten sind? Erinnern sie, die sie doch warnen
            vor Extremismus, sich noch, warum in Deutschland so oft von historischer Verantwortung
            gesprochen wird? Richtig: Weil gewiefte und erfahrene Politiker der Weimarer Republik
            annahmen, sie könnten die NSDAP entzaubern, wenn sie ihr Regierungsverantwortung zugestanden. Wenn es eine historische
            Lehre gibt aus dieser Zeit, dann die Gewissheit, dass die Entzauberung nicht funktioniert
            hat.
         

         Eine Entzauberung von Parteien kommt ganz früh, oder sie kommt nie. Wer nicht schon
            ganz früh entzaubert wird durch die Feststellung einer Vielzahl von Fachleuten, dass
            die vorgeschlagene Politik kontraproduktiv, falsch oder sinnlos ist, der wird auch
            nicht entzaubert werden, wenn diese falsche, kontraproduktive und sinnlose Politik
            das Land nach unten zieht. Die Entzauberung betrifft dann allein die Annahme, die
            Bürger seien getrieben gewesen von der Sehnsucht nach einer vernünftigen Lösung. Offensichtlich
            war ihre Motivation eine andere.
         

         Und während sich solche Irrtümer offenbaren und alle sich fragen, was zu tun ist,
            zeigen sie immer schuldsuchend in die Vergangenheit. Genauso wie die Menschen im Jahr
            2033 bedauern, dass früher, im Jahr 2026, nichts getan wurde, genauso könnte jemand
            im Jahr 2037 sagen, damals, 2033, wäre noch viel möglich gewesen. Jede Gegenwart fühlt
            sich auf ihre Weise hilflos und gelähmt. Die Menschen werden von einer Gedankenschleife
            gelähmt. Sie beobachten das Aufkommen einer aggressiven gesellschaftlichen Bewegung,
            die Teilhabe fordert und rücksichtslose Machtausübung. Das stört den gesellschaftlichen
            Frieden. Und um den wiederherzustellen, fühlen sich Maßnahmen, die eine Konfrontation
            bedeuten – eine Gegenwehr, ein Verbot gar – kontraproduktiv an. Sie wirken, als wolle
            jemand, um einen von Brandstiftern verursachten Flächenbrand zu bekämpfen, selbst
            ein Feuer legen, das vom Wind in die entgegengesetzte Richtung getrieben wird und
            dem Feuer die Nahrung entzieht. Wer das Prinzip nicht durchschaut, würde denken, dass
            derjenige, der im Gras hockt und das Zündholz an trockene Halme hält, nicht Teil der
            Lösung, sondern Teil desselben Problems ist. Er wirkt selbst wie ein Brandstifter.
            Also verwirft die Gesellschaft solche Lösungen und liebäugelt mit anderen, die kurzfristige
            Besänftigung versprechen: ein Verzicht auf Brandmauern; eine Offenheit gegenüber radikaler
            Politik, solange sie die Verfassungsweite nicht völlig missachtet; politische Zugeständnisse
            an jene, die so wütend sind, um sie mit der Mehrheit zu versöhnen; eine möglichst
            weitgehende Zustimmung, wenn die Wütenden über die bestehenden Verhältnisse sprechen,
            weil es wirklich viel zu verbessern gibt und weil natürlich jeder das Recht hat, sich
            zu beschweren; eine ebenso weitreichende Zurückweisung all jener, die eine harte Abgrenzung
            fordern, weil die nur noch mehr Gezeter und Hass verursachen, das Problem also anfachen.
         

         Diejenigen, die so sanft denken, tun das aus dem gleichen Grund, aus dem sie die AfD
            ablehnen: Sie mögen Radikalität und Rücksichtslosigkeit nicht. Sie sind nicht aus
            dem gleichen Holz gemacht wie AfD-Anhänger. Und daran ändert auch diese Lage nichts,
            in der sie gefordert sind, ihre liberalen Verhältnisse zu verteidigen. Wer ihnen etwas
            Turbulentes vorschlägt, wird auf Ablehnung stoßen. Das ist der eine Effekt, der die
            Mutlosigkeit in diesen Zeiten vergrößert und einen Rückbau der liberalen Ordnung ermöglicht.
         

         Der andere handelt von der empfundenen Aussichtslosigkeit: Wurde im allgemeinen Wirrwarr
            nicht auch die aggressive Gegenwehr schon ausprobiert? Hat es geholfen? Wurde es besser,
            als die AfD selten in den Talkshows vertreten war, als Zeitungen über Extremisten
            in Chatgruppen schrieben, als der Verfassungsschutz den Verfolgungsdruck erhöhte?
            Die Antwort auf diese Fragen ist immer eine Spekulation, weil niemand weiß, wie es
            ohne all das gewesen wäre. Trotzdem sagen die meisten Menschen aus voller Überzeugung:
            Nein. Und haben damit noch einen Grund, in ihrer Gegenwart keine Gegenwehr zu leisten.
            Es bringe doch alles nichts, sagen sie. Es müssten sich einfach alle Menschen wieder
            zusammenraufen. Man könne doch über alles reden. Es gebe doch für alles eine Lösung.
            Und je mehr die Gegenseite diesen Wunsch ausschlägt, umso unerfüllter ist die Sehnsucht
            nach Ruhe und Harmonie. Bis sie so groß ist, dass sie nur noch im unpolitischen Raum,
            jenseits der Öffentlichkeit erfüllbar ist. Sonntagnachmittag im Wohnzimmer, wenn niemand
            aus der Familie über Politik redet. Das ist der Rückzug der Anständigen ins Private,
            die Kapitulation.
         

         Es ist jetzt August 2033 und bisher hat die Union die AfD weder vorgeführt noch entzaubert.
            Der Generalbundesanwalt steigert die Zahl seiner Ermittlungsverfahren immer weiter.
            Er geht nun gegen einfache Bürger vor, die es gewagt haben, die Regierung zu kritisieren,
            und dabei in einer Nuance oder einer Implikation eine falsche Tatsachenbehauptung
            verbreitet haben. Die Anlässe sind so nichtig, dass Richter sich weigern, den vermeintlichen
            Täter anzuklagen. Die Betroffenen reagieren mit großer Erleichterung. Sie hatten Hausdurchsuchungen
            erlebt, waren verhört worden, waren der Drohung ausgesetzt, ins Gefängnis zu müssen,
            hatten um ihren Arbeitsplatz gebangt. Nun waren sie wieder sorgenfrei. Den Anklägern
            passiert nichts.
         

         Die Weigerung der Gerichte löst keinen für den Generalbundesanwalt schädlichen Skandal
            aus. Was sollte ihm vorgeworfen werden? Parteilichkeit? Die AfD wurde gewählt, um
            die bestehenden Verhältnisse zu beenden und denen, die genauso fühlen wie AfD-Politiker,
            wieder zu ihrem Recht zu verhelfen. Was Generalbundesanwalt Maaßen tut, ist also genau
            das, was sich viele gewünscht hatten. Wer darüber klagt, gehört offenbar zu den Nutznießern
            einer abgewählten, undemokratischen Gesellschaft, in der die Opposition unterdrückt
            wurde. Wo Verfahren illegal geführt wurden, haben Gerichte entschieden, sie nicht
            weiterzuverfolgen, das ändert in den Augen vieler nichts an der Berechtigung der anderen
            Prozesse. Wenn die Neutralität von staatlichen Institutionen nicht mehr von weiten
            Teilen der Gesellschaft eingefordert wird, dann ist ein Verfassungsbruch auch nichts,
            das einen Aufschrei oder chaotische Zustände hervorruft. Die Dramatik wird oft unterstellt,
            wenn sich Menschen diesen Fall ausmalen, weil sie damit Emotionen wie Überraschung
            und Empörung schüren wollen, die es im Ernstfall nicht gäbe. Wenn es passiert, passiert
            es einfach.
         

         Vor dem Amtssitz des Generalbundesanwalts finden regelmäßig Mahnwachen statt von Menschen,
            die Widerstand leisten wollen. Sie halten Schilder hoch, geben Interviews, drehen
            Videos, verbreiten Manifeste. Aber ihr Hinweis an die Mehrheitsgesellschaft, zu sehen,
            was passiert, und es zu verhindern, verhallt im Nichts. Es kann nicht verarbeitet
            werden, weil kein politischer Raum existiert, in dem große Menschengruppen einen Konsens
            erarbeiten. Es gibt nur das Internet. Und wer dort sagt, Maaßen sei parteiisch, der
            bekommt Dutzende Antworten, dass die wahren Propagandisten und Ideologen in der Vorgängerregierung
            zu finden sind. Der Streit bewirkt also nichts. Er ist nicht produktiv. Und das ist
            keine Folge des AfD-Erfolgs und von allem, was danach passiert, sondern die Ursache.
         

         Manche Beschuldigte hoffen auf einen Gerichtsprozess. Sie gehen davon aus, dass es
            vor Gericht noch fair zugeht und unvoreingenommen und ein Freispruch ihnen hilft,
            ihre Reputation wiederherzustellen. So entsteht in der Gesellschaft eine Stimmung,
            in der Richter bedrängt werden, die Klagen zuzulassen, also eine paradoxe Haltung.
            Die Menschen arrangieren sich schnell mit der Tatsache, vom Generalbundesanwalt politisch
            verfolgt zu werden, weil es der offensichtliche Wille weiter Teile der Bevölkerung
            ist. Sie suchen in dieser neuen Realität ihren Vorteil, und der kann darin bestehen,
            für eine Regierungskritik vor Gericht gestellt zu werden, weil die Richter in aller
            Regel keine AfD-Sympathisanten sind. Dass es turbulente, historische Zeiten sind,
            weiß ohnehin jeder.
         

         Natürlich gibt es Menschen in der Union, die unzufrieden sind mit dem Zustand der
            Koalition. Und über diese Politiker wird in den Zeitungen groß berichtet. Ein Bericht
            über die Zerrissenheit der Union ist schließlich nichts, das einem ein Ermittlungsverfahren
            einbringen könnte. Und es ist etwas, das die Journalisten kennen, die Berichterstattung
            über Parteien wie die CDU funktioniert noch nach den vertrauten Regeln. Es gibt also Artikel darüber, was die
            Union falsch macht, und plötzlich sind in solchen Fällen die Zugänge zu internen Regierungsinformationen
            wieder möglich: über AfD-Kanäle. Der SWR kennt wortgetreue Schilderungen, dass Jens Spahn im Koalitionsausschuss laut geworden
            sein soll, aus Frustration über den schlechten Stand seiner Partei. Dem Spiegel liegen
            wütende Chatnachrichten aus einer Gruppe der Fraktionsspitzen von AfD und Union vor.
            Die FAZ berichtet erstaunlich detailliert über den Verlauf einer persönlichen Unterredung
            zwischen Bundeskanzlerin Weidel und Finanzminister Spahn.
         

         Umgekehrt gibt es das nicht, weil die Union kein Interesse daran hat, die Öffentlichkeit
            davon zu überzeugen, es laufe unrund in der Koalition. Die AfD-Politiker aber kennen
            das Werkzeug der Intrige sehr gut, sie wenden es seit vielen Jahren an, um sich in
            Parteifunktionen zu halten. Sie halten es aus, jemanden fallen zu lassen, fühlen sich
            nicht aus ihrer Sicht pathetischen Prinzipien verpflichtet und gehören zu einem Menschenschlag,
            der dazu neigt, es auszusprechen, wenn sie jemanden verachten. Eine Intrige folgt
            auf die andere, ohne dass die Union eine realistische Möglichkeit hat, sich dagegen
            zu wehren. So etwas wie diese Regierung haben die Hauptstadtjournalisten noch nie
            erlebt.
         

         Innerhalb weniger Monate ist Deutschland ein Land geworden, in dem Menschen unter
            mysteriösen Umständen in Abschiebezentren sterben, die freie Presse durch Ermittlungen
            eingeschüchtert wird und Rechtsextremisten als Spitzenbeamte eingeschleust werden.
            Die Menschen aber sprechen in ihrer Not lieber über das Positive. Sie sagen, dass
            Deutschland, bei aller Kritik, noch keine Diktatur ist. Es ist auch nicht so, als
            bestünde das Leben nur aus Politik. Es geht weiter. Im Berliner Zoo wird ein Pandababy
            geboren. In Mannheim ertrinkt in einem Schwimmbad ein Kind, weil der Bademeister auf
            sein Handy schaute, jetzt gibt es eine Sommerdebatte darüber, Bademeister strenger
            zu schulen. Es gibt eine Dürre in Norddeutschland, die Ernte verdorrt und Landwirte
            hoffen auf Subventionen. Der Verfassungsbruch, vor dem alle immer warnten, tut der
            Mehrheit der Deutschen nicht weh. Sie haben sich darunter etwas Größeres vorgestellt.
            Und schließlich bekommen sie auch nicht alles mit. Wenn man etwas aus Berlin hört,
            dann nur, dass die Koalition wieder streitet.
         

         Zum Beispiel über die Ständige Impfkommission. Der neue Gesundheitsminister Sichert
            weist den neuen, AfD-treuen Präsidenten des Robert-Koch-Instituts an, die Kommission
            ersatzlos zu streichen. Seine Begründung: In der Corona-Pandemie habe die Kommission
            in verbrecherischer Weise die Impfung mit mRNA-Impfstoffen empfohlen. Ihre Mitglieder seien offensichtlich ideologisch motiviert
            und hätten dem deutschen Volk empfindlichen Schaden zugefügt. Die CDU ist irritiert. Als argumentiert wird, dass Sichert die Kommission nicht auflösen
            kann, weil sie im Infektionsschutzgesetz verankert ist, treffen sich die Mitglieder
            öffentlichkeitswirksam zu einer Sitzung in einem Berliner Hotel. Dort warnen sie vor
            einem Ende der evidenzbasierten Immunisierung und vor der Rückkehr längst ausgerotteter
            Krankheiten. Das lässt sich der Minister nicht bieten. Er ändert die Geschäftsordnung
            der Kommission, sie darf künftig nur noch im Auftrag des Ministeriums zusammentreten
            und muss alternative Sichtweisen hören und dabei lange Antwortfristen gewähren. Wer
            das Vertrauen der Bevölkerung in die Impfmedizin beeinträchtigt, soll aus der Kommission
            entfernt werden können. Die Mitglieder weigern sich aus Protest gegen diese Gängelung,
            an weiteren Sitzungen teilzunehmen, und neue Mitglieder werden vom Ministerium nicht
            bestellt. Fortan gibt es keine Impfempfehlungen mehr, was Sichert als Sieg für die
            Entscheidungsfreiheit der mündigen Bürger wertet. Sie sollen nicht länger zu bestimmten
            Impfungen gedrängt werden. Eine Regierung kann viel verursachen. Fachleute erwarten
            eine steigende Kindersterblichkeit in den kommenden Jahren.
         

         Auch der Verfassungsschutz wird reformiert. Das hatte die AfD in den Koalitionsverhandlungen
            durchgesetzt, die Details waren aber unklar geblieben. Nun fordert die AfD, die Beobachtung
            der Partei auszusetzen, weil es an Absurdität nicht zu überbieten sei, wenn eine AfD-Regierung
            sich selbst beobachtet. Innenminister Amthor ist überraschenderweise damit einverstanden.
            Er will sich nicht dem Verdacht aussetzen, dass der in seinem Ministerium ansässige
            Inlandsgeheimdienst seinen Koalitionspartner ausspäht und dann an ihn berichtet. Das
            erscheint auch anderen CDU-Politikern als heikel, könnte es doch bei den Bürgern genau jenen Eindruck bestätigen,
            den die Populisten ohnehin nahelegen wollten: dass eine verschworene Elite alles tut,
            um alternative Parteien kleinzuhalten. Also wird die Beobachtung der AfD beendet,
            oder sie pausiert, wie es diplomatisch heißt.
         

         Stattdessen will die AfD Gruppen beobachten lassen, die in extremistischer Weise für
            eine zügellose Migration eintreten und damit aus ihrer Sicht den Fortbestand des deutschen
            Volkes gefährden: die Grüne Jugend, Pro Asyl, Amnesty International. Die Forderung
            wird belächelt, Minister Amthor weigert sich, das anzuweisen. Der Verfassungsschutz
            erklärt in einer seltenen Pressemitteilung, dass es für Extremismus in diesen Organisationen
            keinen Anfangsverdacht gebe. Also geschieht vorerst nichts. Amthor wird gelobt für
            seine konsequente Abwehrhaltung. Dass der Verfassungsschutz eine unter Extremismusverdacht
            stehende Partei wie die AfD nicht mehr beobachtet, wird mit den politischen Mehrheitsverhältnissen
            erklärt.
         

         Die Union steht seit dem Ende der Koalitionsverhandlungen bei 23 Prozent, das sind
            acht Prozentpunkte weniger als bei der Wahl. Die AfD hat fünf Prozentpunkte hinzugewonnen
            und steht bei 41 Prozent. Wer auf Kleinigkeiten achtet, bemerkt, wie der Ton gegenüber
            der Union mit der Zeit verächtlicher wird. Die Bundeskanzlerin macht in Hintergrundgesprächen
            mit Journalisten Witze darüber, dass man ihr nicht mehr erzählen solle, die AfD möge
            sich mäßigen, man sehe ja an der Union, wohin das führe, und so wolle wohl niemand
            enden. Der schon in die Jahre gekommene Kanzleramtsminister Baumann schwärmt in Hintergrundgesprächen
            mit Journalisten, wie gut es in dieser Koalition laufe, und mit jedem Wort und jeder
            grienenden Bemerkung betont er den Unterschied zu Gesprächen mit Unionspolitikern,
            in denen diese zwischen Ratlosigkeit und mühsam unterdrücktem Zorn changieren. Wenn
            die Koalition ein Vorhaben umsetzt, für das die Union gestritten hat, wird von AfD-Seite
            hämisch gratuliert, nun könne die Union ihren Wählern doch auch einmal etwas vorweisen.
         

         Das alles geht nicht spurlos vorüber. Der CDU-Vorsitzende Spahn hatte seit Wochen keinen großen Auftritt mehr. Die Strategen in
            seiner Partei sehen, dass ein Fehler passiert ist. Sie merken, dass nicht funktioniert,
            was vorher als letzte Hoffnung galt, dass die AfD in der Regierungsverantwortung an
            Zustimmung verliert, wenn Gerichte ihre Maßnahmen kippen oder die erhoffte Zeitgeistwende
            ausbleibt. Die AfD hat mit geringsten Mitteln schon Spürbares erreicht, ihre Anhänger
            sind keineswegs unzufrieden, jedes Mal, wenn Jens Spahn im Fernsehen zu sehen ist,
            quietschen oder lachen sie scheppernd vor Schadenfreude. Ein homophobes Meme kursiert
            in rechtsextremen Kreisen, in dem Spahn als Braut verkleidet zu sehen ist, daneben
            Weidel als Bräutigam. Die Überschrift lautet: «Augen auf bei der Partnerwahl!» Ein
            AfD-Abgeordneter verbreitet es mit einem lachenden Smiley.
         

         Die Frotzeleien von AfD-Seite waren für Unionspolitiker schon immer ein Problem. Sie
            wurden im Wahlkampf als Unverschämtheit empfunden und nach der Wahl nur dadurch erträglich
            gemacht, dass die Union dachte, sie drehe der AfD eine Schlinge daraus. Wenn das nicht
            funktioniert, dann haben all jene recht behalten, die immer vor einem Ende der Brandmauer
            gewarnt haben, also jene, die von der aktuellen Generation von Unionspolitikern mühsam
            überzeugt werden mussten oder von ihnen aus der Partei komplimentiert wurden. Wenn
            diese Hoffnung auf eine Entzauberung der AfD also enttäuscht wird, sind Spahn, Amthor,
            Winkel, Kretschmer und andere in einer Eindeutigkeit gescheitert, die in Zukunft nichts
            mehr zulässt, kein Amt, kein Mandat, nicht einmal eine anerkennende Erinnerung an
            ihre Namen. Schlimmer noch: Es ist nicht einmal sicher, ob die CDU ein solches Scheitern überleben könnte, weil unklar wäre, wer sie in Zukunft noch
            wählen soll, wo doch die einen sie schon nicht mehr wählen, weil sie den Tabubruch
            begangen hat, und die anderen sie dann nicht mehr wählen werden, weil die Idee einer
            Einbindung der AfD gescheitert ist. Für alle potenziellen Unionswähler gäbe es nur
            das Angebot, zur Brandmauer zurückzukehren, die nachweislich auch nicht funktioniert
            hat. Mit der Erkenntnis, dass die AfD in der Regierungsverantwortung nicht entzaubert
            wird, steht die Partei in einer strategischen Sackgasse.
         

         Dieser sichere Zweifel an der Koalition setzt eine Gedankenfolge in Gang, mit der
            viele Gewissheiten wie in einer Kaskade einstürzen: Die Union will nicht in dieser
            Koalition sein. Die AfD profitiert von dieser Koalition. Die Union hilft der AfD dabei,
            dem Land zu schaden. Bevor das als Gewissheit bei den Menschen ankommt, muss etwas
            getan werden, das schnell eine grundsätzlich andere Situation herstellt. Wie ein Eisberg,
            der sich sehr lange sehr langsam zur Seite neigt und dann ganz plötzlich – trotz Tausender
            Tonnen Gewicht – kentert. Was eben noch der Gipfel war, ist jetzt tief unter Wasser.
         

         Der CDU-Vorsitzende Jens Spahn beruft gemeinsam mit dem CSU-Vorsitzenden Alexander Dobrindt eine Pressekonferenz für Montag, 9 Uhr ein. Wildeste
            Gerüchte kursieren. Spahn will angeblich Neuwahlen. Spahn will zurücktreten. Spahn
            will die Koalition beenden. Aber für den Moment will er nur in die Offensive gehen.
            Als er anfängt zu sprechen, wird es ganz still im Raum:
         

         «Meine Damen und Herren, guten Morgen. Wer mich kennt, weiß, dass ich mit dem Verlauf
            unserer Regierungsarbeit nicht zufrieden bin, und das betrifft nicht die hervorragende
            Arbeit unserer Ministerinnen und Minister aufseiten der Union, sondern ich spreche
            dabei vom Verhalten vieler AfD-Politiker, deren Namen ich hier nicht nennen werde,
            die sich in den vergangenen Wochen in respektloser und unkollegialer Weise verhalten
            haben. Der CSU-Vorsitzende Alexander Dobrindt und ich sind deshalb zu einem entschlossenen Vorgehen
            bereit, um dieser Koalition zu einem Neustart zu verhelfen. Und weil wir das auch
            tun, um das Vertrauen vieler Menschen zurückzugewinnen, wird es dabei keine Heimlichtuerei
            geben. Wir fordern hiermit die Bundeskanzlerin und AfD-Vorsitzende Alice Weidel öffentlich
            auf, sich bei uns zu entschuldigen. Wir fordern außerdem einen Koalitionsausschuss,
            in dem wichtige Teile des Koalitionsvertrages nachverhandelt werden, inklusive des
            Personaltableaus. Werden unsere Forderungen nicht erfüllt, sind wir bereit, diese
            Koalition zu verlassen.»
         

         In Wahrheit sind Spahn und Dobrindt längst nicht mehr interessiert daran, die Koalition
            zu retten. Sie wollen sich für Neuwahlen positionieren und ihre letzte Chance nutzen:
            eine geschäftsführende AfD-Regierung aus der Opposition zu kritisieren. Wenn die AfD
            es schafft, die Union innerhalb der Regierung vorzuführen, soll sie doch allein die
            Verantwortung tragen für alles, das im Land schiefgeht. Zieht die Union ihre Minister
            aus der Bundesregierung ab, bleiben die AfD-Minister im Amt, die Bundeskanzlerin auch,
            und alle vakanten Ministerien werden von AfD-Politikern besetzt. Dann regiert die
            AfD alleine, hat aber keine Mehrheit im Bundestag, kann also keine Gesetze ändern.
            Das erfüllt für Spahn und Dobrindt drei wichtige Kriterien, erstens: Das Risiko scheint
            überschaubar. Zweitens: Es ist das Einzige, das noch nicht probiert wurde, um die
            AfD kleinzukriegen. Drittens: Die jetzige Parteiführung von CDU und CSU bleibt im Amt, solange sie dem Publikum neue Ideen präsentiert, die Hoffnung auf
            Besserung zulassen.
         

         An den Parteibasen von CDU, CSU und AfD wird die Pressekonferenz gleichermaßen euphorisch zur Kenntnis genommen.
            Bei der AfD träumen sie von der absoluten Mehrheit. Sie glauben keine Sekunde, dass
            die Wähler eine Situation bestrafen, an der sie selbst schuldlos sind. Immerhin wäre
            es die Union gewesen, durch die Neuwahlen nötig wurden. Bei CDU und CSU sind sie ebenso begeistert, weil der forsche Auftritt von Spahn und Dobrindt eine
            Hoffnung ermöglicht: sich nichts mehr bieten zu lassen. Und mit der AfD zu machen,
            was jahrelang die AfD mit der Union gemacht hat, aus der Opposition meckern, nölen
            und schlechtreden.
         

         Die Bundeskanzlerin tritt auf. Sie denkt nicht daran, sich zu entschuldigen. Es ist
            ein großer Auftritt im Foyer des Bundeskanzleramtes, hinter ihr stehen alle AfD-Minister
            und die Spitzen der Fraktion. Deutschlandfahnen hängen von der Decke. Am Rande des
            Foyers stehen Dutzende Schwarz-Weiß-Fotografien auf Staffeleien in einer langen Reihe.
            Es sind Menschen, die seit 2015 von Migranten ermordet wurden in Deutschland. «Ich
            will meinem geschätzten Herrn Finanzminister einmal etwas erklären», sagt Weidel.
            «Wenn sich hier jemand bei jemandem entschuldigen muss, dann werde das sicher nicht
            ich sein und bei Herrn Spahn. Es sind die deutschen Bürger dieser Bundesrepublik,
            bei denen sich alle CDU-Politiker zu entschuldigen haben, weil sie durch ihre mörderische Politik der Grenzöffnung
            jahrelange Messerangriffe, Vergewaltigungen und Terroranschläge ermöglicht haben!
            Sie sind für den Tod dieser Menschen mitverantwortlich, Herr Spahn! Und Sie haben
            in der Corona-Pandemie als Gesundheitsminister eine Schuld auf sich geladen, die ich
            gar nicht in Worte fassen kann.»
         

         Weidel spricht voller Häme, Hass und Verachtung, das kann sie gut, dafür mögen ihre
            Anhänger sie seit Jahren.
         

         «Ich erwarte, dass Sie sich beim deutschen Volk entschuldigen, anstatt hier eine erfolgreiche
            Politik zu sabotieren, weil Ihnen die aktuellen Meinungsumfragen nicht gefallen!»
            Danach legt Weidel Trauerkränze nieder und gedenkt der Toten mit einer Schweigeminute,
            für die sich auch die Journalisten von ihren Plätzen erheben.
         

         Das Verhältnis ist zerrüttet. Ein Koalitionsausschuss findet nicht mehr statt. Spahn
            und Dobrindt glauben, die AfD dort zu haben, wo noch eine Wende für sie möglich ist.
            Weidel glaubt, die Union wochenlang vorführen zu können als Saboteur einer wahrhaftigen
            Reformpolitik. Wer das Land verändern will, so ihr Argument, müsse der AfD nun eine
            absolute Mehrheit verschaffen.
         

         Es kommt zum Koalitionsbruch. Die Unionsfraktion entscheidet, die Koalition zu verlassen,
            die Minister von CDU und CSU bitten bei der Bundespräsidentin um ihre Entlassung. Die muss – trotz persönlicher
            Bedenken – zustimmen. Die AfD regiert nun alleine. Sie hat keine Mehrheit, um Gesetze
            zu verabschieden, aber sie besetzt alle Ministerien: Kay Gottschalk wird Finanzminister.
            Jan Nolte wird Verteidigungsminister. Gottfried Curio wird Innenminister. Markus Frohnmaier
            wird Außenminister.
         

         Eine geschäftsführende Bundesregierung kann abgesetzt werden, aber nur, wenn es eine
            Mehrheit gegen sie gibt. Das lehnt die Union ab. Sie verbessert ihre Chance nicht,
            wenn sie nun vier Jahre lang genau jene Simbabwe-Ghana-Koalition mit SPD, Grünen, FDP und Linkspartei eingeht, die sie gerade erst abgelehnt hat. Ein solches Bündnis würde
            der AfD nur helfen. Sie könnte der Union Prinzipienlosigkeit und Beliebigkeit vorwerfen.
            Die Union müsste den anderen Parteien allerlei Zugeständnisse machen, die im Wahlkampf
            auf sie zurückfallen. Also sind Spahn und Dobrindt nicht zu Sondierungen bereit. Die
            AfD regiert. Die Bundespräsidentin kann keine Neuwahlen ansetzen, solange niemand
            im Bundestag die Vertrauensfrage stellt. Die AfD kann theoretisch also geschäftsführend
            im Amt bleiben bis 2037, bis zum nächsten Wahltermin.
         

         Als Weidel gefragt wird, was ihr Plan ist, reagiert sie patzig. Nicht sie habe sich
            diese Situation ausgesucht, es sei die Union, die dieses Chaos verursacht habe. Sie
            sei beschäftigt, Deutschland stabil zu regieren, und die Ministerien, die nun führungslos
            seien, wieder zu ordnen. «Wenn jemand anderes regieren will, kann er oder sie sich
            in einem konstruktiven Misstrauensvotum wählen lassen. Das könnte ich nicht verhindern.
            Solange aber alle anderen Parteien zu zerstritten sind oder die Verantwortung scheuen,
            wie Herr Spahn, dann regiert die AfD. Zum Wohle des Landes!»
         

         Für die AfD ist das ein Chance, aber auch ein Risiko. Sie führt in den Umfragen und
            kann ausprobieren, ob ihr die alleinige Verantwortung schadet oder das Prestige der
            Regierungsämter sogar einen Vorteil bringt. Möglicherweise gewöhnen sich viele Deutsche
            mit der Zeit an die AfD-Alleinregierung. Vielleicht bestrafen sie die Union für ihre
            Flucht aus der Verantwortung. Oder sie nehmen es der AfD übel, keine Neuwahlen zu
            ermöglichen. Sollte sich das andeuten, könnte Weidel schnell die Vertrauensfrage stellen.
            Wenn nicht, regiert sie, mit allem, was das heißt.
         

         In den kommenden Wochen machen die Deutschen eine lehrreiche Erfahrung. Es sind nicht
            immer nur Gesetzesänderungen, mit denen eine Regierung Macht ausüben und Veränderungen
            bewirken kann. Es reicht, Minister zu sein.
         

         Also beginnt eine Zeit, in der das Land von einer Eilmeldung zur nächsten taumelt.
            Jeden zweiten Abend nimmt die Bundeskanzlerin ein Video auf, vor Deutschlandfahnen
            und einem Gemälde der «Germania auf der Wacht am Rhein», das in ihrem Kanzlerbüro
            hängt. Auf dem steht Germania am Rheinufer. Im purpurfarbenen Mantel und mit dem Schwert
            in der Hand schaut sie argwöhnisch in Richtung Frankreich. Es ist das Bild einer mächtigen
            Frau, in der sich die ganze Nation spiegelt, ein bekanntes Werk der Nationalromantik.
         

         Am 19. August 2033 verkündet Weidel in einem ihrer Videos das Ende der Russland-Sanktionen.
            Dafür braucht es kein Gesetz, sie blockiert einfach die Verlängerung der Sanktionen
            im Europarat. Weidel spricht von einem überfälligen Schritt, der beide Nationen wieder
            auf einen Weg der Freundschaft führen werde. Zwei Tage später verkündet sie ein Ende
            der Ukraine-Hilfen. Dafür braucht es auch kein Gesetz, Wirtschaftsminister Chrupalla
            verweigert einfach weitere Waffenexporte, die Bundesregierung stoppt alle direkten
            Zahlungen. Deutschland finanziere nicht die Kriege anderer Länder, sondern lieber
            die Straßen, Kindergärten und Soldaten des eigenen Volkes. Zwei Tage später verkündet
            sie eine Reparatur und Wiederinbetriebnahme der Gas-Pipeline Nordstream 2. Auch das
            kann sie machen. Wirtschaftsminister Chrupalla weist seine Bundesnetzagentur an, eine
            wohlwollende Zertifizierung vorzunehmen, Weidel verhandelt die Finanzierung mit dem
            russischen Gazprom-Konzern. Die Zeiten der unsinnigen, feministischen und moralisierenden
            Außenpolitik ihrer Vorgängerregierungen sei endlich gültig vorbei, sagt sie.
         

         So geht es immer weiter. Die Minister tauschen die Spitzenbeamten in ihren Häusern
            aus, über den Bundespersonalausschuss werden in den Ministerien AfD-treue Spitzenbeamte
            platziert. Auch Sekretärinnen, Boten, Fahrer, Sicherheitsleute werden aus AfD-Mitgliedern
            rekrutiert. Der Verfassungsschutz vollzieht unter Innenminister Curio eine Wende.
            Der neue Präsident, Torben Braga, verkündet, die Beobachtung des gesamten Phänomenbereichs
            Rechtsextremismus einzustellen. Statt Patrioten hinterherzuschnüffeln, werde seine
            Behörde fortan einen Beitrag leisten, die wahren Verfassungsfeinde auszuhorchen und
            an den öffentlichen Pranger zu stellen, genauso, wie das jahrelang mit der AfD gemacht
            worden sei.
         

         Innenminister Curio tauscht die Präsidenten von Bundespolizei und Bundeskriminalamt
            aus. Die Bundespolizei wird nun geführt von dem AfD-Politiker Martin Hess, einem früheren
            Polizeihauptkommissar. Das Bundeskabinett beschließt außerdem einen Vollzugshinweis
            an die Behörden, dass Flüchtlinge keine Bezahlkarten mehr bekommen, mit denen sie
            sich selbst Lebensmittel kaufen können, sondern fast ausschließlich Sachleistungen,
            also Kartoffeln, Mehl, Zucker, Butter. «Wer nach Deutschland wollte, kann sich nicht
            beschweren, wenn er alle Zutaten für ein gutbürgerliches deutsches Essen bekommt»,
            sagt Curio. Weil die Umstellung plötzlich kommt, gibt es Probleme mit der Logistik.
            Tagelang erhalten Flüchtlinge teils nur etwas Mehl, in manchen Unterkünften gibt es
            tageweise nur Öl, Salz und Cornflakes. Die Behörden geloben Besserung, die Umstellung
            braucht ihre Zeit, aber das Ausgeben weiterer Bezahlkarten ist ihnen untersagt.
         

         Als hungrige Flüchtlinge einen Sitzstreik veranstalten, um auf ihre Situation aufmerksam
            zu machen, rückt eine Hundertschaft der Bundespolizei an. Es kommt zum Handgemenge,
            zwei Polizisten werden verletzt, 36 Flüchtlinge in Abschiebehaft genommen. Die Belieferung
            der Flüchtlingsunterkunft bleibt daraufhin für Tage unterbrochen, angeblich, weil
            sich die Logistikfirma nicht auf das Gelände traut. Die Betreiber evakuieren Mütter
            und Kinder, wer zurückbleibt, bekommt nach zwei Tagen dünne Suppe angeboten, die nicht
            für alle reicht.
         

         Es ist ein Beispiel, wie würdelose Zustände nicht durch eine heimtückische Planung,
            sondern allein durch eine rigorose, mitleidlose Umsetzung von harten Reformen entstehen
            können. Die Brutalität wird verlagert. Es ist nicht der Betreiber der Flüchtlingsunterkunft
            oder der Innenminister, die Flüchtlinge aushungern, sondern es sind die Umstände,
            die Logistikfirma, das unkooperative Verhalten der Bewohner. Das entlastet die Verantwortlichen
            von ihrer Schuld und ermöglicht erst die Verletzung der Menschenwürde. Es ist ein
            notwendiger Umweg, den das Verbrechen geht, denn ohne diesen stünde das Gewissen vieler
            Beteiligter im Wege. So befolgen alle nur die Vorschriften. Sie können auch nichts
            dafür. Es ist, wie es ist.
         

         Bundesweit werden Dutzende Flüchtlinge mit Kreislaufproblemen in Krankenhäuser eingeliefert,
            eine Frau stirbt in der Nähe von Nürnberg, sie war schon sehr alt. In manchen Orten
            versuchen Kirchengemeinden Lebensmittel zu spenden, das wird von den Betreibern aber
            abgelehnt. Sie fürchten, dass solche Spenden dokumentieren, dass sie ihren Vertrag
            mit dem Landkreis verletzen, wenn sie nicht für die Ernährung der Bewohner sorgen
            können. Man sei sehr wohl in der Lage, seinen Aufgaben nachzukommen, lautet die Antwort
            der Geschäftsführung.
         

         Historiker in der Zukunft werden ganz anders auf diese Zeit schauen, als es die Menschen
            in der Gegenwart tun. Nachbarn des Flüchtlingsheims hatten gehört, dass es an Lebensmitteln
            fehlt, sie schüttelten den Kopf über die schlechte Planung der Behörden und äußerten
            Verständnis für den Unmut der Flüchtlinge. Aber getan haben sie nichts. Die Polizei
            war vor Ort, sie fühlten sich nicht zuständig. Spätere Generationen werden nach den
            Gründen suchen für diese Empathielosigkeit. Sie werden überlegen, ob die Atomisierung
            der postmodernen Gesellschaft daran schuld ist; oder ein deutsches Obrigkeitsdenken,
            das blind machte dafür, dass auch Behörden in tödliche Fehler getrieben werden können.
         

         Die AfD-Anhänger rechtfertigen, was passiert. Weiterzumachen wie bisher sei keine
            Option gewesen, sagen sie. Es sei ein großer Reformprozess, in dem komme es immer
            mal zu Fehlern. Da müsse man jetzt durch.
         

         Innenminister Curio weist das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge an, alle Asylanträge
            der vergangenen Jahre zu überprüfen. Es sollen Zehntausende Fälle gefunden werden,
            in denen von einem Wegfall der Fluchtgründe ausgegangen werden kann. Bei der Prüfung,
            welche Länder als dauerhaft sicher gelten und welche nicht, sollen die Behörden nicht
            zu kleinkariert vorgehen. Das stellt der neue BAMF-Präsident sicher, der AfD-Politiker Christian Wirth.
         

         Seit auch die Bundespolizei einen neuen Präsidenten hat, wird an den Grenzen rigoros
            kontrolliert. Bei Autos werden die Kofferräume geöffnet, Taschen durchsucht, wer protestiert,
            wird am ganzen Körper abgetastet. Deutsche mit dunklerer Haut berichten, stundenlang
            festgehalten worden zu sein, die Beamten hätten prüfen wollen, ob ihre Personalausweise
            echt sind, aber wegen einer Überlastung der Computersysteme dauert das. Es bilden
            sich lange Staus auf den Autobahnen, die Außenministerien anderer europäischer Länder
            raten ihren Bürgern vorerst, von Reisen nach Deutschland abzusehen.
         

         Der Verfassungsschutz beginnt, Moscheevereine flächendeckend zu beobachten, angeblich,
            um gewalttätige Islamisten aufzuspüren. Überall werden sie fündig. In einer Moschee
            bei Augsburg sagt ein Muslim zu einem V-Mann, dass er es falsch findet, wenn Frauen
            einen Beruf ausüben. In einer Berliner Moschee sagt ein Besucher, dass er die Gegenwehr
            der Palästinenser bewundert. In Köln liest ein Besucher einen Koran, der von einem
            salafistischen Verein hergestellt wurde, dessen Führungspersonen wiederum in Kontakt
            mit dschihadistischen Gruppen gestanden haben sollen. Firmen und Vermieter, die mit
            den Vereinen in Kontakt stehen, werden kontaktiert. Es wird von Erkenntnissen gesprochen,
            dass es sich um verfassungsfeindliche Gruppen handelt, und die Behörden empfehlen,
            Abstand zu halten. Als ein muslimischer Verein in Neukölln ein öffentliches Gebet
            beantragt, weil der Mietvertrag für ihre Hinterhofmoschee gekündigt wurde, warnt der
            Verfassungsschutz die Versammlungsbehörde. In der durch verstärkte Kontrollen und
            die Beobachtung durch den Inlandsgeheimdienst angeheizten Stimmung könne nicht ausgeschlossen
            werden, dass sich gewalttätige Islamisten unter die Betenden mischen. Es gebe auch
            Hinweise auf antimuslimische Reaktionen in der Bevölkerung. Einzelheiten könne der
            Verfassungsschutz mit Rücksicht auf den Quellenschutz nicht preisgeben. Die Versammlungsbehörde
            verbietet das Gebet, woraufhin Drohbriefe von aufgebrachten Muslimen aus ganz Deutschland
            eintreffen, die an den Verfassungsschutz weitergegeben werden. Der veröffentlicht
            sie. Verfassungsschutzpräsident Braga sagt: «Sie können versichert sein, dass wir
            solchen muslimischen Umtrieben Einhalt gebieten werden!»
         

         Kulturstaatsminister ist mittlerweile der AfD-Politiker Matthias Moosdorf, ein früherer
            Konzertcellist. Er hat über Jahrzehnte mit angesehen, wie aus seiner Sicht linksradikale
            Künstler im Kulturbetrieb mit staatlichen Mitteln gefördert wurden – einer der Gründe,
            glaubt er, warum die AfD immer erfolgreicher wurde. Er sieht in den steigenden Wahlergebnissen
            der AfD einen Auftrag, diesen Sumpf auszutrocknen.
         

         Also soll sich das Haus der Geschichte künftig mit den Glanzpunkten deutscher Nationalkultur
            beschäftigen. Vorgeschlagen wird, sich mehr mit der Außenpolitik von Bismarck zu beschäftigen,
            nicht mit dem Holocaust. Das kann die Bundesregierung beeinflussen, weil sie Mitglieder
            in den Stiftungsräten vieler Institutionen stellt. Im Stiftungsrat des Denkmals für
            die ermordeten Juden Europas sollen künftig AfD-Mitglieder aus Thüringen sitzen. Auch
            sie sollen sicherstellen, dass neben den düsteren Episoden der deutschen Geschichte
            immer auch die glorreichen Zeiten betont werden. Gleiches gilt für die Stiftungsräte
            der Gedenkstätten Buchenwald, Dachau und Bergen-Belsen. AfD-Leute werden in den Gremien
            der Filmförderungsanstalt platziert und sollen dort die Vergabe von Geldern beeinflussen,
            damit Dramen über die deutsche Familie oder rührende Heimatfilme entstehen und keine
            Komödien über Randgruppen. Die Entscheidung wird das deutsche Kino auf Jahre prägen.
            In der Akademie der Künste und der Bundeskunsthalle Bonn sollen AfD-Vertreter dafür
            sorgen, dass nationalromantische Gemälde gezeigt werden, in denen sich die Deutschen
            wiedererkennen können.
         

         Die Fördermittel, die der Bund vergibt, sind ein mächtiges Instrument. Weniger Geld
            bekommen künftig progressive Kunstschulen, Projekte zu Antirassismus, Postkolonialismus,
            Diversität oder Musiker in Stilrichtungen, in deren Milieus es wenig Unterstützung
            für die AfD gibt. Mehr Geld bekommen künftig Trachten- und Schützenvereine, Traditionschöre,
            Volksmusik- und Blaskapellen oder Militärtraditionsverbände.
         

         Für keine dieser Entscheidungen ist eine Gesetzesänderung notwendig, sie liegt im
            Ermessen jeder Bundesregierung, ob sie nur geschäftsführend im Amt ist oder über eine
            Mehrheit im Bundestag verfügt. Auch in die Rundfunkräte werden AfD-nahe Bürger entsendet,
            die dort versuchen sollen, das Programm durch Personalentscheidungen zu steuern. Der
            Bürger soll in den Mittelpunkt des Programms gerückt werden, mit allen Sorgen, die
            er hat und die über Jahre, wie die AfD sagt, wegzensiert wurden.
         

         Solche Maßnahmen führen natürlich zu Protesten. Der AfD wird unterstellt, Dinge zu
            tun, die einer geschäftsführenden Bundesregierung eigentlich nicht zustehen. Eine
            Bundesregierung, die mit einer Mehrheit gewählt wurde, die sie mittlerweile verloren
            hat, sollte keine weitreichenden Entscheidungen treffen, sondern das Land allenfalls
            seriös verwalten, bis es zu Neuwahlen kommt. Demonstranten unterstellen der AfD, das
            Land zu kapern, gegen den Willen der Mehrheit zu regieren und eine undemokratische
            Gesinnung zu zeigen. In der AfD fällt solche Kritik mit der Sehnsucht zusammen, mehr
            zu tun als nur Personalien zu entscheiden und Fördermittel zu dirigieren. Das AfD-Programm
            ist voller Punkte, die ohne Gesetzesänderungen unmöglich sind, ein Kopftuchverbot
            in öffentlichen Gebäuden und Schulen zum Beispiel, die Abschaffung des Rundfunkbeitrags,
            die Herabsetzung der Strafmündigkeit auf zwölf Jahre, die Abschaffung der Erbschaftssteuer,
            einen Ausstieg aus dem Euro.
         

         Beides, der Unmut von Bürgern und der AfD, lässt sich versöhnen. Die Koalition hatte
            in ihren Anfangstagen die Möglichkeit von Volksentscheiden im Grundgesetz verankert.
            Das war für die Union das Ende eines langen Umdenkprozesses gewesen. Unionspolitiker
            hatten immer die repräsentative Demokratie verteidigt, weil sie die Sachlichkeit erhöht
            und Abgeordnete entscheiden lässt, die sich in Dinge eingearbeitet haben. Auch die
            AfD hatte in ihren Anfangstagen die Erfahrung gemacht, dass Parteitage, zu denen ausnahmslos
            alle Mitglieder geladen waren, unter zwei Problemen litten. Erstens: Es kam nur eine
            Auswahl von Mitgliedern, mitunter solche, auf die man hätte verzichten können. Zweitens:
            Jene, die kamen, waren nicht automatisch gut vorbereitet, sondern klagten in den Debatten
            über zu komplizierte Satzungsänderungen, die sie nicht verstünden. Also war selbst
            die AfD irgendwann dazu übergegangen, Delegiertenparteitage zu veranstalten. Die Basisdemokratie
            blieb als Forderung im Programm stehen, wurde aber immer weniger gelebt.
         

         Im Jahr 2033 geht es nicht darum, ob etwas in der politischen Praxis sinnvoll ist
            oder nicht. Das Misstrauen gegenüber Delegierten, Repräsentanten und Vorstehern aller
            Art ist durch die neue Diskurskultur so gewachsen, dass die strategische Frage, wie
            Vertrauen wieder entstehen kann, alle anderen überwölbt. Die AfD möchte diese Vertrauensfrage
            weiter bewirtschaften und kämpft deshalb für Volksentscheide, weil sie in die Erzählung
            passen, dass hier nicht Rechtsextreme einen Putsch, sondern Bürger eine Rückeroberung
            ihrer Republik wagen. Auch die Union wollte, dass ihr wieder vertraut wird. Und auch
            wenn sie die repräsentative Demokratie für die effizientere, klügere und sachlichere
            Alternative hielt, ließ sie sich überzeugen. Alles andere hätte geklungen, als seien
            die Volksvertreter nicht Bürger wie alle anderen, sondern Herrschende, die den Untertanen
            nicht vertrauen. So gelangte die AfD an ihr wichtigstes Werkzeug, um das Parlament
            zu umgehen: den Volksentscheid.
         

         In einer ihrer Videobotschaften verkündet Bundeskanzlerin Weidel die Neuigkeit. Sie
            zeigt sich bei solchen Gelegenheiten immer mit allen Insignien ihrer Macht, am Kanzlerschreibtisch
            sitzend, mit Fahnen im Hintergrund, einem goldenen Bundesadler auf ihrem Tisch, viel
            Schmuck und einer bis ins Detail erlesenen Kleidung. Weidel sagt: «Es ist mir nicht
            entgangen, dass es Unmut gibt, die Demonstranten vor dem Kanzleramt waren ja laut
            genug. Ich möchte allen Deutschen versichern, dass sie keine Kanzlerin haben könnten,
            die mehr daran interessiert ist, die Bürger mitentscheiden zu lassen, als mich. Die
            AfD ist angetreten, den demokratischen Prozess in diesem Land zu reformieren und das
            haben wir getan. Und deshalb ist es eine große Freude für mich, wenn ich heute verkünde,
            dass wir in den kommenden Wochen den ersten Volksentscheid abhalten werden. Er wird
            von der Frage handeln, ob wir den Rundfunkbeitrag abschaffen wollen. Liebe Bürgerinnen
            und Bürger, Sie entscheiden das! Nicht Politiker in ihren Hinterzimmern, sondern Sie
            allein!»
         

         Die Opposition verhöhnt Weidel. Der Bund ist nicht zuständig für die Staatsverträge,
            die den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ermöglichen, das sind die Länder. Ein Bundesgesetz
            hat in dieser Frage keine Wirkung. Gerade bei der Union ist man guter Dinge, dass
            dieser Dilettantismus bei den Wählern zu einer Abwehrreaktion führen wird – und letztlich
            zu Forderungen nach echten Neuwahlen, bei denen die AfD empfindlich bestraft wird.
            Weidel, beim Einsteigen in ihre Limousine von Fernsehjournalisten auf den Widerspruch
            angesprochen, lacht mit heller Stimme. «Uns ist die Rechtslage durchaus bekannt, vielen
            Dank. Schauen Sie, das ist der allererste Volksentscheid dieser Art, wie es ihn in
            der Schweiz schon viele Jahre gibt. Nennen wir es: eine Trockenübung. Und schauen
            wir doch einfach, was passiert.»
         

         In den kommenden Wochen läuft eine Kampagne an, die von einem millionenschweren Werbeetat
            der Bundesregierung unterstützt wird. Unter dem Slogan «Unser Land zurückholen» wird
            für Unterstützungsunterschriften geworben. Es sind 300.000 notwendig, damit der Volksentscheid
            stattfinden kann, und um zu erklären, worum es geht, sagen AfD-Politiker bei jeder
            Gelegenheit: «300.000 für neun Milliarden», das bedeutet: Wenn 300.000 Deutsche unterschreiben,
            ist eine Abstimmung möglich. Und wenn der Rundfunkbeitrag dann abgeschafft wird, behalten
            die Bürger im nächsten Jahr neun Milliarden Euro mehr in ihren Portemonnaies. In Kampagnenvideos
            kommen beide Seiten zu Wort. Eine ältere Frau spricht davon, dass sie das Nachmittagsprogramm
            sehr schätzt und es nicht missen will. Ein junger Vater sagt: «Wir schauen überhaupt
            kein Fernsehen und das Geld ist knapp. Deshalb würden wir die 220 Euro im Jahr lieber
            behalten.» Viele können sich mit dem Vater identifizieren.
         

         Etliche Landesregierungen protestieren gegen diese Kampagne, bezeichnen sie als irreführend
            und deshalb demokratieschädigend. Aber der Vorwurf verfängt nicht. Die Bürger empfinden
            es nicht als demokratieschädigend, wenn sie gefragt werden, ob sie etwas wollen oder
            nicht, und die Bundeskanzlerin hatte doch gesagt, es sei der erste Volksentscheid
            von vielen und eine Art Probelauf.
         

         Natürlich kommen genug Unterstützerunterschriften zusammen. Und als der Wahltag da
            ist, wird er von der AfD wie eine Bundestagswahl zelebriert, mit dem ganz großen Brimborium.
            64 Prozent der Wähler stimmen für die Abschaffung des Rundfunkbeitrags. Weidel tritt
            auf wie eine Wahlsiegerin: «Meine Damen und Herren, heute ist ein guter Tag für unsere
            Demokratie. Die Forderung der AfD, den Rundfunkbeitrag abzuschaffen, hat eine klare
            Mehrheit gefunden. Für mich heißt das: Wir kämpfen weiter für Deutschland und Deutschland
            steht hinter uns! Und weil in den vergangenen Wochen so viele altkluge Menschen uns
            belehren wollten, dass der Volksentscheid keine Bedeutung hat, weil irgendwo steht,
            dass das von den Landesregierungen der Altparteien entschieden wird, die sich ihren
            Staatsfunk wie einen privaten Propagandasender halten, will ich diese Menschen mal
            eines fragen: Wo steht eigentlich geschrieben, dass das deutsche Volk in diesem Land
            nicht mehr das Sagen hat? Und wie lange wollen Sie noch eine Politik gegen das eigene
            Volk machen?»
         

         Es ist ein Humbug, was Weidel sagt. Natürlich lässt sich der Rundfunkbeitrag nicht
            durch einen bundesweiten Volksentscheid abschaffen. Und die Landesregierungen, die
            Einfluss haben, sind genauso demokratisch gewählt. Aber das Jahr 2033 ist nicht das
            Jahr 2011 oder 2023. Die Demokratie ist in einer tiefen Krise. Die Mitte verliert
            den Anschluss. Jede einzelne Landtagswahl der kommenden Jahre droht für die übrigen
            Parteien in einem Desaster zu enden. Eine Mehrheit der Deutschen will ein Ende des
            Rundfunkbeitrags, ob die Kampagne der Bundesregierung irreführend war oder nicht,
            das ändert nichts am Ergebnis des Volksentscheids.
         

         Also vergehen zwei Tage, dann tritt eine Ministerpräsidentenkonferenz zusammen und
            verkündet nach stundenlangen Verhandlungen die größten Kürzungen in der Geschichte
            der öffentlich-rechtlichen Sender. Ganze Programmgenres werden gestrichen. Die dritten
            Programme senden nur noch tageweise, Klassiksender und analytische Politikformate
            werden mit dem Argument schlechter Quoten aufgegeben, es gibt Massenentlassungen,
            das Budget wird um zwei Drittel verringert. Während die Ministerpräsidenten das Bundesratsgebäude
            verlassen, steht die Bundeskanzlerin schon vor den Fernsehkameras. «Ich habe heute
            nur eine Botschaft für diese traurigen Gestalten, die hier gerade hinter mir in ihre
            Autos einsteigen: Das, liebe Altparteien, war erst der Anfang! Die AfD und das deutsche
            Volk holen sich unser Land zurück und wenn die Propagandasender dieser Leute nun verstummen,
            werden noch ganz andere Dinge möglich sein in diesem Land. Heute ist ein guter Tag
            für Deutschland!»
         

         Das Jahr 2033 ist eine schrille Zukunft, eine so ungewöhnliche Zeit, dass sich jemand,
            der die Vorgeschichte nicht kennt, gar nicht vorstellen könnte, wie so etwas möglich
            wurde. Viele fragen sich, wann der große Bruch passiert ist, wie es zu dieser Revolution
            der Verhältnisse kommen konnte, wann alles zusammenfiel. Und die Menschen, die in
            dieser Gegenwart leben, hätten keine Antwort auf diese Frage. Denn es gab keinen großen
            Bruch. Es war eine jahrelange Erosion. Kein einzelner Schritt in dieser langen Kette
            von Ereignissen war für sich genommen unwahrscheinlich oder unglaublich. Er war nur
            die Fortsetzung des schon Bestehenden, eines immer weiter um sich greifenden Misstrauens
            in einer politischen Kultur, die immer öfter Gefühle und Identitäten bewirtschaftete
            als Sachfragen. Wer in der Vergangenheit meinte, so etwas könne nie passieren, wurde
            also Stück für Stück eines Besseren belehrt, weil jedes Hindernis, das in einem demokratischen
            Verfassungsstaat besteht, nur so lange seine Berechtigung hat, wie die Bürger dem
            zustimmen. Und weil Rechtsextreme in den 2010er Jahren plötzlich keine Anhänger eines
            imaginierten Führerstaats mehr waren, sondern im Internet bemerkten, dass es sie unangreifbar
            macht, wenn sie Populisten sind, Rechtspopulisten. Also: Kämpfer für ein Volk, das
            sich nicht mehr gesehen fühlt, gegen eine abgehobene Elite. Künftig forderten Rechtsextreme
            nicht mehr die Abschaffung des Parlaments, sondern Repräsentation und Mitbestimmung
            in diesem Parlament. Das war ihr Schutz. Wer sagte, hinter der Forderung nach mehr
            Mitbestimmung verstecke sich eine rechtsextreme Agenda, der wurde als Demokratiefeind
            beschimpft und gefragt, wie er es wagen könne. Und die Menschen, die sich nicht mehr
            gesehen fühlten, außer von den Rechtspopulisten, stimmten dem zu. Schließlich waren
            sie in ihrem Selbstbild keine Rechtsextremen. Wie also konnte man es wagen, ihnen
            eine solche Agenda zu unterstellen? Das war, nach allem, was ihnen ihr Bauchgefühl
            sagte, eine heimtückische Unterstellung, um eine neue demokratische Kraft im Land
            zu diskreditieren.
         

         Es ist jetzt der 31. August des Jahres 2033. Die geschäftsführende AfD-Alleinregierung
            kündigt Volksentscheide über Massenabschiebungen, die Aberkennung der deutschen Staatsbürgerschaft
            und den Ausstieg aus dem Euro an.
         

         Wer davon erfährt, erwartet vielleicht, dass nun kommt, was kommen musste, ein Abgleiten
            in einen protofaschistischen Führerstaat, in dem vielleicht nicht ein Diktator, aber
            dafür eine Volkskanzlerin regiert, die den Mob antreibt, immer neue Volksentscheide
            gegen Minderheiten und Linke und die Eliten abzusegnen. Es wäre die Wahrmachung aller
            Fantasien und Untergangsszenarien, aus denen sich die historische Verantwortung der
            Vernünftigen speist. Aber es kommt anders.
         

      
   
      
            September und Oktober: Die Volkskanzlerin
            

         

         Der September beginnt ruhig, und diese Ruhe hat einen Grund, den nur verstehen kann,
            wer in der Corona-Pandemie ein aufmerksamer politischer Beobachter war. Damals herrschte
            nicht nur ein epidemiologischer, sondern auch ein parlamentarischer Ausnahmezustand.
            Für die Bekämpfung einer ansteckenden Infektionskrankheit sind nämlich keine Bundestagsdebatten
            notwendig. Alles, was man braucht, steht im Infektionsschutzgesetz. Die Regierung
            handelt, der Bundestag schaut zu. Eine Pandemie ist eine exekutive Lage, genauso wie
            jeder andere Notstand, ein Hochwasser, ein Krieg oder ein Meteoriteneinschlag. Es
            ist auch nichts Anrüchiges dabei, wenn Regierungen von Bund und Ländern über Masken
            und Einreiseverbote und Sperrstunden entscheiden, ohne dass im Parlament weitreichende
            Debatten stattfinden, es ist innerhalb der akuten Krise erwünscht. Für eine erste,
            zweite, dritte Lesung und den Vermittlungsausschuss fehlt die Zeit.
         

         Trotzdem war die Pandemie eine irritierende und empörende Situation. Wer den Normalfall
            gewöhnt war, für den war es wie das Geräusch einer lauten Fabrikturbine, die jemand
            abrupt ausgeschaltet hatte und die immer langsamer wurde, bis von ihrem schrillen
            Pfeifen irgendwann nur noch ein leiser Brummton übrig war, der schließlich ganz verschwand.
            Dann herrschte eine gespenstische Stille. Keine Regierungsstelle gab Auskunft, kein
            Abgeordneter wusste etwas, keiner kannte den Stand der Debatte, keiner konnte sagen,
            was als Nächstes geschehen würde. Es sei denn, man sprach mit jemandem, der bei einer
            Unterredung im Bundeskanzleramt, im Bundesgesundheitsministerium oder bei einer Ministerpräsidentenkonferenz
            dabei war. Das war möglich, aber nur manchmal, und wenn, dann erfuhr man allenfalls
            Bruchstücke. Manchmal gab es eine Pressekonferenz eines Ministers, und alle stellten
            aufgeregte Fragen, auf die es wenig Antworten gab, und dann wurde es wieder vollkommen
            still.
         

         Genauso ist es auch im September 2033. Eine geschäftsführende Minderheitsregierung
            handelt, das Parlament schaut zu. Wer erfahren will, was im Land passiert, hat drei
            Möglichkeiten. Erstens: Er kann bei den Abgeordneten im Bundestag nachfragen, auch
            bei denen von der AfD. Und dort wird man ihm wahrheitsgemäß sagen, dass niemand etwas
            weiß, weil alle Entscheidungen in den Ministerien getroffen werden und weil die Bundeskanzlerin
            schon lange nicht mehr in der Fraktion war, um freimütig aus ihrem Alltag zu berichten.
            Sie spricht lieber direkt zum Volk durch ihre Videonachrichten und erwartet von allen
            Abgeordneten Gefolgschaft, aber nicht Mitarbeit. Es gibt keine Gesetze zu beschließen,
            weil es keine Mehrheiten gibt. Die Abgeordneten der Opposition sagen auch, dass sie
            nichts wissen, und warum sollten sie auch informiert werden von einer Regierung, die
            ihnen den Kampf angesagt hat. Sie können nur sagen, warum sie die Lage als Skandal
            empfinden, aber solche Aussagen fühlen sich jetzt, im September, sehr alt an. Alle
            haben verstanden, dass die übrigen Parteien mit der geschäftsführenden Bundesregierung
            nicht einverstanden sind.
         

         Zweite Möglichkeit: Er kann bei der Regierung nachfragen, und weil das viele tun,
            sind die Büros überlastet und jeder wird am Telefon gebeten, lieber eine E-Mail zu
            schreiben. Diese E-Mail wird nach vier Tagen mit dem Hinweis beantwortet, dass die
            Mitglieder der Bundesregierung momentan nicht für Stellungnahmen zur Verfügung stehen,
            weil sie sich in Krisensitzungen befinden. Am Telefon sagt ein Referent, dass die
            Bevölkerung über die üblichen Kanäle informiert wird, sobald es eine Entscheidung
            gibt. Und dann wünscht er einen schönen Tag.
         

         Dritte Möglichkeit: Er kann mit Fachleuten sprechen, das sind in diesem Fall Politikwissenschaftler
            und Verfassungsrechtler, die das Geschehen deuten und historische Vergleiche ziehen.
            Das ist alles, reicht aber nicht, um informiert zu sein. Die Absichten dieser Minderheitsregierung
            liegen also im Dunkeln und das öffentliche Gespräch erlahmt. Der Diskurs, wie wir
            ihn heute kennen, mit seinem Stimmengewirr und seinen vielen Argumenten und Schlagabtauschen
            existiert im September 2033 nicht mehr. Es war kein großspuriger Boykott notwendig,
            um das zu erreichen, sondern es ist eine natürliche Folge der exekutiven Lage. Es
            gibt eine gespenstische Informationsarmut und einen verstörenden Mangel an Transparenz.
         

         Als im September 2033 der Wahlkampf für die neuen Volksentscheide der AfD beginnt,
            ist das eine Erlösung. Endlich kann wieder mitgeredet werden, und das tun alle mit
            Leidenschaft, auch jene, die nicht AfD gewählt haben. Wochenlang streiten sich die
            Deutschen, ob es Massenabschiebungen geben soll; ob Migranten, die erst wenige Jahre
            Deutsche sind, ihre Staatsbürgerschaft wieder verlieren sollen und ob Deutschland
            aus dem Euro aussteigen soll. Die Art, wie darüber diskutiert wird, bietet nichts
            Neues. Es gibt verfassungsrechtliche Bedenken, düstere volkswirtschaftliche Prognosen,
            geistreiche Interventionen, plumpe Appelle, alle üblichen Verdächtigen kommen zu Wort,
            die auch schon im Bundestagswahlkampf für die AfD geworben oder vor ihr gewarnt hatten.
         

         Ein Großteil der Debatte handelt von der Frage, was eigentlich zur Wahl steht. Der
            Antragstext zu Massenabschiebungen lautet: «Stimmen Sie dem Volksbegehren ‹Remigration
            und Rückführung: Für eine geordnete Migrationspolitik in Deutschland› zu?» Zur Erklärung
            heißt es: «Das Volksbegehren verlangt die Einfügung eines neuen Artikels 16c sowie
            die Änderung von Artikel 16a des Grundgesetzes sowie den Erlass eines Rückführungsgesetzes,
            das vollzugspflichtige Ausreisepflichten beschleunigt durchsetzt.»
         

         Dem Wortlaut nach soll der Entscheid also nur die Abschiebung von Ausländern beschleunigen,
            die ohnehin ausreisen sollen. Dem steht gegenüber, wie AfD-Anhänger im Alltag über
            den Volksentscheid sprechen. Sie laufen mit Handykameras durch die Fußgängerzone und
            filmen Deutsche mit Migrationshintergrund. Die Stimme aus dem Off sagt: «Das kommt
            alles weg! Stimmt jetzt für Remigration! Deutschland wird wieder deutsch!» Der Wahlkampf
            handelt von der Frage, wie die Regierung diesen Widerspruch auflösen möchte. Sie löst
            ihn nicht auf.
         

         Ähnlich unklar ist der Volksentscheid über den Euro-Ausstieg. Da ist im Entwurf, für
            den die AfD genug Unterstützungsunterschriften gesammelt hat, von einem Prüfauftrag
            die Rede: «Stimmen Sie dem Volksbegehren ‹Währungssouveränität wiederherstellen: Euro-Ausstieg
            oder grundlegende Nachverhandlung der EWU-Verträge› zu?» Zur Erklärung heißt es: «Das Volksbegehren verpflichtet die Bundesregierung,
            innerhalb von 24 Monaten entweder einen Ausstieg Deutschlands aus der Europäischen
            Währungsunion herbeizuführen oder verbindliche Nachverhandlungen der EU-Verträge im Sinne eines reformierten Währungssystems einzuleiten. Über das Ergebnis
            der Verhandlungen wird in einem gesonderten Volksentscheid abgestimmt.» Eigentlich
            ist also klar, worum es geht. Trotzdem verteilen AfD-Anhänger frühmorgens vor Supermärkten,
            wo Handwerker ihr Mittagessen einkaufen, täuschend echte Deutsche-Mark-Scheine, auf
            deren Rückseite QR-Codes zu AfD-Seiten gedruckt sind. Als ob es in Wirklichkeit um die Wiedereinführung
            der D-Mark gehe. Die Aktion wird von der Opposition als unlautere Täuschung ausgelegt,
            aber das dringt nicht bis auf die Parkplätze vor den Supermärkten durch. Dort bringt
            die AfD einfach die D-Mark zurück, eine starke Währung für ein starkes Volk. Die AfD
            braucht in ihrem besonderen Politikstil also keine inhaltliche Klarheit, um mit ihren
            Volksentscheiden erfolgreich zu sein, die brauchen nur die anderen Parteien, weshalb
            die AfD im Vorteil ist und die anderen im Nachteil sind.
         

         Genauso ist es bei den Ausbürgerungen. Um diesen Volksentscheid anzunehmen, ist keine
            einfache, sondern eine Zweidrittelmehrheit notwendig, weil die Verfassung geändert
            werden müsste. Und eine solche Mehrheit gilt als unwahrscheinlich. Die Frage an die
            Bürger lautet: «Stimmen Sie dem Volksbegehren ‹Staatsangehörigkeit mit Substanz: Für
            die Möglichkeit der Ausbürgerung bei schwerwiegenden Verstößen gegen die verfassungsmäßige
            Ordnung› zu?» Zur Erklärung heißt es: «Das Volksbegehren beantragt eine Änderung des
            Grundgesetzes, die den Entzug der deutschen Staatsangehörigkeit bei Doppelstaatlern
            ermöglicht, die rechtskräftig wegen Hochverrats, Terrorismus oder der Mitgliedschaft
            in einem verbotenen Verein verurteilt wurden. Staatenlosigkeit bleibt ausgeschlossen.
            Ergänzend wird eine Verschärfung des Staatsangehörigkeitsrechts bei erschlichenen
            Einbürgerungen beantragt.»
         

         Jede Abstimmung hat also ihr Hintertürchen. Entweder es wird im Wahlkampf anders über
            sie geredet, als ihr Antragstext tatsächlich lautet, weshalb unklar ist, worüber die
            Bürger eigentlich abstimmen. Oder eine Zustimmung bedeutet nicht eine sofortige Entscheidung,
            sondern einen Verhandlungsprozess, den die Regierung in ihrem Sinne steuern kann,
            weil sie entscheidet, wann eine Reform ausreichend ist und wann nicht. Oder die erforderliche
            Mehrheit ist so hoch, dass eine Zustimmung als äußerst unwahrscheinlich gilt, was
            dann gesellschaftlichen Akteuren angelastet werden kann, die nach Ansicht der AfD
            «unentwegt Stimmung machen», um ihren düsteren Plan von «Umvolkung» und «Volkstod»
            zu verwirklichen.
         

         Jeder Volksentscheid hat notwendigerweise diesen doppelten Boden, weil aus komplizierten
            Problemen simple Quizfragen werden müssen und die AfD in dieser Unschärfe floriert,
            wie das von jeher ihre Methode war. Es ist alles ein Spiel. Entweder sie entscheidet
            einen Volksentscheid für sich oder sie beschuldigt ihre Gegner, den Wahlkampf beeinflusst,
            die Bürger verwirrt und das Ergebnis manipuliert zu haben.
         

         So sinkt das Niveau. Es gibt keine Expertenanhörungen in Parlamentsausschüssen, wo
            stundenlang in einer Detailtiefe über gesetzgeberische Risiken gesprochen wird, die
            einem Laienpublikum nicht zuzumuten wäre. Es gibt keine verpflichtende, gründliche
            Folgenabschätzung durch Fachleute eines Ministeriums. Es gibt nicht mehrere Lesungen
            im Bundestag, in denen eine direkte Rede und Gegenrede möglich ist, und jemand, der
            Unsinn sagt, verantwortlich gemacht werden kann.
         

         Die Stimmung ist so, dass Kritiker dieses Verfahrens freiwillig verstummen oder als
            Gegner des Volkes gelten, weil sie klingen wie ein abgesetzter Tyrann, der die früheren
            Zeiten betrauert. Wer bedauern will, dass uninformierte Bürger aus dem Bauch entscheiden,
            was früher Fachpolitiker jahrelang berieten, der mag recht haben, aber das wird ihm
            nicht helfen. Alle Normen des politischen Diskurses, alle Ansprüche an Rationalität
            und Qualität, alle Forderungen nach Widerspruchsfreiheit und Seriosität verlieren
            ihre Verbindlichkeit, wenn es das Volk selbst ist, das entscheidet. In einer politischen
            Kultur der Anschuldigung und Verhetzung hat die Einführung von Volksentscheiden diese
            zwingende Konsequenz: Eine Kritik der politischen Kultur findet nicht mehr statt.
         

         Es ist Wahltag und wieder wird er groß zelebriert. Weil das Bundesinnenministerium
            den Bundeswahlleiter bestimmt und weil alle diese Stellen nun in AfD-Hand sind, überlässt
            der Bundeswahlleiter die Verkündung des Ergebnisses «unserer großen Kanzlerin, der
            Kanzlerin aller Deutschen, unserer wunderbaren Alice Weidel», die daraufhin, im festlichen
            Hosenanzug und im Foyer der Bundespressekonferenz stehend, wie bei einer Preisverleihung
            einen viereckigen Umschlag öffnet, und die Prozentzahlen verliest.
         

         52 Prozent sind für Massenabschiebungen. 32 Prozent sind für Ausbürgerungen. 35 Prozent
            für einen Euro-Ausstieg.
         

         Es ist ein Paukenschlag. Die AfD ist in zentralen Punkten gescheitert. Die Deutschen
            haben zwei ihrer wichtigsten Anliegen abgelehnt, trotz wochenlanger Aufstachelung
            im Wahlkampf. Noch während Weidel die Prozentzahlen verliest, schickt der Vorsitzende
            der Unionsfraktion, Jens Spahn, eine vorbereitete Pressemitteilung heraus. Darin steht:
            «Jetzt wird sichtbar, was wir seit langer Zeit gesagt haben: Diese Regierung kann
            es nicht. Und die Deutschen wollen nicht, was sie will. Das Einzige, was diese Regierung
            noch für das Land tun kann, ist, uns nicht mit weiteren Volksabstimmungen zu behelligen,
            sondern Neuwahlen zuzustimmen, und zwar sofort!»
         

         Weidel wirkt aber gar nicht, als erlebe sie gerade eine Niederlage. Sie strahlt. «Wunderbar!
            Das ist Demokratie, meine Damen und Herren! Wir, die AfD, lassen das Volk entscheiden
            und bevormunden es nicht. Und wenn ich ehrlich bin, muss ich sagen: Das Volk hat weise
            entschieden. Es hatte genau den richtigen Instinkt.»
         

         In den kommenden Stunden setzt sich diese Sprachregelung durch. Alle in der AfD stellen
            sich auf die Seite des Volkes. Geben ihm Recht. Distanzieren sich von ihrer eigenen
            Vorlage. Loben den Prozess. Oppositionspolitiker halten das für ein Schwächesignal,
            weil es so grotesk anmutet, dass eine Partei die Deutschen erst wochenlang agitiert,
            für eine Vorlage zu stimmen, nur um dann die Ablehnung genau dieser Vorlage zu loben.
            Sie hoffen, die AfD durch diese Widersprüchlichkeit stellen zu können, damit rational
            denkende Wähler daran zweifeln, dass eine solche Partei das Land sicher regieren kann.
         

         Weidel wird von einem Journalisten in triumphierendem Tonfall gefragt: «Frau Bundeskanzlerin,
            wenn es so klug war, die Vorlage abzulehnen, warum hat die AfD sie dann zur Abstimmung
            gestellt?»
         

         Weidel lacht. «Ich bin es ja gewöhnt, den halbdoofen Journalisten allerhand erklären
            zu müssen, also will ich es auch in diesem Fall gerne tun: Wir, die AfD, fragen das
            Volk, verstehen Sie? Wir lassen das Volk entscheiden. Und es hilft der Entscheidung,
            eine Frage zur Abstimmung zu stellen, die, sagen wir mal so, knackig formuliert ist.
            Aber Sie sehen doch, dass die Menschen ihren eigenen Kopf haben, und dazu noch einen
            sehr klugen, wie ich sagen muss. Sie sollten den Deutschen mehr zutrauen. Wir tun
            das jedenfalls!»
         

         Es ist an Widersprüchlichkeit kaum zu überbieten. Die meisten Deutschen aber können
            kein Problem erkennen. Sie haben abgestimmt. Die Bundeskanzlerin akzeptiert das Ergebnis.
            Sie erklärt, warum die AfD manchmal zugespitzte Fragen stellt. Das Gezeter der Opposition
            halten die Deutschen für das übliche politische Geschacher, dessen sie eigentlich
            überdrüssig sind. Das ist die neue Zeit. Im Internet hat sich ein politischer Diskurs
            etabliert, der keine Verantwortlichkeit und keine Moderation zulässt, sondern schwankende,
            wechselnde Mehrheiten marodierender Digitalbürger. Was die AfD macht, wäre in der
            alten Mediengesellschaft undenkbar gewesen. Hier funktioniert es.
         

         Trotz des Wahlausgangs gewinnt die AfD in der nächsten Umfrage zwei Prozentpunkte
            hinzu, die Demoskopen warnen, das liege innerhalb der statistischen Fehlertoleranz.
            Im wahrscheinlichsten Fall hat sich durch die verlorenen Volksentscheide also gar
            nichts geändert.
         

         In den kommenden Wochen passiert etwas Seltsames. Alice Weidel hat durch die gescheiterten
            Volksentscheide gelernt, dass ihre Popularität unabhängig von Positionen und Partei
            funktioniert. Sie macht nun regelmäßig abschätzige Bemerkungen über das AfD-Programm.
            Sie probiert aus, wie ihre Partei reagiert, und was die Bürger sagen. Darauf angesprochen
            sagt sie, was sie schon am Wahlabend sagte, nämlich dass sie die «Bundeskanzlerin
            aller Deutschen» sein wolle. «Nennen Sie mich von mir aus gerne ‹Volkskanzlerin›».
            Manche amüsiert es, wenn Weidel genauso abschätzig über Parteifreunde spricht, wie
            sie sonst mit anderen umgeht. Einen Landesvorsitzenden bezeichnet sie als «Naseweis»,
            als dieser anmahnt, das Parteiprogramm zu achten. Sie sagt: «Wir bevormunden die Deutschen
            nicht mit einer Ideologie, sondern geben ihnen ihr Land zurück. Das hat offenbar auch
            bei uns noch nicht jeder Naseweis verstanden.»
         

         Ohne Weidel könnte die AfD ihre Minderheitsregierung nicht fortführen, es gäbe eine
            Kanzlerwahl im Bundestag, und die übrigen Parteien würden sich auf einen Interims-Bundeskanzler
            einigen, dessen Mandat darin bestünde, das Land bis zu Neuwahlen zu regieren. Weidel
            kann sich also von ihrer Partei emanzipieren, weil die Partei zu ihr halten muss.
            Und sie kann bei den Deutschen punkten, die bisher gegenüber der AfD misstrauisch
            waren, wenn sie ihre eigene Partei kritisiert. Das verschafft Weidel eine enorme Machtposition.
            Sie kann bestimmen, was die Regierung tut, und sie schuldet keinem Parlament und keiner
            Partei Rechenschaft, sondern nur einer diffusen Masse namens Volk, dessen Stimmung
            sie sowohl steuern als auch in ihrem Sinne deuten kann. AfD-Politiker müssen fürchten,
            von Weidel öffentlich gerügt zu werden. Die Opposition muss bangen, dass Weidel einen
            Volksentscheid ansetzt, der verheerende Auswirkungen haben könnte, weil sie über ihre
            Reichweite beinahe uneingeschränkte Kontrolle über die Formulierung der Frage und
            die Beschaffung der notwendigen Unterschriften hat. Und weil das alle wissen, wird
            Weidel immer häufiger von Interessengruppen gebeten, Volksentscheide anzusetzen oder
            zu verwerfen. Sie allein kann das entscheiden. Sie hält Hof im Bundeskanzleramt. Unternehmer
            und Verbandspräsidenten versuchen, ihre Aufmerksamkeit zu erregen, bitten um Gespräche,
            schreiben flehende Briefe, dieses zu tun oder jenes. Es entsteht eine monarchische
            Kultur der Einflüsterung: Wer das Ohr der Kanzlerin hat, der kann politische Veränderungen
            im Land erreichen. Macht die Kanzlerin eine Andeutung bei einem Besuch, eine Geste
            oder verweigert sie einen Termin, wird das als Zeichen gedeutet, eine Entscheidung
            in die eine oder in die andere Richtung könnte bevorstehen. Zeitungen berichten über
            Unmut in den AfD-Reihen, aber das hilft Weidel eher in der Bevölkerung, weil es sie
            gütiger, verlässlicher und volksnäher erscheinen lässt in diesen wilden Zeiten. Immer
            mehr Menschen setzen ihre Hoffnungen speziell in Weidel als Person. Sie gilt als Garant
            für alles, was Bürger an Hoffnungen auf sie projizieren, und das ist ein natürlicher
            Vorgang, der immer eintritt, wenn das demokratische Procedere im Parlament und innerhalb
            einer Koalition kollabiert. Die Gremien entscheiden nichts mehr. Weidel entscheidet.
         

         Wer in all dem einen tieferen Sinn sehen will, wird enttäuscht. Die Regierung hat
            keinen großen Plan. Es werden unzusammenhängende Entscheidungen getroffen. Manchmal
            werden demokratische Institutionen in Frage gestellt, manchmal nicht.
         

         Der Rechtspopulismus ist keine produktive Kraft. Er schafft nichts, er zerstört, aber
            das tut er weniger absichtsvoll, als ihm oft unterstellt wird. Er ist der Politik
            gewordene Affekt. Und weil dieser Affekt manchmal an Grenzen stößt, handelt rechtspopulistische
            Politik davon, diese Grenzen zu verschieben oder zu beseitigen, um dem Affekt jene
            Freiheit zu verschaffen, die er verlangt. Im Zentrum allen Handelns steht aber nie
            der Plan, einen Staat oder einen liberalen Rechtsstaat zu zerstören, sondern immer
            nur dieser Affekt. Es gibt keine gezielte Strategie zur Aushöhlung bestimmter Normen.
         

         Wer den Rechtspopulismus verstehen will, muss in ihm eine Politik der Innerlichkeit
            sehen, die emotionale Mängel bearbeitet und sich gegen eine äußere Welt wehrt, die
            ihr dabei in die Quere kommt. Deshalb scheinen ihre Anhänger so wankelmütig. Mal bekennen
            sie sich zu demokratischen Werten, mal nicht. Leisten die demokratischen Institutionen
            für einen Moment keinen Widerstand, weil sie einen Affekt nicht beschränken wollen,
            werden sie von einem Rechtspopulisten auch nicht als störend oder für verzichtbar
            gehalten. Sie werden in solchen Momenten nur als eine Kulisse wahrgenommen, in der
            das Eigentliche stattfindet.
         

         Dass diese AfD-Kanzlerschaft eine Revolution bedeutet für die politische Kultur der
            Bundesrepublik ist also nicht das Ergebnis einer perfiden Absicht. Die neue Politik
            ist unpersönlich, organisch, planlos. Es ist, als würde sich das Wasser nach einem
            langen Regen dort sammeln, wo es am Weiterfließen gehindert wird, und durch sein Eigengewicht
            immer mehr Druck aufbauen. Und dann, wenn die Barriere weiter standhält, das Fundament
            unterspülen. Nicht, weil das Wasser unbedingt etwas zerstören will, sondern weil es
            immer bergab fließt, auf dem Weg des geringsten Widerstands.
         

         Diese Erkenntnis ist für viele Menschen eine Zumutung. Wer Politik für das rationale
            Gespräch über einen Interessenausgleich hält, will sich gegen einen solchen Irrationalismus
            wehren, indem er auch seinen Gegnern eine strategische Raffinesse unterstellt. So
            jemand will lieber hören, dass in der AfD absichtsvoll, strategisch und mit langfristigen
            Zielen gehandelt wird. Dann nämlich wären diese AfD-Politiker verstehbar und weniger
            fremd. Sie wären immer noch Gegner, aber ihr Widerspruch könnte verarbeitet werden,
            etwa, indem man auf ihre Forderung einginge, einen politischen Rechtsruck zu bewirken.
            Oder indem man sie bekämpft mit den Mitteln, die der Rechtsstaat für erklärte Gegner
            vorhält. Deshalb wird es vom Publikum immer mit großer Dankbarkeit aufgenommen, wenn
            es Journalisten gelingt, Strategiepapiere aus der AfD-Bundesgeschäftsstelle zu ergattern,
            in denen steht, was man immer vermutet, ja geradezu herbeigesehnt hatte: dass hinter
            all der Verwirrung und Verleugnung nur Menschen mit einem perfiden Plan stehen, die
            sich die ganze Zeit verstellt haben, um das historisch vertraute, rationale, leicht
            greifbare Ziel einer rechtsextremen Revolution zu verwirklichen.
         

         So ist es aber nicht. Die Strategiepapiere, die aus der AfD bekannt sind, wurden von
            Einzelakteuren geschrieben und sind durchweg Postrationalisierungen des Bestehenden:
            Sie tun so, als wäre das, was die Partei ist, schon immer Absicht gewesen. Niemals
            konnte nachgewiesen werden, dass die strategische Richtung der Partei auf dem Wege
            eines einzelnen Papiers festgelegt wurde, das in den Gremien verhandelt wurde. Immer
            war die Stimmung auf X, das horrende Wahlergebnis eines bestimmten Landesverbandes,
            der Applaus auf einem Parteitag, die Kommentarspalte auf Tiktok, der Zuspruch auf
            dem Marktplatz dasjenige, durch das sich die Partei in die eine oder die andere Richtung
            entwickelt hat.
         

         Die AfD ist für ihre Kritiker also eine viel größere Zumutung als gedacht. Die Zumutung
            besteht darin, dass ihre Anhänger für rationale Gründe nicht erreichbar sind, aber
            im Spiel der Emotionen trotzdem rationale Gründe heucheln, und zwar immer jene, die
            gerade mit ihrem Affekt im Einklang sind. So jemanden kann ein faktenhubernder Sachpolitiker
            nicht bezwingen. Der AfD-Anhänger würde sich einfach weigern, ein schlagendes Argument
            anzuerkennen. Er würde ausweichen und einen anderen Grund angeben, der seinen Affekt
            rechtfertigt. Er würde sagen, dass er nur die illegale Migration begrenzen will, oder
            dann, wenn die illegale Migration begrenzt ist, er vollumfängliche Abschiebungen will,
            oder dann, wenn die Abschiebungen an rechtsstaatliche Grenzen stoßen, er nur die Ideologisierung
            der Gerichte beenden will, oder dann, wenn die Beeinflussung von Gerichten an Verfassungsgrenzen
            stößt, er es leid ist, wegen seiner Überzeugungen gleich als Extremist beschimpft
            zu werden, weshalb ein Establishment abgelöst werden muss, das auf diese Weise undemokratisch
            ist, dass es Oppositionelle als Extremisten hinstellt.
         

         So jemand wäre im alten Politikstil unbesiegbar, und diese Dominanz in der Konfrontation
            macht ihn nur noch attraktiver für all jene, die sich aus dem engen Korsett von Grundgesetz,
            Europäischer Menschenrechtskonvention, EU-Grundrechtecharta und UN-Menschenrechtsverträgen befreien wollen, um endlich die zu sein, die sie sind. Dieses
            Spiel hat schon zur Gründungszeit der AfD im Jahre 2013 funktioniert, und es funktioniert
            bis zum September 2033, wenn die Gesellschaft nicht aufhört, mit ihrem traditionellen
            politischen Vokabular des rationalen Interessenausgleichs auf AfD-Anhänger einzureden.
         

         Im September 2033 haben viele Deutsche noch gar nicht gemerkt, dass sie autoritär
            geführt werden, so sanft und unkonventionell war der Übergang dorthin. Jahrelange
            populistische Parolen haben sämtliche Kontrollmechanismen erodiert und jetzt gibt
            es Alice Weidel. Sie ist keine Diktatorin, aber sie führt einen labilen, von Stimmungen
            gesteuerten und illiberalen Maßnahmenstaat.
         

         In ihren Videobotschaften verkündet die Bundeskanzlerin immer neue Entscheidungen.
            Oft geht es um Einzelfälle. Ein gambischer Mann hatte sich mit gefälschten Dokumenten
            ein Geschäftsvisum besorgt und dann in Deutschland Asyl beantragt. Weidel zeigt in
            ihrer Videobotschaft ein unverpixeltes Foto des Mannes und nennt seinen Namen. «Hallo
            Herr Ceesay, ich darf mich kurz vorstellen, ich bin hier die Bundeskanzlerin», sagt
            Weidel in ihrem typischen Ton, halb salopp, halb abschätzig. «Ich habe eine Durchsage
            für Sie: Meine Behörden werden alles tun, Sie wieder außer Landes zu bringen! Sie
            sind hier nicht willkommen!» Weidel verkündet, die Visavergabe aus Afrika vorerst
            zu pausieren, und eigentlich ist das keine Pause, dafür wären Gesetzesänderungen notwendig.
            Das Auswärtige Amt zieht einfach so viel Personal ab, dass Visaanträge nur noch nach
            vielen Monaten oder Jahren bearbeitet werden können. Das kann die Regierung jederzeit
            tun.
         

         Wer das ein Theaterstück nennt, das eine Stimmung schüren soll, Ausländer im Allgemeinen
            für Halunken zu halten, dem entgegnen AfD-Anhänger, dass es in den vergangenen Jahren
            Tausende solcher Fälle gab und dass die AfD nun endlich etwas dagegen tue. Und natürlich
            gibt es mehr Fälle als nur diesen einen. In weiten Teilen der Bevölkerung wird das
            anerkannt. Es gibt ein Problem und die Bundeskanzlerin handelt. So hatten es auch
            frühere Bundeskanzler suggerieren wollen. Sie hatten das komplizierte Procedere der
            Gesetzgebung eher kaschiert und eine Tatkraft ausgestrahlt, die auf dem Papier nicht
            existierte. Die Bevölkerung hatte das geglaubt. Das rächt sich jetzt.
         

         Weidels nächstes Video handelt von einer islamistischen Demonstration in Berlin, die
            aus 17 Personen bestand und dann von der Polizei aufgelöst wurde, weil jemand «Khaybar,
            Khaybar, ya yahud, sawfa yaʿūd» gerufen hatte, das heißt auf Deutsch «Khaybar, Khaybar, o ihr Juden, die Armee
            Mohammeds wird zurückkehren» und erinnert an eine Schlacht bei der Oase Khaybar, wo
            im 7. Jahrhundert Truppen Mohammeds gegen jüdische Stämme kämpften. Es ist also eine
            mörderische, antisemitische Parole. Weidel verkündet, das Bundesinnenministerium anzuweisen,
            alle muslimischen Vereine zu verbieten, in denen antisemitische oder andere, mit der
            «jüdisch-christlichen Grundordnung unvereinbare Werte» vertreten werden. Bei einer
            Mitgliedschaft in einem solchen verbotenen Verein soll der Verfassungsschutz das Umfeld
            der Betreffenden informieren, damit Arbeitgeber, Kommunalbehörden und lokale Polizeistellen
            auf diesen potenziellen Verfassungsfeind hingewiesen sind.
         

         Das löst in Fachkreisen einen großen Aufruhr aus. Der Vorschlag gilt als verfassungswidrig.
            Niemand darf vom Geheimdienst belästigt werden, nur weil er passives Mitglied in einem
            Moscheeverein ist, in dem andere «Khaybar, Khaybar, ya yahud, sawfa yaʿūd» rufen. Linke Bündnisse protestieren zu Tausenden gegen diese Abkehr vom Rechtsstaat
            und als sie am Bundeskanzleramt vorbeilaufen, steht Alice Weidel winkend auf dem Balkon
            ihres Büros und nimmt ein Handyvideo auf. «Merken Sie sich diese Gesichter, meine
            Damen und Herren, diese Menschen demonstrieren dafür, dass Antisemiten und Verfassungsfeinde
            bei uns ungestört ihr Werk verrichten können. Aber das wird ihnen nicht gelingen,
            solange ich hier etwas zu sagen habe!» Der Verfassungsschutz warnt, die Demonstration
            sei von «Anti-Deutschen» und «Extremisten» unterwandert. Die Bundespolizei kesselt
            manche Demonstranten ein und durchsucht sie nach Waffen.
         

         Der Regen fällt, das Wasser fließt, und wo es Widerstand gibt, steigt der Druck.

         Hunderte muslimische Vereine werden verboten, auch bislang völlig unbescholtene Moscheevereine,
            deren Mitgliederzahl in die Zehntausende geht. Viele Vereine klagen dagegen, die Verfahren
            laufen. Der Verfassungsschutz beauftragt seine Abteilung 6 damit, das Umfeld der Mitglieder
            zu informieren. Den Arbeitgebern wird bedeutet, dass sie im Extremfall selbst zum
            Beobachtungsobjekt werden könnten, wenn bei ihnen viele Extremisten arbeiten. Kommunale
            Behörden machen Vermerke in ihren Akten, die örtlichen Polizeikräfte wissen, wo die
            «Verfassungsfeinde» wohnen, und es ist ihnen und ihrer persönlichen politischen Überzeugung
            überlassen, daraus Schlüsse zu ziehen. Einen Auftrag, die Bewohner zu schikanieren,
            haben sie nicht. Es gibt aber auch unter Polizisten AfD-Anhänger. Die wollen etwas
            tun, sie wissen nur noch nicht, was.
         

         All das halten Fachleute für rechtswidrig: die Vereinsverbote, aber auch die Weitergabe
            sensibler Daten. Die Betroffenen beantragen bei Gerichten einstweilige Verfügungen
            und immer dort, wo das passiert, verspricht der Verfassungsschutz für die Dauer des
            Verfahrens keine weiteren Informationen über die Person weiterzugeben. Die Wirkung
            ist ohnehin erreicht. Muslime werden vorläufig vom Dienst suspendiert, private Arbeitgeber
            beurlauben sie oder kündigen ihnen, wenn das rechtlich möglich ist. Sie befürchten
            Nachteile an anderer Stelle, eine Regierung, die sich nicht sklavisch an rechtsstaatliche
            Regeln hält, kann großen Arbeitgebern leicht gefährlich werden.
         

         Und dann passiert, was passieren musste: Ein Verwaltungsgericht hebt die Vereinsverbote
            auf. Die Entscheidung ist eine schallende Ohrfeige für die Fachabteilung des Bundesinnenministeriums,
            die den Richtern zufolge «keine Sachgründe von ausreichendem Gewicht» vorgetragen
            hatte, die ein Verbot rechtfertigten. Damit endet auch die Schikane der zehntausenden
            Muslime, die in den Vereinen Mitglied waren. Und wieder gibt es hämische Kommentare
            gegen die AfD-Regierung, und wieder fragen AfD-Vertreter gehässig, ob es allen lieber
            wäre, sie würden nichts tun gegen fanatische Islamisten, die auf deutschen Straßen
            den Judenmord herbeisehnen. Und wieder verfängt das bei vielen Bürgern, weil Politik
            etwas anderes geworden ist, als es früher war.
         

         Jetzt regiert der Affekt. In dieser Logik geht es nicht darum, ein funktionierendes
            System zu schaffen, das verfassungsfeindliche Vereine verbietet und ihre Mitglieder
            beobachtet, sondern darum, das zu tun, was gerade das Gebot der Stunde ist. In diesem
            Fall: es den Muslimen zu zeigen. Die Bürger von der Zumutung zu befreien, die Toleranz
            für sie bedeutet, am besten dadurch, dass die Tolerierten verschwinden. Ein Verwaltungsgerichtsurteil
            ändert nichts an diesem Motiv. Es wird sich der Regierung eine neue Gelegenheit bieten,
            den Affekt umzusetzen, und wieder werden die AfD-nahen Bürger zufrieden sein, dass
            ihr Gefühl verstanden wurde und nicht verlacht oder geächtet.
         

         Die AfD lernt schnell, dass sie diesen Erfolg öfter haben kann, und dass Gerichtsurteile
            ihn nicht schmälern. In immer kürzerer Folge werden neue Maßnahmen verkündet, von
            denen manche durch einstweilige Verfügungen gestoppt, andere erst mit einer Entscheidung
            im Hauptverfahren aufgehalten werden, was Jahre dauern kann, weil die Ministerien
            die Verfahren absichtsvoll in die Länge ziehen. Oft werden die Maßnahmen dann verworfen,
            aber nicht immer. In einer Gesellschaft, in der ein Drittel die AfD unterstützt, mit
            steigender Tendenz, urteilen Gerichte anders als sie es früher getan hätten. Das Bundesverfassungsgericht
            meint plötzlich nicht mehr, dass eine Industriepolitik verfassungswidrig ist, wenn
            sie späteren Generationen einen belastenden Klimawandel auferlegt. Oder dass einem
            Asylbewerber eine gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht werden muss, die über das
            Sichern seiner nackten Existenz hinausgeht. Auch die Justiz beugt sich dem Zeitgeist.
         

         Die Volkskanzlerin verkündet, viele folgen. Sie verspricht, die Zahl der kopftuchtragenden
            Beamtinnen reduzieren zu wollen, lässt aber im Unklaren, wie das geschehen soll, ohne
            Musliminnen zu diskriminieren. Eine Erklärung erwartet auch niemand, die AfD-Anhänger
            laben sich allein an der Tatsache, dass ihr Ressentiment von der moralischen Autorität
            des Kanzleramtes geadelt wurde. Weidel erklärt, dass das öffentliche Gebet nach dem
            Fastenmonat Ramadan nicht mehr erlaubt sei in Deutschland, weil dort Männer und Frauen
            getrennt säßen. Sie sagt das, obwohl es kommunale Ordnungsbehörden sind, die über
            Genehmigungen entscheiden, und obwohl das getrennte Beten auch im Judentum üblich
            ist. Aber das sind für Weidels Anhänger nur Kritteleien von linken Strebern. Der Widerspruch
            wird nicht aufgelöst, und es fragt auch niemand mehr, weil wenige Tage später die
            nächste Maßnahme folgt. Weidel verkündet eine «Qualitätsoffensive» für die deutschen
            Medien, was eine Ausweitung der ohnehin laufenden Ermittlungsverfahren meint. Sie
            lässt eine Liste mit Vereinsnamen veröffentlichen, die allesamt vom Bundesinnenministerium
            auf ihre Verfassungstreue überprüft werden sollen, darauf sind weitere muslimische,
            aber auch pro-migrantische, linke und Menschenrechtsvereine. Weidel erklärt, Polizisten
            hätten ab sofort «maximale Handlungsfreiheit», und verspricht, Beamten zu helfen,
            gegen die ermittelt werde. Das Bundespresseamt startet eine bundesweite Plakatkampagne,
            die über die Maßnahmen der Regierung informieren soll, offiziell geht es um politische
            Aufklärung. Eine Plakatserie zeigt Charterflugzeuge im Sonnenuntergang, davor stehen
            Migranten mit Rollkoffern. Die Regierung wünscht allen Abzuschiebenden eine «gute
            Heimreise». Eine andere zeigt reale Überwachungsaufnahmen von migrantischen Drogendealern
            an deutschen Bahnhöfen, darunter stehen die Abschiedsformeln: «Tschüss», «مع السلامة» (maʿa s-salāma), «Güle güle», «Bi xatirê te». Vermummte Bundespolizisten patrouillieren
            in den Straßen, zeigen Präsenz, kontrollieren Ausweise an Bahnhöfen und Flughäfen.
            Weil der gesamte Kommunikationsapparat der Regierung beinahe jedes Verbrechen, das
            ein Migrant begeht, ausführlich schildert und skandalisiert, geht Weidel dazu über,
            von einem «Aufstand» zu sprechen und einer «Gefahr für die Staatsordnung». Sie erwähnt
            die Notstandsgesetze, verfolgt das Thema aber nicht weiter, nachdem selbst AfD-Juristen
            Zweifel äußern, ob diese anwendbar wären. Immer mehr Deutsche sprechen sich für ein
            Verbot des Islam aus, also der gesamten Religion. Es ist eine einzige Raserei. Wer
            dagegen schimpft und zetert und warnt, fühlt sich, als würde ihm immer, wenn er sprechen
            will, ein Eimer Wasser in den geöffneten Mund geschüttet. So viel Neues gibt es jeden
            Tag zu verarbeiten.
         

         Weidel fordert, dass Migranten bei Einbürgerungsfeiern allerlei Schwüre aufsagen sollen,
            sie sollen beteuern, sich der deutschen Leitkultur unterzuordnen und sich die Einheimischen
            zum Vorbild zu nehmen. Vor der Einbürgerung sollen die Menschen in Fünfergruppen die
            deutsche Nationalhymne fehlerfrei singen und unterbrochen werden, wenn ihnen ein Patzer
            passiert. Diese Vorstellung gefällt Anhängern, sie posten Videos von Fremdsprachlern,
            die falsch singen, und lachen darüber. Weidel kritisiert die Deutsche Welle und die
            Deutsche Presse-Agentur, bei der die Bundesrepublik Anteilseigner ist, wenn sie nicht
            über migrantische Gewalt berichten. Die Bundeszentrale für politische Bildung druckt
            Sonderhefte über mediale Manipulation und den Abstieg der CDU. In einigen deutschen Großstädten gibt es Probleme bei der Genehmigung von Christopher
            Street Day-Paraden. Die Gründe sind überall ähnlich, es werden Sicherheitsbedenken
            erwähnt, weil die gesellschaftliche Stimmung sich verändert habe. Die Behörden bitten
            um Verständnis.
         

         Als Bundeskanzlerin Weidel in einem traditionellen Dirndl das Münchner Oktoberfest
            besucht, wird sie von einem muslimischen Mann in bayerischem Dialekt angesprochen,
            warum sie Muslime immer als Gewalttäter und Störenfriede darstelle, und Weidel, eben
            noch in einem Tross von Begleitern leise lächelnd über die Wiesn laufend, explodiert
            aus dem Stand: «Das kann ich Ihnen sagen, wenn Sie das nicht von selbst verstehen:
            Weil Ihre lieben Muselmanen-Freunde sich hier in Deutschland wie die letzte Sau benehmen!
            Und ich sage Ihnen noch was: Sie können von mir aus alle wieder die Heimreise antreten!»
            Später sagt Weidel, sie habe nur ihre persönliche Meinung gesagt, und kein Deportationsprogramm
            der Regierung angekündigt. Ein Video des Vorfalls verbreitet sich, wird mit Techno
            hinterlegt und um die Überschrift «Mia san mir!» mit einem Zwinkersmiley ergänzt.
            In den kommenden Wochen wird es üblich, dass Menschen im Alltag rassistische Sprüche
            auf Bayerisch sagen und darüber gemeinsam lachen, weil sie auf Weidels Wiesn-Moment
            anspielen. Sie nennen Deutsche mit Migrationshintergrund «Einergschmeckter» oder «Zugroaste»,
            und wenn es jemanden stört, hören sie auf zu lachen und fragen, ob es nicht langsam
            gut sei mit dem Moralaposteltum in diesem Land, das helfe ohnehin nur denen, die man
            angeblich bekämpfen wolle. So sind die einen ermuntert, und die anderen immer stiller.
         

         Als immer mehr Anekdoten über Alltagsrassismus und Übergriffe bekannt werden, fragen
            Journalisten beim Bundeskriminalamt nach. Dort wird gesagt, man gebe solche Zahlen
            nicht mehr bekannt. Am Telefon sagt ein Pressesprecher, der mittlerweile aus AfD-Reihen
            stammt: «Ein Migrant kann einfach behaupten, er sei rassistisch beleidigt worden und
            eine Anzeige stellen und schon taucht er in der Statistik als angebliches Opfer auf.
            Das ist doch nicht seriös, deshalb prüfen wir die Zahlen und warten die Gerichtsverfahren
            ab.»
         

         Deutschland ist ein illiberales und rassistisches Land geworden. Muslime werden von
            der Bundesregierung wie Staatsbürger zweiter Klasse behandelt, wie unerwünschte Bittsteller.
            Migranten werden von Behörden schikaniert und verfolgt, sie werden dem Verdacht ausgesetzt,
            Islamisten zu sein oder Kriminelle oder Dealer oder Vergewaltiger oder dumm. Sie werden
            verhöhnt und verspottet. Wer nicht auf AfD-Linie ist, dem wird vorgeworfen, sein eigenes
            Volk zu verraten und gegen den Willen dieses Volkes zu handeln, weswegen seine Zurückweisung
            ein demokratischer Dienst ist und keine Repression. Journalisten werden mit willkürlichen
            Ermittlungsverfahren und Hausdurchsuchungen drangsaliert. Errungenschaften der liberalen
            Gesellschaft, die Minderheiten gleiche Chancen einräumen sollten, werden abgewickelt.
            Die AfD nennt das «Befreiungspolitik». Nie wieder solle ein Deutscher aufpassen müssen,
            was er in seinem eigenen Land sagt oder tut, heißt es zur Begründung. Behördenleiter
            auf allen Ebenen der Gesellschaft sind eingeschüchtert durch den Vorwurf der Steuerverschwendung,
            der nur dann vorgebracht wird, wenn eine Ausgabe den ideologischen Vorgaben der Regierung
            zuwiderläuft. Beamte werden durch AfD-nahe Ideologen ersetzt, angeblich um etwas gegen
            die jahrelange Unterwanderung der deutschen Verwaltung durch Linke zu unternehmen.
            Am privaten Lebensstil von AfD-Politikern zeichnet sich ab, dass ein enormes Ausmaß
            an Korruption stattfinden muss. Familienmitglieder von AfD-Politikern werden in Luxusurlauben
            und mit teuren Autos gesehen, die mit einem Ministergehalt allein nicht zu bezahlen
            sind. Verwandte von AfD-Politikern werden in hohen Beamtenpositionen der Bundesverwaltung
            eingestellt, Besoldungsstufe B3, 10.168 Euro im Monat.
         

         In Asylunterkünften finden Dinge statt, die man erst Jahre später aufklären wird.
            Schuld ist eine logistische Verengung, weil die Unterkünfte überfüllt sind und die
            Behörden sich nicht genügend um die Versorgung mit Sachleistungen kümmern. Gibt es
            Widerstand oder Fluchtversuche, sieht die Regierung das als Gelegenheit, Stärke zu
            demonstrieren und schickt Hundertschaften der Bundespolizei. Wer früher meinte, alles,
            was eine AfD-Regierung an rechtswidrigen Entscheidungen treffen könnte, würde binnen
            kürzester Zeit von Gerichten aufgehoben, hat sich geirrt. Bei allem, was passiert,
            leisten Gerichte Widerstand, aber bis ein Gericht entschieden hat, vergeht Zeit, und
            hat es dann entschieden, findet die Regierung neue Schikanen. Was fehlt, ist ein Widerstand
            der Zivilgesellschaft, die längst zermürbt ist vom jahrelangen Streit. Und mit jedem
            Urteil gelten die Richter einmal mehr als verblendete Ideologen, die nicht verstanden
            haben, dass das Volk ein anderes Land will.
         

         Das Parlament hat an Bedeutung verloren. Nur wer die sozialen Medien beherrscht, hat
            die Macht über einen Mob aufgepeitschter Massen, die Gesetze ohne aufwändige Prüfung
            über Volksentscheide erlassen. Und weil das alle betrifft, lautet die Sehnsucht der
            Oppositionsanhänger nicht mehr, einen funktionierenden Rechtsstaat und eine liberale
            Demokratie zu haben, sondern sie träumen selbst von einer starken Bewegung mit einem
            Anführer, der Rache nimmt, Gerechtigkeit wiederherstellt, Beamtenapparate von Ideologen
            säubert, das Renommee des Amtes nutzt, um die Wähler für sich einzunehmen.
         

         Für eine Weile hat niemand den Stimmen zugehört, die verstehen, was passiert, die
            protestieren und toben, aber es gibt sie. Vor allem die Landesregierungen bestehen
            immer noch aus Vertretern der alten Parteien. Für einen Verbotsantrag gibt es aber
            keine Mehrheit.
         

         Ein Verbotsverfahren gegen die AfD ist für die Zeitgenossen des Jahres 2033 auf so
            viele Weisen falsch, dass sie tief Luft holen müssen, um sie alle aufzuzählen. Beginnend
            bei dem gravierendsten: Ein Verbot war juristisch immer schwer zu begründen gewesen.
            Im Grundgesetz steht in Artikel 21, Absatz 2: «Parteien, die nach ihren Zielen oder
            nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische
            Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik
            Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig.» Das wichtigste Wort ist das etwas
            altmodische Verb «ausgehen». Es wird meist so gedeutet, dass jemand aktiv auf etwas
            hinarbeitet. Wer auf etwas ausgeht, der hat vor, etwas zu tun, und der tut dies gezielt.
            Das Bundesverfassungsgericht hat im zweiten NPD-Verbotsverfahren deshalb entschieden, dass man einer Partei schon Umsturzpläne nachweisen
            muss, um sie zu verbieten: «Es muss ein planvolles Vorgehen gegeben sein, das im Sinne
            einer qualifizierten Vorbereitungshandlung auf die Beeinträchtigung oder Beseitigung
            der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder auf die Gefährdung des Bestandes
            der Bundesrepublik Deutschland gerichtet ist.»
         

         Politik ist normalerweise zielgerichtet. Jemand will das Land verändern, also plant
            er es, bereitet es vor. Er gründet eine Partei und gibt ihr ein Programm, das diese
            Veränderung ankündigt, und wer wissen will, ob die Partei verfassungswidrig ist, schaut,
            ob das Programm einen Umsturz ankündigt. Vielleicht lügt die Partei in ihrem Programm,
            dann wäre sie nicht die erste. Dann würde der Inlandsgeheimdienst V-Leute in ihren
            Reihen anwerben, würde herausfinden, was in Vorstandssitzungen gesprochen wird oder
            unter Funktionären, wenn sie sich unbeobachtet fühlen, oder würde Codes analysieren,
            falls auf Parteitagen in Codes gesprochen wird. Und irgendwann würde man wissen, dass
            die Partei eigentlich etwas anderes will, als sie in ihrem Programm zu wollen vorgibt.
            Vielleicht gibt es Streit in der Partei, dann ließe sich feststellen, was die einen
            wollen und was die anderen, und wer sich auf Parteitagen durchsetzt, dessen Wille
            ist offenkundig mehrheitsfähig. Parteien wird also unterstellt, dass in ihnen rational
            handelnde Personen zielgerichtet auf etwas hinarbeiten.
         

         In diesem Denken kann jeder Politiker, der seinen wahren Willen kaschiert, der Lüge
            überführt werden. Der Vorwurf gegen ihn ist entweder berechtigt oder nicht. Scheitern
            kann dieser Ansatz nur, wenn man es mit einer Partei zu tun hätte, in der auch nach
            langem Nachforschen kein eindeutiger Wille existiert. Eine Partei also, die widersprüchliche
            Positionen zur gleichen Zeit vertritt. Was für eine Partei wäre das?
         

         In der Quantenphysik gab es im Jahre 1935 ein Gedankenexperiment. Es sollte veranschaulichen,
            dass Quantenobjekte vor einer Messung nicht zugleich einen festgelegten Ort und Impuls
            haben. Für den Laien ist diese Feststellung eine Zumutung, denn jedes Ding hat zu
            jedem Zeitpunkt einen Ort und einen Bewegungsimpuls, sonst wäre es etwas sehr Unheimliches,
            ein Fabelwesen vielleicht, ein mehrdimensionaler Außerirdischer oder ein Gespenst.
         

         Der Physiker Erwin Schrödinger wollte diese Irritation veranschaulichen. Er schlug
            deshalb vor, sich eine Katze vorzustellen, die in eine undurchsichtige Kiste gesperrt
            ist. In der Kiste befindet sich ein Geigerzähler, der registriert, wenn ein radioaktives
            Atom zerfällt. Passiert das, löst der Geigerzähler ein Signal aus, das Signal lässt
            einen Hammer auf eine Giftampulle fallen, das Gift entweicht und die Katze stirbt
            an diesem Gift. So wird die Frage, ob die Katze lebt oder tot ist, mit einem unbestimmten
            quantenmechanischen Zustand verknüpft. Die paradoxe Pointe lautet: Solange niemand
            in die Kiste schaut, muss das System nach den Regeln der Quantenmechanik so beschrieben
            werden, als sei die Katze zugleich lebendig und tot. Ihr Zustand ist unklar, und das
            bedeutet nicht, dass Menschen nur nicht genau genug messen. Er ist wirklich unklar.
            Selbst ein Inlandsgeheimdienst mit V-Leuten könnte nicht sagen, ob die Katze lebt
            oder tot ist. Selbst ein Bundesverfassungsgericht könnte nach monatelanger Beweisaufnahme
            nicht herausfinden, in welchem Zustand die Katze ist. Schon die Frage wäre unzulässig,
            weil sie sich nicht in diesem einen Zustand befindet, den man herausfinden kann.
         

         Die AfD ist Schrödingers Katze. Ihre Geschichte hat gezeigt, dass sie eine unbestimmte
            Partei ist. Sie ist verfassungskonform und sie ist verfassungswidrig. Ihre Vertreter
            würden sagen, sie sei eindeutig verfassungskonform, weil in ihrem Programm kaum etwas
            steht, das mit dem Grundgesetz nicht vereinbar wäre. Der Flimmerzustand entsteht erst,
            wenn ihre Vertreter weiterreden und plötzlich über einen Deutschen mit Migrationshintergrund
            sagen: «Warum ist der noch hier?» So wie es der baden-württembergische AfD-Politiker
            Miguel Klauß einmal über den syrischstämmigen, aber deutschen Bürgermeister von Ostelsheim
            gesagt hat. Oder «Abschieben! Abschieben!», wie AfD-Sprechchöre mal lauteten und damit
            den deutschen Politiker Cem Özdemir meinten. Wer die Absichten von AfD-Vertretern
            beschreiben will, muss also sagen, dass die Partei niemanden deportieren will, weil
            das nicht im Parteiprogramm steht, und dass sie Leute deportieren will, weil ihre
            Vertreter das sagen. Ihr Extremismus ist tot und er ist lebendig.
         

         Welches «planvolle Vorgehen» hat eine solche Partei, «im Sinne einer qualifizierten
            Vorbereitungshandlung»? Bereitet sie die Deportation von Cem Özdemir vor, weil ein
            paar Anhänger das rufen, und noch ein paar mehr sagen, dass Migranten wie Özdemir
            das deutsche Volk in seiner Existenz bedrohen, und noch einige weitere sagen, dass
            ein Land, in dem Menschen wie Cem Özdemir politische Verantwortung tragen, eigentlich
            kein deutsches Land mehr ist, sondern ein orientalisches? Und dass Menschen, die ethnisch
            und kulturell wie Cem Özdemir geprägt sind, millionenfach das Land verlassen sollten,
            weil es dann angeblich weniger Kriminalität gibt und weniger Sozialbetrug und mehr
            kulturelle Reinheit und gesellschaftlichen Frieden? Und dass die Religion von Menschen
            wie Cem Özdemir mit der Bundesrepublik unvereinbar ist und niemals dazugehört und
            allenfalls geduldet wird, wenn sie unsichtbar und im Verborgenen ausgeübt wird?
         

         So war es immer in der Geschichte der Partei, sie bewegte sich an der Grenze der Verfassungstreue
            und ihr Bild flimmerte. Man sah nicht genau, ob sie die Linie überschritten hatte,
            und ganz gleich wie man die Augen zusammenkniff oder die Stelle unter der Lupe betrachtete,
            es blieb immer eine Unschärfe.
         

         Das half der Partei, sich gegen den Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit zu verteidigen
            und es ging so lange gut, bis eine Regierungsbeteiligung die AfD im Jahr 2033 zur
            Eindeutigkeit zwang.
         

         Handeln kann man nämlich nicht, als würde man flimmern, eine Handlung ist entweder
            das eine oder sie ist das andere. Man kann mehrere Handlungen vollziehen, die einander
            widersprechen, aber selbst dann ist, in der Summe aller Handlungen, eine Messung möglich,
            was die Partei wollte, nämlich das, was sie getan hat. Im Jahr 2033 ist eine Gewissheit
            da, die lange fehlte: Die AfD will eine illiberale, rassistische Gesellschaft. Sie
            will die Menschenwürde von Minderheiten missachten und die demokratischen Rechte ihrer
            politischen Gegner auch. Die AfD des Jahres 2033 ist schuldig, in der Summe ihrer
            Politik die freiheitlich-demokratische Grundordnung beeinträchtigt zu haben. Sie ist
            verfassungswidrig. Aber was ist mit der AfD vor 2033 oder jedem anderen Täter, bei
            dem man sich vorstellen kann, dass er aus Verantwortungslosigkeit und Emotionalität
            ein Verbrechen begeht, der dieses Verbrechen aber noch nicht begangen hat?
         

         Vor dem Jahr 33 wusste niemand, wie diese rechtsextreme Partei sein würde, wenn sie
            einmal regiert. Das war im Jahr 1933 genauso wie im Jahr 2033. In beiden Fällen konnte
            angenommen werden, dass eine solche Regierung die Verfassung angreift oder dass sie
            in einer Koalition zur Mäßigung gezwungen wird. Erst jetzt, wo wir in beiden Fällen
            das Ende kennen, können wir verstehen, warum alle Hoffnung auf eine Mäßigung trügerisch
            war. Das ist besonders im Jahr 2033 lehrreich, weil wir zwei Dinge zugeben müssen.
         

         Erstens: Die Regierung von Alice Weidel ist nicht die radikalste AfD-Regierung, die
            möglich gewesen wäre. Sie ist durch vielerlei Umstände in ihrer Wirkung gebremst:
            durch eine fehlende politische Mehrheit im Bundestag, durch den Charakter einer nur
            geschäftsführenden Regierung, durch gelegentliche Gerichtsurteile, die ihre Entscheidungen
            zurücknehmen, durch eine für sie typische Ziellosigkeit im politischen Handeln. Zweitens:
            Der bisherige Verlauf des Jahres 2033 war nicht mit höchst unwahrscheinlichen, grotesken
            Anomalien gespickt. Der Weg, den die Partei zurücklegte, glich eher jemandem, der
            auf gerader Linie und gesetzten Schrittes den immergleichen Weg fortsetzt, den er
            zuvor beschritten hatte. Es gab also keine geringe oder vernachlässigbare Wahrscheinlichkeit,
            dass passieren würde, was passiert ist.
         

         Das Jahr 2033, wie wir es kennengelernt haben, ist kein unwahrscheinlicher Ausgang
            der Geschichte. Aus dieser Version eines möglichen Jahres 2033 lernen wir, dass es
            selbst für eine weniger radikale und sensationelle Version einer AfD-Regierung plausibel
            ist, die sensible, liberale und demokratische Ordnung in weiten Teilen zu zerstören.
            Und das, obwohl der wirkmächtigste Hemmschuh, der die Partei in diesem Jahr bremst,
            noch gar nicht genannt wurde: Es hatte in den Jahren zuvor niemals einen Zeitpunkt
            gegeben, an dem die Partei all das geplant und gezielt vorbereitet hatte.
         

         Es ist also eine Partei denkbar, die nach der bisherigen Rechtsprechung nicht verbotswürdig
            ist, im Ergebnis indes trotzdem unsere Grundordnung beeinträchtigt. Das ist eine Partei,
            deren Anhänger kein rationales Motiv verfolgen, sondern ihre Entscheidungen einer
            bestimmten Sorte von Affekt unterordnen, die gegen Gefühle wie Ordnungsverlust und
            Angst hilft, etwa autoritäre Dominanz und Xenophobie. Eine solche Partei lässt Dinge
            geschehen, die mit der Verfassung vereinbar sind und Dinge, die der Verfassung zuwiderlaufen,
            und ihre seltsame Wankelmütigkeit und Unbekümmertheit ist nur dadurch erklärbar, dass
            ihre Vertreter und Anhänger sich in einem selbstbezogenen, emotionalen Gespräch befinden
            und sich nur insofern für verfassungsmäßige Schranken interessieren, als dass sie
            von diesen nicht gestört werden wollen. Sie sind keine erklärten Gegner der Verfassung.
            Sie sind in ihrem Selbstbild auch keine Extremisten. Sie verstehen nicht, warum ihnen
            Absichten unterstellt werden, die sie tatsächlich nicht haben, und es macht sie auch
            wütend, für etwas als «Extremist» bezeichnet zu werden, das eigentlich nur davon handelt,
            die Bedürfnisse der eigenen Persönlichkeit in den politischen Raum zu übertragen und
            dort zu repräsentieren.
         

         Schon 2026 hätte man das verstehen können, als die sachsen-anhaltische AfD über ihr
            Wahlprogramm abstimmte. Man konnte die Präambel dieses Programms auf zwei Arten lesen,
            als das übliche AfD-Gerede, das von einer «Altparteienherrschaft» handelt und von
            großem Unrecht, das den Anhängern einer demokratischen Oppositionspartei angetan wird.
            Und wer kein AfD-Anhänger war, der las das üblicherweise mit einem Kopfschütteln,
            weil er nicht verstehen konnte, woher dieser Zorn kommt und diese Märtyrerhaltung.
         

         Oder man las es anders. Nämlich im Lichte der Erkenntnis, mit welchem affektiven Politikverständnis
            wir es hier zu tun haben. Dann ist jede Zeile klar. Dann sprechen AfD-Anhänger nicht
            über die Welt, die sie gestalten wollen, sondern darüber, wie ihre Vorurteile und
            Bauchgefühle über diese Welt abgewertet werden. Dann handelt das, was sie Politik
            nennen, vor allem von ihrem inneren Monolog. Und dann ist die Not, die AfD-Anhänger
            empfinden, nicht von einer bestimmten Zahl von Flüchtlingen oder einem bestimmten
            Benzinpreis abhängig, sondern davon, in ihren Affekten nicht gewertschätzt, repräsentiert
            oder anerkannt zu werden.
         

         Die Beispiele, die das Programm nennt, sind bezeichnenderweise solche, in denen eine
            Wertschätzung gar nicht möglich ist. Wie soll eine rationale Wissensgesellschaft,
            in der jeder Mensch gleich ist, ein rassistisches Vorurteil über Ausländer wertschätzen?
            Oder eine falsche Aussage über den Klimawandel anerkennen? Oder etwas zulassen, das
            eindeutig unmoralisch ist, weil es nach den Regeln unserer kantischen Ethik nicht
            verallgemeinerbar ist? Wer seine Vorurteile und Bauchgefühle zu einer legitimen politischen
            Meinung erklärt, dafür mühsam eine rationale Begründungskulisse aufbaut und dann eine
            wertschätzende Kultur der Anerkennung fordert, läuft notwendigerweise gegen eine Wand.
            Die Anerkennung muss verweigert werden, die Legitimität muss angezweifelt werden,
            wenn die Gesellschaft ihre Werte nicht aufgeben will.
         

         Diese Wand verläuft dann nicht zwischen einem linken Kartell politischer Blockparteien
            und der einzigen demokratischen Opposition, sondern zwischen allen, die sich um rationale,
            widerspruchsfreie Maximen bemühen, und denen, die im Internet gelernt haben, dass
            sie unangreifbar sind, wenn sie behaupten, dass Barack Obama nicht in den USA geboren wurde, oder der Klimawandel eine Lüge ist, oder die Erde eine Scheibe. Die
            gelernt haben, dass jeder, der so etwas sagt, im Scheinwerferlicht der Algorithmen
            steht und dort von immer mehr Menschen kritisiert wird, von denen ihn aber niemand
            von seiner Bühne verbannen kann, solange er jede Gegenrede als unbelegte Behauptung
            oder als Angriff auf demokratische Minderheitenrechte abtut.
         

         Von genau diesem Konflikt handelt die Präambel des sachsen-anhaltischen AfD-Programms.
            Hier ein Auszug: «… wenn wir den Mund aufmachen und die Politik der Altparteien kritisieren,
            ändern sie nicht etwa ihren Kurs. Nein, das tun sie nicht. Sie bieten uns nur an,
            ihre schlechte Politik besser zu erklären. Wir dürfen uns überzeugen lassen. Und wenn
            wir uns nicht überzeugen lassen, machen sie uns Vorwürfe!» Dann folgen Beispiele,
            die abstrakt beschreiben, was jeden Tag passiert: Jemand aus der AfD äußert ein subjektives
            Vorurteil und wird von anderen zurechtgewiesen. Das geschieht, weil Fakten verdreht,
            Zusammenhänge verzerrt, moralische Grundsätze missachtet, der wissenschaftliche Konsens
            geleugnet oder gegen Menschengruppen polemisiert wird, deren Würde die liberale Gesellschaft
            schützen muss. Die rationale Wissensgesellschaft kann nicht anders. Sie muss widersprechen,
            um ihrer selbst willen. Das nennen AfD-Anhänger dann einen Angriff auf ihre demokratischen
            Rechte.
         

         Im Wahlprogramm heißt es: «Wenn wir nicht einverstanden damit sind, dass unsere Steuern
            für die Umsorgung von Wohlstandsflüchtlingen verpulvert oder an die Ukraine verschenkt
            werden, während die Schlaglöcher in unseren Straßen immer größer werden, nennen sie
            uns ‹egoistisch›. Wenn wir uns nicht widerspruchslos von Einwanderern aus aller Herren
            Länder anpöbeln und angreifen lassen, sind wir ‹ausländerfeindlich›. Wenn wir uns
            nicht mit der Verschandelung der Landschaft und der Zerstörung der Umwelt durch Windräder
            und Solaranlagen abfinden und nicht den höchsten Strompreis der Welt bezahlen wollen,
            nennen sie uns ‹wissenschaftsfeindlich› und ‹Klimaleugner›. Wenn wir es nicht in Ordnung
            finden, dass mancher Einwanderer für schwere Körperverletzung geringer bestraft wird
            als so mancher Deutsche für die falsche Meinung, sind wir gar ‹rechtsextrem›. Wenn
            wir nicht zufrieden damit sind, dass Drag-Queens unseren Kindern Geschlechtsumwandlungen
            schmackhaft machen, schimpfen sie uns ‹homophob›. Wenn wir uns nicht finanziell ruinieren
            wollen, um unsere Häuser energetisch zu sanieren, werfen sie uns vor, wir würden nicht
            an die kommenden Generationen denken. Wenn wir sagen, dass wir keinen Krieg mit Russland
            und Frieden in Europa wollen, nennen sie uns ‹Putinversteher›. Und wenn wir die Regierung
            für ihren Geschmack zu heftig kritisieren, erklären sie uns mit erhobenem Zeigefinger,
            wir würden uns der ‹verfassungsfeindlichen Delegitimierung des Staates› schuldig machen.
            Wir sind schon sehr unerzogene Bürger, undankbar, anspruchsvoll und unbequem.»
         

         Das Programm konstruiert rationale Gründe. Warum sollte es in einer Demokratie nicht
            legitim sein, gegen Krieg zu sein, gegen sexualisierte Drag-Queens in Kindergruppen,
            gegen zu teure Klimafolgenanpassung, gegen die Einwanderung von Kriminellen, gegen
            die Verteilung von Ressourcen zugunsten der Einheimischen? Natürlich ist das legitim.
            Und wird so auch von konservativen Parteien vertreten. Die Äußerungen, für die AfD-Anhänger
            kritisiert werden, gehen immer darüber hinaus. Ihre Rationalität ist nur vorgeschoben,
            weil die Partei sonst darunter leiden müsste, wenn jemand Widersprüche oder Fehler
            entdeckt. Der Faktencheck würde sie schwer treffen. Zum Beispiel der Hinweis, dass
            in Wahrheit niemand in Deutschland sagt, Schlaglöcher seien hinnehmbar, weil das Geld
            für den Straßenbau jetzt in die Ukraine fließe. Im Gegenteil, die Bundesregierung
            hat ein 500 Milliarden Euro schweres Sondervermögen für den Ausbau der Infrastruktur
            gebildet. Das übersteigt die Ukraine-Hilfe um ein Vielfaches. Ein rationaler Politiker
            würde unter dieser Feststellung leiden. Oder darunter, dass niemand sagt, Angriffe
            und Pöbeleien von Ausländern seien hinzunehmen, weil man sonst ausländerfeindlich
            sei. Oder dass niemand jemanden, der etwas gegen ein Windrad an einem bestimmten Standort
            einwendet, einen Klimaleugner nennt. Das ist alles konstruiert.
         

         Was AfD-Anhänger in der Realität unternehmen, sind Angriffe auf die Rationalität unserer
            Politik, die eine Gegenwehr erzwingen, die dann als autoritärer, «erhobener Zeigefinger»
            diffamiert wird.
         

         Wer so agiert, ist eigentlich unpolitisch. Der Fehler, den dieser macht, besteht darin,
            seine Bedürfnisse im Rahmen einer politischen Partei auszuleben und nicht eine andere
            Gemeinschaft dafür zu suchen, einen deutschen Kulturverein zum Beispiel. In solchen
            Organisationen wäre die für xenophobe Menschen identitätsstiftende und angstdämpfende
            Andeutung, deutsche Migranten zu deportieren, weder eine Zeitungsmeldung noch eine
            Verbotsdebatte wert. Sie wäre rechtsextrem, aber irrelevant, weil ein Kulturverein
            keine staatlichen Maßnahmen plant und nicht antritt, eine Regierung zu bilden.
         

         Der Vorwurf, der AfD-Vertretern dieser Sorte gemacht werden muss, ist eigentlich,
            fahrlässig die falsche Kategorie von Organisation gewählt zu haben und sich am Spiel
            politischer Meinungen beteiligt zu haben, ohne die Regeln des Spiels oder dessen Ziel
            zu respektieren, das in einer widerspruchsfreien, rationalen Politik besteht, die
            Probleme löst. Würde die AfD tatsächlich nur vertreten, was in ihrem Programm steht,
            und würden nicht ständig Tausende Mitglieder radikalere, verfassungsfeindliche Interpretationen
            des Programms in den Raum hereinrufen, gäbe es das beschriebene Problem nicht. Dann
            wäre die AfD eine Partei alten Schlags, der man nicht nachsagen könnte, aus Verfassungsfeinden
            zu bestehen.
         

         Dass die AfD ist, wie sie ist, ist aber keine Entschuldigung. Wer sagt, er habe nicht
            gewusst, was eine Handlung verursacht, oder er habe nicht gewollt, dass durch sie
            etwas Schlimmes passiert, oder ihn interessiere dieses Gerede über Verfassungswerte
            oder Liberalismus nicht, oder er habe eine Partei nur als korrigierende Kraft gewählt,
            sich dann aber nicht darum gekümmert, was sie im Detail anrichtet, der ist kein Unschuldiger.
            Der Rechtsstaat akzeptiert es nicht, wenn jemand gedankenlos war, nur seine Identität
            ausleben wollte oder unter dem Einfluss von Ängsten stand. Und das ist so, weil der
            Rechtsstaat verantwortliches Handeln erzwingt.
         

         Jeder Mensch kann sich aussuchen, welche Rechtfertigung er sich zurechtlegt. So könnte
            auch der harte Verfassungsfeind, der Extremist, behaupten, er sei doch nur einer von
            denen, die sich nicht im Detail mit solchen Fragen beschäftigt haben. Und alle anderen
            könnten ihre Verantwortung genauso schmälern, indem sie bewusst wegschauen und sich
            nicht einlassen auf eine Diskussion, in der sie zur Verantwortung gezogen werden,
            sondern lieber immer in ihrer emotionalen Blase bleiben und den Diskurs mit den üblichen
            Parolen sabotieren, wonach die Extremismusgefahr nur eine Erfindung der liberalen
            Presse sei, oder sie ein gemäßigtes Programm unterstützten, obwohl so viele ihrer
            Mitstreiter extremistische Forderungen erheben.
         

         Die AfD funktioniert nur deshalb, weil sie uns überfordert. Die wehrhafte Demokratie
            ist nicht auf sie eingestellt. Es handelt sich um eine neue Form von Extremismus,
            der diffuser, flatterhafter und vielstimmiger ist als seine Vorgänger in der Vergangenheit.
            Ein bisschen konnte man ahnen, dass so etwas entstehen würde. Es wurde über Jahre
            auch in den alten rechtsextremen Organisationen beobachtet, in der NPD, in der Kleinpartei «Die Rechte» oder in Kameradschaften. Schuld war auch hier: das
            Internet. Früher musste ein Extremist in einem Militaria-Szeneladen fragen, ob ihm
            dort verbotene, auf dem Index stehende Bücher verkauft werden. Er musste sich mit
            Kameraden treffen und Ideen austauschen. Er musste überlegen, wie er in den Vereinigten
            Staaten verbotene Fahnen oder Symbole bestellen konnte, ohne dass der Zoll sie abfängt.
            Er war auf die Erfahrenen angewiesen, die wussten, wie alles funktioniert, also begab
            er sich in eine Struktur und in eine Hierarchie. Die ideologische Verblendung funktionierte
            nur, wenn es diesen Apparat gab, der sie stützte. Das Internet machte all das überflüssig.
            Plötzlich konnte jeder binnen Sekunden auf eine vollständige Bibliothek sämtlicher
            Hetzwerke zugreifen. Die Folge war eine Zerfaserung der rechtsextremen Szene in Deutschland.
            Die Strukturen lösten sich nicht sofort auf, aber sie verloren an Bedeutung, weil
            jeder Extremist sich im Internet seine eigene Ideologie zusammenbastelte.
         

         Rechtsextreme Terroristen warteten mit grotesken Bekenntnissen auf. Der Attentäter
            von Halle im Jahr 2019 war inspiriert von Gamingkultur im Internet und mischte Anspielungen
            auf Memes mit einem mörderischen Antisemitismus. Der Täter von Hanau im Jahr 2020
            glaubte an Außerirdische und Gedankenübertragung und mischte all das mit Rassentheorien.
            Der Täter von Christchurch im Jahr 2019 nannte sich selbst einen «Ökofaschisten» und
            sah seine politischen Ziele am ehesten in der Volksrepublik China verwirklicht. Keiner
            passte mit seinem Mordwillen in eine der gängigen Schablonen. Neuerdings war jeder
            Rechtsextreme seine eigene Partei, seine eigene Kameradschaft. Es war eine große Diffusion,
            nicht nur der Weltanschauungen, sondern auch der Verantwortung.
         

         Warum sollte der eine Rechtsextreme, der sich einen deutschen Kaiser zurückwünschte,
            der vom Volk gewählt wird, verantwortlich dafür sein, dass in seiner Kleinpartei auch
            jemand war, der behauptete, das Deutsche Kaiserreich sei nie untergegangen und die
            Bundesrepublik nur eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung? Der Kaisertreue hatte
            mit dem Reichsbürger wirklich kaum Übereinstimmung. Die Szene war nicht mehr stramm,
            homogen und ausrechenbar. Sie war ein Scherbenhaufen aus lauter einzelnen, einzigarten
            Stücken.
         

         Ein Verbotsverfahren hat üblicherweise das Ziel, diesen Scherbenhaufen zusammenzukehren
            und die Stücke aneinanderzusetzen, wie bei einem Wandspiegel, der auf den Boden gefallen
            ist. Das Ziel dieser Rekonstruktion ist es, ein großes Ganzes zu schaffen, in das
            sich alle Teile einfügen. Diese Arbeit, mit Sekundenkleber und Pinzette alle Scherben
            zusammenzubasteln, hat das Bundesamt für Verfassungsschutz mit seinen mehreren, insgesamt
            tausende Seiten langen Materialsammlungen zur AfD versucht. Die Beamten kannten das
            NPD-Urteil des Bundesverfassungsgerichts und versuchten, ihm gerecht zu werden. Sie versuchten,
            in der AfD eine Variation der NPD zu sehen. Aus der AfD gab es immer den Protest, der Verfassungsschutz konstruiere
            etwas, das nicht existiere, und biege tausende Äußerungen so hin, bis ein glattes,
            poliertes Spiegelbild einer klassischen, rechtsextremen Partei entstehe.
         

         Diese Kritik war keine Schutzbehauptung, sie hatte einen wahren Kern: Das große Ganze
            existiert nicht mehr. Das gab es früher, als über die Verbote von Parteien wie der
            Sozialistischen Reichspartei oder der NPD verhandelt wurde. Diese Parteien waren Organisationen, die einen Gesamtwillen schufen,
            der dann für alle verbindlich war. Heute gibt es das nicht mehr. Es gibt nur noch
            den Scherbenhaufen.
         

         Einem Haufen lässt sich kein «planvolles Vorgehen» nachweisen und kein extremistisches
            «Gesamtbild», wie Gerichte es für ein Verbotsverfahren verlangen. Man kann den Haufen
            nicht zu etwas zusammensetzen, als das er nie existiert hat. Und trotzdem kann dieser
            Haufen unsere Grundordnung gefährden, wie uns das Jahr 2033 lehrt. Über die Frage,
            ob ein Verbot der AfD möglich ist oder nicht, muss also auf grundlegend andere Weise
            geredet werden.
         

         Anstatt die einzelnen AfD-Vertreter gegen ihren Willen auf eine gemeinsame Agenda
            festzulegen, muss die Dynamik ihrer Willensbildung beobachtet werden. Nicht die Vielzahl
            der Absichten sind das Entscheidende, sondern das, was in der gärigen Mischung der
            vielen Einzelabsichten ermöglicht wird. Die Erkenntnis lautet: Extremisten müssen
            nicht heimtückisch sein. Sie können vielstimmig, organisch, affektiv und planlos handeln,
            und gerade durch diese Art die Grundlagen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung
            und des Rechtsstaats angreifen.
         

         Ich habe einmal für die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung mit den Staatsrechtlern Klaus Gärditz und Christoph Möllers darüber gesprochen. Möllers
            sagte: «Es gibt mit Sicherheit ein Problem. Den Juristen fehlt eine Theorie dazu,
            in welchem Verhältnis das Programm und die tatsächliche Politik einer Partei stehen.
            Vielleicht gibt es politikwissenschaftliche Modelle, die aber nicht rezipiert werden.» Er
            forderte, über diese neue Form von Extremismus nachzudenken und ihre Funktionsweise
            zu verstehen.
         

         Gärditz sagte, dass eine Bewegung auch dann verfassungsfeindlich sei, wenn sie ohne
            Absicht und nur in Verfolgung irrationaler Affekte an der Beseitigung der rationalen
            staatlichen Ordnung arbeite. «Der demokratische Rechtsstaat ist immer auch eine stark
            rationale Ordnung, die darauf gründet, dass man Politisches auf der Grundlage einer
            geteilten Wirklichkeit verhandelt und entscheidet. Er stellt Entscheidungen unter
            potenzielle Überprüfbarkeit, was einen hinreichend objektivierbaren Zugang zu Tatsachen
            voraussetzt», so Gärditz. «Eine Bewegung, die darauf aus ist, eine solche Ordnung
            zu beseitigen und durch eine Herrschaft gefühlter Wirklichkeiten und Zugehörigkeit
            zu ersetzen, ist verfassungsfeindlich. Verfassungsfeindlich wäre es auch, eine Ordnung
            zu schaffen, in der die Frage von Massendeportationen nicht mehr rechtsstaatliche
            Grenzen respektiert, sondern zur Frage der aktuellen Emotionalisierung wird. Es gehört
            zum Menschenwürdegehalt der Grundrechte, vom Staat nur nach überprüfbaren Gründen
            belastet zu werden und nicht zum Objekt imaginierter kollektiver Gefühlserlebnisse
            zu werden.»
         

         Als sich diese Erkenntnis im Jahr 2033 durchsetzt, ist es zu spät.

         Im Oktober tritt der niedersächsische SPD-Ministerpräsident Olaf Lies im Bundesrat an das Pult und hält eine gewagte Rede.
            «Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, wir befinden uns in einer seltsamen Bredouille.
            Eine Partei beschädigt unser System, aber wir können ihr nicht nachweisen, dass sie
            das planvoll tut. Deshalb hielten viele von Ihnen eine Verbotsdebatte lange für falsch.
            Das Argument lautete, dass die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in diesem
            Punkt eindeutig ist. Und dass alles, was der AfD vorgeworfen wird, nicht dazu passt.
            Das Argument hat viele überzeugt. Doch ich sage Ihnen: Nach einem turbulenten politischen
            Jahr sind wir nun an einem anderen Punkt. Wir sehen doch, was die AfD tut, wir können
            es belegen. Sie tut, was wir immer erwartet haben, dass sie tun würde. Und ich flehe
            Sie an: Lassen Sie uns jetzt in diesem Hause einen Verbotsantrag stellen, damit das
            Bundesverfassungsgericht die Chance bekommt, diese neue Form von Extremismus zu überprüfen
            und sich mit den Besonderheiten dieser Partei auseinanderzusetzen. Stimmen Sie dafür,
            bevor es zu spät ist!»
         

         Kurz ist es still im Saal. Dann schütteln die ersten den Kopf und schauen sich nach
            anderen um, und immer wenn sich zwei Blicke getroffen haben, gehen die Mundwinkel
            nach oben und die Augen werden in Richtung der Saaldecke verdreht. Dass der niedersächsische
            Antrag aussichtslos sein würde, war schon vor der Sitzung klar gewesen, bei den Beratungen
            im Innenausschuss. SPD, Linke und Grüne haben im Bundesrat keine Mehrheit. Die Gegenredner halten sich kurz.
            Die bayerische Ministerpräsidentin Ilse Aigner sagt: «Eine Position wird nicht dadurch
            richtiger, wenn man sie mit immer größerer Verzweiflung vorträgt. Zum Glück hat sich
            mittlerweile die Gewissheit durchgesetzt, dass nur gute politische Sacharbeit die
            Bürger überzeugt.» Der baden-württembergische Ministerpräsident Manuel Hagel sagt:
            «Herr Lies, verstehe ich Sie richtig, dass Sie die politische Meinung von Millionen
            von Bundesbürgern verbieten wollen? Auch wenn Sie es vielleicht gut meinen, muss ich
            Ihnen leider sagen: Man kann Meinungen nicht verbieten. Das sollte die SPD doch langsam verstanden haben.» Variationen dieser Gegenreden werden tausendfach
            wiederholt in den kommenden Tagen. Der SPD wird der Vorwurf gemacht, sich im Jahrzehnt geirrt zu haben.
         

         Die meisten argumentieren strategisch. Wer einen Verbotsantrag gegen eine Regierungspartei
            stellt, bekommt es mit einer Dynamik zu tun, die er kaum kontrollieren kann. Zuerst
            heult die betroffene Partei auf und mobilisiert ihre Anhänger, gegen das undemokratische
            Verhalten der Antragsteller zu protestieren. Das missfällt besonders denen, die sich
            wünschen, dass die Gesellschaft wieder harmonischer wird und weniger gespalten. Das
            sind gerade jene, die keine AfD-Anhänger sind, und zwar aus genau diesem Grund: Sie
            bevorzugen die Mäßigung, die Harmonie und die Stabilität. Aus dem gleichen Grund empfinden
            sie ein Verbotsverfahren als kontraproduktiv. Sie wollen die Konfrontation vermeiden.
            Sie unterscheiden sich von AfD-Anhängern gerade darin, dass AfD-Anhänger kein Verbotsverfahren
            scheuen würden, wenn es um die Bekämpfung einer anderen Partei ginge. Ein Verbotsantrag
            gegen die CDU, wegen angeblich volksfeindlicher Politik, würden AfD-Politiker wohl mit Inbrunst
            stellen, wenn sie eine Mehrheit dafür hätten. Sie haben andere Persönlichkeiten.
         

         Die AfD-Gegner aber sind in ihrem Naturell harmoniebedürftiger und das macht sie auch
            zu Verbotsgegnern. Diesen Menschen wird jemand eine Stimme geben und das Verbotsverfahren
            ablehnen und schon ist das Lager der AfD-Gegner gespalten. Es wird immer die einen
            geben, die forsch für ein Verbot argumentieren, und die anderen, deren innerem Wesen
            es widerstrebt, diesen Konflikt auszuhalten. Sie werden argumentieren, dass populistische
            Rhetorik erst wahr wird, wenn ein Establishment sich genauso repressiv verhält, wie
            seine Gegner sagen. Oder dass es ein Land an die Schwelle des Bürgerkriegs bringt,
            wenn das Wort von wenigen Richtern gegen den Willen von Millionen Wählern steht. Oder
            dass es in der Demokratie das Volk sein sollte, das die Regeln macht, die von Richtern
            nur interpretiert werden.
         

         Es gibt also vor allem Gründe, eine verfassungsfeindliche Partei nicht zu verbieten.
            Grund 1: Sie ist zu unbedeutend, wie es die NPD war, dann ist ein Verbot unnötig. Grund 2: Sie ist zu groß, dann wirft ihr Verbot
            die Frage auf, wer der Souverän ist.
         

         Ist die Partei in ihrer Verfassungsfeindlichkeit ideologisch eindeutig, würde es ihr
            wohl kaum gelingen, breite Teile der deutschen Mittelschicht für sich einzunehmen.
            Dann gilt Grund 1. Ist sie ideologisch uneindeutig, und gerade deshalb erfolgreich,
            und hat sie dann großen Erfolg, gilt Grund 2.
         

         Schon im Jahr 2026 ließ sich ein Verbotsverfahren deshalb mit guten Gründen ablehnen.
            Die Lage ähnelte dem Jahr 1930, als der preußische Verbotsantrag gegen die NSDAP in der Überzeugung abgelehnt wurde, eine solche Partei könne man nur politisch stellen,
            um sie nicht als Märtyrer zu stärken, wie es mit den Sozialdemokraten im Kaiserreich
            passiert war.
         

         Wir befinden uns aber nicht im Jahr 2026 oder 1930, sondern im Jahr 2033.

         An der Regierung hat die Partei ihre Gleichgültigkeit gegenüber ewigen Verfassungswerten
            wie der Menschenwürde und dem Demokratieprinzip schon bewiesen. Die Frage des Jahres
            2033 ist deshalb nicht, ob ein Verbotsverfahren gerechtfertigt wäre, sondern wann
            in der Vergangenheit es möglich gewesen wäre, über die Anforderungen eines Verbotsverfahrens
            nachzudenken.
         

         Aus Sicht des Jahres 2033 ist dafür nur ein kleines Zeitfenster denkbar. Es müsste
            eine Zeit sein, in der die Partei ihr kompliziertes, ambivalentes Wesen schon lange
            genug demonstriert hat, damit das Publikum es durchschauen kann. Ein Zeitpunkt also,
            der nicht zu früh ist, aber auch nicht zu spät, damit die Parteien der demokratischen
            Mitte noch nicht begonnen haben, sich mit diesem neuen Extremismus zu arrangieren.
            Wann das ist, lässt sich im Vorausblick kaum, im Rückblick aber ganz leicht beantworten:
            Die Bundestagswahl 2029 war der Zeitpunkt, als die auf eine Brandmauer festgelegten
            Unionspolitiker abgewählt wurden und die AfD stärkste Kraft wurde. Im Jahr 2029 ist
            es also bereits zu spät.
         

         Im Jahr 2025 war es zu früh. Erst 2026 scheiterte das Bundesamt für Verfassungsschutz
            vor dem Verwaltungsgericht Köln damit, die AfD als «gesichert rechtsextrem» einzustufen.
            Erst damit herrschte eine Gewissheit, dass die AfD kein struktureller Wiedergänger
            der NPD ist. Für den ambivalenten Extremismus von AfD-Anhängern gab es also kein historisches
            Vorbild. Alte Urteile konnten keine Hilfe sein. Seit dem Jahr 2026 hätte ein Verständnis
            dafür erarbeitet werden müssen, wie eine irrationale, erratische, affektgesteuerte
            Partei den Staat zersetzt. Dass sie es tut, ist im Jahr 2033 erwiesen. Und wann es
            verpasst wurde, darüber in der Gesellschaft zu entscheiden, auch: in den Jahren 2027
            und 2028. Bevor im Frühjahr 2029 gewählt wird.
         

         In diesen Jahren hätten die Deutschen darüber sprechen müssen, dass nicht nur der
            gezielte Extremismus, sondern auch eine planlose Affektpolitik ihre liberale Demokratie
            gefährden kann. Und das Bundesverfassungsgericht hätte die Möglichkeit bekommen müssen,
            seine veralteten Kriterien an diese neue Form von Bedrohung anzupassen, bevor es im
            Jahr 2033 zu spät ist.
         

      
   
      
            November und Dezember: Die Welt von morgen
            

         

         Eine Woche vor Beginn der Adventszeit gibt die Bundeskanzlerin einer kleinen, rechtsextremen
            Zeitschrift ein langes Interview, das dort auf 15 Seiten abgedruckt wird und im Rest
            der Republik fast keine Leser findet. Das Gespräch findet in einer ungewohnt offenen
            Atmosphäre im Schweizer Kanton Graubünden statt, wo Weidel regelmäßig eine Therme
            besucht, um sich einige Tage von den Regierungsgeschäften in Berlin zu erholen.
         

         Für die breite Öffentlichkeit ist das Interview eines unter vielen, für AfD-Mitglieder
            ist es ein Schock. Sie ahnen, dass ihnen entgleitet, was sie geschaffen haben: eine
            Bundeskanzlerin, die nicht mehr angewiesen ist auf jene Partei, die sie ins Amt gebracht
            hat. Es ist ein typischer Verlauf. Eine rechtspopulistische Partei kommt an die Macht
            und ihre Politik lebt von den Affekten einer anonymen Masse, die dieser Partei vertrauen,
            weil ihre Vertreter dieselben Gefühle von Pessimismus, Angst und Freiheitswillen zeigen.
            Die Menschen fühlen sich den Populisten nahe, die in Internetvideos zu ihnen sprechen
            und denen es in Diskussionen genauso ergeht wie ihnen, nämlich dass sie für das Äußern
            ihrer Gefühle als rechtsextrem und demokratiefeindlich beschimpft werden. Also wählen
            sie diese AfD-Politiker und geben ihnen den Auftrag, die rationale Staatsordnung zu
            bekämpfen, wo immer diese Ordnung sich den Bauchgefühlen der Anhänger entgegenstellt.
            Das hat eine natürliche Folge: Eine AfD-Bundeskanzlerin trägt nicht das enge Korsett
            der Rationalität, in das sich ihre Vorgänger zwängen mussten. Weder muss sie sklavisch
            dem Rechtsstaat folgen, wenn der den direkten Volkswillen einschränken will, noch
            muss sie sich von Journalisten treiben lassen, die ihr allerlei Widersprüche vorhalten.
            Weidel kann ausleben, was ihre Anhänger sich für sich selbst wünschen, die Befreiung
            aus einer endlosen Bedrängung durch Normen, die sie in der liberalen Gesellschaft
            erleben, weil ihnen ständig jemand verbieten will, das zu tun, was sie fühlen.
         

         Eine Bewegung, die so ist, endet im Personenkult. Er begann, als Weidel spürte, dass
            sie in ihrer Legitimität nicht mehr auf ihre Partei, sondern nur auf die Stimmung
            im Volk angewiesen ist. Das ist der Zeitpunkt, als die AfD-Mitglieder das erste Mal
            merken, dass sie keine Macht mehr über die Regierung haben, und es gibt nichts, das
            sie dagegen tun können. Die Bundeskanzlerin allein bestimmt den weiteren Verlauf der
            Geschichte.
         

         Das Gespräch irritiert also. Mitarbeiter einer rechtsextremen Zeitschrift stellen
            gefällige Fragen, die Bundeskanzlerin antwortet. Hier die gekürzte Fassung:
         

         Frau Bundeskanzlerin, vielen Dank, dass Sie uns empfangen. Sie wirken entspannt und
            gelöst. Täuscht dieser Eindruck?
         

         Nein, das bin ich wirklich. Ich persönlich habe keinen Grund zu klagen. Die AfD regiert
            erfolgreich und immer mehr Menschen legen ihre unsinnigen Vorbehalte gegen uns ab,
            die ihnen von den Altparteien und linken Medien eingeredet wurden. Beklagenswert ist
            schon eher, dass die CDU nicht den Mumm hat, gegen uns eine Regierung zu bilden, sich aber auch nicht traut,
            mit uns zu regieren. Diesen Zustand werden wir nicht ewig hinnehmen.
         

         Was heißt das?

         Auch wenn wir viel erreicht haben, darf es kein Dauerzustand sein, eine geschäftsführende
            Bundesregierung zu haben. Wir haben schon mit unseren Volksentscheiden gezeigt, dass
            wir die Bürger entscheiden lassen wollen. Also wird es irgendwann Neuwahlen geben,
            wann, das kann ich Ihnen noch nicht sagen. Das werde ich mir genau überlegen müssen.
         

         Sie entscheiden das also. Die AfD steht in Umfragen bei 43 Prozent. Ist das ein Erfolg
            der Partei oder von Ihnen persönlich?
         

         Ich würde sagen: es ist Teamwork. Ich spüre schon, dass ich als Bundeskanzlerin für
            viele Menschen zu jemandem geworden bin, dem sie vertrauen. Das ist ein sehr persönliches
            Verhältnis zwischen mir und meinen Wählern. Mit einer abstrakten Organisation wie
            einer Partei kann man so etwas nicht haben.
         

         Spricht das für eine Direktwahl der Bundeskanzlerin?

         Warum nicht? Sie bringen mich auf Ideen! (lacht) Es ist schon unsere Überzeugung, dass die Wähler möglichst direkt entscheiden sollten,
            wer sie führt und wem sie vertrauen. Eine Direktwahl wäre deshalb ganz in meinem Sinne,
            aber dafür wäre eine Verfassungsänderung nötig und über die müsste auch wieder das
            Volk entscheiden. Hier in der Schweiz ist das schon seit langer Zeit so. Ich habe
            mir immer gewünscht, dass Deutschland dem eines Tages nacheifert.
         

         Darf man die Schweiz Ihre zweite Heimat nennen?

         Ich bin, ehrlich gesagt, überall zuhause, wo meine Familie ist. Aber trotzdem bleibe
            ich immer Deutsche, egal, in welchem Land ich gerade bin.
         

         Die AfD hatte eine politische Wende angekündigt, weg von den linkswoken Verirrungen
            seit 1968, hin zu einer neuen rechten Politik der Vernunft. Wie nah sind Sie diesem
            Ziel schon gekommen?
         

         Mir ging es ehrlich gesagt nie um rechte oder linke Politik. Ich habe in der Kanzlerschaft
            von Angela Merkel gespürt, dass Bürger wie ich nicht mehr ernst genommen werden. Wir
            wurden ausgelacht. Sie haben uns rechtsradikal genannt. Dabei waren wir einfach Bürger,
            die nicht der Meinung waren, dass ein Währungssystem ohne klare Regeln funktioniert
            und dass eine ungeordnete Migration schon irgendwie zu schaffen ist. Es mag Menschen
            in meiner Partei geben, die schon lange eine rechte Politik wollten. Ich für meinen
            Teil wollte immer, dass normale Menschen wie ich wieder vorkommen in der Politik.
         

         Menschen mit gesundem Menschenverstand?

         Genau. Menschen, die von ganz allein spüren, dass etwas nicht stimmt. Die sich nicht
            sagen lassen wollen, warum ihre Intuitionen falsch sind.
         

         Also das übliche Gerede von Menschenrechten, internationalen Abkommen und der angeblich
            so «freiheitlichen» Grundordnung?
         

         Exakt, eine Grundordnung ist für mich nur dann frei, wenn niemand Angst haben muss,
            seine Meinung zu sagen, ohne dass er gleich vom Nachrichtendienst beobachtet oder
            von Staatsanwälten wegen angeblicher Hassrede verfolgt wird. Meine Regierung garantiert
            diese Freiheit jedem Bürger!
         

         Was ist mit Leuten, die immer weiter gegen ihre Anhänger hetzen, die Journalisten
            und Vertreter sogenannter Nichtregierungsorganisationen?
         

         Die bekämpfen wir. Aber nicht, weil wir tyrannisch sind, sondern um die Freiheit der
            Andersdenkenden zu verteidigen. Wer uns in Ruhe lässt, den lassen wir auch in Ruhe.
         

         Was halten Sie von dem Sprichwort: Gefühle sind ein schlechter Ratgeber.

         Jetzt klingen Sie schon fast wie eine Nichtregierungsorganisation. Wollen Sie mir
            auch vorschreiben, was ich zu fühlen habe?
         

         Nein, natürlich nicht.

         Meine Partei hat überaus kluge Mitglieder, viele sind promoviert, wie ich. Wir sitzen
            natürlich nicht herum und treffen Entscheidungen aus dem Bauch. Was denken Sie denn?
            Wir handeln strategisch, wir planen und diskutieren. Worum es geht, sind die Werte,
            denen wir uns verpflichtet fühlen. Und einer dieser Werte ist, dass jeder Mensch frei
            ist, zu denken, was er denkt. Und wer diese Freiheit einschränken will, der ist unser
            Feind.
         

         Gibt es auch legitime Einschränkungen der Freiheit?

         Wenn jemand straffällig wird, dann sind wir eine Nulltoleranzpartei. Mit uns kehrt
            wieder Ordnung ein in diesen Staat, und wenn das Bundeskriminalamt seine Methoden
            zur Erhebung der Kriminalitätsstatistik überarbeitet hat, wird man das auch an den
            Zahlen sehen können.
         

         Manche Ihrer Minister und deren Verwandten wurden mit teuren Autos und in Luxushotels
            gesehen, macht Ihnen das Sorgen, dass die Regierung ein schlechtes Bild abgibt?
         

         Ob mir das Sorgen macht? (lacht)

         Ja.

         Was ist das jetzt hier, ich dachte, wir führen ein ernsthaftes Gespräch.

         Wir meinten das nicht despektierlich, wir wollten nur wissen, ob es aus Ihrer Sicht
            zu Missverständnissen führen kann; die Opposition missbraucht solche Fotos, um von
            Korruption zu sprechen.
         

         Eben, weil die Opposition lügt, das sollten Sie langsam begriffen haben! Es gibt von
            mir alle möglichen Fotos, die mich in den unmöglichsten Situationen zeigen, ich muss
            Ihnen doch nicht erklären, dass man in Zeiten der Künstlichen Intelligenz kaum noch
            unterscheiden kann, was echt ist und was nicht. Also Sie stellen vielleicht Fragen!
            (lacht)

         Sprechen wir über die Opposition: Haben Sie manchmal Mitleid mit der CDU?
         

         Die CDU hatte ihre Chance. Sie hat sich unter Angela Merkel für das Besserwissertum entschieden,
            das war ihr Fehler. Wenn Sie mal überlegen: Der Name meiner Partei ist die direkte
            Reaktion darauf, dass Merkel in der Eurokrise von einer alternativlosen Entscheidung
            sprach. Merkel konnte den Menschen ganze Vorlesungen halten, warum ihre Intuitionen
            falsch waren und nur sie, Merkel, es verstanden hatte. Wir sind die Antwort darauf,
            wir sind die Alternative für Deutschland.
         

         Heißt das: Merkel stand für größtmögliche Rationalität, die AfD steht für die größtmögliche
            Entfaltung des gesunden Menschenverstands?
         

         Richtig, und wie wir oft erlebt haben, gibt es für den gesunden Menschenverstand,
            der erstmal nur ein Bauchgefühl ist, oft gute, rationale Gründe, wenn man nur danach
            sucht, und zum Glück kann man das im Internet nachschauen, was die Medien einem verschweigen.
            Denken Sie an Thilo Sarrazin in der Flüchtlingskrise, Bernd Lucke in der Eurokrise,
            Sucharit Bhakdi in der Pandemie, alles sehr, sehr kluge Leute, die den Menschen gezeigt
            haben: Euer Gefühl trügt euch nicht!
         

         Wie unterscheidet man zwischen Pseudoexperten, die einen zu einem besseren Menschen
            erziehen wollen, und echten Fachleuten, die nur Fakten liefern?
         

         Genau daran: Ein echter Experte erzählt Ihnen nicht, dass Ihr Bauchgefühl falsch ist.
            Vielmehr liefert er neutrale Fakten, aus denen Sie Ihre Schlüsse ziehen können. Genauso
            wie Sarrazin, Lucke und Bhakdi das vorgemacht haben. Bei denen habe ich mich nie wie
            in einer Erziehungsanstalt gefühlt. Dasselbe gilt übrigens für Medien. Bei einem Journalisten,
            der diesen Namen verdient, fühlt man sich nicht wie im Ethikunterricht. Ich lese viele
            verschiedene alternative Medien und finde überall passende Informationen. Man muss
            eben suchen und selbst denken. So entsteht am Ende ein vollständiges Bild, das der
            Welt entspricht, wie man sie aus der eigenen Erfahrung kennt. Sie können den Leuten
            doch nicht erzählen, Migration sei eine Bereicherung, wenn sie jeden Tag die Meldungen
            sehen, dass wieder ein deutsches Mädchen von einem Asylbewerber vergewaltigt wurde.
            Da ist es doch kein Wunder, dass die Bürger sich auf die Suche nach seriösen Informationen
            begeben!
         

         Gibt es auch Andersdenkende, vor denen Sie großen Respekt haben?

         Absolut, und zwar alle, die selbst auch tolerant sind. Damit meine ich Menschen, die
            einem nicht erzählen, wie desinformiert und kurzsichtig man sei, sondern die ehrlich
            sagen, dass sie anders empfinden. Und ihrem Gegenüber sein Urteil lassen.
         

         Aber wenn alle allen ihre Meinung lassen, wie überzeugt man dann den anderen?

         Darum geht es doch nicht! Demokratie ist doch nicht, dass ich dem anderen meine Meinung
            überstülpen muss. Jeder hat das Recht, zu denken, was er will!
         

         Frau Bundeskanzlerin, wir danken Ihnen für das Gespräch.

         Das ist alles. Die meisten Leser des Jahres 2033 empfinden die typische AfD-Rhetorik
            längst als Norm, als Aneinanderreihung von Selbstverständlichkeiten. Wer hingegen
            innerlich zuckt, innehält, sich an der Kreisförmigkeit der Gedanken stört und an dem
            Angriff auf einen rationalen Politikdiskurs, ohne den die liberale Demokratie nicht
            existieren kann, der durchschaut das Spiel.
         

         Nach den alten Regeln der etablierten Politik tut Weidel etwas Ungeheuerliches. Sie
            sagt im Interview, sie sei eigentlich überall zu Hause, und rückt damit von der Verbundenheit
            mit Deutschland ab, obwohl der Patriotismus zu den Kernforderungen ihrer Partei gehört
            und Menschen, die wie Weidel reden, von anderen AfD-Anhängern als heimatlose Globalisten
            diffamiert werden. Das müsste diese Anhänger gegen sie aufbringen, aber der Erfahrung
            nach tut es das nicht, und Weidel liefert in ihren Antworten gleich den Grund. Kern
            der irrationalen Bewegung ist es, keine normativen Forderungen an Menschen zu richten.
            Jeder Affekt ist legitim, selbst ein Affekt, der dem der anderen widerspricht. Jedes
            Vorurteil darf sein. Jeder Mensch wird in seiner Gefühlswelt akzeptiert. Das Tyrannische
            dieser freiheitlichen Rhetorik entsteht erst, wenn jemand eine rationale Ordnung anmahnt,
            einen Rechtsstaat etwa, oder eine Ethik, oder die Einhaltung einer Menschenrechtscharta
            oder von Artikel 1 des Grundgesetzes. Wer das tut, gilt als Tyrann. Er will das Individuum
            richten und es anleiten und es bevormunden und mit Moral unterdrücken. Deshalb wird
            er bekämpft.
         

         Weidel vollendet in wenigen Worten einen großen Bogen. Sie versichert den Menschen
            ihre Freiheit, außer denen, die andere mit einer Moral belästigen, die notwendigerweise
            allgemeingültig sein muss und deshalb die Freiheit einschränkt. So ist es auch kein
            Widerspruch, wenn Weidel sagt, die AfD sei, was Kriminalität angeht, eine Null-Toleranz-Partei.
            Natürlich will sie Menschen schützen vor der Bedrohung und Zumutung, die eine Straftat
            bedeutet. Aber sie tut das als einzelne Maßnahme, nicht als normative Ordnung. Auf
            offensichtliche Korruption in den Reihen der AfD angesprochen, kann sie sich diese
            Einmischung verbitten. Das ist in ihrer Logik konsequent. Eine Maßnahme gegen korrupte
            AfD-Politiker würde deren Freiheit nicht mehren, sondern einschränken. Es würde sich
            um genau die gleiche Art von Zumutung handeln, die ein AfD-Anhänger empfindet, wenn
            er nicht mehr «Negerkuss» oder «Zigeunerschnitzel» sagen darf. So zeigt Weidel, welche
            Pirouetten eine irrationale Affektpolitik drehen kann und welche Abgründe an Korruption
            und Unmoral in ihr gedeihen.
         

         Das Jahr 2033 neigt sich dem Ende zu. Bundeskanzlerin Weidel zeichnet ihre Silvesterrede
            auf, und es kommt zu einer Verzögerung, weil die vom Bundeskanzleramt beauftragte
            Floristin ein Bouquet geliefert hat, das mit roten Nelken gespickt ist, einem alten
            sozialdemokratischen Symbol. Der Bundespressesprecher schreitet rechtzeitig ein, das
            neue Bouquet zeigt blaue Kornblumen. Als später moniert wird, die blaue Kornblume
            sei ein Erkennungszeichen von Nationalsozialisten in Österreich gewesen, kann der
            Pressesprecher es kaum fassen, wie kleinkariert und offensichtlich bösartig sein Gegenüber
            ist. Blau sei einfach eine schöne Farbe, noch dazu die Farbe der AfD, nichts weiter.
            Im Jahr 2033 sind solche Details nur noch eine Petitesse.
         

         Schon vor der Ausstrahlung der Silvesterrede sickern Details durch. Es ist eine Sensation.
            «Weidel setzt Neuwahlen an», lautet eine der leicht irreführenden Eilmeldungen. «Weidel
            tritt zurück», eine andere, die ebenfalls nicht stimmt. Als um 19:15 Uhr die Rede
            im ZDF ausgestrahlt wird, sitzen Millionen Deutsche in gespannter Erwartung vor den Fernsehern.
         

         Weidel wirkt locker. Sie wünscht den Deutschen in gesetzten Worten ein frohes neues
            Jahr. «Ich habe das Gefühl, wir haben es dieses Jahr einigen Leuten gezeigt, dass
            wir mit uns nicht alles machen lassen», sagt sie und zwinkert in die Kamera. «Für
            mich war es ein aufregendes Jahr voller neuer Erfahrungen, ich hoffe, für Sie auch.
            Als ich Bundeskanzlerin wurde, habe ich einen Amtseid geleistet, und der bedeutete
            für mich: Ich diene dem deutschen Volk, also Ihnen. Sie haben eine stabile Bundesregierung
            verdient, die dieses Land wieder in seinem vollen Glanze erblühen lässt. Was die Union
            und die anderen Altparteien Ihnen stattdessen geboten haben, sind Feigheit, Opportunismus
            und Vaterlandsverrat. Ich kann das nicht anders nennen. Und ich werde das nicht länger
            dulden, sondern den Weg freimachen, damit Sie, die Bürger, klare Verhältnisse schaffen
            können. Als geschäftsführende Bundeskanzlerin ist es mir nicht gestattet, dem Bundestag
            die Vertrauensfrage zu stellen. Deshalb fordere ich die Bundespräsidentin Annegret
            Kramp-Karrenbauer auf, im Bundestag eine Kanzlerwahl anzusetzen. Die AfD wird als
            stärkste Fraktion diese Wahl scheitern lassen. Danach kann die Bundespräsidentin den
            Bundestag auflösen und Sie, liebe Bürgerinnen und Bürger, können sich endlich Ihr
            Land zurückholen! Das Jahr 2034 gehört uns allen!»
         

         Um 19:20 Uhr steigen in vielen deutschen Städten die ersten Silvesterraketen auf.
            Menschen, die nicht die AfD unterstützen, öffnen Sektflaschen, und Anhänger der AfD
            auch. Alle erwarten sich viel von Neuwahlen. Schon um 21 Uhr lässt die Bundespräsidentin
            verkünden, sie werde sich mit allen im Bundestag vertretenen Parteien über einen geeigneten
            Kandidaten für die Kanzlerwahl austauschen. Beobachter mutmaßen, dass es Jens Spahn
            sein könnte. Dieser lässt eine triumphierende Pressemitteilung verbreiten: «Die Bundeskanzlerin
            tut, was wir seit Monaten fordern und was längst überfällig war: Sie beendet diesen
            unseligen Zustand und lässt Neuwahlen zu. Nun ist es an den Deutschen, ihr die Quittung
            dafür zu geben, dass sie monatelang für die Kameras Bundeskanzlerin gespielt hat,
            während im Land wichtige Entscheidungen liegen geblieben sind. Die Wähler werden wissen,
            was sie davon zu halten haben!»
         

         Das politische Jahr 2033 endet, wie es begonnen hat, mit einer Sekunde, die eine gefühlte
            Ewigkeit dauert. Das Bundespresseamt der AfD-Regierung hat sich für die offizielle
            Silvesterfeier der Bundeskanzlerin etwas Besonderes einfallen lassen. Das Wahljahr
            2034 soll mit der Verkündung der neuesten Umfrageergebnisse beginnen. Danach folgt
            auf Kosten der Bundesregierung ein großes Feuerwerk am Brandenburger Tor.
         

         Um 23:55 Uhr steht dort die gesamte Führungsriege der AfD auf einer großen Bühne.
            Es ist eine schamlose Inszenierung, aber alle, die über diese Schamlosigkeit klagen
            könnten, werden an diesem Abend nicht zu Wort kommen. Der bisherige Abend hat für
            die Deutschen einen so überraschenden Verlauf genommen, dass es schwerfällt, ihn mit
            anderen zu vergleichen, und so wundert sich niemand, dass Alice Weidel – wie bei der
            Verkündung der Ergebnisse ihrer Volksentscheide – vor einem Meer aus Deutschlandfahnen
            um 23:59 Uhr einen Umschlag öffnet und die neuesten Umfragewerte verliest. Sie nennt
            immer erst die Partei, dann ihre Prozentzahl.
         

         «SPD», ruft Weidel. «Sechs Prozent!»
         

         Sie presst die Lippen aufeinander, um ein Lachen zu unterdrücken, die anderen AfD-Politiker
            um sie herum feixen.
         

         «Linke», ruft Weidel. «Elf Prozent!»

         Neutrale, nichtssagende Gesichter.

         «Grüüüüne», ruft Weidel.

         Augenrollen, ein AfD-Politiker hält beide Hände vor seine Augen.

         «Zwölf Prozent!»

         «C – D – U», sagt Weidel und betont jeden Buchstaben gehässig. «22 Prozent!»

         «Und jetzt die AfD, meine Lieben! 45 Prozent! Ich wünsche allen Deutschen ein frohes
            neues Jahr!»
         

         Da beginnt auch schon der Countdown auf einer großen Tafel. Zehn, neun, acht, sieben,
            sechs, fünf, vier, drei, zwei, eins – Weidel trägt immer noch ein Mikrofon, aber was
            sie danach sagt, geht im allgemeinen Durcheinander unter, die AfD-Politiker umarmen
            sich, die Zuschauer auch, hinter ihnen steigt das Feuerwerk in die Luft, und mit diesen
            Bildern beginnt das neue Jahr.
         

         Die AfD nähert sich der absoluten Mehrheit. Die anderen Parteien haben wieder verloren.
            Was immer sie versucht haben, es hat nichts genützt. Sie haben sich jahrelang etwas
            vorgemacht. Sie dachten, die AfD sei eine Partei wie alle anderen.
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         Das Szenario in diesem Buch ist ausgedacht. Das wirkliche Jahr 2033 wird sich auf
            vielerlei Weise davon unterscheiden, bis hin zu der Möglichkeit, dass die AfD nicht
            an einer Regierung beteiligt sein wird, oder gar nicht mehr existiert, oder sich gespalten
            hat oder eine der unzähligen anderen denkbaren Varianten eintritt. Wenn jedoch eine
            ausreichend hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass selbst eine in ihrer Radikalität
            und ihren Möglichkeiten gehemmte AfD ein solches Jahr verursacht, ist die Partei weit
            gefährlicher, als viele Deutsche im Jahr 2026 annehmen.
         

         Heute hört man oft, die AfD solle regieren, um sich zu entzaubern. Was solle schon
            passieren? Was könne die AfD schon tun, in einer Koalition oder ohne Mehrheit oder
            unter Aufsicht der Gerichte? Würde sie nicht bei allem, was wirklichen Schaden anrichte,
            auf die eine oder andere Weise gestoppt werden? Lebt sie nicht vom Widerstand, den
            man ihr leistet, und würde sie nicht in sich zusammenfallen, sobald sie daran gemessen
            würde, was sie tatsächlich tut? Dieses Buch ist eine Antwort auf diese Fragen.
         

         Es schildert ausführlich, welche Hemmungen in der Bevölkerung auftreten und wie diese
            so manchen Exzess verhindern. Es zeigt aber auch, wie unter den Wählern keine wirkliche
            Irritation eintritt, weil die AfD in ihrer Entwicklung nicht einen gesunden Diskurs
            gekapert hat, sondern sie selbst nicht mehr ist als das Symptom einer kurzsichtigen,
            auf seltsame Weise unpolitischen und affektgesteuerten Internetöffentlichkeit. Deshalb
            gibt es bei den meisten kein großes Erwachen und nicht einmal einen Moment der Irritation.
            Diese AfD-Regierung bearbeitet die Probleme auf eine Weise, die viele Menschen erwarten.
         

         Natürlich wird es solche geben, die alles durchschauen, oder die, genauer gesagt,
            nicht zu dem Teil der Internetöffentlichkeit gehören, der die AfD hervorgebracht hat.
            Diese Menschen werden alle Reaktionen zeigen, die wir von einem politisch interessierten
            und rationalen Wähler erwarten. Aber wie viele Menschen werden das im Jahr 2033 noch
            sein, wenn wir schon in unserer Gegenwart spüren, wie ihre Zahl schwindet?
         

         An manchen AfD-Anhängern ist nichts Erklärungsbedürftiges. Sie sind klassische Rechtsextreme
            und waren es schon vor Gründung der Partei. Andere sind Nationalkonservative, die
            in der Zeit stehengeblieben sind und sich schon früher nur mühsam mit der CDU arrangierten. Sie haben nun eine politische Heimat gefunden, die besser zu ihnen
            passt. Und dann gibt es eine Sorte, die mysteriös und widersprüchlich wirkt, weil
            sie sich nicht mit den altmodischen Begriffen politischer Interessen beschreiben lässt.
            Wir ertappen ihre Vertreter immer wieder dabei, wie sie gegen ihre angeblichen Interessen
            handeln und wie es sie kein bisschen kümmert. Sie machen die AfD zu einer Partei neuen
            Typs, die weit mehr ist als nur eine Erweiterung des politischen Spektrums am rechten
            Rand. Wer das Phänomen der AfD erklären will, muss diese Menschen in den Blick nehmen.
            Die anderen hätten alleine nie die Kraft gehabt, den Erfolg der AfD zu begründen.
         

         Wer fest daran glaubt, dass die Union niemals die Brandmauer in Frage stellen wird,
            muss diesem Buch eine Gegenfrage beantworten: Beschreibt es nicht eine plausible Zukunft,
            in der die Existenz und der Fortbestand der Europäischen Union, der Bundesrepublik
            Deutschland, wie wir sie kennen, und einer auf christlichen Werten basierenden Politik
            davon abhängen, dass es der CDU gelingt, die AfD zu zähmen? Und ist in dieser Zukunft, die hier beschrieben wird,
            nicht alles andere schon erfolglos probiert worden, sodass eine Generation von CDU-Politikern vor der Entscheidung steht, die letzte verbleibende Chance einer Entzauberung
            zu nutzen? Und würden sie das wirklich aus Prinzipienlosigkeit oder Machtopportunismus
            tun, oder aus dem Gefühl, verantwortlich zu handeln und dabei die Bürde zu tragen,
            die dieser Wortbruch bedeutet? Stünden in dieser Situation nicht größere Dinge zur
            Disposition, der Verbleib in EU und NATO, der liberale Rechtsstaat, die Verfassung, als es die in diesem Buch beschriebenen
            Zugeständnisse wären? Wer etwa sagt, die Union würde niemals der Einführung von Volksentscheiden
            zustimmen, muss überlegen, wie viel wichtiger die anderen Fragen sein werden, wenn
            die Brandmauer fällt.
         

         Wer glaubt, dass die Entzauberung funktionieren könne, dass die deutsche Öffentlichkeit
            auf eine autoritäre, verantwortungslose und erratische AfD-Regierung mit großer Ablehnung
            reagieren werde, der müsste diesem Buch eine weitere Frage beantworten: Warum reagiert
            die Öffentlichkeit nicht schon dann mit dieser Ablehnung, wenn sich in Oppositionszeiten
            zeigt, dass AfD-Politiker inkompetent sind, oder opportunistisch, oder korrupt, oder
            unpatriotisch? Genau das also, was der Anhänger einer Entzauberungstheorie erwartet,
            wenn die AfD regiert, müssten Bürger zumindest in Ansätzen schon jetzt zeigen, wenn
            eine Oppositionspartei sich so entblößt. Das passiert aber nicht. Warum sollte es
            2033 passieren? Besonders, wenn die AfD einem erprobten Muster folgen könnte, wann
            immer jemand sie an ihrer Entfaltung hindert, nämlich, diese Kräfte als das zu bezeichnen,
            als was sie auf manche wirken: Hinderer des demokratischen Willens des deutschen Volkes.
            So würde die AfD die Gerichte als ideologisch verblendet und korrupt, die Richtlinien
            der Europäischen Union als ausländischen Knebel eines unsouverän gewordenen Deutschlands
            und die Massendemonstrationen als Aufwallung der alten, gierigen Elite bezeichnen,
            gegen die die AfD angetreten ist. Wer also behauptet, die AfD würde als Regierungspartei
            sich murrend in das Schicksal fügen, nicht alle ihre Ideen durchzusetzen, muss irren,
            wenn sich das Verhalten der Partei aus der Gegenwart fortsetzt.
         

         So grotesk das hier geschilderte Jahr 2033 auf uns wirken mag, es gewinnt an Plausibilität,
            je länger man darüber nachdenkt.
         

         Werden wir tatenlos mitanschauen, wie Deutschland in den Autoritarismus abgleitet,
            obwohl die Bürger dieses Landes, die keine AfD-Wähler sind, doch jederzeit bereit
            sind, zu demonstrieren oder Widerstand zu leisten? Wer seine Wehrhaftigkeit hoch einschätzt,
            muss schon staunen, mit welcher Leichtigkeit die AfD in diesem Zukunftsszenario agiert
            und Zustände verursacht, die zutiefst bedenklich und skandalös sind. Die Frage an
            diese Bürger ist, wie sehr sie sich in ihr eigenes zukünftiges Ich hineinversetzen
            wollen. Das Jahr 2033 ist im Jahr 2026 noch sieben Jahre entfernt. Das sind in diesem
            Szenario sieben weitere Jahre, in denen Warnungen und Proteste zu nichts geführt haben
            als zu einer in Umfragen steigenden AfD. Sind sich diese Bürger also sicher, dass
            sie im Falle einer AfD-Kanzlerschaft noch zu großem Widerstand in der Lage wären,
            wenn sie zu diesem Zeitpunkt seit Gründung der AfD 20 Jahre lang die Erfahrung gemacht
            haben, dass Massendemonstrationen allenfalls vorübergehende Umfrageschwächen bei der
            AfD verursachen und alle anderen Formen der informierten Warnung ungehört verhallen?
         

         Will man diesem Buch einen Vorwurf machen, müsste der tiefer gehen. Er könnte lauten:
            AfD-Anhänger sind nicht so, wie sie hier beschrieben werden. Sie sind rational. Sie
            denken strategisch. Sie sind Rechte, die eine rechte Politik planen. Ihre Motive sind
            weder mysteriös, noch muss man sie anders behandeln, als man frühere Parteien behandelt
            hat. In der Demokratie werden Vorschläge gemacht, die AfD macht die ihrigen, und wer
            sie falsch findet, muss die Partei stellen und das Publikum mit guten Argumenten für
            seine Vorschläge einnehmen. Das ganze Brimborium, das jahrelange Nachdenken über angebliche
            Gegenstrategien, wäre dann einfach dem Umstand geschuldet, dass sich viele mit einem
            weltweit stattfindenden Rechtsruck schwertun, und ihre Berührungsängste mit einer
            migrationskritischen und nationalkonservativen Politik dadurch kaschieren wollen,
            dass sie großspurig von neuen Phänomenen wie Populismus und Extremismus reden, wo
            es doch nur darum geht, dass der Zeitgeist nach den 1968er Jahren wieder in eine andere
            Richtung pendelt.
         

         Wer so redet, muss Phänomene erklären, die seiner Theorie widersprechen. Er muss sagen,
            warum AfD-Anhänger ein Verhalten zeigen, das bei jedem Nationalkonservativen der 1980er
            Jahre dazu geführt hätte, an seiner geistigen Reife und seinem politischen Ernst zu
            zweifeln.
         

         Warum hat die migrationspolitische Wende der schwarz-roten Koalition seit 2025 keinen
            Einfluss auf die Zustimmungswerte der AfD gehabt? Warum profitiert die CDU nicht davon, dass sie von zwei Führungsfiguren des konservativen Parteiflügels repräsentiert
            wird, nämlich von Friedrich Merz und Carsten Linnemann? Warum fällt es der AfD schwer,
            sich von Positionen zu distanzieren, die über eine verfassungskonforme, nationalkonservative
            Weltanschauung hinausgehen? Was ist das Geheimnis, wenn eine Partei ihrer Konkurrenz
            vorwerfen kann, sich am Staat zu bereichern, und nicht an Zustimmung verliert, wenn
            herauskommt, dass sie selbst sich am Staat bereichert, indem ihre Abgeordneten Verwandte
            in lukrative Positionen hieven, für die sie nicht qualifiziert sind? Wie erklären
            wir den revolutionären Gestus, mit dem AfD-Anhänger auftreten und der nicht vereinbar
            ist mit dem bewahrenden, vorsichtigen Charakter früherer Konservativer, die Revolutionen
            stets verhindern wollten? Wann gab es je eine Partei, die sich patriotisch nannte,
            deren Vertreter aber sagten, an diesem Deutschland sähen sie nichts, das sich zu verteidigen
            lohnen würde, wenn Deutschland von einer fremden Macht angegriffen würde? Warum kann
            die AfD sich freiheitlich nennen, wenn ihre Vertreter zugeben, eigentlich Antiliberale
            zu sein? Wie ist es möglich, dass eine Partei gegen Migration wettert und dann viele
            Migranten in ihren Reihen hat, die zum Teil als Flüchtlinge nach Deutschland kamen,
            wie Petr Bystron, oder als adoptierte Waisenkinder aus Rumänien, wie Markus Frohnmaier,
            oder jemand wie Marc Jongen, ein gebürtiger Italiener, der erst 2011 eingebürgert
            wurde, oder AfD-Mitglieder mit Namen wie Anna Nguyen, Meysam Ehtemai, Ahmet Görgülü
            und Homib Mebrahtu? Wie erklären wir das in unserem traditionellen politischen Vokabular?
         

         Wir können es nicht. Die AfD gehorcht den alten Regeln nicht. Und wer sich zu Beginn
            des Jahres 2033 darauf verlassen hatte, dass sie doch nur eine Partei wie alle anderen
            ist, der wurde im Verlaufe der nächsten Monate eines Besseren belehrt. Sich das in
            vielen, lebendigen Schattierungen auszumalen, ist der Sinn dieses Buches.
         

         Wer verhindern will, dass ein solches Szenario eintritt, für den ist hiermit eine
            Handreichung entstanden. Sie erklärt, warum es ein Irrtum ist, mit der AfD einen politischen
            Meinungskampf zu führen. Der Widerspruch, der Faktencheck, das Expertenurteil, die
            Entzauberung, der Appell, all das sind Kategorienfehler. Sie entstammen einer anderen
            Zeit. Sie sind für AfD-Anhänger nur eine Bühne, auf der sie ihre Unerschütterlichkeit
            und Unerreichbarkeit beweisen können und die Hilflosigkeit und Machtlosigkeit derjenigen,
            die sich mit ihnen auf dieses Spiel einlassen. Es geht nur insoweit um Politik, als
            dass alles, was passiert, in politischen Forderungen endet. Die Triebfeder aber, die
            Ursache von allem, ist vorpolitisch. Sie handelt von der Kränkung, in seinen Gefühlen
            abgewertet und verlacht worden zu sein. Von der Irritation, in der Demokratie seinesgleichen
            nicht unter den Volksvertretern zu finden. Von der Sehnsucht, Rache zu nehmen für
            diese Zurücksetzung und Demütigung. Von der Bereitschaft, so lange Dominanz auszuüben,
            bis die Freiheit zur eigenen emotionalen Entfaltung widerspruchslos hingenommen wird.
            Wer mit alten Mitteln auf AfD-Anhänger einredet, macht alles nur schlimmer. AfD-Anhänger
            werden den Widerspruch als Angriff auf die eigene Freiheit empfinden; den Faktencheck
            als hinterlistigen Versuch der Delegitimierung; das Expertenurteil als offensichtlich
            voreingenommen gegen ihresgleichen; die Entzauberung als verzerrte Dystopie einer
            Zukunft, die offenkundig positiv wäre, weil man selbst und seinesgleichen endlich
            nicht mehr abgewertet würde, für die Art, wie man empfindet; der Appell als die verlogene
            Pose von jemandem, der moralische Gründe anführt, wo er doch selbst Menschen für das
            abwertet, was sie sind.
         

         Das meint nicht, den Diskurs sein zu lassen, sondern sich seiner Vergeblichkeit bewusst
            zu werden. Auf der theoretischen Ebene muss die Haltung von AfD-Anhängern der Kritik
            unterzogen werden. Sie bedeutet einen Angriff auf die Wesensmerkmale unseres demokratischen
            Diskurses, auf unseren moralischen Universalismus und die Werte der Aufklärung. Aber
            was hilft alle Theorie, wenn sie keine Wirkung zeigt?
         

         Dann muss eine pragmatische Strategie gefunden werden. Wer die AfD ablehnen will,
            muss die eigene emotionale Position reflektieren und erkennen, wie wenig er von der
            Wirkungslosigkeit seiner Worte überrascht sein kann. Gibt es etwas Arroganteres, als
            einem einsamen, wütenden Menschen, der sich nicht gesehen fühlt, zu erklären, wie
            lächerlich falsch und nachweislich unsinnig seine Gefühle sind? Würden wir selbst
            auf den Appell, es doch zur Abwechslung einmal mit einer moralisch integren Haltung
            zu versuchen, positiv reagieren? Würden wir, wenn uns ein Buchautor als einsamen,
            wütenden Menschen charakterisierte, begeistert zustimmen, oder würden wir die Überheblichkeit,
            die diese Position bedeutet, brüsk zurückweisen und sagen, dass wir mitnichten einsam
            sind, sondern Teil einer Gemeinschaft, die zu Recht wütend ist auf die politischen
            Verhältnisse? Was würde es mit uns machen, wenn keiner der Politiker, die wir im Fernsehen
            sehen, so recht von unserem eigenen Schlag zu sein scheint? Wenn alle Parteien von
            Menschen bevölkert werden, von denen wir wissen, dass sie uns mit Geringschätzung
            betrachten? Würde uns ein Faktencheck mit solchen Figuren versöhnen? Würden wir, wenn
            einer von uns im Fernsehen aufträte, um unsere Position zu behaupten, von ihm ablassen,
            weil alle über ihn lachen, der Moderator ihm besonders bissige Fragen stellt und der
            Wissenschaftler höflich sagt, dass unser Mann, mit Verlaub, ein Dummkopf sein muss?
            Die Antwort fällt leicht: Wir würden uns genauso verhalten wie AfD-Anhänger.
         

         Warum also umarmen wir sie nicht, diese neue Sorte politischer Bürger? Warum werten
            wir ihre Intuitionen nicht auf, geben ihnen Raum, laden sie ein, in unserer Mitte
            zu existieren, in unserer inklusiven Art, die wir als liberale Demokraten haben? Die
            Antwort fällt leicht: weil das ein Angriff auf unseren moralischen Universalismus
            ist, den wir nicht dulden können, ohne unsere Werte zu verlieren. Weil der einsame,
            verletzte Pessimist, der sich nicht repräsentiert fühlt, vielleicht sagt, dass die
            Bundesrepublik nur eine GmbH sei. Dass eine korrupte, linkswoke Elite aus Globalisten
            versucht, das deutsche Volk durch einen Vielvölkerstaat zu ersetzen, um eine dauerhafte,
            strukturelle Zustimmung zur eigenen Ideologie sicherzustellen. Wir können offensichtlichem
            Unsinn und hanebüchenen Verschwörungstheorien keinen wertschätzenden Platz in unserer
            Mitte geben, ohne unseren eigenen Anspruch auf Rationalität und Wahrheitsliebe aufzugeben.
            Wir sind gezwungen zu widersprechen, abzuwerten, auszugrenzen und immer wieder vom
            Irrweg und von der Gefahr zu sprechen, die solche Haltungen bedeuten. Das ist das
            Dilemma unserer Zeit und die Schleife, in der wir uns drehen. Und mit jeder Umdrehung
            erleben wir, wie die AfD ein paar Prozentpunkte mehr erreicht.
         

         Dabei gibt es einen Weg, der dieses Dilemma umgeht. Dafür muss man die Entstehung
            dieser politischen Haltung in noch kleinere Schritte unterteilen. Sie kommt nicht
            aus der Überzeugung der eigenen Überlegenheit, der Inkompatibilität des Islams mit
            unseren westlichen Werten, dem Zweifel an einem supranationalen Währungssystem oder
            der Überzeugung, es beim Klimawandel mit einer hysterischen Fehlkalkulation politisch
            motivierter Wissenschaftler zu tun zu haben. Das sind nicht die Positionen, denen
            wir eine Repräsentation und Wertschätzung zugestehen müssen, sondern ihren mächtigen
            Vorläufern: dem Gefühl der Unsicherheit; dem Ausdruck einer pessimistischen Grundhaltung;
            dem biographisch gewachsenen Misstrauen; dem Gefühl, bedroht zu sein.
         

         Darf jemand von einem Unwohlsein berichten, wenn in seiner Straße eine Asylbewerberunterkunft
            gebaut wird? Wir würden sagen: Das kommt darauf an. Er dürfte von Ängsten vor Fremden
            sprechen, müsste aber eingestehen, dass diese irrational und unbegründet sind. Oder
            er dürfte davon sprechen, aber jemand anderes müsste das Gefühl der Angst entsprechend
            abwerten. Kaum ist das geäußert, kippt die Welt vor unserem inneren Auge und wir rutschen
            eine abschüssige Bahn hinunter in eine unheilvolle Zukunft. Aber was, wenn wir einmal
            nur dieses ursprüngliche Gefühl betrachten? Was, wenn wir es verstehen könnten? Was,
            wenn unsere Antwort lauten würde, dass wir selbst oft ähnlich empfinden? Und wenn
            darauf keine Abwertung, keine Mahnung, kein Kategorienwechsel auf die Ebene rationaler
            Forderungen folgen würde, wonach der Bau eines Asylbewerberheims aber politisch geboten
            sei. Was, wenn Politiker vieler Parteien ähnlich empfänden und das öffentlich sagten?
            Warum? Weil wir annehmen, dass es die Wahrheit wäre, nicht für alle, aber für viele.
            Es wäre ehrlich.
         

         Wir hätten einen authentischen Moment der Nähe und des Vertrauens geschaffen, der
            für die einen die ersehnte Anerkennung ist, für die anderen der erste Schritt auf
            einem moralischen Irrweg, der an die schlimmsten historischen Vorbilder erinnert.
            Manche von uns wären an diesem Punkt schon einigermaßen nervös.
         

         Aber was, wenn wir die Größe und Souveränität hätten, die Kategorien sauber zu trennen?
            Und dem ehrlichen Gefühl von Angst und Unwohlseins nichts weiter zu unterstellen?
            Wir könnten der Person, die so empfindet wie wir, natürlich anbieten, einem rechtsextremen
            Projekt der ethnischen Säuberung zu folgen, an dessen Ende es keinen Grund mehr geben
            könnte, ein Asylbewerberheim zu errichten. Wir könnten aber auch einen ganz anderen
            Weg vorschlagen: einen Bau in einer anderen Straße, ein Sicherheitskonzept, eine Klärung,
            wer dort einzieht und wer nicht. Das eine wäre rechtsextrem, das andere nicht.
         

         Der Rechtsextreme wäre plötzlich nicht mehr der Einzige, der dem Bürger mit Unwohlsein
            signalisiert, dass er genauso empfindet. Er könnte nicht mehr die Wut für sich nutzen,
            die entsteht, wenn Menschen keine Anerkennung bekommen. Er könnte sich nicht als Vehikel
            anbieten, um Rache zu nehmen an all jenen, die zweifelnde Bürger als uninformiert
            und moralisch verkommen hingestellt haben. Der Vertrauensverlust, von dem er profitiert,
            würde nicht eintreten.
         

         Ein Einwand ist erlaubt. Anwohnern von Asylbewerberheimen wurden schon oft Sicherheitskonzepte
            präsentiert und Baualternativen und Bewohnerprofile. Es hat nie geholfen. Warum nicht?
            Weil nie gesagt wurde, dass das Unwohlsein respektiert wird. Weil die politische Ebene
            nicht der Kern war, sondern die Abwertung derer, denen unwohl war. Weil diejenigen,
            die Entscheidungen trafen, nicht glaubhaft signalisiert haben, dass sie verstehen,
            sondern floskelhaft oder paternalistisch oder mitleidig. Weil die Emotion nicht verstanden
            wurde. Und weil dieser Verzicht auf emotionale Nähe jahrzehntelang funktioniert hat,
            bis das Internet aufkam, in dem Menschen pausenlos ihr Innerstes nach außen kehren.
            Wer sich dort bewegt, kann es sich nicht leisten, unauthentisch zu sein oder seine
            Gefühle nur im Lichte ihrer politischen Korrektheit zu äußern. Er verliert sonst weite
            Teile der Bevölkerung an jene, die ehrlich sagen, dass ihnen die Migration, die Waffenlieferungen
            und die Pandemiepolitik große Angst machen.
         

         All das würde funktionieren aus einem einzigen Grund: Die Ängstlichen sind nicht auf
            eine Ideologie festgelegt, solange man ihre Persönlichkeit nicht als Ausdruck eines
            zivilisatorischen Niedergangs deutet. Das haben AfD-Anhänger über Jahre deutlich gemacht.
            Sie haben sogar den Eindruck erweckt, bei manchen Fragen könnten sie genauso gut das
            Gegenteil vertreten, solange es ihrer Pose und ihrer dominanten Rhetorik dient. Wir
            haben uns gewundert über diese Irrationalität und haben zuweilen geschmunzelt über
            den fehlenden Weitblick ihrer Gedanken, und haben es damit noch schlimmer gemacht.
         

         Nun haben wir die Wahl. Je mehr wir uns auf die neue Zeit einstellen, desto entfernter
            bleibt das Jahr 2033. Je weniger wir es tun, desto näher rückt es an uns heran. Und
            dann ist es irgendwann zu spät.
         

      
   
      
         
            Zum Buch

         

         Deutschland 2033: Einhundert Jahre nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten
            steht Deutschland vor einer Bundestagswahl — und die AfD geht als Siegerin hervor.
            Die Brandmauer hält nicht: In der Hoffnung, die AfD in der Regierung zu entzaubern,
            gibt die Union nach. Doch das Kalkül scheitert. Die Rechtspopulisten demontieren Schritt
            für Schritt den liberalen Verfassungsstaat. In nur einem Jahr wächst ein autoritäres
            Regime heran, das Menschenrechte und Demokratie verachtet.
         

         Der Zusammenbruch kommt leiser, als viele dachten: ohne revolutionäre Gewalt, ohne
            fanatisierte Massen — nur durch Verwaltung, Paragrafen und eine politisierte Justiz.
            Die Republik stirbt, aber es ist still im Land. Die Menschen sind müde und ratlos,
            Widerspruch verhallt. Sie hätten früher handeln müssen. Nun ist es zu spät. Justus
            Bender erzählt von einem Untergang ohne Spektakel — gerade das macht seine Vision
            so realistisch. Das Buch spielt in der Zukunft, handelt aber in Wahrheit von einer
            Gegenwart, in der es noch Hoffnung gibt: Es erklärt im Detail, welche Politik und
            Kommunikation heute nötig sind, um das Scheitern von morgen zu verhindern.
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         Justus Bender, geboren 1981, hat Philosophie und Amerikanistik in Frankfurt am Main
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            die Partei seit ihren Anfängen als euroskeptische Kleinpartei und hat 2017 mit «Was
            will die AfD?» das Standardwerk über deren Aufstieg und Ziele geschrieben.
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